
1. EiNLEITUNG 
PROBLEMDARSTELLUNG: GEGENSTAND, WELE, METHODEN 

1.1, Zugängiiche Quellen und deren Wert für die Untersuchung 

Die folgende Darstellung des Widerstandes in Gießen und Umgebung 
stützt sich sowohl auf schriftliche Belege, wie sie bei Verwaltungs-, 
Justiz- und Polizeibehörden des Dritten Reiches zu finden waren, wie 
auch auf mündliche Befragungen ehemaliger Widerständler. Das schrift- 
liche Quellenmaterial ist naturgemäß sehr lückenhaft, da von den Ver- 
folgungsbehörden manches vernichtet und von der anderen Seite, den im 
Widerstand Tätigen, aus verständlichen Gründen möglichst wenig 
schriftlich festgehalten bzw. aufbewahrt wurde. 

Diese Regel, möglichst wenig kompromittierendes Material aufzubewah- 
ren, wurde vor allem von den Kommunisten eingehalten, weshalb sich 
auch wenig Material bei den Verfolgungsbehörden über diese Gruppe 
finden Iäßt. Hektographierte Anweisungen 2.B. des ZK der KPD und des 
KJVD müssen daher aus anderen Untersuchungsgebieten herangezogen 
werden. Eine unersetzliche Fundgrube für den kommunistischen Wider- 
stand in Gießen stellt jedoch das Privatarchiv Walter Deeg dar, das 
sich seit 1986 im Stadtarchiv Gießen befindet. 

Für alle Zeugnisse der Widerstandstätigkeit gilt grundsätzlich die Ein- 
schränkung, daß nicht "jede in den Berichten enthaltene Schilderung 
und Beurteilung als 'untrüglich' und 'ungeprüft' gelten kann. Der Leser 
wird die Einzelheiten stets unter dem Vorbehalt aufnehmen müssen, 
daß es sich um Zeugnisse handelt, deren Inhalt schon bei der Wahr- 
nehmung durch die Berichterstatter, außerdem durch ihr besonderes Be- 
richterstattungsinteresse getrübt, vergröbert oder verschönert werden 
könnte.1'1 Was an Einschränkungen für die Aktenaussagen bei den Ver- 
folgern gilt, muß mit Abwandlung auch für die Aussagen der Verfolg- 
ten angemerkt werden, denn diese "wußten, was Wahrheit für sie selbst 
und andere bedeutet; so sagten sie, wenn und solange sie den 'ver- 
schärfte Vernehmung' genannten Folterungen standhielten, Unwahrhei- 
ten und halbe Wahrheiten, machten aber da Geständnisse, wo nichts 
mehr geleugnet werden konnte, oder berichteten durchaus über Fakten 
und Zusammenhänge, deren Kenntnis keinen Schaden mehr anrichtete."2 

Bei den Akten der Verfolgerbehörden kamen in Betracht die wenigen 
Polizeiakten der Polizeidirektion Gießen, aber auch der größte Teil der 
Prozeßunterlagen des Sondergerichts Darmstadt im Hessischen Staatsar- 
chiv (Abt. G 27) und die Bestände des Sicherheitsdienstes (SD) der SS 
und der Geheimen Staatspolizei ~armstad t .3  Von den Beständen des 
Stadtarchivs Gießen waren besonders die Akten zu Wahlen und Abstim- 
mungen im 111. Reich wichtig, in zweiter Linie die zu den Entlassungen 

1 Martin Broszat, E.Fröhlich, F-Wiesemann (Hrsg.), Bayern in der 
NS-Zeit, München 1977, S. 17 f. 

2 Günter Plum, Die KPD in der Illegalität, in: VfZG 211975, S. 
221. 

3 Von den Lageberichten des SD im StAD ist vieles zu allgemein, 
um hier verwendet werden zu können. 



aus dem öffentlichen Dienst. Als bedeutsam für die Untersuchung er- 
wiesen sich auch die Akten des Stadtschulamts zum Religionsunterricht, 
die viele Zeugnisse der Bekennenden Kirche bzw. Reaktionen der hess. 
Verwaltungsbehörden enthalten.1 

Eine andere Art von schriftlichen Quellen stellen die Erinnerungsbe- 
richte von Verfolgten oder Oppositionellen dar. Hier ist besonders an 
die von Maria Deeg veröffentlichte Schrift "Signale aus der Zellet12 wie 
auch an die "~rinnerungen"3 von Wilhelm Leib zu denken, die eine Fül- 
le  von Informationen zum Arbeiterwiderstand enthalten. Bei diesen 
Quellen muß man beachten, daß sie unter der veränderten Sicht neuer 
Verhältnisse nach dem Krieg entstanden. Einerseits können damit die in 
den Verfolgerakten dargelegten Tatbestände verglichen und erweitert 
oder korrigiert, Zusammenhänge besser verstanden und Ziele der Han- 
delnden genauer erfaßt werden, auf der anderen Seite sind solche 
Berichte auf Verzerrungen und Legendenbildungen hin zu untersuchen, 
die sich durch den zeitlichen Abstand, Zweck und Motivation der Ver- 
fasser ergeben. Die oben genannten Veröffentlichungen haben aber ge- 
genüber der mündlichen Befragung den Vorteil, daß der Zeitzeuge seine 
Erlebnisse verarbeiten und in einen rationalen Zusammenhang bringen 
kann. 

Von dieser Art Erinnerungsliteratur unterschieden ist das, was Zeugen 
noch zur Nazizeit bzw. kurz danach aufzeichneten. Dafür kommt für 
unser Untersuchungsgebiet vor allem das geheime Tagebuch des Schrift- 
stellers Eduard Geilfuß (mit Schriftstellernamen Edward), in Betracht. 
Es hatte schon bei dem Thema tt~udenverfolgungtt4 sehr gut geholfen. 
Eine Quelle von unschätzbarem Wert könnten die handschriftlichen Ta- 
gebuchnotizen (z.T. in Kurzschrift) des Gießener Stadtpfarrers Deuster 
darstellen, die den gesamten Zeitraum von 1938 - 1945 umfassen. Sie 
sind im Besitz seines Bruders, aber trotz intensiver Bemühhungen war 
Einsichtnahme nicht möglich. 

Im November 1983 konnte die Schülergruppe, die sich mit dem Thema 
ttWiderstand" befailt hatte, im Burgmannenhaus eine Ausstellung ihrer 
Arbeit veranstalten. Im Zusammenhang damit wurde ich mit einem En- 
kel von Dr. Kaufmann bekannt, der mir eine Abschrift von Kaufmanns 
"Lebens- und Leidenswegtt, angefertigt im Dezember 1945, übergab und 
die unsere Untersuchungen noch ergänzte und erweiterte. Wir bekamen 
vor allem einen Einblick in die Wandlungen eines bürgerlichen Weltbil- 
des im Verlauf der Nazizeit. 

Nach dem Krieg hat man es versäumt, Widerständler und Verfolgte der 
Nazizeit persönlich zu befragen. Jetzt, mehr als 53 Jahre nach der 
Machtergreifung und im 41. Jahr nach Kriegsende, ist vieles zu spät. 
Viele Zeugen leben nicht mehr, manche der Oberlebenden wollen oder 
können aus verständlichen Gründen nicht aussagen. Da mu6 man schon 

1 StAGi Nr. 1823; "Stadtschulamt - Religionsunterricht an den 
Volksschulen 1933/40tt. 

2 Maria Deeg, Signale aus der Zelle, 3. verb. Aufl., Gießen 1983. 
3 Wilhelm Leib, Erinnerungen, Gießen 0.J. (C& 1981) im StAGi. 
4 MOHG 6911984. 



dankbar sein, wenn sich jemand zur Verfügung stellt, eine mehrmalige 
Befragung über sich ergehen zu lassen. Zwar geben die Befragten ihre 
damaligen oder heutigen politischen und weltanschauiichen Xasiobten 
wieder, abetr ihre Angaben %B. Ober Aufbau und Aktivitaten der im 
Geheimen wirkenden Organisationen ergänzen das Bild, das sich aus 
dem schriftlichen Material ergibt.1 

Eine u m f a s ~ ~ n d e  Darstellung der Geschichte G i e h  in der Zeit von 
1933 - 1945 gibt es noch nicht; an Teilaspekte haben sich verschiedene 
Untersuchungen schon -herangetraut. Hier sollen nur die Arbeiten von 
Albert Mebi, KrupLe/Tewes, E l h t h  Wiele und die von mehreren Auto- 
ren herausgebrachten Veri5ffentlichungen wie "Xskulap 8 Hdadcrezlz", 
"Frontabschnitt HochschuleN, "GielJener Universität und Na t ions lda -  
lismusn (&X. Forum 211982) erwähnt werden. 

Von nicht zu unterschätzendem Wert sind auch solche regionalem 
Schtiftem w r  Geschichte einer Ortsgruppe der SPD wie %B. "Neunzig 
Jahre SPD in Heuchelheim und Kinzenbach8J oder "Geschichte 'der 
Arbeiterbewegung in Klein-Linden". Bei all den neueren Ve&ffeatii- 
chungen dürfen aber nicht die bahnbrechenden Untersuchungen von Er- 
win K d  vergessen werden, hier besonders zu erwohtibn "Dh politi- 
schen KrtSfte und das WMiierverBslten im Landkreis Gießan während der 
letzten 60 Jahrew und der erste Beitrag zum Widerstand, der in unse- 
rem Raum bisher geschrieben wurde, in "Zwischen Kirche und Pforte, 
1200 Jahre wiesecklt.2 

Vorliegende Arbeit ähnelt im Aufbau und teilweise in der Durchführung 
anderen regionalen Untersuchungen, geht aber über die Stadt, Gießen 
nach b i m s ,  W& der AusdiucK wUmgebuagl* bewuSt nicht leonltrab- 
siert wird, um ail die Verbinduagswränge, die von der Stadt aufs Lond 
und umga3tehrt bestanden, zu erhalten. Zudem sollten die un temch id -  
chen so?noOhmwchen Bedingungen und Eiafltbe von Stadt tmd Land 
er  r wer- Vorbild für unsere Arbeit waren vor ailem die Ver- 
i5ffencliehwp van Steinberg (Essen), Billstein (Krefeld), Bludw (D&- 
brirg), Fischer-Defoy (Kassei), K l o t h c h  (Dortmund), Mmdmeb-Brom- 
berger ( F d u r t / M . ) ,  Peukert (Ruhr ebiet), Rebent iWRlub (Neu- 
I s d ~ r g ) ,  PLyd-Rdlmann (Darmstadtf und Seheurich (WertMm/M.). 
Nicht vergessen werden soll auch die Arbeit von Albert U, die es 
ermaglichte, das Studium der Regionalzeitungen gezielt zu b e t r d b 3  

1 Bedeutsam die Gespräche mit Emilie Schmidt und Stefanie H. 
vom 12.11.1982, Ria und Walter Deeg vom 10.12.1982, Illa An- 
dreae vom 17.12.1982, Erich No11 vom 30.12.1982, Auguste Wag- 
ner vom 20.10.1982, Dr. Hans Zahn vom September 1986. 

2 MOHG 4511961, S. 1 ff. Erwin Knauß, Zwischen Kirche und 
Pforte - 1200 Jahre Wieseck, Gießen-Wieseck 1975, S. 309-314. 

3 Siehe Literaturliste. 



1.2 Wert und Bedeutmg von regidgeschicht l icher  Forschung zum 
iii. Reich. Das Problem der Objektivitiit 

In der historischen Forschung insgesamt hat sich die Geschichte des 111. 
Reiches bzw. des Nationalsozialismus zu einem solchen Schwerpunkt- 
thema entwickelt, daß es kaum noch möglich ist, die ungeheure Zahl 
von Veröffentlichungen zu lesen, geschweige denn zu verarbeiten. Das 
mag einmal damit zusammenhängen, daß dieses System alle moralischen 
Begriffe durcheinandergebracht hat und man seither in Deutschland 
bemüht ist, "zu enthüllen und die verwirrten Begriffe wieder zurechtzu- 
rÜckenfl.l Zum anderen mag das außerordentliche Interesse der For- 
schung darauf zurückzuführen sein, da13 die Ereignisse dieser Jahre noch 
in uns allen nachwirken, daI3 wir alle davon betroffen sind, daß es also 
auch für Jüngere, die lange nach Hitlers Ende geboren sind, nicht so 
leicht möglich ist, aus der Geschichte auszusteigen mit dem Hinweis: 
"Das liegt vor meiner Zeit, damit hatte ich nichts zu tun." Spätestens 
dann, wenn die Vergangenheit uns bei aktuellen Ereignissen wie Um- 
stürzen von jüdischen Grabsteinen, Erinnerungs- und Gedenkfeiern oder 
Besuchen unserer Repräsentanten in Ländern mit lebhafter und "leib- 
hafter" Erinnerung an Deutsches und Deutsche einholt, zeigt sich: "Die 
Geschichte des 'Dritten Reiches' liegt noch diesseits der Schwelle, 
hinter der jedes politische Ereignis nach gewisser Zeit zurückbleibt und 
einfriert im Raum des endgültig Gewesenen. Noch immer ist die Ge- 
schichte des Dritten Reiches im Fluß. Sie ist noch immer aktuell. Das 
liegt nicht nur am Ausmaß der Erschütterungen, die das Dritte Reich 
in Deutschland und in der ganzen Welt verbreitet hat, es liegt auch an 
der Eigenart der rückblickenden Perspektive jedes Zeitgenossen. Von 
Jahr zu Jahr verlängert und verändert sich seine zeitliche Distanz, mit 
der sich zugleich auch Erfahrungsstandpunkt und Blickwinkel ändern, so 
daß dem Betrachter die Zeitgeschichte wie ein Pfisma erscheint, das 
sich bewegt.112 

Obwohl jede Woche neue Veröffentlichungen zum Thema Nationalsozia- 
lismus herauskommen, haben sich doch gewisse Schwerpunkte mit Pro- 
blemfeldetn herauskristallisiert, die dann wieder Themenbereichen ge- 
genüberstehen, die in der Forschung wenig untersucht wurden. Zu der 
ersten Gruppe gehören %B. die Biographien führender Nazis, die Außen- 
politik und die Judenverfolgung, zur zweiten vor allem wirtschafts- und 
sozialhistorische Abhandlungen, die einer differenzierten Kenntnis und 
eines enormen Arbeitsaufwandes bedürfen. Zu der Gruppe von stiefmüt- 
terlich behandelten Themenbereichen zählten auch lange Zeit Untersu- 
chungen zur Stadt-, Dorf- und Regionalgeschichte. So konnte Hans-Jo- 
sef Steinberg 1969 feststellen: "Außer der kürzlich erschienenen Arbeit 
von Kurt Klotzbach ist eine Studie wie die vorliegende in der Bundes- 
republik nicht veröffentlich worden, sieht man von gutgemeinten, aber, 
was die Quellenbasis wie die Methodik betrifft, unzulänglichen Darstel- 
lungen ab.113 

1 Dieter Ehlers, Technik und Moral einer Verschwörung, Frank- 
furt/M., Bonn 1964, S. 9. 

2 E b d  
3 Hans-Josef Steinberg, Widerstand und Verfolgung in Essen 1933- 

1945, Hannover 1969, S. 13. 





Lehren zu ziehen. Regionalgeschichte gehört so, pathetisch ausgedrückt, 
in die Reihe der volkspädagogisch notwendigen Aufgaben. Vor 3 Jahren 
erschien ein Buch, das mit Hilfe der Befragung von Zeitgenossen, dh 
Mitlebenden der Machtergreifung 1933, versuchte, der Frage nachzuge- 
hen, warum es keinen Aufstand, keine Verweigerung gegeben habe, 
warum viele stumm geblieben - waren: "Waren sie einverstanden oder 
eingeschüchtert? Haben sie mit billigender Sympathie verfolgt, was vor 
sich ging, oder war ihre Passivität Ausdruck eines lähmenden Entset- 
zens? Haben sie die brutale Abschaffung der Demokratie als Katastro- 
phe erlebt oder als Aufbruch in jenes Tausendjährige Reich der Auser- 
wählten, in dem es dem Versprechen der Nazis nach keine Arbeitslo- 
sigkeit, keine nationale Schande, kein Parteiengezänk mehr geben soll- 
t e ?  Oder war für sie das Jahr 1933 eher ein Jahr wie andere auch?lll 

Das Ergebnis war für die Befrager erschreckend. Sie waren entsetzt 
und erschüttert "von der Enge des Blicks, von der Verharmlosung des 
Schreckens, von der Verachtung der ~emokratie."2 Auf "offene Wun- 
den" trafen die Autoren nur bei "jenen, die damals Opfer waren und 
es bis heute geblieben sind."3 

Trotzdem war es wichtig, solche Meinungsäußerungen aufzuschreiben, 
um zu demonstrieren, wie stark das System in jenen noch heute veran- 
kert ist, die damals euphorisch oder in Sympathie teilnehmend e r f a t  
wurden. Zugleich wirft eine solche Befragung aber auch neue Fragen 
auf: "Wieviel engagierte Leidenschaft für die Demokratie sind wir be- 
reit zu zeigen, wenn die ökonomische Krise in diesem Lande sich zu- 
spitzt ... Wird die Freiheit, die wir heute haben, als unverzichtbarer 
Teil unseres Selbst, unserer politischen und sozialen Identität begriffen 
oder als günstiger Zufall, der, wie in der Weimarer Republik, auch 
wieder verloren gehen könnte, ohne daß wir seinen Verlust als beson- 
ders schmerzlich empfinden würden?"4 So muß also Vergangenheit als 
Warnung und Herausforderung begriffen werden, wie Machtergreifung 
und Unterdrückung möglich waren und ob es dies, natürlich unter ver- 
änderten Bedingungen und Vorzeichen, wieder geben könnte. Geschichte 
wird damit verstanden "nicht als ein unerklärlicher Schicksalsschlag, 
der gleichsam mit Naturgewalt über das Leben der einzelnen hinweg- 
rollte, sondern als politischer Prozeß, der von Menschen erlebt, gedul- 
det, gestaltet wurde."s 

Wie kann man aber eine lokalgeschichtliche Untersuchung mit Aussicht 
auf Erfolg angehen, wenn die oben angegebenen Ziele zwischen die Fe- 
der geraten? Kann das noch eine historisch-getreue Untersuchung sein, 

1 Ingke Brodersen/Klaus Humann/Susanne V. Paczensky, 1933: Wie 
die Deutschen Hitler zur Macht verhalfen. Ein Lesebuch für 
Demokraten. Reinbek bei Hamburg 1983, S. 7. 

2 Ebd. S. 8. 
3 Ebd. 
4 Ebd. S. 9. 
5 Ebd. 



eine, die, wie ein Lokalhistoriker meinte, von dem Bemühen getragen . 
sein muß, "nach dem Grundsatz von Leopold von Ranke zu handeln und 
die Ereignisse also zu schildern, wie sie gewesen sind?"l Wie kann man 
'sine ira et studiol von einer Epoche und ihrer Vorgeschichte schrei- 
ben2, wenn man von "ira" und "studiuml~ bereits beim Studium der Ak- 
ten beeinflußt und geprägt wird? Zorn und Haß auf die Verfolger und 
Quäler, Sympathie und Mitempfinden für die Verfolgten - wie vertragt 
sich das mit einer Geschichtsdarstellung, die Objektivität anstrebt? Wer 
Objektivität so versteht, daß der Schreiber jegliches Gefühl, jegliche 
Zielsetzung bei seinem Unt ersuchungsgegenstand auszuschalten habe, be- 
greift Objektivität sicher falsch oder gibt sich dem Irrglauben hin, man 
könne geschichtliche Vorgänge darstellen wie einen naturwissenschaftli- 
chen Versuch. Geschichtliche Darstellung muß immer ausschnitthaft und I I 
auch in einem gewissen Sinne 'parteiisch' sein, weil geschichtliche 
Vorgänge nicht beliebig reproduzierbar sind und der menschliche Faktor 
unmöglich auszuscheiden ist. Daher ist auch diese Arbeit von einem be- 
wußt eingenommenen Standpunkt aus geschrieben, aus einer dem "Wi- 
derstand gegenüber solidarischen ~ a l t u n ~ ~ f .  Trotzdem ist die Arbeit ei- 
ne kritische Untersuchung, die Schwächen, Fehleinschätzungen und illu- 
sionäre Hoffnungen des Widerstands mit einbegreift. Eine regional ein- 
grenzende Untersuchung kann dies noch am besten, weil der "konkrete 
Bezug zu den sozialen Strukturen und gesellschaftlichen ~erhältnissen"4 
vorhanden ist und alles im überschaubaren Bereich gezeigt werden kann. 

1.3. T- imd Probieme der Wi&rstandsforschung in Ost iad 
West  und Folgerimgem für imsere Untersuchung 

Der Versuch, den Begriff Widerstand zu bestimmen, zeigt schon gleich, 
von welchen unterschiedlichen Interpretationsansätzen und weltan- 
schaulichen Positionen her die Verfasser kommen. Gemeinsam ist allen 
nur, daß sie das Recht auf Widerstand als legitim ansehen, aber schon 
bei der Legitimationsbasis gibt es keine Gemeinsamkeiten mehr. Auch 
wird der NS-Staat, gegen den Widerstand geleistet wurde, unterschied- 
lich gekennzeichnet, so als 'totalitär1 bei den bürgerlichen und libera- 
len Autoren, in den marxistischen Veröffentlichungen hingegen als 'fa- 
schistisch'. Beide fürchten, daß ein Akzeptieren bzw. Berücksichtigen 
des anderen Standpunktes die eigene politische Position in Vergangen- 
heit und Gegenwart ins Wanken bringen könnte.5 Außerdem bedeutete 
die Aufwertung und Präsentation der eigenen Widerständet, daß man in 
der politischen Diskussion nach dem Kriege mit historischen "Kristal- 
lisationskernen" der eigenen Politik aufwarten konnte - mit Helden, 

1 Heim Friedel, Die Machtergreifung in Kaiserslautern und deren 
Vorgeschichte, Kaiserslautern 1979, S. 1. 

2 Ebd. 
3 Helmut Beer, Widerstand gegen den Nationalsozialismus in Nürn- 

berg, aaO. ,  S. 2. 
4 Ebd., S. 4. 
5 Der Begriff Widerstand wird hier für eine historische Phase be- 

nutzt und hat nichts mit der Verwendung in der aktuellen Poli- 
tik heute zu tun. 



Märtyrern, guten und tapferen Menschen mit Vorbildfunktion und zum 
Beweis für gute Politik und historisch richtige Sicht der Geschehnisse. 
Manchmal kommt es  einem vor, als wäre die Trennung, die die deut- 
sche Gesellschaft bis 1933 und die auch den deutschen Widerstand nach 
der Machtergreifung kennzeichnete, in der Geschichtsschreibung über 
den Widerstand nach 1945 fortgesetzt worden, "denn die Widerstands- 
forschung in Deutschland stand und steht im Zeichen einer (schon in 
der Besatzungszeit einsetzenden) politisch motivierten ' Aufteilung des 
Widerstandes zwischen der Geschichtswissenschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der Deutschen Demokratischen Republik. Dienten 
doch Widerstand und Widerstandsforschung in beiden Teilen Deutsch- 
lands teils offen, teils mehr oder weniger unbewußt der Legitimation 
der jeweils neuen staatlichen Ordnung."l 

In der Bundesrepublik "konzentrierte sich das Interesse der Forschung 
mit einer gewissen, nicht zu verkennenden Einseitigkeit auf die Tfftig- 
keit der konservativen Widerstandskräfte und führte im Zeichen der Ara 
des Kalten Krieges im allgemeinen, angesichts der beispielsweise in der 
Bundesrepublik starken Stellung von Universitäten und Kirchen im 
besonderen, zu dementsprechenden 'Oberzeichnungen und Weglassungent 
(A.Hillgruber). Der damaligen Einschätzung gemäß waren es in erster 
Linie die konservativen und bürgerlichen Vertreter des deutschen 
Widerstandes, die in einem freilich s te ts  betonten Zusammenwirken mit 
Sozialdemokraten und angesichts einer allerdings niemals näher . be- 
schriebenen Verankerung im deutschen Volk die Erhebung vom 20. Juli 
getragen hatten.1'2 

Hans Rothfels, der diese Auffassung stark beeinflußte, wies allerdings 
auch auf die Entwicklung der deutschen Opposition hin: "Sie war breit 
gestreut und dabei ausgedehnter, als unter den Bedingungen des Terrors 
erwartet werden konnte. Sie entwickelte sich nicht nur durch verschie- 
dene Stufen der Nicht-Gleichschaltung und Nicht-Obereinstimmung hin- 
durch: von der Feindseligkeit, die hinter Gefängnismauern und Stachel- 
draht erstickt wurde - aber auch da bis zum Ende hin ihre bestimmten 
lagerbedingten Ausdrucksformen fand -, vom Abseitsstehen, Sich-Inte- 
ger-Halten und von dem Schweigen einer potentiellen Opposition, vom 
humanitgren Protest und von der geheimen Hilfe, die Opfern der Ver- 
folgung gewährt wurde, zur Gegenpropaganda der Illegalen, zu ihrer 
Untergrundtätigkeit, zum geistig-religiösen Angriff auf die Grundgedan- 
ken aller totalitären Systeme, zu aktivem Planen und politischem 
~iderstand.1'3 Die Tendenz, nicht nur den 20. Juli, sondern möglichst 

1 Günter Plum, Widerstand und Resistenz, in: Das Dritte Reich, 
Herrschaftsstruktur und Geschichte, hrsg. von Martin Broszat und 
Horst Möller, München 1983, S. 249. 

2 Klaus Hildebrand, Das Dritte Reich, Oldenbourg-Grundriß der 
Geschichte Bd. 17, MünchenIWien 1979, S. 182. Die Einengung 
auf den 20. Juli behält auch noch eine neuere Veröffentlichung 
bei: Peter Hoffmann, Widerstand, Staatsstreich, Attentat. Der 
Kampf der Opposition gegen Hitler, FrankfurtIM. 19743, S. 10. 
Hans Rothfels, Deutsche Opposition gegen Hitler, Krefeld 19512, 
S. 190, in der neuen erw. Ausg., FrankfurtIM. 1977, S. 185. 





Das bringt für die Geschichtswissenschaft der DDR insofern Probleme, 
als die Linie der KPD nicht immer so gradlinig war, wie es spätere 
Geschichtsschreibung wahrhaben wollte. Schon die Qualifizierung als 
Faschismus war von der KPD auf alle mtiglichen damaligen Gegner 
übertragen worden - Zentrumsfaschismus, Brbingfaschismus, Papenfa- 
schismus und der sog. Sozialfaschismus des Hauptgegners SPD. Beson- 
ders aber gab es Schwierigkeiten, Brüche in der Kontinuität der Politik, 
die die Einheitsfront von KPD und SPD schuf, zu erklären. Diese Erklä- 
rung geschah dann durch Verschweigen anderer Praktiken oder indem 
einzelne Personen für die zögernde Umsetzung der als richtig erkannten 
Volksfrontpolitik verantwortlich gemacht wurden. 

Es gab auf diese Weise im gespaltenen Deutschland noch in den 6Oer 
Jahren ein Bild vom Widerstand, das den jeweils anderen Widerstand 
negierte oder sogar diffamierte. Zum Bild in der Bundesrepublik 

I Deutschland gehtirte alles, was irgendwie mit dem 20. Juli in Verbin- 
dung stand, auch Kirchen, Studenten und mithandelnde Sozialdemokra- 
ten, nicht aber linke Gruppen, auf keinen Fall Kommunisten, SAP, 
KPD-Opposition oder "Neu Beginnen". 

In der DDR standen KPD und Nebenorganisationen (KJVD, Rote Hilfe, 
RGO) und deren Führung im Mittelpunkt der Betrachtung, dazu noch 
die ggguten91 Sozialdemokraten und bürgerlichen Hitlergegner, die mit 
der Volksfront zusammengearbeitet hatten. 

Die Revision des bisherigen Bildes vom Widerstand begann in der Bun- 
desrepublik Mitte bis Ende der 6Oer Jahre, als Universitäten und Kir- 
chen in ihrem Verhalten während des Dritten Reiches kritisch betrach- 
tet und die Vorstellungen der Widerständier von außen- und innenpoli- 
tischer Neuordnung mit früheren Konzepten verglichen wurden. Damit 
ging einher eine zunehmend genauere Behandlung und Bewertung des 
Widerstands aus dem Volk, der "Volksopposition", womit sozialdemokra- 
tischer, kommuuistischer und gewerkschaftlicher Widerstand ins Blick- 
feld geriet. "Damit war ein mächtiger Impuls gegeben, der in  der For- 
schung bis heute einflußreich wirkt und mittlerweile zumindest der 
Tendenz nach dominiert."l 

I So hat te  sich also die Situation Ende der 70er Jahre "fast genau um- 
gekehrt zu der in den fünfziger ~ahren"2 entwickelt. Damals überlager- 
ten Untersuchungen zum konservativen Widerstand alles andere, heute. 
verdrängen die Untersuchungen zu nicht-elitärem und sozialistischem 
Widerstand diejenigen über militärischen, christlichen und bürgerlichen 
Widerstand. Wird Kritik am Widerstand aus sozialistischen Kreisen 
geübt, dann meist in der Form, es habe sich doch im Grunde um "ewig 
Gestrigew gehandelt, die nur wieder die alten Zustände, vor allem die 
gesellschaftlichen, herstellen und außenpolitisch im Grunde die Erobe- 
rungen Hitlers behaupten wollten. Außerdem seien Verfassungsvorstel- 

1 Klaus Hildebrand, Das Dritte Reich, a a O . ,  S. 184. 



lung und politisches Denken vieler Männer des 20. Juli in keiner Weise 
beispielhaft für Werte und Ziele einer parlamentarischen Demokratie 
wie der Bundesrepublik Deutschland. "Der Aufstand des Gewissens" also 
nur eine Chimäre, vielleicht gar eine Schutzbehauptung gegenüber dem 
Osten, daß es auf unserer Seite ebenso tapfere und wertvolle Men- 
schen gegeben habe, die ein moralisches Vorbild darstellen sollten? 
Beck, Witzleben, Heusinger z.B. nur Vertreter der alten preußischen 
Militärkaste, die sich erst angesichts des militärischen Debakels zum 
Widerstand entschloß, um von den gesellschaftlichen Privilegien zu ret- 
ten, was noch zu retten war, Gördeler, v.Hassel1 und andere einfach 
nur bürgerliche Vertreter des alten Weimarer Systems, die am liebsten 
wieder dort anfangen wollten, wo sie 1933 oder gar erst später aufge- 
hört hatten? 

Eine solche Betrachtung sich zu eigen machen, hieße aber, unsere Maß- 
stäbe und unsere Vorstellungswelt mit unseren politischen Erfahrungen 
der Gegenwart auf die damalige politische Kultur, auf ethische 
Vorstellungen einer völlig anderen Zeit zu übertragen. Es würde bedeu- 
ten, die moralischen Beweggründe dieser Widerstandskämpfer zu gering 
zu veranschlagen und den funktionalistischen Gesichtspunkt zu stark in 
den Vordergrund zu stellen. Wir sollten eigentlich die Zeit der "wech- 
selweisen Diffamierungen" hinter uns gelassen haben: "der Kommuni- 
sten und ihrer 'Sympathisanten1 als totalitär und vom 'braunen Totali- 
tarismus' nur graduell unterschieden, der bürgerlich-militärischen Wi- 
derständler (die für die Volksfront Reklamierten ausgenommen) als im- 
perialistische Clique, welche die eigene Klassenposition aus der drohen- 
den Katastrophe des faschistischen Regimes zu retten suchte (Bert- 
hold).lll Wenn wir also in der einen oder anderen Weise selektiv vorge- 
hen würden, brauchten wir uns an unser Unternehmen, regionalge- 
schichtlich Widerstand aufzuarbeiten, überhaupt nicht heranzutrauen, 
denn nach Abzug des sozialistisch-kommunistischen und des bürgerlichen 
Widerstandes bleibt nicht mehr viel übrig, was ausführlicher Beschrei- 
bung sich lohnte. Interessant ist, daß die wechselseitigen Herabsetzun- 
gen vor allem in der Literatur ausgetragen wurden - in der menschli- 
chen Praxis des Umgangs miteinander befleißigen sich die früheren Wi- 
derstandskämpfer, egal welcher Richtung sie angehören oder angehör- 
ten, einer erstaunlichen Toleranz und Wertschätzung füreinander. Gera- 
de für unsere Untersuchung konnte das immer wieder festgestellt wer- 
den: Kritik an der Weltanschauung und dem Glauben des anderen - des 
Kommunisten, Sozialdemokraten, Christen - bedeutete nicht, daß man 
nicht Mut und Handeln des anderen geachtet hätte. 

Wenn also an der vielbeschworenen 'Basis1 schon solche Toleranz 
herrschte, warum sollte sich dieses Denken nicht eines Tages auf die 
offizielle Darstellung des Widerstandes übertragen? Diese Hoffnung ist 
dann besonders begründet, wenn weitere Fortschritte im Verhältnis der 

1 Günter Plum, Widerstand und Resistenz, a aO . ,  S. 257. Plum be- 
zieht sich auf Lothar Berthold, Der Kampf gegen das Hitlerre- 
gime für ein neues demokratisches Deutschland, in: Beiträge zur 
Geschichte der Arbeiterbewegung 6, 1964. 



beiden deutschen Staaten erreicht werden könnten und damit die Not- 
wendigkeit immer mehr entfiele, Widerstand im 111. Reich als Legiti- 
mationsgrundlsge für das je eigene System zu gebrauchen. Die Fort- 
schritte auf diesem Sektor sind unverkennbar, in der Bundesrepublik wie 
in der DDR Aber auch hier gilt wie in der Deutschland-Politik gene- 
rell, da& mit einer Politik der Meinen Schritte, sprich der kleinen Ver- 
öffentlichungen, mehr erreicht wird als mit spektakulären Diffamierun- 
gen- 
Wenn Plum noch 1983 festzustellen glaubte, da8 das Teilbild der DDR 
anders gestaltet war und auch heute noch is t l ,  so muß das leicht 
korrigiert werden. Die Aufteilung in "Gute" und "Böse", das Verein- 
nahmen von Männern des 20. Juli, der "Weißen Rosew und etlicher 
Christen für die Volksfront ist in der Tendenz und in vielen Veröffent- 
lichungen noch vorhanden, es deutet sich aber auch schon eine diffe- 
renziertere Blickweise an.2 In dem Buch des bekannten Historikers 
Klaus Mammach Hingt diese differenziertere Betrachtung schon an: 
"Pie deutsche Widerstandsbewegung wies in sozialer, politischer und 
weltanschaulicher Hinsicht eine relative Breite auf. Ihre entschiedenste 
und führende soziale Kraft war der klassenbewußte Teil des Proleta- 
riats, in seiner g r o k n  Mehrheit schon in der Weimarer Republik poli- 
tisch und gewerkschaftlich sowie in proletarischen Jugendverbänden or- 
ganisiert ... Während seine Angehörigen bereits am 30. Januar 1933 der 
faschistischen Diktatur entgegentraten, schlossen sich Vertreter nicht- 
proletarischer Klassen und Schichten...erst nach und nach der Wider- 
standsbewegung an: wenige Kleinbürger, Intellektuelle und Bauern sowie 
vereinzelt auch Bürgerliche. Zur Widerstandsbewegung gehörten Kommu- 
nisten, Sozialdemokraten, Mitglieder der SAP und der Jugendorganisa- 
tionen KJVD, SAJ und SJVD, Gewerkschafter aus dem ADGB, der RGO 
und dem Gesamtverband der christlichen Gewerkschaften, Mitglieder ei- 
niger bütgerlicher Parteien der Weimarer Republik, Anhhger pazifi- 1 

stischer und bürgerlicher Vereinigungen sowie bürgerlich-bündischer Ju- 2 

gendorganisationen, Parteilose und Unorganisierte, Atheisten, Prote- 
stanten, Katholiken, Juden und Angehörige von religiösen Sekten..." 
"Die Widerstandsbewegung war also nicht einheitlich. Es gab unter- 
schiedliche, zum Teil sehr divergierende Auffassungen und Interessen. 
Doch gemeinsam lehnten ihre verschiedenen sozialen und politischen 
Kräfte faschistische Willkürherrschaft, Knebelung der Meinungsfreiheit, 
Unkdtur und Aggressionsvorbereitung ab.113 Dieser den Kern treffenden 
Zusammenfassung von Mammach ist nichts hinzuzufügen. 

I Giinter Plum, Widerstand und Resistenz, &aO., S. 256. 

I 
2 Beweis dafür ist die Sendung mit Interviews der Frauen hinge- 

richteter adliger Widerstandskämpfer in der DDR aus A n l a  des 
Jahrestages des 20. Juli 1944 vor 2 Jahren. Diese Sendung er- 

! schien erst am 20.7.1986 im ZDF - eine unerklärliche "Zurück- 
haltung" unserer Fernsehgewaltigen. 

3 Klaus Mammach, Widerstand 1933-1939, Geschichte der deut- 
schen antifaschistischen Widerstandsbewegung im Inland und in 
der Emigration, KBln 1984, S. 289 und S. 294. 
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"Gerade diese äubrl ich bescheidenen Einzelaktionen konnten der deut- 
schen Uffentlichkeit zeigen, daB Nationalsozialismus und deutsches Volk 
nicht, wie von der Propaganda behauptet, zusammenfielen; und die bru- 
talen GegenmaSnahmen des Polizeiapparates machen deutlich, W das 
Regime eben darin eine Gefahr ffir seinen Bestand erblickte."l 1 ! 
Dieser weitgespannte Begriff von widerstand birgt natürlich die Gefahr, 1 
überdehnt zu werden. Nachbarliches Gezänk, Verärgerung und Zorn über 
Steuerbescheide usw. lassen sich nicht mit politischem Hintergrund oder 

4 
ethischen und politischen Motiven erklären. Oppositioneller war auch i 

9 
nicht, wer aus eigensüchtigen privaten Motiven dem öffentlichen Ritual I 
fernblieb oder dazu animierte. Die Grenze hin zum Widerstand wird si- 
cher dann erreicht, wenn ein Mensch aus Liebe zu einem kriegsgefan- 
genen Fremdarbeiter alle Vorsicht und Fraternisierungsverbote übergeht. 
Auch solche Handlungen sind Negationen des Systems, besonders wenn 
sie zu so furchtbarer Bestrafung führen wie in dem einen Fall, den wir ! 
in den Akten fanden. i 

Einen guten Oberblick der möglichen Widerstandshandlungen bietet ein 
Ausstellungskatalog Widerstand gegen den Nationalsozialismus, herausge- 
geben von der Landeszentrale für politische Bildungsarbeit ~er l in2.  Da- 
nach fällt unter Widerstand: 

I 
Agententiitigkeit Flugblattherstellung Mitarbeit in der 
Agentenwerbung U. -verteilung Widerstandsgruppe 
Agitation Flüsterpropaganda Nicht beteiligung 
Attentat Flüsterwitze an Aktionen des 
Aufklärung Funkmitteilung Systems 
Aufruf Gegent er ror Uffentliche Pro- 
Barrikadenbau Geheimnisverrat testbekundung 
Befehlsverweigerung Gehorsamsverweigerung Partisanenkrieg 
Besetzung Generalstreik Passive Resistenz 
Bewaffnete Aktion Getarnte Kritik Plakatanschlag 
Boykott Hilfe für Verfolgte Demonstrative 
Broßchürenherstellung Hochverrat Predigt 
Bürgerkrieg Konspiration Putsch 
Demonstration Korrumpierung der Revolution 
Desertion Systemt räger Demonstrativer 
Diversion Krit. Denkschrift Rücktritt vom 
Emigration Kurierdienst Amt 
Entwurf für gesellsch. Landesverrat Rundfunksendung 

Neuordnung Leben in der Illega- Sabot age 
Eidesverweigerung litiit Selbstmord 
Fälschung Memorandum Schmuggel 

Spionage 

1 RebentischfRaab, Neu-lsenburg zwischen Anpassung und Wider- 
stand, aaO. ,  S. 193. 

2 Berlin 1975, S. 5, veröffentlicht bei Torsten-Dietrich Schramm, 
Der deutsche Widerstand gegen den Nationalsozialismus, aaO. ,  
S. 23. 
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Sprengstof fanschiag Unterlassen der Verrat 
St reib Anzeigepflicht Verschwhmg 
Staatsstreich Untertauchen Verteilung von 
Ubemahme eines Verbergen Druckschriften 

Verbleiben im Amt Wandinschu'ften Amtes 

Wir k6nnen in unserer Arbeit nicht aber all diese Formen von Wides- 
Stand berichten, weil es hier nicht alle diese Formen gab, bew. wetl 
nicht gdtgend Material zugänglich war, Man ~ k h t  aber .an obigem 
Oberblick, maa sich dem Begriff zwar nahern und Beispiele ange- 
ben Itaan, da$ aber eine Definition stets einengt und immer *oa h t  
bestimmten weltansohauiichen oder moralischen Vorstellung getragen 
ist. Eine Definition unterbleibt daher. 



z XUSSBRE BEDINGUNGEN FOR WIDERSTAND W GIESSEN VOR 
1933 - WAHLEN 

2.1, Die pOiitbbe A- rot 1933 in GieIlea Wer rr#bnited 
d? 

Hier sollen die für die Widerstandshdtung mancher Bevölkerungskreise 
wichtigen SOeio-ökommischsB uad do-kulturel len Rahm-- 

art werdsa SoMiWich kommt ein System wie das natbmisda- 
listiwhe cwd ein FOhrer wie Hicfer nicht vom Himmel gefallen, und ein 
V ~ d w m e i l  der NSDAP in Gi--Stadt von 49 $ (Juli 1932) und 
42,S % (Nmmber 1932) schon vor der Machtergreifung und mst recht 
n d d m r  (51,9 %) hat seine etknturh.san UllltChgR. Disse m&mn bsson- 
dem im salalen d Mronomjschen Bereich m suchen sein, w e m  man 
die noeh hoSlsren W e n  fZlr die MSDkP im Kreisgebiet, vor ailem in 
seinem östlichen Teil, mit dsa au6arordentlich niedrigen Rrgebnissen 
fOr dle NSDAP in stadtnahen Gemeinden (%T. nicht zum Kreis gehörig) 
vergleicht: 

SPD KPD - NSDAP 

SPD und KPD erhielten also 1933 (!) hier noch Ca. 70 % aller Stimmen. 
Wir werden sehen, welche Schwierigkeiten das "rote Wieseck" der 
NSDAP in den nächsten Monaten und Jahren noch bereiten sollte. 

Trohe 

Das sind über 76 % für SPD und KPD in diesem Ort! 

Das sind fast 86 % für die beiden Arbeiterparteien, und dabei verloren 
sie hier gegenüber den Wahlen von 1932 nur unwesentlich um zusammen 
3 - 4 % !  

Rödgen 

05.03.1933 

Heuchelhei m 

05.03.1933 



Stauf enberg 

05.03.1933 

XMiches gilt, mit Abstrichen, für Großen-Linden, Reiskircbn, Wat- 
mnborn-Steinberg. Man mui3 bei diesen letzten Wahlen beachten, da6 
diese schon nicht mehr als freie angesehen werden kOnnen, weil zwei 
Notverordnungen vom 4.2. und 28.2. die BetHtigung der Linksparteien 
erheblich eingeschränkt hatten und durch Verhaftungen ihrer Führer 
und Wahlkampfbehinderung eine echte Wahlentscheidung unmagiich wur- 
de. 

Bei der Reichstagswahl vom 5.3.1933 ist also in unserem Raum nicht 
nur der außerordentlich hohe Stimmenanteil der NSDAP so ecstarnlich, 
sondern auch der von Sozialdemokraten, der "weit über dem Landes- 
und Reichsdurckschnitt lag. Dies beweist, dai3 trotz des massiven 
Drucks du@ Terror und Propaganda der Einbruch der Hitletpartei in 
die Arbeiterschaft nicht in dem erhofften AusmaB gelungen war. Die 
Gewinne der NSDAP sind vielmehr wiederum in erster Linie auf die 
stark gestiegene Wahlbeteiligung zurückzuführen. Gerade auf den 
kleineren Darfern wurden - nicht selten unter gewissem Druck - Men- 
schen an die Wahlurne herangeführt, die bisher jeglicher Politik fern- 
standen und meist bereitwillig das w a t e n ,  was man ihnen 'nahelegte'. 
Natürlich hat die NSDAP auch W a e r  aller anderen Parteien hinzuge- 
rinnen kennen, die mit Ausnahme der SPD und der KPD im Kreis zur 
Bedeutmgslosigkeit herabgesunken waren."2 

Nun könnte man als Gegenargument ja anführen, dai3 die NSDAP erst 
in dieser Wahl (5.3.1933) einen solchen Einbruch erzielt und die Links- 
parteien sich deshalb so gehalten hatten, weil manchen die massive 
Propaganda und die schon deutlich erkennbaren Rechtsverletzupgen zum 
Widerspruch (Widerstand?) gereizt Mtten. D& die Wahl von 1933 kein 
punktuelles Ergebnis war, sondern einem seit 1930 erkennbaren Trend 
folgte, belegen die Wahlergebnisge der Reichstagswahlen, Landtagsavah- 
len und Wahlen des Reichspresidmten vor 1933. Die Untersuchung von . 
Matthias und Morsey hat bereits 1960 nachgewiesen, da$ die von 
schiirfsten politischen Kampfen und der Welt wirtschaftskrise bgleiteten 
Wahlen von 1930 - 1933 die radikalen Kräfte immer mehr starkten und 

1 Ergebnisse siehe Elsbeth Wiele, Entwicklung der politischen Par- 
teien und Wahlen in der Stadt GieSen, Staatsexamensarbeit Mar- 
burg 1959, S. 29. So hatten 1933 in Watzenborn-Steinberg SPD/ 
KPD 50,6 % und NSDAP 43,s %, in Dorf-Ga1 dagegen SPD/KPD 
1,l %, die NSDAP 96 % (!). 

2 Erwin Knauß, Die politischen Kräfte und das Wählerverhalten im 
Landkreis Gießen während der letzten 60 Jahre, MOHG 45, Gie- 
ßen 1961, S. 69 f. 



die demokratischen Parteien der Mitte schwächten bzw. zur Bedeu- 
tungslosigkeit herabsinken lieSen (DDP, DVP, Staatspartei), wtihrend 
sich SPD und Zentrum noch recht gut behaupteten, aber das Oberlaufen 
der Wghler der Mitte zur NSDAP nicht verhindern konnten.1 

Knauß hat auf eindrucksvolle Weise belegt, wie sich die Mehrheits- 
entscheidung in den 78 Gemeinden des Kreises Gießen von 1928 bis 
1932 iindertel: 

Bauernpartei SPD NSDAP KPD 

Die Auflösung der Mitte und das Abwandern dieses Wählerpotentials 
setzt sich dann in der Reichspräsidentenwahl 1932 fort: im Ostteil des 
Kreises Gielben konnte Hitler fast überall die absolute Mehrheit errin- 
gen.3 In den Reichstagswahlen vom Juli 1932 (Wahlbeteiligung von 
72,2 % im Jahre 1930 auf 87,7 % gestiegen) und November 1932 setzte 
sich der Trend verstiirkt fort, auch wenn mancher im November 1932 
bei den schlechten Ergebnissen für die NSDAP noch einmal gehofft ha- 
ben mag. SPD/KPD/NSDAP/DNVP erhielten im Juli 1932 über 96,2 X, 
im Miirz 1933 über 96,8 % aller güitigen Stimmen im Kreis. Der Anteil 
dieser Parteien hat te  bei der RT vom Mai 1928 nur rund 49 % betra- 
gen, die NSDAP hatte im Kreis 1,8 % und in der Stadt noch weniger 
erhalten. Ich glaube, eine deutlichere Demonstration für die Tatsache, 
d d  die Weltwirtschaftskrise vor allem die Wähler der bisherigen Mitte, 
Jungwähler und Neuwähler radikalisierte und sie der NSDAP in die Ar- 
me trieb, ist wohl nicht zu finden. "Die bäuerlichen und bürgerlichen 
Kreise waren in ihrer überwiegenden Mehrheit vom Rausch der Hitler- 
bewegung erfaßt und erhofften sich ErlBsung von vermeintlichen oder 
tatsächlichen Notständen. Lediglich in Kreisen der Arbeiterschaft ge- 
lingt der Einbruch der NSDAP nur vereinzelt, und die massive Propa- 
ganda bleibt dort verhiiltnismaßig wirkungslos.. 

Es ist bemerkenswert, daE die SPD im Kreisgebiet auch in den Wahlen 
des Jahres 1932 einen wesentlich höheren Stimmenanteil behauptet als 
im Lande Hessen und im Reich. Dies darf vor allem darauf zurückge- 
führt werden, da8 die Arbeiterbevölkerung der stadtnahen Kreisgebiete, 
in Abgrenzung gegenüber den Bürgern der Stadt und den Bauern auf 
dem Lande, ein eigenes Klassenbewußtsein entwickelt hatte. Die Aus- 
wirkung dieser Haltung auf den politischen Bereich bedeutete, da13 der 
Arbeiter keine Partei wählte, die allzu stark von Kleinbürgern und 
Bauern bevorzug wurde. Ein Abgleiten in das radikalere Fahrwasser der 

1 Erich Matthias/Rudolf Morsey, Das Ende der Parteien, Düsseldorf 
1960. 

2 Erwin Knauß, Die politischen Kriifte, a aO . ,  S. 61. 
3 Ebd. S. 66. 



I 

SPD 25.8 28.9 243 21.4 21.5 23,1 22.4 26,2 21.6 20.2 23.3 20.4 in,? 21.7 189 

DDP 4.0 5.2 3.8 1.4 1.7 - 0.7 0,6 1.0 0,9 0.7 1.0 1.0 0.8 0.9 

Zcnvum 14.1 13.9 11.8 14.3 14.4 14.5 15.0 14.8 12.5 14,O 14.0 11.6 13.9 13.6 1113 

DVP 5,6 6.7 4,5 2,) 2.4 3,) 1,6 1.5' 1,2 2,9 3.0 1.9 1.7 1,7 1.1 
- -  
DNVP 3.3 1.6 7,O 1.4 3,) 1,s 4,O 1.9 5.9 5.0 1.0 8.8 4.9 1.9 8,O 

NSDAP 20.8 18,s 18.3 37,l 42.1 44.0 43.6 43.0 37.4 41.2 10.4 33,i 49,4 47,4 43:9 

Splittcrpart. 16.4 13.9 17.0 8.5 5.0 2.5 2.2 1.5 5.8 2.3 1.6 6.3 1.4 1.0 4.3 
L --P- -2 

Quellern Etwin Km&, Die pditischen Krafte und das Wähiemrhal- 
ten ..., MOHG N.F. Bd. 45, 1961 
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Volk und Führer bringt das zum ~ u s d r u c t ~ l  Für den oberhessischen 
Raum kommen als besondere Gesichtspunkte noch zwei hinzu: "Es ist 
bezeichnend für die seit 1890 im oberhessischen Raum entwickelte gei- 
stig-politische Haltung der Menschen, da6 nach Aussage von nationalso- 
zialistischen Bauernführern keine Parole der Hitlerbewegung so durch- 
schlagskräftig war wie der Kampf gegen das Judentum; der alte Anti- 
semitismus BBckelscher Prägung, latent immer vorhanden, durch die 
immer drückender werdende wirtschaftliche Krisensituation erneut ins 
unmittelbare Bewußtsein gehoben, bildete den nur allzu aufnahmeberei- 
ten ~oden.1~2 

Daneben spielten die Abspaltungen von der DNVP, die viele bäuerliche 
Wähler vor 1930 angezogen hatte, eine gewisse Rolle und die Tatsache, 
da6 "am 1. Mai 1930 der langjährige hess. Führer der deutsch-völki- 
schen Bauernbewegung, Dr. Ferdinand Werner, seit 1921 Mitglied des 
Landtags und von 1924 bis 1928 deutschnationaler Reichstagsabgeord- 
neter, die Partei verließ und zur NSDAP übertrat. Dieser Schritt löste 
Jubel auf der einen, Enttäuschung und Beunruhigung auf der anderen 
Seite aus und trug 1930 und in der Folgezeit dazu bei, da6 viele seiner 
Anhänger ebenfalls zur Hitlerbewegung ~bergingen.~~3 Zu allen Zeiten, 
vor allem aber in wirtschaftlichen und politischen Krisenzeiten, suchen 
Menschen eher Halt an herausragenden Personlichkeiten, die ihre wenn 
auch noch so abstrusen Meinungen und Gefühle ansprechen. Wenn dann 
solche Persönlichkeiten die bisherige Parteiprgferenz aufgeben, kann das 
nicht ohne Folgen für die Partei sein, zumal die DNVP, auch mit ande- 
ren Parteien zusammen, sich nie zu einer dritten Kraft zwischen SPD 
und NSDAP, weder im Reich noch in Hessen, hatte entwickeln k6nnen.4 

Wenn man obige Erkenntnis noch ausweitet, kommt man vergr6bernd zu 
dem Schluß, da6 die "zentralen Medien" der NSDAP bei ihrer Durchset- 

1 Kurt WagnerIGerhard Wilke, Dorfleben im Dritten Reich: KBrle 
in Hessen, in: Hessen unterm Hakenkreuz, aaO.,  S. 113. 

2 Erwin Knad,  Die politischen Kräfte, aaO.,  S. 65. Siehe auch 
MOHG 6911984, S. 18-20. Dort ausführlicher als hier dieses 
Thema behandelt. 

3 Erwin Knauß, Die politischen Kräfte, a.aO., S. 63. Die Gegen- 
argumente Jathos in seinem Lebensbild von Dr.Werner erscheinen 
mir nicht stichhaltig, weil sie aus einer Unterschätzung der Be- 
deutung von Werners Person und seiner antisemitischen Aussagen 
für die LandbevBlkerung herrühren. Eine genaue Kenntnis des 
Raumes und der Zeitverhältnisse begünstigen die Aussage von 
Knauß. Jörg-Peter Jatho, Dr.Ferdinand Werner. Sonderdruck aus: 
Wetterauer Geschichtsblätter Bd. 34, Friedberg 1985, S. 181-224. 

4 Erwin Knauß, Die politischen Kräfte, aaO.,  S. 71, und Eike 
Hennig, Hessen unterm Hakenkreuz, aaO.,  S. 32. Er führt es 
auf die abnehmende Bedeutung der Nationalliberalen seit 1880" 
zurück, und auhrdem seien die bürgerlichen Parteien keine "sta- 
tewide partiesgf gewesen. DDP, DVP, DNVP erreichten von 1919 
bis 1930 nirgendwo eine absolute Mehrheit. 
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1 Eike Heanig, Hesscn unterm Hakeakmmp a.&O., S. SO.; 
2 Haw-JOrgen BMilss ua, Front-Mtt Hmhschule, 

S. 19. 
3 Weiter Zeidlsr, WinscMt und Verkehr in du Ssdt und im 

Kreise GieSsa, in: AdrefWch der Stadt und dea K t e h s  Gis&lsn, 
GieSen 1931, S. 20. 



Der Verfasser kommt zum Ergebnis "So darf abschließend gesagt wer- 
den, daß im Verlauf eines Jahrhunderts Stadt und Kreis Gießen ihr An- 
sehen wesentlich verändert haben. Aus einem überwiegend ländlichen 
Bezirk ist ein Gebiet mit starkem industriellen Einschlag geworden. 
Hierbei ist nicht einseitige Orientierung, sondern Vielseitigkeit das 
Kennzeichen seiner wirtschaftlichen St ruktur.llf 

Mit dem Ausbau der Industrie wuchs auch der Groß- und Kleinhandel, 
vor allem mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen (Gießener Vieh- und 
Pferdemärkte!) der einheimischen Landwirtschaft in Oberhesen. Das 
Verkehrswesen war gut entwickelt, Gießen erreichte sogar schon sehr 
früh infolge seiner günstigen geographischen und wirtschaftlichen Lage 
die Eingliederung in das deutsche Luftverkehrsnetz durch Errichtung ei- 
nes kleinen Flughafens 1925.2 

Mit diesen Veränderungen durch die Industrialisierung ging auch eine 
völlige Veränderung der Berufsstruktur einher. Erstaunlich ist aber, daß 
trotz Neugründung von Industrie schon vor 1914 der prozentuale Anteil 
der in der Industrie Beschiiftigten aus Gießen abnahm (1861: 43,s %; 
1907: 38,6 %; 1925: 33,l %) und der von Handel und Verkehr wuchs 
(1861: 15,9 %; 1907: 21,6 %; 1925: 30,4 %).3 "Dieser Berufszweig nahm 
neben Verwaltung und freien Berufen eine so hervorragende Stellung in 
Gießen ein, da13 die Stadt durch diese Berufsstände geprägt wurde. 
Gießen war vor 1914 eine überwiegend evangelische AAittelstadtg14 (von 
1900 - 1933 nur Ca. 10 % Katholiken, ca. 3 - 3,s % Juden). Die kon- 
fessionelle und gewerbliche Struktur spiegelte sich auch bei den Wahl- 
entscheidungen schon vor 1914: "Die SPD konnte ihre Stimmen laufend 
steigern, so daß auch hier ein Zug nach links festgestellt werden 
konnte; doch der starken SPD stand eine viel stärkere Gruppe der bür- 
gerlichen Parteien gegenüber - Nationalliberale, Fortschrittspartei und 
Wirtschaftliche Vereinigung -, so daß der Wahlkreis keineswegs zu den 
Gebieten gerechnet werden konnte, in denen die 'Umsturzparteien' ge- 
fährdend wirken konnten."5 Sozialistische Parteien konnten in diesem 
Raum vor 1914 keine bahnbrechenden Erfolge erzielen, "solange den 
bäuerlichen und ländlichen Interessen von den bürgerlichen Gruppen ein 
besonderes Augenmerk zugewendet wurde.1'6 

Diese bürgerlichen Parteien konnten sich auch noch in der Zeit der 
Weimarer Republik bis 1930 in der Stadt Gießen behaupten. "Neben 
dem allmählichen Stillstand der Industrialisierung ist zu bedenken, daß 

1 Walter Zeidler, Wirtschaft und Verkehr, a.aO., S. 21. 
2 Ebd. 
3 Georg Lotz, Die berufliche und soziale Struktur der Gießener 

Bevölkerung, Diss. Gießen 1937, S. 18. 
4 Elsbeth Wiele, Die Entwicklung der politischen Parteien und 

Wahlen in Gießen von 1945 bis 1958, Staatsexamensarbeit im In- 
stitut f. wiss. Pol. Marburg, Marburg 1959, S. 18. 

5 Ebd. E.Wiele zitiert den GA vom 13.1.1912. Elsbeth Wiele, Die 
Entwicklung der politischen Parteien, a.a.O., S. 24. 

6 GA vom 13.1.1912. 





AMiche Feststellungen lassen sich auch für industrialisierte oder indu- 
strienahe Gemeinden wie ~ o l l a r l  und Heuchelheim machen. So spricht 
Otto Bepler für Heuchelheim in den 20er Jahren von "örtlichen Indu- 
striebetrieben mit einer beachtlichen Zahl an Arbeitspl&tzenw und "von 
vielen Einwohnern noch im Nebenberuf betriebenen kleinen Landwirt- 
schaftenn2, und das Adreßbuch für Gießen 1931 weist für Heuchelheim 
viele Berufe auf wie Fabrikarbeiter, Tagelöhner, Hilfsarbeiter, Arbeiter, 
Bergmann, Zementarbeiter, Eisendreher, Metallarbeiter, Buchdrucker, 
~ahnarbei terf  usw. Dementsprechend war auch das Wahlverhalten in 
diesen stadtnahen Gemeinden gepriigt von einer hohen Zahl von Stim- 
men für SPD und KPD, die während der gesamten Zeit der Weimarer 
Republik hier Erfolge zu verzeichnen ha t t en  

Reichstagswahlergebnisse in Wieseck zeigen einen "überaus hohen Anteil 
der sozialistischen Parteien (bis 1921 SPD und USPD, 1924 SPD und 
KPD), der stets 80 % und mehr betrug, lediglich am 4.5.1924 unter den 
besonderen Einflüssen des Krisenjahres 1923 (Inflation, Ruhrbesetzung, 
Ritschversuche usw.) auf knapp über 70 % sank."4 Selbst in den Zeiten 
der Weltwirtschaftskrise blieb das Wählerverhalten konstant: die Sozial- 
demokraten nehmen nicht oder nur unwesentlich ab, die Nationalsoziali- 
sten gewinnen, ihr Zuwachs kommt zum g r o b n  Teil aus Verlusten der 
DNVP und bürgerlichen Mittelparteien bzw. von ~rstwählerstimmen.5 

Arns fa6t das wie folgt zusammen: "Wo vor Ort traditionelle und or- 
ganisierte Kanäle politischer Ausdrucksformen bestehen, bleiben die 
Nazi-Wahlergebnisse deutlich unter dem Durchschnitt. SPD und KPD 
versorgen die Arbeiterklasse mit einer Kultur, die die sozioökonomische 
Unsicherheit in politische Begriffe überfahrt. Dasselbe kann man vom 
Zentrum sagen. Für die Mittelparteien ergab sich eine angemessene 
Ausdrucksform ihres angelernten, beinahe paranoiden Verhaltens in den 
Reihen der Nationalsozialisten, wenn es die nationalen Mittelschichten- 
parteien unterlassen haben, sich or anisatorisch in das Gemeindeleben 
an den Graswurzeln eimubeziehen."k 

1 So waren 1928 allein 1910 Beschäftigte bei Buderus in Lollar 
(bei einer Einwohnerzahl von 2305 im Jahr 1925); Angaben nach 
Reinhold Huttarsch/Michael Müller, Lollar beiderseits der L&, 
Lollar 1984, S. 178 und 183. 

2 Otto Bepler und andere, Neunzig Jahre SPD in Heuchelheim und 
Kiiizenbach, Heuchelheim 1981, S. 57. 

3 Adreßbuch Stadt und Kreis Gießen 1931, S. 69-77. An Industrie 
erwähnenswert z.B. Rinn & Cloos (Zigarrenfabrik), Kar1 Sack 
(Zigarrenfabrik), Schunk & Ebe (Dynamobürsten), Ludwig Schnei- 
der (Tief-, Hoch- und Eisenbetonbau), Tonwerke Abendstern 

4 Erwin KnauB, Zwischen Kirche und Pforte, aaO. ,  S. 296. 
5 Ebd., S. 300. 
6 David Eugene Arns, Grass-root politics in the Weimar Republic, 

aa.O., S. 391 f. 



Blieb nun dieser gegen die NSDAP resistente Teil der Bevolkerung auf 
die stadtnahen Umlandgemeinden beschrankt, oder hat sich nicht auch 
innerhalb Gießens eine gewisse Widerstandsfähigkeit gezeigt ? 

"Als einzige bürgerliche Partei konnte in Gießen das Zentrum seine 
Stimmenzahl vom 19.1.1919: 1.056 mit einem Verlust von nur 20 Stim- 
men halten, eine Leistung, die angesichts der großen Verluste aller 
bürgerlichen Parteien, deren Wähler nach rechts abwanderten und der 
NSDAP am 5.3.1933 11.571 Stimmen brachten, hoch zu bewerten ist. 
Mit 4.353 Stimmen blieb die SPD 1933 die stärkste Partei der Stadt 
neben der NSDAP. Im Laufe der Periode der Weimarer Republik hatte 
die SPD vom 19.1.1919 bis zum 5.3.1933 1.444 Stimmen verloren. Es ist 
schwer zu sagen, wohin die Wähler der SPD abgewandert sind; sicher- 
lich war ein Teil von ihnen schon früher zur KPD übergegange &.."I Es 
hat also ein solcher tllinker Flügelw auch in Gießen bestanden, und e r  
hat immerhin in der Stadt bei der Wahl vom 5.3.1933 zusammen 27 % 
erreicht, mit dem demokratischen Restbestand, der nun wirklich noch 
gegen Hitler übriggeblieben war (DDP, DVP, €hristl.Soz. und Zentrum = 
12 %), zusammen eine beachtliche rechnerische Opposition von fast 
40 %! Doch besteht diese Zahl nur auf dem Papier, da die Parteifüh- 
rungen nicht in der Lage waren, das Trennende zurückzustellen und zu- 
sammenzuarbeiten. Dieser Umstand hat die Machtergreifung und den 
endgültigen Sieg des Nationalsozialismus wesentlich begünstigt.2 

Obige Erkenntnisse werden nach der Makrountersuchung auch durch die 
Ergebnisse von ausgewählten Mikrountersuchungen bestätigt. 

Sieht man sich ausgewählte Stimmbezirke an und ordnet sie mit Hilfe 
der Berufsangaben im Adreßbuch von 1927 oder auch 1931 bestimmten 
Berufsgruppen zu, so kommt man zu erstaunlicher Bestätigung der ge- 
nannten ~akten.3 Es zeigt sich dann, daß die SPD besonders in den Ab- 
stimmungsbezirken 111, V, XIV besonders stark war (Straßen jenseits der 
Lahn wie Krofdorfer Straße, Schützenstraße, Rodheimer Straße oder 
Hammstraße, Lahnstraße, Mühlstraße oder Am Kugelberg, Annerader 
Weg), die KPD überdurchschnittliche Erfolge in den Bezirken I, VI, I11 
(um das Parteilokal Kirchgasse herum, Kläranlage, Margarethenhütte, 
Krofdorfer Straße, Schottstraße, Schützenstraße), das Zent rum vor al- 
lem um die katholische Kirche herum (Ebelstraße, Liebigstraße, Wilson- 

1 E.Wiele, Die politischen Parteien, aaO. ,  S. 37. Das Zentrum er- 
reichte 4,6 %, es bewegte sich stets um die 5 %-Marke wegen 
des geringen Katholikenanteils, dessen wahlberechtigter Teil aber 
fast vollständig diese Partei wählte. Die SPD erreichte 19,s %, 
KPD 7,6 %. 

2 Für Darmstadt, dessen demographische Daten für die Stadt wie 
fürs Umland denen Gießens ähnlich sind, kommt Pingel-Rollmann 
zum gleichen Ergebnis Pingel-Rollmann, Widerstand und Verfol- 
gung in Darmstadt und der Provinz Starkenburg, a a O . ,  S. 43. 

3 Jörg-Peter Jatho, Zur Durchsetzung des Nationalsozialismus, 
aaO. ,  S. 1931194. 



straße, im Kliniksviertel, Schubertstraße), die Deutschnationalen beson- 
ders um den Ludwigspiatz und die Friedstrichstraße herum (also Roon- 
straße, Ostanlage, Wilhelmstraße, Frankfurter Straße) W i c h  wie die 
Deutsche Volkspartei (DVP). 

Das Bild bestätigt, daß die Arbeiter weit weniger Hitler zugestimmt 
haben, als dies in ausgesprochen bürgerlichen Wahlbezirken der Fall 
war. Der NSDAP-Erfolg blieb um manchmal 10 % hinter den erfolgrei- 
cheren Bezirken zurück. Wenn man nun noch die Mischgebiete wie Im 
Löbershof, Neustadt, Sandgase und Tiefenweg im Wahlbezirk V LB. 
aufschlüsseln könnte, würde man wahrscheinlich zu einem noch höheren 
Anteil von Anti-Hitler- und Nicht-Hitler-Wahlern kommen.1 Diese 
Feststellung wird uns noch bei dem Kapitel "Widerstand bei Wahlen 
und Abstimmungenw beschäftigen. Es wird sich dann zeigen, daß Stra- 
ßenzüge mit ausgesprochen hohem Arbeiteranteil selbst unter der Re- 
pression der Diktatur und der Verlockung, in Arbeit und Brot zu kom- 
men, also die Arbeitslosigkeit mit ihren damals viel schlimmeren Fol- 
gen loszuwerden, noch resistent gegen Hitler blieben. Das macht die 
bisher oft  vertretene These für unseren Raum fragwürdig, Hitlers Auf- 
stieg sei hauptsächlich durch die hohe Arbeitslosigkeit möglich gewe- 
sen. Sehen wir uns dazu einmal die Entwicklung der ~rbeitslosigkeita 
im Vergleich zu anderen Städten an: 

Hanau 

Gießen 

a )  1932 4.869 unterst. Arbeitslose 
b) 1931 4.258 unterst. Arbeitslose 
C) 1930 3.270 unterst. Arbeitslose 

a )  1932 1.731 unterst. Arbeitslose 
b) 1931 1.771 unterst. Arbeitslose 
C) 1930 1.231 unterst. Arbeitslose 

a )  1932 1.675 unterst. Arbeitslose 
b) 1931 1.475 unterst. Arbeitslose 
C) 1930 1.037 unterst. Arbeitslose 

Elsbeth Wiele kommt daher zu dem Schluß: 
"Bei einem Vergleich der Arbeitslosen in Gießen von 1930/32 ergibt 
sich die Tatsache, daß die Zahl der Nichtbeschäftigten, wenn auch nur 
gering, so doch zurückgegangen war. Mit der Arbeitslosigkeit kann in 
Gießen das Anwachsen der NSDAP allein nicht erklärt werden, zumal 

1 Jatho, Zur Durchsetzung, a a O . ,  S. 194, überbetont viel zu sehr 
"die stärkere Mischung der Sozialgruppen in Gießen, was die 
wählersoziologischen Unterschiede zwischen 'Arbeitert-, 'Mittel- 
stands'- und 'bürgerlichen' Stimmbezirken etwas abschliff.'' Da- 
bei zeigt gerade seine Untersuchung, wie groß die Affinität zur 
NSDAP im bürgerlichen Stimmbezirk X war (am 5.3.1933 9 % 
mehr als im Wahlbezirk V!). 

2 E.Wiele, Die politischen Parteien, aaO. ,  S. 37. 
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"Die politischen Folgen der Wirtschaftskrise, der Verlust der materiel- 
len Existenz oder deren Bedrohung und die damit verbundene Hoffnungs- 
losigkeit trieb auch in Gießen Arbeiter und Angestellte, die in der Ar- 
beiterbewegung nicht fest verankert waren, aber vor allem Bauern, 
Kleinbürger und Angehörige der Mittelschichten in die Arme der Natio- 
nalsozialisten. Denn die Nazis versprachen allen Brot und Arbeit, die 
Wiederherstellung geordneter Verhältnisse. Sie gingen damit erfolgreich 
auf ~ t immenf  ang..."l Banal ausgedrückt heißt das, die Nationalsoziali- 
sten verstanden das Geschäft mit der Angst am besten (das drücken 
auch die Wahlplakate aus). Daß Xngste, Sorgen, Nöte, aber auch Hoff- 
nungen, Wünsche, positive Erwartungen eine enorme Rolle für Wahlab- 
lehnung, -zustimmung oder -enthaltung spielen, wissen wir etwas ge- 
nauer seit Elisabeth Noelle-Neumanns regelmäßiger Befragung der Bun- 
desbürger vor Jahresbeginn und dem Vergleich mit der fast immer pa- 
rallelen wirtschaftlichen Entwicklung: Die Stimmung eilt auf noch nicht 
endgültig erkliirbare Weise der tatsächlichen wirtschaftlichen und evtl. 
politischen Entwicklung vorausl, und dabei spielen die meinungsführen- 
den Mittelschichten eine führende Rolle. Ereilt sie Panik vor gesell- 
schaftlichem Statwerlust ,  können sie ihre traditionelle Mittlerfunktion 
zwischen gesellschaftlichem Oben und Unten schnell über Bord werfen 
und die allgemeine Katastrophe einleiten oder beschleunigen. Dies traf 
nach allem, was uns Mitlebende der Zeit (gerade auch aus diesen 
Schichten) berichteten, in starkem M a ß e  für Gießen vor 1933 z u  Eine 
genauere Untersuchung miißte dies durch Befragung, ffhnlich wie im 
ZDF durch F.Wördemann im April 1982 für Deutschland geschehenj, 
nachholen. 

Ein Einfluß auf die Wahlentscheidung soll zum Abschluß noch angedeu- 
tet werden: Bevor die Nationalsozialisten ihren großen Durchbruch bei 
Wahlen erzielt hatten (also ab  Herbst 1930/Winter 1931), hatten sie 
bereits die Universitiiten zu erobern begonnen. Auch dieser Prozeß ist 
uns kein Novum mehr, und wir wissen heute mehr um geistige und 
politische Einflüsse, die lange vor endgültigen Wahlentscheidungen von 
der Intelligenz in einer Stadt und im ganzen Lande ausgehen. 

1 Siegfried KrupkeIAntje Tewes, "...und Einigkeit ist Macht.lf Do- 
kumente zur Geschichte der Arbeiterbewegung in Gießen 1867- 
1949, Gießen 1985, S. 90. Das Buch geht dankenswerterweise 
einmal auf Arbeitslosigkeit und Lohnabbau ein. Noch Arbeit ha- 
ben bedeutete manchmal erhebliche Lohnsenkung und Kürzung 
der sozialen Leistungen (Senkung des Spitzenlohnes, Kürzung des 
Urlaubs bei Kurzarbeit, Streichung der Entschadigung für Aus- 
schußguß bei Massenartikeln, Herabsetzung des Akkordüberver- 
dienstes usw.), S. 85/86. 

2 Eine solche ausführliche Erhebung %B. von E.Noelle-Neumann in 
der FAZ vom 30.12.1985. 

3 ZDF-Sendung vom April 1982 mit nachträglicher Wahlanalyse der 
Wahlen vor 1934. 



Die Korporationen hielten über ein Wahlbhdnis bis 1929 ihre Vor- 
machtstellung im Giei3ener Asta Der NS-Studentenbund (NSDStB) nahm 
im Februar 1930 zum ersten Mal an der Wahl zum Giehner Asta teil 
und erreichte auf Anhieb 9 der 25 Sitze. 
"Für die Mehrheit der korporierten Studenten stellte die ambivalente 
Programmatik des NSDStB mit ihren antirepublikanischen und antisemi- 
tischen Denkmustern bei gleichzeitig vehement vertretener Forderung 
nach Revolutionierung ' der Hochschule offenbar den adäquaten Aus- 
druck ihres Bewußtseins dar. Die Korporationsstudenten, die sich bisher 
so entschieden gegen jede parteipolitische Bindung gewehrt hatten, lie- 
Ben sich in zunehmendem M& dafür gewinnen, die eindeutig politisch 
fixierte Linie des NSDStB zu wählen."l Bei der Asta-Wahl im Februar . 
1931 gewann der NSDStB schlieillich die absolute Mehrheit, die Selbst- 
gleichschaltung der Universität war vollzogen. Daß von der Univer- 
sität prägende Einflüsse auf das Bürgertum der Stadt ausgingen, wird 
nicht zu bestreiten sein. Auf der anderen Seite wurden aber auch schon 
die Gegenkräfte wach, wie sie sich rB. in den Professoren Lenz und 
Krüger und dem Privatdozenten Mayer manifestieren.2 

1 H.J.B6hies, RFieberg, U.Jordan, E.Meredig, B.Reifenrath, B.Kei- 
mann, Giaßener Universitat und Nationalsdalismus, Erfah- 
rungen mit einer Ausstellung, Saziolog. Forum H.2/1982, !L 25. 

2 Zu den kritischen Professoren waren auch zu zählen: Hugo Hep- 
ding, GrIindungsmitglied des Republikanischen Lehrerbundes 1922, 
1941 nicht übernommen als 'IDazent neuet Ordnungw, Wolfgang 
Mittermeier (Jurist), der angeblich auf sein Nachsuchen 1933 in 
den Ruhestand versetzt wurde. Eine W i c h e  Begriindung wurde 
auch fUr August Messer (Philosoph und Padagoge) -%eben 
(Angaben nach dem Ausstellungskatalog 375 Jahre Universität 
Gießen 1607-1982, Giaßen 1982, !L 192. 



3. WIDERSTANDSGRUPPBN UND EINZELNE IM KAMPF GEGEN 
DEN NATIONALSOZIALEMUS 

3.1. Anonymer bei Wabien nach der M a c h t e r g r e i m  
Fortsetzuag &s Trends vor 19331 

Hitler hat in seinem Buch "Mein Kampf" seine grundsätzlichen politi- 
schen Gedanken niedergelegt, darunter auch einige zum Prinzip des 
Führerstaates. Es ist nun interessant, wie dieser Gedanke der einzige 
ist, der in den verschiedenen Auflagen des Buches eine wesentliche 
Abwandlung erfahren hat. So galt bis 1928 als "germanische Demokra- 
tie", daß der Führer gewähit und daß auf dieser Wahl die Autorität 
dieser besonderen Form von Demokratie beruhen sollte. Dieses Prinzip 
sollte von der Ortsgruppe bis zur Reichsführung durchgeführt werden. 
Seit 1930 sollte dann der Führer von oben eingesetzt und mit unbe- 
schränkter Vollmacht und Autorität ausgestattet werden.1 Hitler hatte 
nämlich zuvor einmal, erst gelangweilt und dann gereizt, eine solche 
halbwegs demokratische Diskussion in der SA mitmachen müssen und 
wollte nicht noch einmal, daß eventuell seine Führerstellung in Frage 
gestellt wird. 

Das Führerprinzip wurde auch als eines der ersten nach der Machter- 
greifung durchgeführt; Funktionen und Verantwortlichkeiten wurden von 
oben her bestimmt und nach und nach alle widerstrebenden Gruppen, 
Vereine und Institutionen gleichgeschaltet. Das Führerprinzip bedeutete 
zugleich, daß sich der Führer selbst, in Perversion des populistischen 
Gedankens, von Zeit zu Zeit durch plebiszitäre Abstimmungen und Soge- 
nannte Wahlen bestätigen ließ. 

Es ist nun bezeichnend für diese Abstimmungen in der Nazizeit, "daß 
es bei ihnen niemals um die Möglichkeit der Wahl zwischen mehreren 
Personen, mehreren politischen Programmen oder mehreren Entschei- 
dungsmöglichkeiten in einer bestimmten auSen- oder innenpolitischen 
Situation geht, sondern sie eine staatlich und parteilich gelenkte A k - 
k l a m a t i o n  d e r  W ä h l e r m a s s e n  für den Führer s indw2 
Die Perfektion dieser Akklamation wurde immer mehr verfeinert, die 
Uberzeugungsmittel wie Uberredung, Druck und Drohung immer ausge- 
feilter, bis schließlich bei der letzten Abstimmung 1938 Goebbels die 
Sache in die Hand nahm und den ganzen Wahlzirkus in den Wochen zu- 
vor bis in die Einzelheiten organisierte und das auch noch offen vor 
den Organisatoren aussprach: Spalierbildung, Fähnchenschwenken, Kinder 
am Straßenrand, Betriebe vollzählig angetreten, um den Führer bei sei- 
ner Durchreise begeistert zu begrüßen usw. Die Ergebnisse waren denn 
auch zum Schluß fast hundertprozentig - aber eben nur fast. Es gab 
noch einen mutigen Rest, der es wagte, die Wahlkabine zu benutzen 
und seinen Stimmzettel mit Nein anzukreuzen oder ihn ungültig zu ma- 

l H.Hammer, Die deutschen Ausgaben von Hitlers "Mein Kampf", 
VjfZ 4, 1956, S. 171 f. 

2 Karl-Dietrich Erdmann, Die Zeit der Weltkriege, in: Gebhardts 
Handbuch der Geschichte B d  IV, 1959. S. 199. 



chen, was beinahe dasselbe bedeutete. Denn da8 Menschen bei einem 
derart vereinfachten Wahlverfahren, bei dem sie zuletzt nur mich ein 
Kreuz in einen Oberdimensionalen Kreis machen mullten, aus imellek- 
tuellen GrUnden daau mcht in der Lage gewesen waren und d& daher 
die Zahl von ungültigen Stimmen herdihre, ist wohl kaum anawakmen. 
Befragungen von Widerst~ndlern ergaben denn auch, da8 man &e Zdal 
der ~gUltigen Stimmen d u r h u s  w den NeinstImmen rgchabn kam. 
Wwilltig m a c h  bedeutete einfach eine grO&are AWcherung Mr den 
Opponierendan. 
Was einem Kritiker der Hitlerschen Politik au6et den m ~ h o i o -  
gischen Reprawsionsia4trumenten das Neinsagen zusätzlich erscbwette, 
war die Tatsache, dafl Hitiet die Bffentlichen Abstimmungen mit Vor- 
liebe mit wehr- und ausSnpolitischen Ereignissen verband, "*an disnsn 
an das Natidbeffußtsein schlechthin agpellert werden Lonnte, drne 
eine besorrdere natlomlsozialistisehe Gdnming arieuspreahenr 1933 nach 
dem Awrl t t  aus dem V6lkerbund wegen des deutschen A 
G1eidikr&igung, 1936 nach der Wiedsrbesetzung des 
1938 nach dam Aa~chluB Ostetreielts. Es lmt  sich nicht 
wieviele bei diesem Plebbiten etwa aus Ubereeugung, aus altgemein M- 
ticmalen Motiven, aus Mitlliufertum oder biojler Feigheit ihte S t i m m  
abgegeben haben. Unbsieweifelbat ist, da6 Hitler es vermocht hat, die 
grosG Maigse des deutschen Volkes so oder so hinter sich tu br 
und m6if .iahe L.n. auf dem Kurs der n a t i d & i i s c r i  = 
fsstarhaitk Das &..ein Ergebnis auch der sywematieohen Gleich- 
schaltung aller tragenden institutionen der deutschen ~ e s e l l d d t . " l  

Die Wahlfomhng hat sich bisher nie intensiv um diese Ahßtimmmgen 
d Wohl- beldimmert, weil sie ihr wegen des manipulierten Chuak- 
ters Jcht der Analyse wert waren.2 Es soll hier aber einmal der Ver- 
such gemmht werden, die vier groSda Abstimmung~8rgefmha dbr Z d t  
vu>n 1933 bis 1938 auf die Stellen hinter dem Komma zu anslydetea 
itnd auf diese Weise die besonders resistenten ixw. besonders zustim- 
mungdreudigen Gebiete zu ermitteln. 
Wir hatten bereits gesehen, da$ bei der letzten, nur noch relativ freien 
Wahl vom 5.3.1933 in Teilen der Stadt Gie6en und in stadtniken Ge- 
meinden wie Wieseck, Heuchelheim, Gleiberg, Rödgen, T d w  & Lollar 
das ~ t * ~ e n t i a i  noch außerordentlich stark, %T. sratlnrr ab die 
NSDAP g4t*emn war. Am 12. November 1933 izmdert.6 Hitler das er- 

te. Deutschiand harte den V ö l t s r W  verlaaaeaa (was 
in Deutschbad damals sehr popufgr war), und mit dem "Ja* oder 
"Naian zu reiner AuBQnpditik ließ Hider gleich den Reichstag nriu 
wikhiw. Dabei existierte eine EiDheitsliste, auf der 40 Plgtzte f& Po- 
litiker reserviert waren, die Hitlet untetscUtzt hatten, aber nicht Nads 
waren, unter anderen Alfred Hugenberg (frUher DNVP). 

1 K.D.Erdmann, aaO., S. 200. 
2 Amten, verbieit sich das mit den ersten in der N&t durchga- 

f-en BatriebsrQtewahlen, die fUr die nationalsoaidistischa 
NSBO %T. vernichtende Ergebnisse brachten. 



Auf Reichsebene stimmten 39,6 ~ i l l . 1  der Einheitsliste (einfach Natio- 
nalsozialistische Partei genannt) zu, 3,35 Mill. lehnten ab  und 2,15 Mill. 
nahmen nicht an der Wahl/Abstimmung teil. Bei der gleichzeitigen 
Volksabstimmung war die Zahl der abgegebenen Stimmen höher 
(465 OOO), die Zahl der Ja-Stimmen aber noch höher als bei der 
Reichstagswahl und die der Nein-Stimmen geringer (2,l Mill.). Das be- 
deutete größere Zustimmung zum außenpolitischen Ziel als zur Einheits- 
liste, bei der ja immerhin doch bürgerliche Politiker eine gewisse At- 
traktivität für ihre frühere Klientel darstellten. Festgehalten werden 
kann jedenfalls, da6 bei dieser Wahl bzw. Abstimmung immerhin noch 
ca. 8 % bzw. 5 % sich deutlich der Hitler-Partei versagten, und das bei 
schon zunehmendem Druck, Angst vor Pressionen, Meinungsmache und 
Kontrolle. 

Die Ergebnisse in den Wahlkreisen sind dabei recht unterschiedlich. Die 
stärkste Ablehnung der Einheitsliste wie der Volksabstimmung kam aus 
den Wahlkreisen Berlin (ca. 11 % bei der Volksabstimmung und 14,s % 
egen die Liste), dann Leipzig (ca. 10 % und 13 %), Dresden-Bautzen 

b , 5  % gegen die Einheitsliste), Chemnitz-Zwickau (10 % gegen die Ein- 
heitsliste, aber nur 3 % gegen die Volksabstimmung), Oberbayern- 
Schwaben (10,s % gegen Hitlers Einheitsliste). Der Rekord an Ableh- 
nung wurde in Hamburg mit 16 % gegen die Einheitsliste und immerhin. 
noch 12,s % gegen den Austritt aus dem VCIlkerbund erreicht. Die 
gröSte Diskrepanz ergab sich in den rheinisch-kat holischen grenznahen 
Gebieten wie LB. Köln-Aachen, das zu 12 % die Einheitsliste ablehnte, 
aber di8 Abstimmung nur zu 5,s % mit Nein bedachte. Hauptzustim- 
mungsgebiete für Hitler waren Ostpreußen und die Pfalz sowohl bei der 
RT-Wahl wie auch bei der Abstimmung über den Austritt aus dem 
VCIlkerbund. Bei der Abstimmung votierten vor allem die Grenzlanddeut- 
schen außerordentlich hoch für Hit lers außenpolitische Maßnahme. Sie 
erwarteten für sich größeren Schutz an der Grenze und lehnten zum 
großen Teil die Außenpolitik der Weimarer Zeit als angeblich zu nach- 
giebig und die deutschen Interessen schädigend ab. Bei denen, die sich 
bei der innenpolitischen Entscheidung (Reichstagswahl) vor allem mit 
Nein geäußert hatten, spielen zwei Gruppen offensichtlich eine Rolle: 
einmal waren das die traditionellen Hochburgen der SPD und KPD im 
sächsischen und hamburgischen Industrierevier und in Berlin mit der ho- 
hen Zahl von Arbeitern, zum anderen die überwiegend katholischen Ge- 
biete der Rheinlande bzw. Oberbayern-Schwabens, die dem Nationalso- 
zialismus selbst nach dem Konkordat noch reserviert gegenüberstanden. 

Hessen-Darmstadt befand sich mit ca. 7 % Ablehnung der RT-Liste 
bzw. 4 % Ablehnung der Volksabstimmung noch unterhalb des Reichs- 
durchschnitts (8 % bzw. 5 %). In der Provinz Oberhessen mit den Krei- 
sen Gießen, Alsfeld, Büdingen, Friedberg, Lauterbach und Schotten er- 

1 Nach GA vom 13.11.1933. Erwin Knauß, Zwischen Kirche und 
Pforte, a.a.O., S. 304, analysiert ebenfalls die ersten beiden 
Wahlen bzw. Volksabstimmungen im 111. Reich Er kommt zu 
W i c h e n  Ergebnissen wie die vorliegende Untersuchung. 



gaben sich betrachtliche Unterschiede, wenn maiS die paffideae Wb- 
dergabe in der Zeitung einmal entschlüsselt.' Da w e r h  nhlfdn zmta 

2 

die bei der RT-Wahl abgegebenen güitigen vrm den 
getrennt und drwm bei der Vdkssbstimmung 
tad  ein-~timmen nrsammengdhit und von '2-2; 
getrennt. Die Zshl der ungfidtigen Stimmen m r  RT- 
am hockten in den Kreisen CieSen und F r i d k r g  
am geringatm in den K r e h  Scbaten (1,8 X) uid B W i n g e ~  (2,M %z): 

gilt für .die gleichzeitige Vdkgabstimne\aig, wo ifse ZaM der 
Nein-Stimmen v d  agiiltigen Stimmen i 
Friedbarg mi t  3,2 % am hikhsten, in Schott 
ist. Man k h e  versucht sein zu sagen: 
östlichen Krei9cwi der Provinz, im Vogeiabeitg, 
heuer gr& d erisicht schon die M t e r s g  
die 98-99 %, in den Städten allerdings ist 
noch recht s ta rk1  Es gilt nun, diese Ve 
Kreis und &mit Gi&n ZU iiberprüfen. 

Für den K&s weist die h6chste Zahi an uagiiltig er 
bei der RT-Wahl Trohe (16 %I) auf, gefolgt vom damd 
dlgen Wieseck mit ca. 12 % und Heucheibim mit 10,1 
liegen unter dem Reichadurchschnitt, aber einige 
Krsisdurchschnitt ron 5,2 L &B. CIeha-Stadt mit 7,2 %, ~&&rn-  
Steidberg mit 7 % und Staufenberg, W M g e n  md G i h h p n  um die 6 S. 
Zieht man nun die Ergebnisse der Volksabstimmung hinzu, so e r g h  
sich zwar m x m i h r t e  Zahien von Verweigerueg, drs IMld fa &er OUn- 
li& Die hackste Zahl von Nein-Stimmen rrnd ungQ1tigeri S S R ~  gab 

17 %, es folgen Wieseck (11,5 %), HeucWWm (8 $1, 
zenborn-Steinbrg und Gie@m&tadt (4-9 %) Bbi i?iirrem 

vwi 3,l % Die Ergebnisse gerade ffis w9iseck iiad 
Trohe legen es h, die ungültigen Stimmen den Ne'sn-Stimmm hir]%u- 
zurechn81~ Beide addiert kommen den für ungfiltig erkl&rten Stimmen 
bei der RT-Wahi sehr nahe. 

Orte wie Hattenrod, Langd, Nonnenroth, Rabertshausen, ReiAhardshsia, 
Röt* und andere weisen keine Nein- oder ungültigen Stimmm aufuf 
je weiter man in den stadtfemen, nur 1 ~ i T s c b f t l i ~  W i m m t e n  
Teil des Kreises kommt, um so schwächer arSrd 4s Vsr 
soll aber ni& bedeuren, daß maa die Ortschaften im at 
suchen mui82e. Dar Druck, der in der kleinen O n m h d t  wf 
nm lioh gröi8er als in der Stadt 
die noch nicht so ftrnkutionhrte. B 
aber t r a  allem schon, wie sich die stcrdtnahsn GemeiwEea noch rctrt 
heftig gegsn die N d s  zur Wehr setzten, und man wird fllr ~i-3, 
Hewhelheim und ,TI& auch mit Fakten, Daten und Befragungen, sogar 

1 Dw bestbestatigt für die Zeit iudi 1933  end die Untersu- 
chung von Irwin Knau8, Die palitischen Krafte, a.a.0. 

2 ZB. die Drohungen gegen die Wiesecker in der OT vom 25.1. 
1934. 
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&r gelenkten Presse, beweisen können, da6 der Widerstand von d a d -  
ben sozialdemokratischen und kommunistischen Kreisen getraggn wurde 
wie vor 1933. 

Eine letzte Bemerkung muß noch &r Sudt Giehn  gelten. Hier Osigen . 
sich auch wieder erhebliche Unterschiede bei Zustimmung und Abi&- 
nung. Den Dvrcbschnltt von 7,2 % überschreiten bei der RT die Wahl- 
bezirke 1 (10,s %), I1 (9,9 %), IV (8,2 %), V (9 %), V1 (16,s %), XI 
(7,6 X), XI1 (9,6 %), XV (8 X), XVII (9,2.%), XVIII ( 1 0 , ~  X). 

Der Wahlbezirk XViII und auch der Wahlbezirk V hatten bei der RT- 
Wahl im Juli 1932 schon sehr starke Zahlen fUr SPD und KPD gehabt. 
Zum Stimmbeurk XVllI gehörten %B. Katharinengwse, Läwengasse, Ka- 
plansgasse mit einem sehr hahen Handwerker- und ArWterantdL Die 
Vermutung, daß diese Bevölkerungsgrugpen im Herbst 1933 und auGB 
noch 1934 in der Stadt GieSen in Opposition zu Hitler standen, knn 
hier nur g ~ ~ r t ,  aber nicht mit letzter Beweiskraft erhattet werden, 
da auch S t r W  mit anderer soziologischer Zusammensetzung fanerhaab 
dieser Wahlbezirke zu finden sind. 

Die zweite At#tieimung fand am 19.8.19341 statt und sollte die Zu- 
sammenlegung der Amter des Reichspriisidenten und des Re ichdudem 
bst4itigen. Von den 42,66 Millionen abgegebenen Stimmen (von: 45,s 
Mü1. Wahlberechtigten), d.h 94 X, gab es Ca. 4,3 Mill. Ndn-Stimmen 
und 872 000 mgiiltige. Am geringsten war die Wahlbateili@fq in h 1 i n  
(90,9 J) und Hamhrg (92,4 %). Der Nein-Stimmen-Anteil allein (da 
ohne WahlleintMtung und ungultige) betrug also sage und schneibe 10 X, 
mit den mgultigen 12 1. Das war bei dieser rein imtenpditisehen Fra- 
ge ein erheblichet Anstieg seit dem Herbst 1933. Damals Wte noch 
die Einheitdiste und der Austritt aus dem V 6 l k e r W  gelockt, Witler 
zuzustimmen. Hitler war nun schon eineinhalb Jahre im Amt, und im- 
mer noch bestand ein solcher Oppo9iti&ern, ja e r  war noch stEt~k6t 
geworden, weil die nationaiistische au8enpolitische Moriviemg d w m d  
weggefallen war. So sah sich auch der Kommentator im GA, A.I. 
Berndt, gezwungen, diese Widerspenstigen, die so gar nicht In "da9 Jo 
des Vdkes pkßtenw, anzugreifes "Dieses Ergebnis d g t  ein WrwSUti- 
gsndss und gescklassenes Bekenntnis der Nation zu ihrem FDhrer Adoff 
Hitler, ein Bekenntnis, wie es wohl in dieser Form noch kein Manri in 
der W e l t  von einem Volk erhalten hat. Diese N e i n - S a g e r re- 
krutieren sich im wesentlichen aus jenen Kreisen, die zu allen Zehen 
W i t s  standen, die zu keiner a-en Arbeit f W g  sind, und deren 
Aktivität sich lediglich in Nörgelden und zerstörender Kiitik ers&@ft. 
Wenn man die Ergefmbse &r eiiipeh WPhlkreise betrachtet, dsaeE 
wird man auch feststellen können, dafl dort, wo aus W i m m t e n  GrIln- 
den der Rtickgang der Arbeitslosigkeit prozentual mit &m in andar= 
Teilen des Reiches nicht Schritt halten kannte, die Zahl der Nein- 
Stimmen vielleicht etwas höher ist als anderswo...Eine h&here Zahl von 

1 Im GA vom 20.8.1934 die Wahlergebnisse. 



Quelle: GA vom 20.8.1934 



Nein-Stimmen haben nur einige Industrie- und Hafenstiidte, in erster 
Linie solche, deren Wirtschaftsorganismus vom Auhnhmdel und der 

.., Exportindustrie abhängig ist.lll Die Argumente sind nicht so ohne W&- 
teres vom Tisch zu wischen. Bestimmt kam manche Verweigerung we- 
gen Arbeitslosigkeit. Aber das wiire eine zu billige Erkliirung. Nur mit 
Arbeitslosigkeit sind die 14,s % Nein-Stimmen im Wahlbezirk Leipzig 
(mit den ungültigen 17 X!), die 11 % in Chemnitz-Zwickau, also keine 
Hafenstiidte, aber auch nicht die 20 % Nein-Stimmen in Hamburg (mit 
den ungültigen 22,s X!), die 18 % im Bezirk K ö l n - A h n  (mit den un- 
güitigen 20,s %), die 13,s % im Weser-Ems-Land (mit den ungültigen 
fast 16 %) nicht zu erkliiren! Eine Arbeitslaßenstatistik würde den Ein- 
wand Berndts sicher widerlegen. Hitler hatte die Arbeiter zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht in ihrer graßen Masse hinter sich, auch wenn der, 
Kommentator sich anders iiußerte: llEs haben aiso sämtliche Hinden- 
burgwiihler und darüber hinaus auch die wesentlichen Teile der Kom- 
munisten sich zu Adolf Hitler bekannt und ihm ihre Stimme gegeben. 
Da damals zu den Hindenburg-Wähiern aus taktischen Gründen auch die 
Sozialdemokraten gehörten, ist die Wahl vom 19. August ein erneutes 
glänzendes Zeugnis dafür, wie d i e d e U t s C h e A r b e i t e r - 
s C h a f t , wie die ehemaiigen Anhänger des Marxismus vom National- 
sozialismus durchdrungen und überzeugt worden sind.112 

Das Ergebnis im Kreis G iekn  betrug $604 Nein- und 1.174 ungültige 
Stimmen, d.h. zusammen 8,2 %. Hohe Ablehnung (Nein + ungültig) gab- 
es in Beuern (13,4 %), GieJkn-Stadt (12,2 %! Das widerlegt die These 
von der Arbeitslosigkeit als Hauptverweigerungsgrund), wieder einmal 
Heuchelheim (12,6 %), dann Oppenrod (16 %), Trohe (24 %! Ist das 
identisch mit der Zahl der Arbeitslosen?) und Wieseck (20 %, Nein-Sa- 
er allein 17,s %). Auch Watzenborn-Steinberg hielt sich mit 11,7 % 
die reinen Nein-Saget 9,l %) auf beachtlichem Oppositionsnjveau. In f 

Gi&n selbst ragten heraus die Wahlbezirke I (12,4 % Nein-Saget), II 
(12,6 % Nein), IV (11,4 % Nein), V (13,7 % Nein), V1 (13,6 % Nein), 
XI1 (10,l % Nein), XI11 (10,4 % Nein), XV (10,8 % Nein), XVI (11,8 % 
Nein), XVII (11,8 % Nein) und der schon genannte Bezirk XVIII (mit 
der höchsten Zahl von Ca. 16 % Nein-Sagern, mit ungültigen insgesamt 
18 %1).3 Das erreicht dann schon Leipziger und Hamburger Ausm*. 

Das dritte Plebistit am 29.3.1936 bekam wieder außenpolitische Würze. 
Die Kontrolle und der psychologische Druck waren noch wesentlich 
mehr gewachsen, ein Neinsagen bedeutete bei der Abstimmw? über die 
Wiederbesetzung des Rheinlandes und einer neuen RT-Wahl (Jetzt soll- 
ten auch im Reichstag nur noch linientreue NSDAP-Leute sitzen) schon 
ein erhebliches Risiko. Das Aufsuchen der Wahlkabine wurde bereits 
argwöhnisch beobachtet. Trotzdem gab es in Hessen wie im Kreis Gie- 
Ben bemerkenswerte Beispiele von oppositionellem Verhalten. In Offen- 
bach-Kreis %B. sprachen sich 3,2 % gegen die "Liste des Führers" aus 

1 GA vom 20.8.1934. 
2 Ebd. 
3 Außer GA siehe auch StAGi Nr. 142 Volksabstimmung über das 

Staatsoberhaupt des deutschen Reiches, 19.8.1934. 
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1936137 einsetzende Kirchenverfolgung reagiert haben. Bestätigt wird 
das durch die Ergebnisse in den überwiegend katholischen Kreisen Hes- 
sen-~armstadtsl.1rn Kreis Gi&n wurden wieder ähnliche Zahlen wie 
1936 erreicht; erstaunlich sind aber die Gegenstimmen und ungültigen 
Stimmen in: 
Heuchelhei m 26 Nein, 33 ungültig, dh zusammen 2,84 %! 

23 Nein, 1 ungültig, dh zusammen 1,8 % 
-(sici) 9 Nein, 7 ungültig, dh. zusammen 2,64 % 

Trohe war endgültig "pazifiziert", nachdem die SA schon 1933 den Ort 
terrorisiert hat te  und einige Bewohner verhaftet worden waren. In Wie- 
seck war 1937 die letzte aktive Widerstandsgruppe ausgehoben worden; 
es wagten aber immer noch 8 Bürger mit Nein und 3 ungiiltig zu stim- 
m e n  

In der Stadt Gießen war die Ablehnung (Nein und ungültig) mit 1,85 % 
erstaunlich, 469 Personen wollten sich immer noch nicht zum Führer 
bekennen! Hoch lagen die Verweigerungszahlen im Abstimmungsbezirk 
IV (Schillerschule) mit 2,66 %, V1 (Goetheschule) mit 2,04 5, XI 
(Stadth. Bergstr.) 2,93 %, XI11 (Liebigschule) 2,2 %, XV (Justizgebäude) 
2,39 X, XVI (Kreisamt) 2,29 %, XVII 2,23 % und am h6chsten im Be- 
zirk XVIII mit 2,96 % (Stadthaus Gartenstraße). Die soziologische 
Zuordnung ist außerordentlich schwierig, es dürften aber neben der tra- 
ditionellen Opposition aus Arbeiterkreisen auch Bürgerliche (Bekennende 
Kirche %B.) hinzugekommen sein, die das System ablehnten. 

3.2 Der kommuuistische Widerstand 

3.21. Politik und vor 1933 

3.21.1. Die Pditik der KPD und ihre Bedeutung für die Schwächung des 
Wi&rstandes 

Mit der Reichstagswahl vom 6. November 1932 hatte die am weitesten 
links stehende politische Partei der Weimarer Republik, die KPD, ihren 
Höhepunkt in der Wählergunst erreicht und konnte mit 5,98 Mill. 
Stimmen 16,9 % aller abgegebenen gültigen Stimmen auf sich vereini- 
gen. Das waren noch einmal 2,6 % mehr als bei der RT-Wahl vom Juli 
1932. Bei dieser Wahl am 6.11.1932 hatten beinahe alle Parteien (von 
geringen Zuwachsen für DVP und DNVP abgesehen) verloren, am stärk- 

1 Der Kreis Heppenheim hatte 2,46 % Nein und ungültige, der 
Kreis Bingen 2,9 %, Mainz-Land 2,38 %. Im übrigen bestätigen 
die Ergebnisse die ausführliche Wahluntersuchung von K.D.Bra- 
cher, die zur Wahl vom 5.3.1933 durchgeführt wurde: "Es erwies 
sich noch einmal, daß die wichtigsten Widerstandszent ren gegen 
den nationalsozialistischen Wählersog nach wie vor in den Do- 
mänen der Arbeiterparteien und des politischen Katholizismus la- 
gen, während die liberal-bürgerlichen bzw. protestantisch-kon- 
servativen Kräfte weiterhin die geringere Widerstandskraft zeig- 
ten." In: Bracher/Sauer/Schulz, Die nationalsozialistische Macht- 
ergreifung, KölxdOpladen 1960, S. 93 f. 



3 D- Bahne, Flachtbeim trnd aw& Hermsaai W a b e ~ ,  Ma W m r k  
1- dem daucsehen Kommunismus, F d u f f # M .  1969, B& 1 #M 
ailem. 



gen zu werden begann. Seit ihrer I. Parteikonferenz im Oktober 1925 
führte die KPD in Ernst Thälmann ein Stalin ergebener Vorsitzender ... Das Jahr 1928 brachte mit dem Beginn der sowjetischen Industriali- 
sierungskampagne und dem Kampf Stalins gegen den Rechtsblock der 
KPdSU unter Führung Bucharins eine extreme Linkswendung der Komin- 
tern auf ihrem 6. Weltkongre6. Der 'ultralinke' Kurs wurde in Deutsch- 
land von der KPD mit einer Hetzkampagne gegen die Sozialdemokratie 
eingeleitet, die als 'sozialfaschistisch' etikettiert wurde."l Eine der er- 
sten Konsequenzen war die Einrichtung einer eigenen Gewerkschaft, der 
RGO (Revo lu t i d r e  Gewerkschaftsopposition) und der Kampf gegen die 
reformistischen Gewerkschaften 

Grundlage für die in ihren Auswirkungen katastrophale Sozialfaschis- 
mus-These war Lenins These von der 'Arbeiteraristokratie'. In den in- 
dustriell hoch entwickelten Ländern habe sich diese 'Arbeiteraristokra- 
tie' innerhalb der oberen Schichten der Arbeiterschaft und in Verbin- 
dung mit den Arbeiterführern entwickelt, die die 'soziale Hauptstütze 
der Bourgeoisie' darstelle und deren Vertreter als bezahlte 'Agenten 
der Bourgeoisie innerhalb der Arbeiterbewegung' zu betrachten seien.2 

Diese 'ultralinke' Politik sollte die Sozialdemokratie "in den Augen der 
breiten Arbeitermassen entlarvenn (Manuilskij) und damit die Eroberung 
der Mehrheit der Arbeiterklasse, dh vor allem der Betriebsarbeiter, 
einleiten.3 Je großer die Wahlerfolge vor allem in den Stffdten wurden, 
um so näher ffhlte sich die KPD-Führung diesem Ziel und sah noch 
weniger Grund zu Zugeständnissen bei einer eventuellen späteren 
Zusammenarbeit mit der SPD. 

Noch bis 1934 sah die KPD in der SPD die 'soziale Hauptstütze' des 
deutschen Kapitalismus, das 'gr6Bte Obel' und Hauptfeind der KPD in 
der eigenen ~lasse.4 Nicht nur SPD-Führer wurden so abqualifiziert, 
auch das Reichsbanner, die einzige funktionierende demokratische 
Schutztruppe, wurde als Repräsentant des bewaffneten Sozialfaschismus, 
das den terroristischen Kampf auf offener S t r d e  gegen das Proletariat 
einleite, bezeichnet.5 

1 Hanno Drechsler, Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands 
(SAPD). Ein Beitrag zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewe- 
gung am Ende der Weimarer Republik, Meisenheim am Glan 
1965, S. 128 f. 

2 W.I.Lenin, Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalis- 
mus, Vorwort von 1920, Berlin 1973, S. 13. 

3 Siegfried Bahne, Die KPD, aaO.,  S. 12. 
4 Ebd. S. 13. Hier spielte wohl auch der russische Einfluß eine 

gewisse Rolle, ngmlich Erfahrungen mit den Menschewiki 19171 
18. 

5 Ernst Thälmann, SPD und NSDAP sind Zwillinge, Rede von 1932, 
zu finden bei Hermann Weber, Der deutsche Kommunismus, Do- 
kumente, Koln/Berlin 1963, S. 185. 



Unter solchen Bedingungen konnte es wohl kaum zu einer ~ i n h e i t s f r o n m  
der deutschen Arbeiterschaft gegen den Nationalsozialismus kommen. 
Rudolf Breitscheid machte im November 1931 ein vorsichtiges Einheits- 
frontangebot an die KPD, was aber von Thälmann mit de; Bemerkung 
weggewischt wurde, daß die Sozialdemokratie mit diesem Manöver den 
Teufel des Hitlerfaschismus an die Wand male, um die Massen vom 
wirklichen Kampf gegen die Diktatur des Finanzkapitals abzuhalten1 
Wolfgang Abendroth, der nicht nur im nachhinein historisch-politisch 
die damaligen Auseinandersetzungen kommentierte, sondern selbst in 
der Arbeiterbewegung und im Widerstand in den 30er Jahren tätig war, 
kennzeichnet treffend die Lage: "Die KPD predigte zwar das, was not- 
wendig war, den außerparlamentarischen Machtkampf gegen den Fa- 
schismus und gegen Stahlhelm, SA, SS und NSDAP. Aber sie machte 
durch ihre unsinnige These des 'Sozialfaschismus', durch den Irrglauben, 
die Führung der SPD stütze den Faschismus bewußt, und durch die 
selbständigen Aktionen der RGO jedes Bündnis mit den Parteien und 
Verbänden der reformistischen Arbeiterbewegung unmöglich. Obgleich 
die ständigen gewaltsamen Auseinandersetzungen auf den Straßen der 
großen Städte zwischen der kommunistischen Antifaschistischen Aktion, 
dem Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold und später der Eisernen Front auf 
der einen, der SA und dem Stahlhelm auf der anderen Seite, in denen 
meist Polizei und Gerichte mehr oder minder die faschistischen Aktio- 
nen unterstützten, häufig genug kommunistische und sozialdemokratische 
Arbeiter zusammenführten, war die offizielle Parole der KPD, die Ein- 
heitsfront nur 'von unten', die die fast unvermeidliche Konsequenz der 
Pseudotheorie des 'Sozialfaschismus' war, ein fast unüberwindbares Hin- 
dernis für jede wirksame aukrparlamentarische Politik der Arbeiterpar- 
teien. Da seit Anfang 1932 SPD und ADGB sich im wesentlichen auf 
die Bet riebsarbeiter, KPD und RGO im wesentlichen auf Arbeitslose 

. stützten, mußten Streikaufrufe der KPD allein leere Agitationsparolen 
bleiben. So war trotz aller Radikalität der Sprache und der Agitation 
auch die Politik der KPD in der Praxis fast nur auf Wahlkämpfe bezo- 
gen. Da aber seit April 1930 die Notverordnungspolitik der Präsidialka- 
binette das Parlament entmachtet hatte, konnten bloße Wahlerfolge die 
Lage nicht mehr verändern.1'2 

Abendroth berichtet hier, wahrscheinlich auch aus eigener Kenntnis der 
Vorgänge, von Versuchen des Zusammenwirkens bei Demonstrationen. 
Solche hat es sicher öfter gegeben, aber regelrechte Zusammenarbeit 
der Parteigliederungen wurden von der KPD-Führung, aber auch bei der 
SPD gerügt und als Abweichung gebrandmarkt.3 

1 Drechsler, a a O . ,  S. 133. 
2 Wolfgang Abendroth, Historische Funktion und Umfang des Wi- 

derstandes der Arbeiterbewegung gegen das Dritte Reich, in: 
Festschrift für Otto Brenner zum 60. Geburtstag, FrankfurtIM. 
1967, S. 304. 

3 Helmut Beer, Niderstand gegen den Nationalsozialismus, aaO. ,  
S. 48 und Siegfried Bahne, Die Kommunistische Partei Deutsch- 
lands, in: Das Ende der Parteien, a aO . ,  S. 669 z.B. 



Dieses Brandmarken war in der KPD deshalb möglich, "weil die Appa- 
rat-Hierarchie jede innerparteiliche demokratische Willensbildung un- 
möglich machte.1'1 Trotzdem ließ die immer wieder gepriesene mono- 
lithische Einheit der Partei jedenfalls an der Spitze sehr zu wünschen 
übrig. "Sie sollte die wilden Cliquenkämpfe der Führungskader um die 
Beherrschung der Apparate der Partei und ihrer zahlreichen Neben- und 
Massenorganisationen verdecken. Jede politische Differenz in der Partei- 
spitze führte sofort zu persönlichen Auseinandersetzungen, die unter 
Einbeziehung der Komintern-Funktionäre ausgetragen wurden..."2 Sehr 
wichtig erschien in der KPD die Durchsetzung des 'demokratischen 
Zentralismus, was straffe, zentralistische Organisation bedeutete. Für 
den Widerstand (vor und) nach 1933 war das einerseits von Vorteil 
(schnelle Information, rasches Reagieren, Versorgung mit Material), an- 
dererseits von Nachteil, da viele Mitglieder zufichst nur die 'Sub- 
ordinierung ' und kein selbständiges Handeln im Falle der Verhaftung 
der örtlichen Führung oder des Ausbleibens von Material gewohnt wa- 
ren. 

Abendroth hat schon einen gewissen Hinweis auf die Sooiaistcuktur der 
Partei gegeben, wenn e r  davon sprach, daß die KPD sich im wesentli- 
chen auf die Arbeitslosen stützte. Im September 1930 sah die Zusam- 
mensetzung der Mitgliedschaft so aus: 44 % Betriebsarbeiter, 1 % Be- 
triebsarbeiterinnen, 7 % Hausfrauen, 4 % Angestellte, 40 % Erwerbs- 
lose.3 

Ende 1932 zählte die Partei c a  320 000 - 360 000 Mitglieder. Es wa- 
ren jedoch nur 11 % von ihnen ~etriebsarbeiter.4 
Ständig geklagt wurde auch über die hohe Fluktuation in der Partei, 
"die vor allem in den Krisenjahren auf den hohen Anteil von Erwerbs- 
losen bei den Parteimitgliedern (1931 c a  78-80 %)...zurückgeführt wur- 
de, aukrdem auf die Erhabenheit und Oberheblichkeit vieler, besonders . 
iUt erer ~enossen". 5 
Diese Fluktuation bedeutete einen empfindlichen Mangel an geschulten 
Parteiarbeitern, was sich für den Widerstand spiiter auch nicht gerade 
positiv auswirken sollte. Dazu kamen noch die nicht besonders guten fi- 
nanziellen Verhältnisse (viele Erwerbslose bedeuteten wenig Parteibei- 
trage, viele Wahlkämpfe seit Mitte 1931). 
Ahnlich gelagert waren die Probleme bei den kommunistischen Massen- 

1 Hanno Drechsler, Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands, 
a a O . ,  S. 133. 

2 Ebd. Zitiert wird hier U& Herbert Weher ,  Notizen, hekt. Nie- 
derschrift vom 23. Mai 1946 bis 23. Juli 1946 über "Erlebnisse 
und Erfahrungen aus der Zeit der Hitlerdiktatur und des Krie- 
ges", vorh. im Inst. f. wiss. Politik Marburg, S. 23 ff. 

3 Siegfried Bahne, Die KPD, a.aO., S. 15. 
4 Ebd., S. 16. 
5 Ebd. 



und Hilfsorgdsatioaen, so daB von deren Seite auch k&w mmammt- 
t e  Hilfa ai etvutea war.1 

teinsltgl;l&r. 
"Bei& Parteien verfalgfen...nicht nur die schidc:htmte Pdiilc, die man 
mGh in di-m k r i t i d m e n  Moment ihrer Gdw:Mcbre voraslltm krrmata, 
W r a  jede stM such weh, infofge ihrm eigenem Versager, die aale- 
re wdter  in die f & c b  Ricbc~ng...~3 

nicht gdhthn, als sich 
v 0 1 d r f t e  ugl 
M& h m m m  

Hdtrng der KPD noch tur Z d t  der natioaoldalisrischsn Mec; 
gdfiring waren, so m d  man mehrere nennen: 

1 Siegfried Bahne, Die KPD, aaO.,  S. 18 ff. Bahne &ußert sich 
ausführlich, was hier aus Platzgründen nicht geschehen kann, zur 
Situation von RGO, IRH, IAH, K JVD, RFB. 

2 E M ,  S. 21. 
3 Hanno Drechsler, Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands, 

a.a.O., S. 266 f. 



1. Die ständig steigenden Wählerzahlen und die zahlenmäßige Annähe- 
rung an die SPD legten den Schluß für die Führung nahe, dai3 es doch 
noch mBglich sei, die entscheidende Kraft des Arbeiterlagers zu werden 
und der SPD die Wähler a.bspenstig zu machen. 

2. Die Oberzeugung, da8 die bürgerliche Gesellschaft organisch in die 
faschistische Unterdrückung hineinwachse, diese dann vor den objektiven 
Schwierigkeiten zusammenbrechen und die proletarische Revolution fol- 
gen werde. 

3. Der unklare Faschismusbegriff und das Nachhinken der Anpassung 
der Theorie an die Praxis. 

4. Der Einflu6 der 'ultralinken Theorie' spätestens seit 1928 und der 
übergroße Einflu6 von außen 

5. Die Selbsttäuschung, ständig zunehmende Wählermassen bedeuteten 
auch eine entsprechende Einbindung in die Partei und ein entsprechen- 
des (späteres) politisches und gesellschaftliches Gewicht. 

6. Die gegenseitigen Verketzerungen der Parteifarungen von KPD und 
SPD als 'Sozialfaschisten' bzw. 'vom russischen Despotismus abhängig', 
dazu persönliche Rivaiitäten und Konkurrenz um Wähler. 

7. Zeitweise Unterschatzung der nationalsozialistischen Gefahr und Mas- 
senbewegung. 

Die subjektiven Fehler der KPD, zu denen noch die der SPD hinzukom- 
men, haben den Widerstand schon vor dem 30. Januar 1933 entschei- 
dend geschwächt, im entscheidenden Augenblick, Ende JanuarIAnf ang 
Februar 1933 unmöglich gemacht und eventuell die gesamte Wider- 
standsbewegung bis 1945 insgesamt zur Erfolglosigkeit verurteilt. So 
konnten die Nationalsozialisten schon vor der Machtergreifung hbhnen: 
"Komischer und grotesker als alle Beschimpfungen ist...die gänzlich un- 
verdiente Ehrenbezeichnung der Sozialdemokraten als Faschisten. Ausge- 
rechnet die Spießermasse der 2. Internationale, die Juden-Schutztruppe, 
die Todfeinde z.B. des italienischen Faschismus, als Faschisten hinzu- 
stellen, dazu gehBrt schon eine Gemütsakrobatilt..Beruhigen wir uns! 
Kommunisten und Sozialdemokraten, das heißt die Marxisten aller 
Schattierungen, werden noch zeitig genug erfahren, was Faschismus 
heißt.1'1 

3.21.2 Die KPD in GieSen vor der natiarrlana;alistischen Machter- 
sreif-lI 

Während der ganzen Zeit der Weimarer Republik spielten die K~mmuni- 
sten in Gießen keine entscheidende politische Rolle. In der Anfangspha- 

1 Georg Schwarz, Volker höret die Signale: KPD bankerott, Berlin 
1933, S. 190. 
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Wicseck sehr hiut tnfen.4 

1 Zahlen bei Elsbeth Wiele, Die Entwicklung der politischen Par- 
teien, a.a.O., S. 33-37, und Erwin Knad,  Die politischen Krafte 
und das Wählerverhalten, &aO., S. 48-69. 

2 Erwin Knau6, Wieseck im Spiegel der Wahlresultate seit 1871, 
in: Zwischen Kirche und Pforte, aa.O., S. 289-304. 

3 Ebd., S. 289 und 291. 
4 Erwin Knauß, Zwischen Kirche und Pforte, a.a.0.. Ortschronik V. 



Bei den Gemeinderatswahlen war allerdings die SPD wieder wesentlich 
erfolgreicher als die KPD. Bei der Gemeinderatswahl 1925 erhielt die 
KPD 2 Sitze (SPD 6), und der Arbeiter Hildebrand und der Eisenbahn- 
arbeiter Erb zogen in den neuen Gemeinderat ein Bei der Gemeinde- 
ratswahl am 17.11.1929 kandidierten für die K-PD Wilhelm Erb, Wilhelm 
Lenz, Ludwig Werner, Emil Schnabel, J.Schöffmann, Karl Bemhardt, 
Karl Hofmann. Die KPD konnte jedoch nur einen Sitz erreichen. 

Anfang 1925 wurde der Rote Frontkämpferbund von der KPD zur 
Sammlung der proletarischen Frontkämpfer und zum Kampf gegen Mili- 
tarismus und Faschismus gebildet.l Er bedeutete auch einen Versamm- 
lungsschutz. 

"Zur gleichen Zeit wurde der RFB in Giefien gegründet. Zunffchst wur- 
den unter großen finanziellen Schwierigkeiten für das Trommlerkorps 
.vier Trommeln und vier Pfeifen auf Ratenzahlungen gekauft. Danach 
folgte der Kauf von 16 Schalmeien. Das Geld hierzu wurde U.& durch 
Spenden, Beiträge und den Verkauf von Broschüren und Zeitungen auf- 
gebracht. Die Hauptfinanzierung erfolgte durch den Verkauf von Spen- 
denblocks ("Bausteinen1')."2 Nach der Maidemonstration 1929, bei der 
die Polizei schoß und viele Tote und Verletzte zurückblieben, wurde der 
RFB im gesamten Reichsgebiet verboten. Er zählte in Gießen 120 Mit- 
glieder.3 

"Nach dem Verbot des Roten Frontkämpferbundes wurde auf Initiative 
der KPD am 28. September 1930 der Kampfbund gegen den Faschismus 
gegründet. Der Kampfbund zählte im Dezember 1931 106.293 regist rier- 
te Mitglieder. Der Kampfbund in Gießen, der über 100 Mitglieder hat- 
te,  übernahm die Schalmeien-Kapelle und das Trommler-Korps des ver- 
botenen RFB. In den Organisationsrichtlinien für den Aufbau und die 
Aufgaben hieß es, daß alle Personen und Organisationen sich dem 
Kampfbund anschließen können, die bereit sind, einen organisierten, po- 
litisch-ideologischen Massenkampf gegen den Faschismus zu führen... 
Erst im Jahre 1935 hat die Gießener Gestapo bei einer gründlichen 
Hausdurchsuchung alle Schalmeien - trotz des sehr guten Verstecks - 
gefunden und beschlagnahmt."4 
Die 1921 gegründete KJD (Kommunistische Jugend Deutschlands) hatte 
in Gießen etwa 30 Mitglieder. 1922 wurde die kommunistische Kinder- 
gruppe in Gießen gegründet. Ein Teil der Jugendlichen, die nicht im 
K JFVD waren geharten den A rbeitersportvereinen oder der Naturf reun- 
de-Jugend an. 5 

1 Gießener antifaschistischer Kalender 1982, hrsg. VVN, Gießen 
1982, S. 7 (Rückseite). 

2 Ebd. 
3 Ebd. 
4 Ebd. 
5 Ebd., S. 9 (Rückseite). 



Die 1924 gegrUndete Rote Hilfe wurde als Solidaritiitsorganisation der 
politisch Verfolgten auch in Gicßen nach 1933 wichtig.1 

Da6 die Auseinandersetzungen zwischen Kommunisten und Sozialdemo- 
kraten sich nicht nur auf Reichsebene, in den gr&n indiwriestiidten 
oder im Parlament abspielten, sondern auch auf 6rtlicher Ebene, wird 
durch Berichte wie auch Zeitungsnotizen deutlich. Ria Deeg, vor 1932 
noch Mitglied der SPD, schreibt in ihrem Erinnerungsbericht: ''Mit der 
Kommunistischen Jugendorganisation wollten wir nichts zu tun haben 
und die nicht mit uns. Wir konnten mit ihrem revolutionären Kampf- 
geist und ihren Parolen nichts anfangen, wir verstanden sie einfach 
nicht. Und die Genossen vom KJVD (Kommunistischer Jugedverband 
Deutschlands) fanden uns mit unserer Wandervogelromantik, unseren 
kurzen Hosen und langen Haaren, lii~herlich.~2 

Und die folgende Szene einer Demonstration vom Januar 1933 hgtte 
sich so in vielen deutschen Stiidten abspielen kamen: 
"Etwa in der Mitte des Selterswegs stürzte sich die SA aus dem 
Hauptparteilokal der NSDAP...auf die an der Spitze Marschierenden. Die 
hinterher marschierenden Kommunisten schlugen gemeinsam mit den 
Reichsbannergenossen die SA in die Flucht und in Kürze war der Fall 
geklart. Es war ein gutes Beispiel, wie man den gemeinsamen Feind in 
jedem Fall hätte schlagen können. 
Vor Beginn dieser Demonstration, die vom Gewerkschaftshaus in der 
Schanzenst raBe ausging, hatte der Führer des lReichsbannersl 
Schwarz-Rot-Gold, Adolf Lepper, seine Kameraden aufgefordert, nicht 
mit den Kommunisten gemeinsam zu demonstrieren. Sein Bruder Willi 
Lepper - Führer des 'Kampfhundes gegen den Faschismus' - forderte 
stattdessen zu gemeinsamer Demonstration auf. Beide wurden nach der 
Reichstagswahl am 5.3.1933 von der SA verhaftet, die als Hilfspoli i  
eingesetzt war, in das NSDAP-Lokal (Soldan) 'geführt1, wo sie miß- 
handelt wurdem."f Man fühlt sich an das bbe Wort erinnert, "Kommu- 
nisten und Sozialdemokraten würden noch zeitig genug erfahren, W-as 
Faschismus heißt ll. 

Was Kommunisten, vor allem junge, an der SPD auszusetzen hatten, war 
%T. auch die Inaktivitiit ihrer Mitglieder bzw. ein gewisses spiefbrhaf- 
tes Fügen in das Schicksal. Für manchen jungen Menschen, der auf 
Veränderung der bestehenden Verhgltnisse drtingte, war da kein Platz 

1 
1 

mehr in der SPD, und er wandte sich der KPD oder - der NSDAP zu! 4 
Für Ria Deeg, die der SPD immerhin 7 Jahre angehört hatte, kam nur 4 
die KPD in Frage: "Hier war Leben und Aktivitiit. Das Parteibüro am 
Kirchenplatz platzte aus den Nähten. Viele Genossen waren a r b e i t d d ,  1 

3 
1 Gießener antifaschistischer Kalender, &aO., S. 11 (Rückseite). 2 

2 Maria Deeg, Signale aus der Zelle, 3. verb. U. erw. Aufl., Gießen 1 
1983, !L 5. i 

3 Ebd., S. 7. I 
4 Da keine Zusammensetzung der KPD-Mitglieder vor 1933 bekannt 

ist, einer der wenigen Hinweise darauf, daß auch in Gießen die I 

KPD viele Mitglieder hatte, die erwerbslos waren (siehe Angaben 
zur Mitgliedschaft im Reich! ; 

1 : 
3 



hatten also Zeit zum Diskutieren. Ich mittendrin und schrieb die 
Wachsmatrizen für das 'Gießener Echo1 (8 Seiten stark), das jeden 
Samstagmorgen in einer Auflage von 2000 Exemplaren erschien und für 
10 Pfennig im Freiverkauf vertrieben wurde...Es war immer hochaktuell, 
Beitrage gab es mehr als genug.lll Ein weiterer Grund, warum ein jun- 
ger Mensch sich von einer Linkspartei wie der KPD angezogen fühlen 
konnte, war die Ansprache auf soziale Probleme und das Bedürfnis ge- 
rade Jüngerer, in sozialer Not zu helfen: llWir riefen die Frauen zu Ak- 
tionen auf zur Erreichung von zusätzlicher Winterbeihilfe durch das So- 
zialamt. Hunger und Not durch jahrelange Arbeitslosigkeit waren groß 
und alle kamen und demonstrierten.1'2 

Wie sehr die Atmosphäre zwischen Kommunisten und Sozialdemokraten 
vergiftet war, zeigen die Schilderungen von Versammlungen, bei denen 
es zu Prügeleien zwischen beiden kam. "Eine sachliche Diskussion war 
nach solchen Provokationen unmöglich."3 

Mit* und der KPD nach 1933 

3.221. M t &  der KPD im Reich nach 1933: M a s s c m m b b m g  und 
Vdlrsfroiataktik 

Schon sehr bald nach dem 30. Januar stellte sich heraus, daß die von 
bürgerlicher Seite, vor allem von Papen und Hugenberg, ausgedachte 
llEinrahmungll Hitlers mißlungen war. Von dieser Seite aus war die Dy- 
namik der Hitlerbewegung viillig verkannt worden, und sie leistete zu- 
nächst noch nicht einmal formal Widerstand (siehe Ermachtigungsge- 
setz). Im "Gießener Anzeiger", einem Blatt, das der bürgerlichen Mitte 
nahestand (DVP, Staatspartei), erschienen anfangs noch ausführliche 
Berichte von Reden v.Papens und anderer Politiker außerhalb der 
NSDAP, ab  März/April 1933 änderte sich aber der Ton, und die "Hitle- 
rei" hat te  sich auch in diesem Blatt durchgesetzt. "Um so brennender 
stellte sich die Frage nach der Lage und den politischen Möglichkeiten 
jener Kräfte der Mitte und der Linken, die die Oberraschungstaktik 
vom 30. Januar in die Opposition verwiesen hatte. Schon die ersten Re- 
gierungsaktionen drohten sie nicht nur von jeder politischen Mitbestim- 
mung gänzlich auszuschalten, sondern griffen spürbar an ihre Existenz 
selbst."4 Die Vorstellung war weit verbreitet und sie wurde von den 
Nationalsozialisten noch geschürt, ja manchmal wohl herbeigesehnt, als 
sei jetzt die Erhebung des linken Lagers zu erwarten. "Entgegen ihren 
Verkündigungen, entgegen auch den allgemeinen Erwartungen und den 
gegnerischen Schreckensprognosen hatte die KPD die Ereignisse wie ge- 

1 Maria Deeg, Signale, a aO . ,  S. 9. 
2 Ebd. 
3 Ebd. 
4 Kar1 Dietrich Bracher, Probleme einer legalen Opposition, in: 

Bracher/Sauer/Schulz, Die nationalsozialistische Machtergreifung, 
Köln und Opladen 1960, S. 62. 



lähmt hingenommen. Wohl kam es in diesen Wochen noch zu blutigen 
ZusammenstOBeni, doch war jetzt durchweg die SA der aktive Teil. Nur 
in FlugblHttern, nirgends aber in der politischen Wirklichkeit, ereignete 
sich jener r e m l u t i d r e  Aufstand gegen den Faschismus, von dem in 
den vorangegangenen Jahren immer wieder die Rede gewesen war.lll 

Es erhebt sich die Frage, warum das so gekommen ist. Die Antwort 
wird je nach Standpunkt ganz verschieden ausfallen. E h  Antwort gibt 
der Historiker Brachet, stellvertretend für eine große Zahl von Histori- 
kern in der Bundesrepublik, die in deh 60er und &T. 70er Jahren maß- 
gebend waren: 
"Vieles verhinderten moglicherweise die brutalen Sofortmaßnahmen des 
neuen Regimes: die pausenlosen Verbote kommunistischer Zeitungen, 
Versammlungen und Umzüge, die Haussuchungen und schließlich die 
Durchsuchung und Schließung der Parteizentrale im Berliner Karl-Lieb- 
laiecht-Haus a m  2. und erneut am 23. Februar. Nicht minder wichtig 
erscheint jedoch die Abhängigkeit dieser drittgraßten deutschen Partei 
von der Außenpolitik der Sowjetunion: Realpolitische Oberlegungen be- 
stimmten das Verhalten Moskaus gegenüber einer nationalsozialistischen 
Machtergreifung, in der das Parteidogma ohnehin nur das letzte Ver- 
zweiflungsstadium des zerbrechenden Kapitalismus erblickte. Auch die 
russische Presse erwartete nun den Machtkampf der kapitalistischen 
Fraktionen und seine Wendung zum offenen Klassenkampf; die NS-Revo- 
lution wurde als i l l u s id re r  Sieg empfunden und als notwendige Ober- 
gangsperiode, die bis zum endgüitigen Sieg einer die faschistische End- 
phase ablasenden kommunistischen Revolution hingenommen, erduldet, 
aberlebt werden mußte.112 

Gegen diese Deutung aus dem 'bürgerlichen1 Lager hat die kommunisti- 
sche Seite eine andere gestellt, die vor allem der Sozialdemokratie mit 
ihrem Legalitgtskurs die Schuld gibt, der sich zunächst auf die Wahl 
am 5.3. konzentriert habe: 
"Die entsprechenden Großveranstaltungen gingen somit in ihrer Ziel- 
setzung nicht darüber hinaus, Mitglieder und Anhanget zur Stimmabgabe 
für die SPD zu mobilisieren und neue Wahler zu gewinnen. Zugleich 
dienten sie dazu, außerparlamentarische Aktionen zu verhindern. Die so- 
zialdemokratischen Führer suchten den Massen zu suggerieren, die Fa- 
schisten seien durch Wahlen zu schlagen, imd die Reichstagswahl werde 
diesen die Niederlage bringen. Auch Bezirksvorstände und lokale Leitun- 
gen der SPD lehnten aderparlamentarische Aktionen und ein gemein- 
sames Vorgehen mit den Kommunisten ab. Diesbezügliche Angebote der 
KPD beantworteten sie meist nicht, oder sie stellten unerfdlbare Be- 
dingungen...Da die führenden Gremien der SPD und des ADGB das 
terror;istische Wesen des Regimes unterschätzten, enthielten ihre er- 
sten Verlautbarungen für das neu etablierte System des Monopolltapi- 
tals nicht den Begriff Faschismus oder faschistische Diktatur. Nach wie 
vor dem bürgerlich-kapitalistischen Staat verhaftet, glaubten sie, um 
den Preis des Stillhaltens auch unter der neuen Regierung ihre Orga- 
nisationen aufrechterhalten zu kamen. Sie nährten unter den Mitglie- 

1 K.D.Bracher, Probleme einer legalen Opposition, in: Die national- 
sozialistische Machtergreifung, a.a.O., S. 62. 

2 ' Ebd. 



dern und Anhängern der Partei und unter den Gewerkschaftern die 
Auffassung, da6 man das Regime 'abwirtschaften' lassen mrisse; zudem 
werde die Regierungskoalition wegen Differenzen zwischen DNVP und 
NSDAP sowieso auseinanderbrechen. Diese Politik von SPD und ADGB 
trug wesentlich dazu bei, M eine breite Widerstandsfront nicht zu- 
stande kam."l 

Die Sozialdemokraten verweisen in ihrer Rechtfertigung darauf, M 
man ja ernsthafte Angebote an die KPD-Führung nach dem 30. Januar 
gemacht habe, diese habe aber wieder nur die sozialdemokratischen Ar- 
beiter gewinnen wollen, und sie habe der schon geschilderten Illusion 
angehangen, nach dem Zusammenbrechen der Nazis würde sie die be- 
stimmende Kraft in ~eutschland.2 Wohin man also sieht, nur Schuldzu- 
weisungen! Die SAP, zwischen den beiden Parteien SPD und KPD ste- 
hend, nimmt für sich in Anspruch, verzweifelte Versuche einer Einigung 
gemacht und ihren Wählern die Wahl zwischen SPD und KPD sogar of- 
fen gelassen zu haben. Aber auch diese Partei zielte auf eine große 
Volksbewegung mit dem Stimmzettel, mit Unterschriftensammlungen in . den Betrieben (bis zum 12. März!!), wo doch schon längst die National- 
sozialisten die entscheidenden Hebel der Macht in ihrer Hand hatten 
oder daran waren, sie zu erobern. Wer hat nun eigentlich recht bei 
seiner Bewertung der Ursachen, warum Hitler die Machtergreifung 
glückte, warum der Widerstand scheiterte? 

Vermutlich kommt man der Wirklichkeit nahe, wenn man ausnahmswei- 
se einmal alle bisher angeführten Faktoren zusammennimmt. Der WI- 
dhrstand ist nicht erst am 30. Januar oder im Februar mangels Masse 
oder des fehlenden Willens zu entschiedenen Aktionen wie General- 
streik, Besetzung von öffentlichen Gebäuden usw. gescheitert, sondern 
längst vorher aus den schon erwähnten Gründen. Illusionen herrschten 
auf allen Seiten, auch bei der KPD. Hier war es zwar nicht die Illusion 
von der Harmlosigkeit der NS-Herrschaft, unter der man doch irgend- 
wie weiterleben k6nne wie zu Bismarcks Zeiten unter dem Sozialistenge- 
setz, wie das manche Sozialdemokraten glaubten. Die Brutalitat der äu- 
ßersten Rechten hat te  die KPD vor 1933 längst erfahren, auch darüber 
gab sie sich keinen Täuschungen hin, ebenso waren ihr Anpassungs- 
oder Stillhaltetendenzen wie in anderen Parteien weniger geläufig, und 
Dimitroffs Auftreten im Reichs tagsbrandprd  im Herbst 1933 ermu- 
tigte erst recht zum Widerstand. Jedoch bestanden große Illusionen über 
den "Kampf der Fraktionen der Monopolbourgeoisie" und über den Zu- 
sammenbruch der Hitlerbewegung. Als ob mit der Machtergreifung Hit- 
lers eine revolutionäre Situation herangereift sei, die die Massen zur 
KPD führen mu ten ,  als ob nun die enttäuschten Sozialdemokraten sich 
der KPD als dem Hort ihrer Interessen zuwenden würden! Die Realität 
sah doch so aus, da6 die übergroße Mehrheit der etwa 1 Million SPD- 
Mitglieder sich in die 'innere Emigration' zurückzog oder ganz mit po- 
litischer Tatigkeit aufh6rte. Nur ein ganz kleiner Teil war dann in der 

1 Klaus Mammach, Widerstand 1933-1939, KBln 1984, S. 21 f. 
2 Genaueres noch bei dem Thema "SPD nach 1933". Zur SPD auch 

Bahne, Die KPD, aaO. ,  S. 38, ebenso Drechsler, Die Soziali- 
stische Arbeiterpartei, aaO. ,  S. 322 f. 
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"Die neue Generallinie war vor allem tür die kommunistische Emigra- 
tion bedeutsam. Die Widerstandsgruppen in Hitler-Deutschland haben 
offensichtlich von der politischen Kursänderung nur teilweise erfahren 
und sie kaum mitvollzogen. Auch wenn zu den Aufgaben der Organisa- 
tionen im Land die 'Schulung' gehörte, die Auseinandersetzung mit der 
eigenen Ideologie, mit der Strategie und Taktik der Partei, blieben die 
neuen 'Brüsseler' Beschlihe vielfach unbekannt. Dies ist ein Indiz da- 
für, daQ zu dieser Zeit auch die kommunistischen ~ i d e r s t a n d s ~ r u ~ ~ e n  
weniger feste, intakte Organisationen als vielmehr lockere Verbindungen 
waren, gelegentliche Zusammenkünfte von Kommunisten zur ~iskussjon 
der ~ a ~ e . 1 ' 1  Die Aktivität kommunistischer Gruppen litt besonders Mit- 
t e  1936, als mehrere führende Parteiarbeiter, darunter der Chef der 
Landesleitung der illegalen KPD, Wilhelm Firl, verhaftet worden wa- 
r e d  Daher mußten die Parteibezirke von den Nachbarländern aus durch 
Abschnittsleitungen dirigiert werden Das Ziel, das auf den beiden Kon- 
gressen des Jahres 1935 angestrebt worden war, '@die 'Kaderfragel in 
der Illegalitkit zu lösen und die nationalsozialistischen Organisationen 
durch eine Massenarbeit nach der 'Taktik des trojanischen Pferdes' 
(Dimitrov) auszuh6hlen, wurde nicht erreicht. Die Einheitsfront- und 
Volksfrontbemühungen begannen..zwar vielversprechend mit einem Ge- 
spräch zwischen Ulbricht und Dahlem für die KPD, sowie Hans Vogel 
und Stampfer für die SPD, am 23. November 1935 in Prag, und weitere 
Kontakte zwischen Delegierten der Parteiführungen kamen in den Jah- 
ren 1936137 zustande, sie führten aber nicht zu einer wirklichen Zu- 
sammenarbeit an der spitzet."3 Dagegen wurde in Deutschland manche 
Zusammenarbeit zwischen Kommunisten und ~ozialdemokraten4 und par- 
teilich nicht gebundenen Bürgern bekannt. 

W a s  die Volksfrontpolitik der Kommunisten ab 1937 erschwerte, waren 
die Stalinschen Säuberungen, die von der damaligen KPD-Führung ver- 
teidigt wurden Die deutsche Opposition war bereits wieder gespalten, 
als die sog. 'Berner Konferenz', abgehalten Ende JanuarIAnfang Febru- 
ar 1939 in Paris, Uberlegungen zur Bildung einer Einheitspartei anstell- 
te5 und das gemeinsame Handeln der verschiedenen .Hitler-Gegner for- 
derte. Die 'Berner Konferenz' kritisierte die unzureichende Organisa- 
tion, die ungenügende Verwurzelung in den Betrieben und verlangte die 
Organisierung des aktiven Massenwiderstands. "Angesichts der Lage in 
Deutschland 1939, der fast volligen Zerschlagung des kommunistischen 
Widerstandes zu diesem Zeitpunkt, waren solche Parolen nicht nur ir- 
real, sie zeigten auch, wie sehr sich die Leitung bei ihrer Politik an 
der Moskauer Komintern und wie wenig an der Lage der Kommunisten 
in Deutschland orientierte. So hatte die Berner Konferenz auch nichts 

1 Hermann Weber, Kommunismus in Deutschland 1918-1945, Darm- 
stadt 1983, S. 156 f. 

2 Siegfried Bahne, Die KPD, aaO.,  S. 66. 
3 Ebd. S. 67. 
4 Klaus Mammach, Widerstand, aaO.,  S. 193-199. Das gilt übri- 

gens auch für unser Untersuchungsgebiet. 
5 Horst Duhnke, Die KPD von 1933-1945, Köln 1972, S. 284, 

SI 311 ff., und Klaus Mammach, Widerstand, aaO.,  S. 260-262. 



Besseres zu tun, als vor dem Eindringen von Trotzkisten und 'Partei- 
feinden' in den Widerstand zu warnent t l  

In Deutschland gingen die Bemühungen um eine Zusammenarbeit mit 
Nichtkommunisten weiter und hatten %T. einen begrenzten Erfolg, %B. 
in gemischten illegalen Organisationen wie der Gnrppe um Harro Schul- 
ze-Boysen und Arvid und Mildred Harnack, die ja in det  Schlu8phase 
der Weimarer Republik in Gießen studiert und dabei zu Gegnern des 
Nationalsozialismus geworden waren.2 

Ein Schlag gegen diese Zusammenarbeit war dann für bürgerliche wie 
sozialdemokratische Hitler-Gegner der deutsch-sowjetische Nichtan- 
griffspakt vom August 1939, der auch manche treue Kommunisten ver- 
wirrte und sich lahmend auf die Widerstandstätigkeit auswirkte. Seit 
dem Angriff auf die Sowjetunion im Juni 1941 wurde die Tätigkeit der 
Kommunisten aber wieder stärker. Jetzt wurde im Kriegwerlauf die 
Einwirkung auf Kriegsgefangene und ausländische Zwangsarbeiter wich- 
tiger.3 

3.2.2.2. Zerschlagung d Aufbau der Organisation irn Widerstand 

Schon in den letzten Jahren der Weimarer Republik hat te  sich die KPD 
auf Verbote, Verhaftungen und Illegalität einzustellen begonnen. Um- 
stri t ten ist in der Forschung, inwieweit ihr dies auch gelungen ist. Für 
unseren Bereich können wir feststellen, daß es zwar ständig Festnah- 
men und kurzfristig ein Aufhören der Widerstandstätigkeit gegeben hat, 
dal3 aber die letzte Gruppe noch bis 1937 ausharren konnte, bis sie 
dann verhaftet und verurteilt wurde. Ist das nun ein Indiz für eine gute 
Vorbereitung auf die Illegalität? Bei der Antwort darauf muß man zwar 
regional differenzieren, kann aber durchaus gewisse Phasen unterschei- 
den, die ßludau für Duisburg so charakterisiert hat: 
"Nach den Massenverhaftungen in den ersten Märztagen zerrie das 
engmaschige Organisationsnetz der KPD. Wenige Wochen später war ih- 
re illegale Neuformierung bereits in vollem ~ a n ~ e . " 4  Das gibt einen 
Hinweis darauf, da8 trotz Schaffung von Ausweichquartieren für die 
Funktionäre, geheimen Verstecken mit Schreibmaschinen, Druckappara- 
ten und Papiervorrat die meisten kommunistischen Widerstandler einfach 
nicht auf den Widerstand vorbereitet waren bzw. nicht vorbereitet sein 
konnten. 

"Unter Bedingungen, von denen sich vorher niemand einen Begriff hat te  
machen können, die alle Vorstellungskrtifte überstiegen, mußte die 
kommunistische Partei versuchen, ihre Organisation zu schützen, um 

1 Hermann Weber, Kommunismus in Deutschland, a.a.0.. S. 165 f. 
2 Andreas Anderhub, Die Gießener Studenten in der Schlu8ph858 

der Weimarer Republik oder wie Mildred und Awid Harnack zu 
Gegnern des Nationalsozialismus wurden, in: MOHG 6511980, S. 
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3 Wolfgang Abendroth, Historische Funktion und Umfang des Wi- 
I derstandes der Arbeiterbewegung gegen das Dritte Reich, in: 

Festschrift für Ot to  Brenner, FrankfurtIM. 1967, S. 319. 
4 Konrad Bludau, Gestapo - geheim. Widerstand und Verfolgung 

in Duisburg 1933-1945, Bonn-Bad Godesberg 1973, S. 83. 



trotz Verhaftungen und Terrormaßnahmen politisch weiterarbeiten zu 
konnen.1~1 

Aber nicht nur die neue 'Qualitiit' von Terror war es, die viele Kom- 
munisten nicht erwartet hatten, die zu ungeheuren Verlusten führte; es 
kamen Unterschätzung der NSDAP und die fatale Auffassung der schon 
beschriebenen 'ultralinken' Taktik hinzu, nach der der Faschismus schon 
bald abwirtschaften werde und die Zeit fUr die revolutionäre Situation 
dann gekommen sei. Dabei setzte die Verfolgung gegen den Hauptfeind 
des Nationalsozialismus, wie Hisler schon in der ersten Kabinettsitzung 
und kurz danach in einer seiner Geheimreden formulierte, schon bald 
ein. Die Parteizentrale im Berliner Karl-Liebknecht-Haus wurde am 2. 
und am 23. Februar durchsucht und geschlossen, Demonstrationsverbote 
und Wahlbehinderungen folgten, und Görings 'Handhabung' der preußi- 
schen Polizei wirkte sich vor allem gegen die KPD schon im Februar 
1933 aus. Eine (pseudo)legale Rechtsbasis bestand mit der "Verordnung 
zum Schutz des deutschen Volkes" vom 4. Februar, womit Versammlun- 
gen und Zeitungen verboten werden konnten, "wem in ihnen zum Unge- 
horsam gegen Gesetz oder rechtsgtiltige Verordnungen oder die inner- 
halb ihrer Zuständigkeit getroffenen Anordnungen der verfassungsmäßi- 
gen Regierung oder der Behörden aufgefordert oder angereizt wird, 
oder wenn in ihnen Organe, Einrichtungen, Behörden oder leitende Be- 
amte des Staates beschimpft oder böswillig verachtlich gemacht wer- 
den."2 Und wie groS die Angst der neuen Machthaber vor einem Gene- 
ralstreik war, zeigt der 8 9 dieser Notverordnung: periodische Druck- 
schriften konnten verboten werden, "wenn in ihnen zu einem General- 
streik oder zu einem Streik in einem lebenswichtigen Betrieb aufge- 
fordert wird1'3 

Damit waren einer Minderheitsregierung schon erhebliche Mittel in die 
Hand gegeben, konkurrierende Gruppen und einzelne zu behindern und 
auszuschalten, was auch viel haufiger, als bisher in der Literatur fest- 
gestellt, geschah. Da die Verfolgung aber noch nicht systematisch und 
mit voller Wucht wie nach dem Reichstagsbrand und der Verordnung 

1 ~ i e ~ f r i e d  Bahne, Die KPD, a.aO., S. 49 f.; Horst Duhnke, Die 
KPD von 1933-1945, Köln 1972, S. 103 f.; Klaus Mammach, Wi- 
derstand, a aO . ,  S. 42 f.; Hermann Weber, Kommunismus in 
Deutschland, a.aO., S. 140; Barbara Mausbach-Bromberger, Ar- 
beiterwiderstand in FrankfurtIM., Frankfurt/M. 1976, S. 28 f. 

2 RGBl, Teil I, Berlin 1933, Nr. 8, S. 35 ff. Es ist das Verdienst 
von Kar1 Dietrich Bracher und fUr die Regionalgeschichtsfor- 
schung wieder von Henner Pingel, auf die Bedeutung dieser Ver- 
ordnung schon langst vor der Verordnung vom 28.2. hingewiesen 
zu haben. Henner Pingel, Das Jahr 1933, NSDAP-Machtergreifung 
in Darmstadt und im Volksstaat Hessen, 2. Aufl., Darmstadt 
1978, S. 43 f. Pingel bringt auch Beispiele fUr den lokalen Rah- 
men, wo die Verordnung schon angewendet wurde. 

3 RGBl, Teil I, Berlin 1933, S. 37. 





Grenzstützpunkte sorgten dafür, dai3 im Ausland hergestellte Druck- 
schriften nach Deutschland kamen, wobei es immer wieder zu Zwi- 
schenfällen kam. Sie kUmmerten sich um die Flucht von gefährdeten 
deutschen Kommunisten und Kurieren Der Gießener Raum wurde Ober 
Frankfun mit Material aus Saarbriicken beliefert, ein groi3er Teil der 
KPD-Flugblätter und -Zeitungen wurde jedoch im Inland hergestellt. Es 
a l t e n  dazu 2.B. das Zentralorgan "Rote Fahne", es soll zeitweise in 
einer Auflage von 300.000 Exemplaren erschienen sein, wobei die 
'*Häufigkeit des Erscheinen9 wesentlich geringer war als früherw.l Im 
August 1933 wurde das "Braunbuch über Reichstagsbrand und Hitlerter- 
rar" in Basel herausgegeben, unter Tarntiteln in großer Zahl in 
Deutschland verbreitet und erreichte auch den Gießener ~ a u m . 2  Man- 
ches vom Ausland eingeschleuste Material mit Reden, Resolutionen 
nutzte jedoch nicht viel, weil die "Vorstellungen in der kommunisti- 
schen Emigration durch alles andere als durch Einsicht in die Lage der 
lnlandskader geprägtg13 war. Die Fehleinschätzung, daB die deutschen 
Arbeiter vor dem Kampf um die Macht stiinden und keine schwere 
Niederlage erlitten hätten, veranla6te "die Kader der KPD und ihrer 
Nebenorganisationen, vor allem des KJV, der RGO und der Roten Hilfe, 
zu viel zu breiter, konspirativ ungesicherter Massenpropaganda, zur Her- 
ausgabe einer Unzahl hektographierter Zeitungen und Flugblätter, die 
an jedem Ort verbreitet wurden, ... was zu immer wiederholten Ver- 
haftungswellen führte. So haben in diesen ersten Jahren der Herrschaft 
des Dritten Reiches viele Tausende der kommunistischen Arbeiter, Stu- 
denten und Intellektuellen den Weg in die Konzentrationslager, Gefäng- 
nisse und Zuchthäuser antreten mUssen1'4 

Die Zahl der verhafteten Kommunisten im Reich wird für 1935 auf c a  
14000 geschätzt, 1936 c a  12000, 1937 über 8000 und 1938 fast 4000.5 
Hier ist also ein Rückgang der Verhaftetenzahlen festzustellen, was 
nicht in der Hauptsache auf einen Rückgang der kommunistischen Tä- 
tigkeit oder auf Einberufungen, natürliche Todesfälle usw. zurückgeführt 
werden kann, sondern auf die veränderte Organisationsstruktur, die seit 
der 'Brüsseler Konferenz' von 1935 auf Dezentralisierung umgestellt 
wurde. Es wurde unbedingt notwendig, "zu Formen der konspirativen 
Arbeit zu gelangen, die geringere Risiken enthielten, wenn man in 
künftigen Perioden nicht kampfunfähig sein wollte, in denen wieder 
echte Chancen zu wirksamen Aktionen bestanden Deshalb muüte dilt 
Anregung zu riskanten Streikbewegun en aufgegeben und durch den 
Vorschlag zu anderen Kampfformen '! wie langsamer Arbeit) ersetzt 
werden Die KPD hat dann auch seit dem Jahre 1935 darauf verzichtet, 

1 Bahne, Die KPD, a.aO., S. 57; Duhnke, Die KPD, S. 116 ff.; 
Mammach, Widerstand, aaO. ,  S. 46 und S. 96. 

2 Ich konnte das Buch bei einem Gießener Kommunisten einsehen, 
der es seit 1934 aufbewahrt hatte. 

3 H.J.Steinberg, Widerstand und Verfolgung in Essen, aaO. ,  S. 97. 
4 Wolfgang Abendroth, Widerstand der Arbeiterbewegung, a aO . ,  S. 

311. 
5 Mammach, Widerstand, aaO. ,  S. 150. 



hat die Verbindung zwischen der zentralen Leitung und den innerdeut- 
schen Bezirken von den Nachbarländern aus organisiert. Daß dadurch 
die Kontakte zwischen der Leitung und den innerdeutschen Gruppen zu- 
sammenschrumpfen mußten, als der Krieg die Arbeit von den Nachbar- 
ländern aus fast unm6glich machte, liegt auf der Hand. Jedoch waren 
inzwischen die Selbständigkeit und das Selbstbewußtsein neuer organisa- 
torischer Strukturen im Reich so weit gewachsen, daß sie ihre Arbeit 
auch selbständig führen konnten. Bei den anderen illegalen Gruppierun- 
gen der Arbeiterbewegung ergaben sich ähnliche Veränderungen der or- 
ganisatorischen und politischen ~ e t h o d e n . ~ ~ l  Die frühzeitige Umstellung 
auf ein solches dezentralisiertes Arbeiten in kleinen Gruppen, die von 
übergeordneten Organisationsstrukturen keine größere Namenkenntnis 
und kein genaueres geographisches Detailwissen besaßen, hat wahr- 
scheinlich %B. der letzten Gießen-Wiesecker Gruppe noch bis 1937 
durchzuhalten geholfen. Die kleineren Gebiete, die an die Stelle der 
Bezirke traten, duften aus Sicherheitsgründen keinen Kontakt miteinan- 

-der aufnehmen, sondern nur noch zu übergeordneten Leitungen. Instruk- 
teure stellten die Verbindung tlzwischen Gebietsleitungen bzw. illegalen 
KPD-Gruppen in den Betrieben oder NS-Massenorganisationen und den 
neu errichteten Abschnittsleitungen herv.2 

Die Abschnittsleitung Siidwest mit Sitz in Brüssel war für unser Unter- 
suchungsgebiet zuständig, die meisten noch aktiven kommunistischen 
Widerständler waren jedoch in Haft oder unter ständiger Kontrolle. 
Die operative Auslandsleitung versorgte die Abschnittsleitungen zuletzt 
von Paris aus, bis ab  1940 das in Moskau befindliche ZK der KPD ver- 
suchte, mit Hilfe von Emissären eine neue Reichsleitung in Deutschland 
aufzubauen und Kontakte zu den illegalen Gruppen zu knüpfen3 

Im Krieg war der Widerstand nur noch schwer in kleinen Ortschaften 
und Städten wie Gießen durchzuhalten, es hat ihn aber auch hier im- 
mer noch gegeben. 

I 3.223. Kommuoistischer Widerstand in GieSen und Umgebrmg 

Prozeß- und Gestapoakten mit Zeugenaussagen konnten helfen, einen 
zeitlichen Oberblick zum Verlauf des kommunistischen Widerstandes in 
unserer Stadt bzw. dem Kreis zu verschaffen. So ist es moglich, zwei 
Phasen zu unterscheiden: eine erste Phase umfaßt die Jahre 1933 bis 

1 Wolfgang Abendroth, Widerstand der Arbeiterbewegung, a aO . ,  
S. 315. 

2 Heinrich Pingel-Rollmann, Widerstand und Verfolgung in Darm- 
stadt und der Provinz Starkenburg 1933-1945, aaO. ,  S. 131. 

3 Ebd.; Steinberg, Widerstand und Verfolgung in Essen, a.aO., 
S. 98. Nach dieser Einteilung war "Südt1 für Gießen zuständig. 



1936137 und die zweite von 1937 bis zum Kriegsende. Kennzeichnend 
für die ersten drei bis vier Jahre des Widerstands ist das Bemühen, die 
bisherige Organisation aufrechtzuerhalten, also KPD, RGO, Rote Hilfe 
und den Jugendverband KJVD noch als eigene Organisation, aber mit 
enger Anbindung an die Partei fortbestehen zu lassen. Noch bis 1936137 
gab es wirksame Propaganda, meist in Form von Flugblättern. Durch 
die ständigen Verhaftungen und Verurteilungen zu kurzfristigen Ge- 
fängnis- und Zuchthausstrafen wurde zeitweise die oppositionelle Wirk- 
samkeit derart erschwert, daß einige sämtliche Arbeit leisten mußten 
und eine Betonung der Selbständigkeit der einzelnen Organisationen 
nicht mehr moglich und sinnvoll erschien. Nach den Massenproeessen 
der Jahre 1934 und 1935 waren schließlich die meisten aktiven Funktio- 
näre und Mitglieder in Haft. Unter Führung von Hans Rosenbaum 
arbeitete eine Gruppe noch bis April 19371, danach flog sie auf, und 
von nun an ist nur noch Einzelwiderstand von Kommunisten in Zu- 
sammenarbeit mit anderen Hitlergegnern festzustellen. Der Schwerpunkt 
der Tätigkeit lag darin, Beziehungen von früher aufrechtzuerhalten oder 
neu zu kniipfen, die politischen Ereignisse zu diskutieren und vor allem 
Solidaritätssammlungen abzuhalten. Das wurde auch der letzten Gruppe 
besonders vom Gericht angelastet. Im Krieg dann konnte oppositionelles 
Wirken nur noch in der Wehrmacht (viele waren im Strafbataillon), am 
Arbeitsplatz oder unter Kriegsgefangenen geschehen. Schon den Nach- 
barn war nicht mehr zu trauen, wie die vielen' Denunziationen bewei- 
sen. Die einzelnen Widerstandsgruppen waren ja meist durch Denunzian- 
ten, oft sogar aus der engeren Verwandtschaft, aufgeflogen. 

3.2.2.3.2. Erste Verfdgmgen d Begirm der IllegaütHt 

Am 30. Januar 1933 wurde gegen Mittag die Nachricht über den Rund- 
funk verbreitet, Adolf Hitler sei vom Reichspräsidenten Hindenburg zum 
Reichskanzler bestellt worden. In vielen Zeitwgsberichten, aber auch -in 
der Historiographie und seit den fünfziger Jahren im Fernsehen, ent- 
stand der Eindruck von jubelnden Volksmassen, und der Fackelzug am 
Abend des 30. Januar wurde geradezu als Zeichen für die ungeheure 
Zustimmung und die Aufbruchsstimmung gewertet. In einigen wenigen 
Zeitungen erschienen aber auch noch Berichte von Ge endemonstratio- f nen, so 2.B. von wiesbadenl, ~ a n a u 3 ,  ~ a n ~ e n 4 ,  Mainz und erst recht 

1 Prozegakten durch Walter Deeg gerettet. Siehe Privatarchiv Deeg 
im Stadtarchiv Gießen. 

2 In Wiesbaden hatten noch am Abend des 30. Januar zwei Pro- 
testkundgebungen von SPDJReichsbannerlEiwrner FrontIADGB auf 
der einen und KPD auf der anderen Seite stattgefunden An- 
schliehnd waren einige Gruppen mit dem Ruf "Nieder mit Hit- 
lerN durch die Straßen gezogen, aber dann von Polizeikomm&dos 
angegriffen und niedergekniippelt worden: Lothar Bembenemritz 
Schumacher, Nicht alle sind tot, die begraben sind, Widerstand 
und Verfolgung in Wiesbaden 1933-1945, FrankfurtIM. 1980, 
S. 11 ff. Die Verfasser berichten von einer ähnlichen Protestde- 
monstration in Mainz (veranstaltet durch die KPD), S. 12. 



in den Arbeiterstädten des Ruhrgebietes und Sachsens. Auch in Giefbn 
gab es erstaunlicherweise eine solche Kundgebung der Opposition, nur 
ist sie bis jetzt vielleicht noch nicht genügend beachtet worden. Der 
GA berichtete jedenfalls am 1.2. von einem l'Kommunistischen Demon- 
strationszug als Protest gegen die neue Reichsregierung". Dieser De- 
monstrationszug sollte der letzte der Kommunisten bis zum Ende des 
111. Reiches sein. Er ist mit einer Teilnehmenahl von 700 Personen au- 
brordentlich stark gewesen und konnte den 1000 Gesi~UDgSfteUDden 
der Nationalsozialisten vom Tage zuvor durchaus etwas entgegenhalten. 

Wiedergabe des Textes im GA vom 1.2.33 

Daraufhin ließ die Polizei die Demonstranten warnen: 
ll... besteht Veranlassung darauf hinzuweisen, da6 die Polizei beauftragt 
ist, gegen Demonstranten, die sich beleidigende Rufe gegen den 
Reichspräsidenten, den Reichskanzler und gegen Mitglieder der Reichs- 
regierung und der Länderregierungen zuschulden kommen lassen, mit 
Nachdruck einzuschreiten und die Personalien der Täter zur Strafverfol- 

Fortsetzung Fußnoten von Seite 64: 

3 In Hanau versammelten sich 2.T. bewaffnete Reichsbannerleute 
und Anfang Februar luden in den Hanauer Zeitungen die Sozial- 
demokraten zu einer Kundgebung ein, bei der der Enthüller der 
nationalsozialistischen Staatsstreichpläne, der ehemalige national- 
sozialistische Abgeordnete Dr. Hermann W.Schaefer über die 
llBoxheimer Dokumente" reden wollte. Die Kundgebung wurde 
abgesagt, Dr. Schaefer am 17. Juli 1933 im Frankfurter Stadt- 
wald erschossen aufgefunden! 
Gerhard Flämig, Hanau im Dritten Reich, Bd. I (1930-1934), 
Hanau 1983, S. 141 und S. 149 f. 

4 Heidi Fogel, Eine Stadt zwischen Demokratie und Diktatur, Do- 
kumentation zur Geschichte Langem, Langen 1983, S. 81, berich- 
te t  von zwei "bemerkenswerten Aufmärschen" gegen Hitler, da- 

X bei war der erste in einer Stiirke, wie sie in Langen noch nicht 
k.." 
i+r gesehen wurde. 



gung festzustellen.lll 

Hier wurde also schon kurz nach der Machtergreifung ein erstes Mittel 
gegen politisch Mißliebige eingesetzt - die Drohung. Dabei war zu die- 
ser Zeit die Notverordnung vom 4.2. noch nicht öffentlich bekannt und 
hatte eigentlich auch noch keine Gesetzeskraft erlangt. Das geschah 
erst mit der Verkündigung im Reichsgesetzblatt am 6.2.1933. Das sei 
nur ein Hinweis am Rande, wie schon kurz nach der Machtergreifung 
der rechtsstaatliche Weg verlassen worden war. 

Auf diese Verordnung vom 4. Februar (man beachte: Verordnung auf- 
grund des Art. 48,2 mit Gesetzdcraft!) stützte sich dann die Polizei 
Gießen, als sie gegen das Organ der KPD, das "Gießener Echo", vor- 
ging. Die Zeitung wurde beschlagnahmt und eingezogen, weil einige Ar- 
tikel "geeignet sind, die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu gefähr- 
den. "2 

Die Kommunisten wußten spätestens jetzt, was die Stunde geschlagen 
hatte und wie die neue Regierung gegen s i e  vorzugehen gewillt war. 
Deshalb waren schon Vorsichtsmaßnahmen in die Wege geleitet worden: 
Anfang Februar 1933 wurde durch die Bezirksleitung der KPD Hessen 
eine Unterbezirksleitung für den Stadt- und Landkreis GieBen unter 
Paul Oppenauer und Maria Sevenich eingesetzt. Maria Sevenich mußte 
manchmal in den nach a d k n  gelegenen Hühnerställen der Wiesecker 
Hühnerfarm Schmellenkamp übernachten, wenn SA-Razzien drohten. 
"Und die waren unermüdlich und leuchteten oft mit Scheinwerfern das 
Wiesecker und Gleiberger Feld ab, wenn wieder einmal Flugblätter ver- 
teilt worden warenw3 

Oberhaupt Flugblätter 1 Das war nun vor der Reichstagswahl ein wichti- 
ges Mittel der Propaganda, manchmal das einzige, das in dieser Zeit 
des Obergangs von der Halblegalität zur Illegalität noch möglich war. 
Die Materialien und Geräte zum Herstellen der Flugblätter und Zeit- 
schriften waren schon bald ausgelagert und bei noch nicht hervorgetre- 
tenen Parteimitgliedern oder Fieunden untergebracht worden. Unter wel- 
chen ungewohnlichen Bedingungen solche Materialien hergestellt werden 
mußten, hat Ria Deeg wie folgt beschrieben: "Zu Anfang geschah dies 
in der Wohnung eines Genossen, dessen Frau aber nichts davon wissen 
durfte. Zu stark war der Terror der Nazis. Die Schreibmaschine stand 
auf dem Bett, ich kniete davor, denn auch die Hausbewohner durften 
nichts hören. Einmal kam seine Frau überraschend früher heim. Ich be- 
gegnete ihr im Treppenhaus und machte, daß ich verschwand. 

1 GA vom 3.2.1933. 
2 GA vom 17.2.1933. 
3 Maria Deeg, Signale aus der Zelle, aaO. ,  S. 10. Dort auch et- 

was zum weiteren Lebensweg von Maria Sevenich, die einen 
Treff mit Maria Deeg, damals noch Baitz, nicht einhalten 
konnte, in die Schweiz flüchtete, in einem Kloster sich verbarg, 
nach 1945 die CDU mitbegründete und später zur SPD übertrat. 





aber besonders die kurz nach der NS-Machtergreifung erschienenen er- 
sten illegalen Druckschriften und parteiinternen Mitteilungen ein Beweis 
dafür, da6 sowohl Fehler der Einheitsfrontpolitik am Ende der Weima- 
rer Republik wiederholt wurden als auch Illusionen über den zeitlichen 
Fortbestand des NS-Regimes innerhalb der KPD vorhanden warenul  

So heißt es 2.B. in einem in Gießen verbreiteten Flugblatt an die Ren- 
tenempfänger: "Die Wegbereiter für die jetzigen Zustände sind die so- 
zialdemokratischen Führer einschließlich der Führer des Reichsbundes 
und des Zentralverbandes der Arbeitsinvaliden." Und an anderer Stelle: 
"Es gilt, keine Zeit mehr zu verlieren! Macht Schluß mit dem Millio- 
nenbetrug aller anderen Parteien! La6t euch nicht durch schöne Rund- 
funkreden betören und vertrösten! Brot, Arbeit und Freiheit, höhere 
Renten und Besserung eurer Lebenslage, Zerreißung der Tributverträge 
- das bringt euch kein Hitler, kein Papen, kein Hugenberg noch die so- 
zialdemokratischen Führer, die a 1 1 e das kapitalistische System er- 
haiten und verteidigen. Mobilisiert die Millionenarmee der Armen gegen 
die Reichen unter der roten Freiheitsfahne des ~ozial ismus~'2 

Zwischen dem 6. und 12. März wurde in FrankfurtIM. von der Bezirks- 
leitung ein 'Nachrichtendienst für Arbeiterkorrespondenten und Be- 
triebszeitungsredakteurel herausgegeben (wahrscheinlich auch in Gießen 
verteilt) und neben der Anprangerung der widersprüchlichen Politik der 
Nazis auf die Erfolge bei der Reichstagswahl hingewiesen, die als "re- 
volutionärer Aufschwung" angesehen w u r d e d  "Der Faschismus wird 
sich in dem Maße abwirtschaften, wie wir seine sozialen Manöver ent- 
larven, 'die chauvinistische Welle brechen und eine neue Gegenoffensive 
des Proletariats auf der Grundlage der kämpfenden Einheitsfront einzu- 
leiten verstehen. 

Der Faschismus hat keine Aussicht, die wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
zu überwinden. Hunger, Terror, Krieg sind die Meilensteine auf seinem 
Wege. Der einzige wirkliche Ausweg aus der Krise wird von der 
kommunistischen Partei gezeigt. Wir haben alle Aussichten in schnellem 
Tempo neue Millionenmassen zum Kampf gegen den Kapitalismus zu 
gewinnen, wenn wir die Schwächen, die sich im Wahlkampf zeigten, 
ausmerzenci4 

Genau da war sie wie vor 1933 wieder da - die große Illusion von der 
schnell wachsenden Massenbewegung und die Unterschätzung des Mas- 
senanhangs von NSDAP, SA und SS sowie die Verkennung der Macht- 
mittel. In dem Flugblatt an die Rentenempfffnger war noch ein Quent- 
chen Realismus der Lagebetrachtung vorhanden, wenn vom "Ausspruch 
der Regierungsmännerl' gesprochen wurde, da6 die Wahl vom 5.3.33 
"die letzte Wahl überhaupt1' sein sollte. Der Nachrichtendienst aller- 

1 Heinrich Pingel-Rollmann, Widerstand und Verfolgung in Darm- 
stadt, &aO., S. 134. 

2 Flugblatt zur RT-Wahl am 5.3.33 "Her zu uns!" Archiv Deeg 
3 STAD G 271220. 
4 Ebd  





eines staatlichen Streifenbeamten für den nächtlichen Streifendienst 
eingesetzt.l 

Die 'Sonderkommandos' aus SS- und SA-Hilfspolizisten nahmen größere 
Aktionen vor, als viele der im Amt noch befindlichen Beamten des 
Landeskriminalamtes vorhatten und zu kontrollieren in der Lage waren. 
So gab es immer mehr eigenmkhtiges Handeln und Gewaltanwendung, 
weil unter den Sonderkommandos gewalttatige und brutale Menschen 
waren, von denen auch mancher seine private Rechnung beglich2 

Eine solche völlig von SA und SS beherrschte Gewaltaktion war die 
"Stadtführung" durch Gießen von vielen Nazigegnern, Sozialdemokraten, 
Kommunisten, Gewerkschaftern und Juden eine Woche nach der Reichs- 
tagswahl am 13. März 1933. Dabei wurden viele Nazigegner, unter ih- 
nen zahlreiche Kommunisten, in das Hauptparteilokal der NSDAP 
und Treffpunkt der SA "Zum Schwarzen Walfisch" im Seltersweg ge- 
schleppt. Vor dem Lokal mußten sie durch ein Spalier der SA hinduch, 
das johlte und brüllte und sie mit Faustschlagen, F d t r i t t e n  und Gum- 
miknüppeln traktierte. 1m Lokal wurden die "Verhaftetenw fest ehalten 
und weiter m i h d e l t .  Inhaber des Lokals war Pranz Sddan bA-Re- 
serve-Sturm 11/116).3 

Andere Festgenommene wurden in das SS-Lokai "Württemberger Hofv, 
-damals Stammlokal des SS-Sturms 2/IV/33, gebracht und nT. übel zu- 
gerichtet. Unter den Festgehaltenen war auch der Kommunist Otto 
Kreiling, der Tage im obersten Stockwerk festgehalten wurde. Seine 
Frau Minna Kreiling konnte vom gegenüberliegenden Haus aus einem 
Fenster ihren Mann und seine Bewacher beobachten. Sie sah dabei 
auch, wie ihm Essen in einer Hundeschüssel auf dem Boden hingesetzt 
wurde und der SS-Mann mit den Stiefelspitzen die Schüssel zu Kreiling 
hintrat, so daß ein Teil a u s l ~ i ~ ~ t e . 4  

Am 12. Januar 1949 fand vor dem erweiterten Schöffengericht in Gie- 
ßen gegen 10 SA-Leute, die an der Verhaftungsaktion und den Miß- 
handlungen am 13. Marz 1933 aktiv beteiligt waren, die Verhandlung 
statt. Dabei sprach das Gericht 2 SA-Leute frei; wegen Freiheits- 
beraubung, Nötigung und gefährlicher Körperverletzun erhielten 4 SA- 
Leute geringe Gefängnisstrafen und 4 eine Geldstrafe> Die wschärfsteN 

1 Gießener antifaschistischer Kalender 1982, aaO. ,  S. 3 (Rücksei- 
t e )  und auch Archiv Walter Deeg. 

2 Heinrich Pingel-Rollmann, Widerstand und Verfolgung in Darm- 
stadt, aaO. ,  S. 69 f. 

3 Gießener antifaschistischer Kalender 1982, aaO. ,  S. 4 (Rücksei- 
t e )  und Archiv Walter Deeg. 

4 Interview mit Minna Kreiling am 27. Mai 1983 im Burgmannen- 
haus. 

5 Archiv Deeg und Zitat 1 sowie Bericht aus der Gießener Freien 
Presse vom 13. Januar 1949 über die Verhandlung des erweiter- 
ten Schöffengerichts vom 12. Januar 1949 (Verhandlungsakten im 
Staatsarchiv Darmstadt). 



1 Archiv Deeg im Stadtarchiv Gießen. 
2 GA vom 18.3.1933. 
3 GA vom 4.4.1933. 
4 GA vom 8.5.1933 und O.T. vom 9.5.1933. 



Bericht vom 9. Mai 1933 aus O.T. 

3Ucgale Zutigfcit bet RP3. 

Zm 5. 5. .%#:i.&@en';?rei Qommuniften .U@ 
%tobe unb einn.:an~.Mte~en megtn tommunt- 
m . r  !&qm&ba sl.. Umtt.ie6e. feitgcnwpwn 
unb in ba8 Stonaentration@lager i;ttfpfen ubet- 
fiibrt. 

3.2.2.3.3. Schicksae mn KP-Gnppen bis 1937 

Das brutale Vorgehen von Polizei, Hilfsdienst und SA gegen Gegner des 
NS-Systems wurde unterstützt von den Sondergerichten und Oberlan- 
desgerichten, die gerade in den Jahren 1933 bis 1935 jeder verdächtigen 
Außerung nachgingen und die WiderstandstHtigkeit der KPD in Kreis 
und Stadt erheblich erschwerten. Für die verhafteten Führungspersonen 
mußten immer wieder Ersatzleute gefunden werden, die trotz der Ge- 
fahren bereit waren, Arbeit für die KPD zu leisten bzw. die Verbindun- 
gen zu den über- und untergeordneten Parteiorganen herzustellen. Die 



Hauptarbeit bestand in der Herstellung und Verteilung des Propaganda- 
materials und der Einsammlung und Weitergabe der MitgiiedsbeitrBge. 
Diese TBtigkeit ist dann auch immer wieder von den Gerichten als 
Grund für die Verurteilung zu langjahrigen Freiheitsstrafen angeführt 
worden. Das Kuriermaterial wurde meist mit dem Motorrad %B. aus 
Hanau herbeigeschafft und in den Gießener Stadtregionen, wo eine gro- 
Be Zahl von Anhängern der KPD und der SPD vor 1933 bestanden hatte, 
verteilt. Es wurden aber auch die Ortschaften in der Nähe wie Heu- 
chelheim, Grokn-Buseck, Alten-Buseck, Lollar, Wißmar, Krof dorf -Glei- 
berg, Trohe und Wieseck in die Verteilung mit einbezogen. Dies ge- 
schah, indem das Material meist in die Briefkästen gesteckt, manchmal 
auch an besonders vertrauenswürdige Personen verteilt wurde. Ganz sel- 
ten holte sich jemand das Material auch ab. 

Nachdem die erste Unterbezirksleitung im Spätsommer 1933 aufgeflogen 
war, bestand die Gefahr, daß bei der scharfen Vernehmung Namen fal- 
len konnten. Da aber das nicht geschah, konnte Ria Deeg noch bis No- 
vember 1934 weiterarbeiten, bis auch sie dann verhaftet wurde. Wie es 
dazu kam, schildert sie so: 
"Eines Tages - Anfang November 1934 - wechselte unser Kurier, ohne 
uns vorher zu informieren, die Anlaufstelle. Als ich den Genossen in 
Wieseck davon Mitteilung machte und die neue Anlaufstelle nannte, 
waren sie entsetzt und lehnten es ab, mit diesem Mann in Verbindung 
zu treten. Sie vermuteten - nicht zu Unrecht, wie sich später heraus- 
stellen sollte -, dai3 er der konspirativen Arbeit nicht gewachsen sei 
und einer eventuellen Vernehmung durch die Gestapo nicht standhalten 
würde. Trotzdem wurde ein Genosse beauftragt, Fühlung mit ihm auf- 
zunehmen. Leider erzahlte der Genosse, obwohl er genügend Erfahrung 
b e d ,  dort mehr als notwendig war...Der Mann von der Anlaufstelle 
erzählte der Gestapo bei seiner ersten Vernehmung alles, was er von 
mir und meiner illegalen Arbeit durch den Genossen erfahren hatte, 
obwohl wir uns nie gesehen hatten."l 
Als Ria Deeg (damals noch Maria Baitz) diese Aussagen vorgehalten 
wurden (sie hatte bisher alles abgeleugnet), war sie bereits einige Mo- 
nate in Haft, weil sie Kontakt mit der illegalen zentralen Leitung zu 
bekommen versucht hatte: "Wir fuhren in die NBhe von Hanau, wurden 
jedoch beobachtet und dann verhaftet.112 
Ria Deeg bekam wegen der Aussage "dieses schwachen Kettengliedes" 
zweieinhalb Jahre Zuchthaus, die Untersuchungshaft wurde nicht ange- 
rechnet, weil sie so hartnäckig geleugnet hate. "Doch damals hatte ich 
noch Glück. Die Strafen waren noch human, wurden aber dann barba- 
risch, als es auf 1942 zuging. Für das RundfunkhBren gab es manchmal 
das Todesurteil. Als ich zur Verhandlung ging, habe ich genau gewußt, 
daß ich etwa drei Jahre kriegen würde.llf 
In der presse4 wurde das wie folgt wiedergegeben: 

1 Maria Deeg, Signale aus der Zelle, aaO.,  S. 13 f. 
2 Interview vom 10. Dez. 1582 und Signale aus der Zelle, a.aO., 

s. 15. 
3 Interview vom 10. Dez. 1982. 
4 EberstBdter Zeitung vom 22.7.1935, S. 5. 



Die Verhaftungswelle, die - wie gesagt - dazu geführt hatte, daß Ria 
Deeg durch die Gesprächigkeit eines Verhafteten noch nachträglich 
überführt werden konnte, dezimierte eine ganze Wiesecker Wider- 
standsgruppe. Sie wurde im November 1935 vom Oberlandesgericht (also 
nicht vom Sondergericht, das nur kürzere Freiheitsstrafen aussprach) 
verrurteilt. Der "Gießener Anzeiger" gab das wie folgt wieder: 

3udjt60ueflroferi 
me0en lomrnuniffifchet (Imftiebe. 
913 1 e 1 e U ,  22.900.  Die oor einiger Qtit bitt 

wegen fomrnuniftllt$tr !üla@tnf4ofttn otrba tcten 
neun Qinmobntr murben nunmebr Don btm dtraf- 

Von dieser Gruppe konnten wir noch die Tochter von Wilhelm Lenz, 
den 1904 geborenen Karl R. (gest. 1986) und die Witwe von Otto Krei- 
ling (geb. 1905) zu den Vorgängen sprechen. Wieder einmal waren es, 
wie schon zuvor, lächerliche Kleinigkeiten, die dazu führten, daß die 
Gestapo die Gruppe festnehmen konnte: Flugblätter bzw. Unterlagen 
über Geld, das kassiert worden war. Karl ~ . 1  leugnete standhaft, kein 

1 Interview mit Kar1 R. vom Februar 1986. 
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Geld und auch kein Propagandamaterial bekommen zu haben. Er hat te  
nur mit Willi L. in der Ser Gruppe zu tun gehabt und wartete nun ge- 
spannt, was dieser sagen würde. Es gelang Kar1 R., im Flur während 
der Vernehmungen L. zuzuflüstern: "Kein Geld bekommen!" L. verstand 
und hielt dicht. Da6 R. Flugblätter bekommen hatte, konnte er  nicht 
mehr abstreiten, nachdem L. auf Drängen von Vater und Schwiegerva- 
ter  diese Angabe gemacht hatte. Karl R. erhielt eine geringere Strafe 
als die anderen, die Untersuchungshaft wurde ihm jedoch wegen hart- 
näckigen Leugnens nicht angerechnet. Mit Ketten aneinander gebunden 
wurden die Häftlinge in zwei Gefängnisautos nach Rockenberg ge- 
schafft. Dieses Gefängnis war zu dieser Zeit überfüllt, weil nur noch 
Zuchthausstrafen ausgesprochen wurden. So wurde Karl R. schiießlich 
nach Butzbach verlegt, wo er  ein Jahr in Einzelhaft verbringen mußte. 
Das Essen war meist miserabel, e s  gab ofter Pellkartoffeln und Salz- 
heringe, die Kartoffeln waren manchmal verfault. Die Behandlung bes- 
ser te  sich, als sich einer der Inspektoren Karl R.'s annahm: "Manche 
der Beamten waren früher SPD, man merkte die Sympathie!" Ein 
schreckliches Erlebnis waren die beiden Hinrichtungen, die Karl R. aku- 
stisch mitbekam, jedoch nicht sehen konnte. 

Vor der Entlassung eines politischen Häftlings entschied die Heimat be- 
hörde (der Kreisleiter, die örtliche Gestapo oder der Ortsgruppenlei- 
ter), ob jemand wirklich freigelassen oder in ein KZ abtransportiert 
werden sollte. Wenn der Häftling kein Prominenter gewesen war und 
wenn sich ein Arbeitgeber für ihn einsetzte, war es damit getan, daß 
er  sich "nurn jede Woche bei der Gestapo bzw. Bürgermeisterei melden 
mußte. So geschah es im Falle Kar1 R., daß er  bei einem Zimmermei- 
s ter  Arbeit erhielt und sich nicht mehr ständig beim Ortsgruppenleiter 
Euler melden mußte. Die Folgen der Haft machten sich jedoch bald 
bemerkbar, und Kar1 R. mußte nach einer leichteren Arbeit suchen. 
Beim Ausfüllen des Arbeitsbogens mußte er  auch seine frühere poli- 
tische Tätigkeit angeben und sich ein polizeiliches Führungszeugnis am 
Brandplatz holen. Dort wurde ihm erklärt, daß er  politisch vorbestraft 
sei und das auch in das Zeugnis hineingeschrieben werden müsse. Ein 
Gießener Staatsanwalt regelte schließlich das Problem für R., so daß e r  
die Arbeitsstelle bekam. Als mit zunehmender Kriegsdauer immer mehr 
Soldaten gebraucht wurden, zog man schließlich auch die ein, die man 
vorher für wehrunwürdig erklärt hatte. Kar1 R. wurde wie andere aus 
der 1935 verurteilten Gruppe zum Strafbataillon 999 eingezogen. Dort 
warf der untersuchende Arzt die Bescheinigung, die Karl R. Magen- 
geschwüre attestierte, kurzerhand in den Papierkorb. Es gelang R. aber 
noch, nach demütigender Behandlung und einem Zusammenbruch, nach 
Hause entlassen zu werden. 

Der mit Karl R. im Prozeß vom November 1935 gleichfalls verurteilte 
Otto w.1, geb. 1903, mußte zweieinhalb Jahre Zuchthaus bis März 1938 
in Butzbach verbüßen. Ihm wurde gleichfalls die Untersuchungshaft 

Interviews mit dem Sohn von Otto W. vom Februar 1983, mit 
Minna Kreiling vom Februar 1983, Mai 1983 und 2.9.1986. 





nicht angerechnet. Er wurde während der NS-Zeit nicht mehr inhaf- 
tiert. 

Otto Kreiling, geb. 1905, gehörte eigentlich gar nicht zu der 5er Grup- 
pe von Wilhelm L., Karl R., Karl B., Willi H. und Wilhelm P. Er ist 
uns bereits im Zusammenhang mit der Aktion vom März 1933 (Verhaf- 
tung von 40 Gegnern der Nazis, Prügelaktion bei Soldan bzw. "Würt- 
temberger Hof") bekannt geworden. Nach kürzerer Gefängnisstrafe im 
Mai 1933 und ständiger Kontrolle wurde e r  in dem bewußten Prozeß 
vom November 1935 zu zweieinhalb Jahren Zuchthaus verurteilt, die e r  
bis zur Entlassung im März 1938 in Butzbach verbringen mußte. Danach 
war e r  erst bei der Firma L. in Lollar, dann bei einer Gießener Bau- 
firma beschäftigt. Mit einem Atbeitskommando dieser Firma kam er  
1942 in die Sowjetunion, wo e r  U.& in Smolensk und Kiew Rollfelder 
fiir Flugplätze bauen mußte. Im März 1943 wurde e r  zum Strafbataillon 
999 eingezogen und schließlich mit einer Einheit nach Zakynthos (ital. 
Zante), einer griechischen Insel vor dem Westpeloponnes, verlegt. Die 
letzte Nachricht von ihm kam aus der Gegend von Brod (Jugoslawien) 
und trug das Datum vom 26. März 1945. Seine Frau vermutet, daß er 
kurz vor Kriegsende bei Kämpfen mit Partisanen gefallen ist. Eine 
schlimme Seite darf bei all diesen Widerstandsaktionen, wenn sie auf- 
flogen, nicht vergessen werden: die Angeharigen hatten nicht nur die 
seelischen Qualen während der Haftzeit mitzumachen; sie mußten auch 
erhebliche materielle Einschränkungen in Kauf nehmen. Minna Kreiling 
z.B. mußte mit 12,60 RM Wochenlohn ihre große Familie versorgen; 
ähnlich schlimm erging es anderen Familien, deren Hauptverdiener in 
Haft war. 

Das ähnliche Schicksal wie Karl R. hatte auch Willi H., geb. 1905, der 
ebenso wie Karl B. nach Haft und schwierigen Arbeitsbedingungen da- 
nach schlieBlich noch zum Strafbataillon 999 mußte. Beide überlebten 
den Krieg. 

Die härteste Verfolgung hat te  der prominenteste Verurteilte unter den 
Angeklagten vom November 1935 durchzustehen: Wilhelm Lenz, 1897 
geboren, also damals mit 38 Jahren älter als fast alle anderen Verur- 
teilten. Er war kommunistischer Landtagsabgeordneter gewesen und 
deshalb dem Haß der Nazis besonders ausgesetzt. Wie seine Tochter 
best8tigtel, h8rten die Haussuchungen und Kontrollen in den Jahreri 
1933 bis 1935 nicht mehr auf. Es konnte Wilhelm Lenz schließlich dei 
Besitz eines Flugblattes nachgewiesen werden, was zu einer Zuchthaus- 
strafe von drei Jahren in Rockenberg führte. Seine Tochter war noch 
geistesgegewiirtig genug gewesen, bei einer Hausdurchsuchung bela- 
stendes Material in ihren Schulranzen zu stecken und es mit der Be- 
gründung, sie müsse zur Schule, während der Durchsuchung außer Haus 
zu schaffen. Wilhelm Lenz wurde nicht wie andere nach der Haft 1938 
auf freien Fuß gesetzt, sondern sofort nach Buchenwald gebracht, wo 

1 lntemew mit Frau We. vom 1.9.1986. 
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e r  noch bis zu seiner Befreiung im April 1945 einsitzen mußte. Eine 
Zeitlang mußten die Gießener Kurt B. (als Halbjude von 1942-1945 im 
KZ Buchenwald), der Kaufmann Heinrich K. und Erich N. (als sog. 
Asozialer 1938-1945 im KZ) die Haft mit ihm tei len Sie berichteten 
übereinstimmend von seiner ungebrochenen Haltung trotz der langen 
Verfolgung. Bezeichnend ist im Falle Lenz die Entscheidung für die 
Uberführung nach Buchenwald: Ortsgruppenleiter Euler erklärte, e r  sei 
fGr die Gemeinde nicht tragbar, und daher sei seine RtickMu tnier- 
dbcht. Dies bedeutete, wie wir bereits beim Thema "Judenverfol- 
gung" nachwiesen, die versteckte Aufforderung zur Tötung. 

Die letzte größere Gruppe von Kommunisten hielt bis April 1937 durch 
und verteilte bis zu diesem Zeitpunkt immer noch Flugblätter (die sich 
vor allem mit der einsetzenden Wiederaufrüstung und Kriegsvorberei- 
tung beschäftigten) und sammelte Unterstützungsgelder für die Angeh6- 
rigen der Verhafteten. Mit der Verhaftung der letzten organisierten 
Widerstandsgruppe zwischen dem 21.4. und 29.4.1937 war der organi- 
sierte Widerstand in Gießen zu Ende, jetzt war nur noch 
stand möglich t 4 4  

Ober diese letzte Gruppe sind wir ausführlich informiert, weil es einem 
Mitglied der Gruppe, Walter Deeg, glückte, über einen Kalfaktor in der 
Haft die Anklageschrift der Staatsanwaltschaft beim Oberlandesgericht 
Kassel herausschmuggeln zu lassen Wer sich die Anklage ansieht, mu6 
den Eindruck von einer unheimlich gefährlichen Verschwörung bekom- 
men. Den 7 Angeklagten wurde v0r~eworfen.1 
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Die meisten der am 13. Juli 1937 zu langjährigen Freiheitsstrafen Ver- 
urteilten waren schon vorher für die KPD tätig gewesen, alle waren 
Arbeiter (Schreiner, Spengler, Schlosser, Glaser). Besonders hart wurde 
Hans Rosenbaum (geb. 1903) bestraft. Er gehörte der KPD und der 
Roten Hilfe schon lange an (seit 1925). In der KPD war e r  Unterkas- 
sierer der Ortsgruppe Gießen, trug später die Arbeiterzeitung aus und 
kassierte die Bezugsgelder ein. Das Gericht sah ihn als geistigen Urhe- 
ber der illegalen KPD-Arbeit an. Es warf ihm vor, in politischen Ge- 
sprächen andere, z.B. Heinrich Creter (geb. 1900) für die KPD und de- 
ren Arbeit gewonnen zu haben. Als August Ranft, der ebenfalls zu die- 
sem Kreis gehorte, sich nicht mehr sicher fühlte und fliehen wollte, 
vermittelte Hans Rosenbaum ein Treffen zwischen Heinrich Creter und 
Ranft. Das wurde Rosenbaum auch vorgeworfen. Die Ankiage mußte 
aber zugeben, daß "die illegale Tfftigkeit des Angeschuldigten überhaupt 
nicht in vollem Umfang hat aufgeklärt werden könnenff. Eine solche 
Erkenntnis hätte eigentlich zu einer ganz geringen Strafe (formaler 
Art) führen müssen. Weit gefehlt! Mit Vermutungen und unter Verlet- 
zung elementarer Rechtsgrundsätze wurde konstruiert: "Seine politische 
Vergangenheit läßt jedenfalls auf eine umfangreiche illegale BetHtigung 
schließen, wie auch die Tatsache, daß e r  dem Angeschuldigten Creter 
ein illegales Flugblatt zeigte und mit ihm besprach, die Vermutung be- 
gründet, daß er in mehr als einem Falle illegale Flugblätter erworben 
hat." 



Im Zusammenhang mit dem Prozeß und besonders mit der Anklage ge- 
en Heinrich Creter und Hans Rosenbaum wurde erneut Maria Baitz 
später Deeg) erwähnt, die ja schon im Juli 1935 mit Kar1 Hofmann f 

verurteilt worden war, nachdem sie zuvor hartnäckig geleugnet hatte. 
Es ging um die bewußte Schreibmaschine, auf der Maria Baitz "illegale 
Schriftstücke1' angefertigt haben sollte. Maria Baitz bekam erneut 
Schwierigkeiten: "Bei den Vernehmungen wurde wieder mein Name ge- 
nannt, und die Münchener Gestapo, eifrig und brutal wie überall, hatte 
mirrnach langer Vernehmung, während der ich kaum auf den Beinen 
stehen konnte, denn man hatte mich aus dem Spital vorgeführt, ge- 
droht, daß ich todsicher nicht entlassen werden würde, sondern ins KZ 
käme.lll 

Im Zusammenhang mit der Benutzung der Schreibmaschine sprach das 
Gericht wieder nur von einem "Verdacht", der zur Verurteilung aus- 
reichte. 
Hans Rosenbaum bekam 5 Jahre Zuchthaus, wurde aber schon nach 
kurzer Zeit aus dem Zuchthaus Butzbach ins Aschendorfer Moorlager 
(Emsland) verlegt, 1942 schließlich ins KZ Buchenwald Als die Befrei- 
ung schon nahe war, ist e r  auf dem Todestransport von Buchenwaid ins 
KZ Lublin Anfang April 1945 gestorben. 

Dem schon erwähnten Heinrich Creter wurde Kassierertätigkeit für d ie .  
Rote Hilfe in  der Zeit voh 1933 bis 1935 vorgeworfen. Auch hier wurde 
wieder die Vermutung ausgesprochen, daß seine Tätigkeit umfangreicher 
als zugegeben gewesen sein müsse, da e r  dem August Ranft, der flie- 
hen wollte, "den verhiiltnismäßig großen Betrag von 15,- RM zur Ver- 
fügung stellen konntev. Weiterhin wurde ihm Verteilung von Druck- 
schriften, die er  von Maria Baitz bekommen hatte, zur Last gelegt: "So 
verkaufte e r  Ende des Jahres 1933 den Mitangeschuldigten August 
Ranft, Deeg und Klüpfel in 2 bis 3 Fällen für je 10 Rpf. die Schriften 
'Arbeiterzeitung' und 'Rote Fahne', die von der illegalen KPD herge- 
stellt waren.'# Heinrich Creter wurde, weil man in ihm eine Führungs- 
persönlichkeit der KPD im Untergrund vermutete, zu 5 Jahren Zucht- 
haus in Butzbach verurteilt. Anschließend wurde er sofort ins KZ Bu- 
chenwald gebracht, wo e r  1945 befreit wurde. Er ist an den Folgen der 
langen Haftzeit schon 1947, also nur 2 Jahre nach der Befreiung, ge- 
storben. 

Gemeinsam mit Heinrich Creter und Hans Rosenbaum wurde auch Her- 
mann Schröter (geb. 1902) verurteilt. Er erhielt 4 Jahre Zuchthaus, 
weil e r  für die Rote Hilfe kassiert hatte, bestimmt aber auch wegen 
seiner kommunistischen Vergangenheit. Dies war, wie schon in den an- 
deren Fällen geschildert, eine kiare Verletzung des Rechtsgrundsatzes 
"nulla poena sine lege", dh. eine Tat muß unter Strafe gestanden ha- 
ben, als sie begangen wurde, rückwirkende Strafbarkeit kann es nicht 
geben. Daß Hermann Schröter von 1923 an der KPD angehört und 
kommunistisches Material verteilt hatte, wurde ihm ebenso angelastet 

1 Ria Deeg, Signale aus der Zelle, aaO. ,  S. 28. 



wie seine bereits im Januar 1935 erfolgte Verurteilung zu einer zehn- 
monatigen Gefhgnisstrafe (einer der vielen Sondetgerichtsfälle!), weil 
e r  in einer Wirtschaft in Alten-Buseck "Schmähungen gegen die 
Reichsregierung1' ausgestoßen und den "alsbaldigen Sieg von Rot 
Front"' vorausgesagt hatte. Bei Schröter wirkte sich die Verurteilung 
zu 4 Jahren besonders schlimm aus, weil e r  verheiratet war und vier 
Kinder hatte. 

Der Lagerarbeiter August Ranft (geb. 1904) wurde im gleichen Prozeß 
vom Juli 1937 zu 3 Jahren Zuchthaus verurteilt. Er wurde schon bald 
von Butzbach aus ins Moorlager Emsland verlegt, kam aber 1940 frei 
und überlebte das Kriegsende. Er hat te  vor der Machtergreifung mit 
der SPD sympathisiert, ohne Mitglied gewesen zu sein. Auch ihm wurde 
Besitz der bewußten Schreibmaschine, Kassieren von Geldern für die 
Rote Hilfe und Erwerb von illegalen Flugschriften vorgeworfen. 

Der Spengler Robert Ranft (geb. 1908) bestritt jede politische Tätig- 
keit für die KPD. Er wurde zu eineinhalb Jahren Gefängnis verur- 
teilt. 

Der älteste Verurteilte war der Schlossermeister Wilhelm Klüpfel, 1937 
bereits 57 Jahre alt. Er bekam 2 Jahre Zuchthaus in Butzbach, Begrün- 
dung war ähnlich wie bei den anderen: e r  ha* Gelder für die illegale 
Rote Hilfe kassiert, "Arbeiterzeitung" und "Rote Fahnev erworben und 
weitergegeben. Obwohl er bestritt, politisch organisiert gewesen zu 
sein, galt e r  "bei der Staatspolizeiaußendienststelle Gießen...als ehema- 
liger Kommunist, da bei einer am 2. März 1933 vorgenommenen Durch- 
suchung seiner Wohnung 23 Plakate mit der Aufschrift 'Trotz Terror 
der Kommunismus marschiert' und ein Plakat mit der Aufschrift 'Ein- 
heitsfrontaktionl aufgefunden wurden. Bei der jetzigen Durchsuchung 
seiner Wohnung wurden 6 Bücher der 'Ernsten Bibelforschervereinigung' 
vorgefunden." 

Zuletzt festgenommen worden war Waltet Deeg (geb. 1911), der zu ei- 
nem der wichtigsten Zeitzeugen über Widerstand in Gießen werden soll- 
te. Er hat te  bereits 4 Wochen KZ Osthofen im JuniIJuli 1933 hinter 
sich, obwohl ihm in der Anklageschrift von 1937 nachtriiglich beschei- 
nigt wurde: "Eine strafbare Handlung war ihm aZt. nicht nachzuwei- 
sen." Deeg wurde vorgeworfen, Beiträge für die Rote Hilfe gezahit und 
kommunistische Flugschriften erworben und weitergegeben zu haben Er 
wurde zu 3 Jahren Zuchthaus in Butzbach verurteilt. Walter Deeg hat 
im Interview die Verhiiltnisse während der Haft geschildert: "Bei mei- 
ner Einlieferung 1937 wurde das Zuchthaus zum größten Teil noch von 
den alten Beamten geführt. Die waren sehr zurückhaltend Diese Beam- 
ten wurden jedoch nach und nach durch Nazis ersetzt. Danach wurde 
die Haft unangenehmer. Ich befand mich in Einzelhaft. Meine Zelle wa! 
1,2 m breit, 3,s m lang und 3,s m hoch Durch ein kleines Fenster 
konnte ich von meiner Zelle aus im Jahre 1939 zwei Hinrichtungen 
beobachten...In der Zelle befand sich ein an der Wand befestigtes 
Klappbett, das am Tage festgemacht werden mußte. Man durfte sich 
tagsüber nicht hinlegen. Das Essen war sehr schlecht, so daß man ge- 



K
A

RL
 V

O
IC

~T
 

'< 
SC

H
RE

IN
ER

M
EI

ST
ER

 - W
 IE

-SE
CK

 
- 2

 
- 
- 

- 
W

er
kr

~t
te

 ki
r 

m
od

er
ne

 W
oh

nu
ns

w
in

rii
ht

iin
3 

+ 
L

u
-
 u
 M

ek
ls

di
ni

ne
ni

 ii
ii

t 
M

ss
di

iii
ci

ih
.tr

ic
C.

 
+ 

Ai
ifp

ol
ic

re
ii 

vo
n

 
h

l~
k

ln
 

- 
+ 

Uh
cm

Uh
m

c 
- 

al
le

r 
-
 -
 

ii
i 

da
r 

Fa
d)

 c
in

rc
hl

a3
en

de
n 

A
rk

ite
n 

+ 
K

at
e~

m
d

il
aa

 iii
id

 Z
ei

di
tii

iii
~n

 vr
ii 

zi
i 

Dk
m

tc
n.

 
-
.
 

--
 

.
 

- 
- 

"1iW
1. 

im
t.

 

%
5.

.l
nn

. 
U

'IE
SE

C
K

, 
de

n 

') 

A
n 

d
ie

 D
ir

e
a

tl
o

n
 

d
er

' 
S

tr
a

ir
in

st
a

lt
 i

iu
tz

b
ac

h
! 

V
ia

 
ic

h
 d

u
rc

h
 d

ie
 K

lt
e

~
n

 d
e

s 
'V

al
te

r 
D

ee
g 

e
rf

a
h

re
n

 h
ab

e.
,h

at
 

d
er

- 

se
lb

e
 s

e
in

e
 S

tr
a

f z
ii

t 
b

a
ld

 v
er

b
u

3
t.

 D
a 

u
e

rs
e

lb
e

 b
e

i 
d

ir
 @

?l
er

n
t 

h
a

t 
un

d 
au

ch
 n

o
cn

 
a

ls
 (

ia
d

e
ll

e
 o

~
s

i ;:
ir

 
t

i
i

t
i

~
 

w
ar

 
un
d 

ic
h

 i
h

n
 a

ls
 

.b
ü

c
h

ti
d

e
n

 P
a

c
h

a
rb

e
it

e
r 

sc
h

ii
tz

e 
.r

o
ck

te
 

ic
h

 d
en

se
lb

en
 s

o
fo

rt
 n

ac
h

 

S
i+

;;
~

e
n

 ö
n

f o
lu

ie
in

. 

~
d

i
t

 
a

a
u

t~
c

h
e

ln
 G

ru
es

 



rade so eben am Leben erhalten wurde. Auch waren die hygienischen 
Verhältnisse furchtbar. Jeden Morgen um 7 Uhr wurden die Zellen auf- 
geschlossen und man erhielt eine Kanne mit frischem Wasser. In jeder 
Zelle befand sich ein Kübel, der .als Toilette diente. Dieser Kübel wur- 
de jeden Morgen von den Gefangenen entleert und nach einer halben 
Stunde wiedergebracht. Auch die wenigen 10-Mann-Zellen besaßen nur 
Kübel, die als Toiletten dienten. Durch die Einzelhaft hatte man nur 
Kontakt mit den Menschen, die tagsüber zusammen mit mir in der 
Werkstatt waren. Im Haus gab es eine Schreiner-, eine Schlosser- und 
eine Polsterwerkstatt. Bei der Arbeit, die ich ausübte, sie bestand im 
Flechten von Körben, konnte man schon miteinander reden. Jedoch war 
dies nicht immer möglich. In der Gefängniswerkstatt arbeiteten politi- 
sche Gefangene und Kriminelle. Jedoch mußte man die Kriminellen 
stark differenzieren, da die Nazis alle zu Kriminellen gemacht haben."l 

Der gefährlichste Augenblick, meinte Walter Deeg, wurde unmittelbar 
nach der Entlassung erreicht: würde einen die Gestapo erneut verhaften 
und in ein KZ bringen oder war es mit dem Absitzen der Strafe getan? 
Deeg hat te  zur Vorsicht bereits Kontakte zu seinem früheren Ausbilder 
und Arbeitgeber, dem Wiesecker Handwerksmeister Karl Voigt, einem 
alten Sozialdemokraten und Gewerkschafter, knüpfen lassen. Karl Voigt 
schrieb am 25. Januar 1940 an die Direktion der Strafanstalt Butzbach, 
daS er  Deeg als tüchtigen Facharbeiter schätze und nach seiner Entlas- 
sung wieder einstellen wolle. Dies und die Tatsache, daß Deeg von der 
Gestapo nicht zu den Führungskräften der KPD in Gießen gerechnet 
wurde, hat wohl dazu beigetragen, ihn vor dem KZ zu bewahren. Am 
Tag der Entlassung, dem 28. April 1940, schaute er sich hinter dem 
Tor des Zuchthauses mehrfach um, ob nicht doch die Gestapo auf ihn 
wartete. In Gießen angekommen, mußte e r  sich die strengen Auflagen 
der Gestapo-Aufsicht anhören und folgendes unterschreiben: 
1. Kein Verkehr mit Gleichgesinnten oder politisch vorbestraften 

Personen 
2. Abgabe des Hausschlüssels 
3. Keinen Ausgang zwischen 22 Uhr und 6 Uhr morgens 
4. Stadtkreis Gießen nur mit Genehmigung der Gestapo verlassen 
5. Meldung jeden Mittwoch 17 Uhr bei der Gestapo-Dienststelle 
6. Keine Beschäftigung in einem kriegswichtigen Betrieb 
7. Meldung jedes Arbeitsplatzwechsels 
8. Nichtaushändigung des Führerscheins 
9. Ständige Kontrolle beim ~ r b e i t ~ e b e r l  

Danach wurde der Entlassene erneut dem Gestapochef Wintzer vorge- 
führt, der mit Uberführung ins KZ drohte, falls e r  noch das geringste 
Nachteilige hören würde. Kurz danach mußten Deeg wie auch die ande- 
ren Entlassenen ihre Wehrunwürdigkeitserklärung abholen. Die weiteren 
Vorgänge hat Ria Deeg in ihren Erinnerungen festgehalten: 

1 Interview mit Ria und Walter Deeg vom 10. Dezember 1982. 
2 Archiv Deeg und Erwin Knauß, Zwischen Kirche und Pforte, 

a aO . ,  S. 312. 



"Kurz darauf wurde Waiter wegen seines Umgangs mit mir von der Ge- 
stapo vernommen, denn wir mußten uns ja nach unserer Entlassung atts 
dem Zuchthaus bei der Gestapo melden und ua unterschreiben, d.B 
wir den Umgang mit politisch Gleichgesinnten aufgeben mollteil-.Waiter 
gab als Begründung an, da8 ich ein Kind bekatme, was zu diesem Zeit- 
punkt gar nicht stimmte. Wir heirateten im November 1940. 1941 kam 
unser Sohn Werner zur Welt. Wir hausten zu viert in einer E i d -  
zimmermansarde. 
Nun begann seitens der Gestapo verstärkte Uberwachung und ständige 
Schikane. Noch schlimmer war die Uberwachung von Frau Keibel, die 
im gleichen Haus wohnte. Sie war eine fanatische Nazistin, ebenso wie 
ihr Mann, und ständig war sie hinter mir und den Kindern her. Sie 
warf mir meine Strafe vor und drohte, mich ins KZ zu schaff-, Stän- 
dig suchte sie Anlässe, mich sazup6beln. Die tlbrigen Bewohner des 
Hauses ftirchteten sie. Keiner trat ihr entgegen und wagte ein Wort zu 
sagen, alle hatten Angst vor ihr. Wir hatten ein BlaupIpih-Radio, auf 
welchem wir die verschiedenen 'Feind-Sender1 hören konnten. Abend 
ftlr Abend krochen mein Mann und mein Schwiegervater unter eine 
Decke, um sie zu h6ren. Ich mußte aufpassen. Einige Maie erwischte 
ich Frau Keibel, wie sie vor unserer TQr horchte. Ich war schwanger 
und hatte ~ n g  st..."l Nach einer neuerlichen Vorladung zur Gestapo und 
wegen der ständigen Angst, doch noch ins KZ gebracht zu werden, zog 
die Familie schließlich in ein Mobellager einer Gießener Firma, bei der 
Walter Deeg begchsftigt war. Dort war aber der Aufenthalt ungeeignet, 
die Wohnung eng, dunkel und im Winter eiskalt, die Kinder wurden 
krank, die finanzielle Situation Deegs verschlechterte sich. Er versuch- 
te, die Meistetprtifung zu machen, was ihm aber verwehrt war, da er 
Vorstrafen, Ehrverlust und Ausschluß aus der Wehrmacht angeben mu6- 
te. Im Dezember 1942 wurde er schließlich zum Strafbataillon 999 ein- 
gezogen und in bekannter Weise ausgebildet. Von dort ging es nach 
Afrika (Tunis). Deeg setzte sich aber mit anderen von der Ttuppe ab 
und kam in amerikanische Gefangenschaft, aus der e r  1946 ent' h a s s e n  
wurde. 

3.2.23.4. Ehdsdicksaie vao K o m m d e n  - die w e n  Lleinsii 
Fäüe in dai Zeit- 

In den Anfangsjahren des Nationalsozialismus sind die Zeitungen noch 
voll von Angaben aber Verhaftungen von Eintelpetsonen 'und Gruppen. 
Sehr oft wird dabei auch der Name genannt; ein Schutz der Per&- 
lichkeitsrechte bestand ja nicht mehr, an Gerichte konnte man sich 
nicht wenden. 

Zu den ersten Verhaftungen war es, wie bereits geschildert, nach der 
RT-Wahl vom 5.3.1933 gekommen. Am 27. April 1933, so berichtete 
der GA vom 8.5.1933, waren ein kommunistischer Funktionär, ein Gas- 

1 Ria Deeg, Signale aus der Zelle, &&O., S. 36 f. 



werksarbeiter und ein Kommunist aus Gleiberg festgenommen, wenig 
später folgten ein weiterer kommunistischer Funktionär und am 5. Mai 
ein Kommunist aus Gießen und drei aus Trohe. Der Aktion in Trohe ist 
ein besonderer Abschnitt gewidmet, so daß hier nicht näher darauf ein- 
gegangen wird. Am 13. Juni 1933 erfolgte eine Durchsuchung des 
Stadtteils an der Kläranlage, genannt ~arokko.1 

Hermann Waildorf und Erich Deeg wuf3ten von dieser überfailartigan 
Aktion noch zu berichten, dai3 ein großer Teil der Bewohner hatte flie- 
hen Mnnen, weil die Aktion vorher noch bekannt geworden war, duß 
aber nun das Zentrum der KPD-Aktivitäten in Gießen lahmgelegt war. 

Die Zeitungen berichten dann in der Folge immer wieder von Verhaf- 
tungen, vor allem von Kommunisten, die gleich nach Osthofen gebracht 
wurden (GA vom 23.6.33, 7.7.33, 8.7.33, 18.7.33, 31.7.33, 7.8.33, 
4.9.33, 11.10.33, 17.10.33, 2.12.33, 10.1.34, 12.1.34). Die interessante- 
sten und kuriosesten Berichte sollen hier einmal wiedergegeben werden, 
weil sie belegen, wie manchmal lächerliche Anlässe benutzt wurden, 
politisch Misliebige zu verhaften, außerdem, wie leicht dies m6glich 
war und wie schnell die rechtlichen Sicherungen bereits ausgeschaltet 
waren. 

1 GA vom 14.6.1933. 



Der "Gießener Anzeiger" vom 3. Juni 1933 berichtet: 

Wie willkürlich bei Verhaftungen vorgegangen wurde, belegt der Bericht 
der "Oberhessischen Tageszeitungw vom 9. Juli 1933: 

ber %Qt oom B. p m  7.3nli mrrbcn im ' OIm 7. gdlf bormitto pcgcr 9,W ilt mar- 
SEai%blnftdrt4eF umb oon bare an) bi) (ur &n*r d&offea u # l i c b t a r ~ n i  u r 
h<t i t r< j  bin u- bie!rn .@iiniey .bic f np ' b a 6 n r q n ~ r n n  n.4 i a o ~ l f a ~ c p ~ y i .  
P u t e &  ~L$lÖfkc, Crfm@eiben XI-. D+ b l l  Un t~ t scgO w r d d k n  fi<b btt!c hmonftratib. Iti 
gjt npb anbcfanatcn Fa!crn mit =tau!cnrc:t mltrbc gcpbit nnb a n 4  mit erbobtuer k n i t  

tfimicrt. tad, bcr po1ititd)en einittlfunn btr ,$tot, Frort!" gcrn&n. S i e  ~ Ö l f e n n i p  nabm 
&n8bcii~er ja nrtciltn, iinb.bic Eät t r  in lialß. a n  bicteU St tbal tcn PIcr(rtra3 anb oeianlokie 
tabifolcn Xrciicn U Ir4tn. 9111~ %trionen. bic baa Wnicbreiten ber $oIigi. tiiiiatIi+ Settilifi* 
Vngobea na&n tönncn, ml&c  ctienet iiub, fcnbnrbcn fef&cnommen unb iofort 18 ba# 9on- 
bie %&er an nmir tch,  iurbcn r!etcn, bei bcr ~ t r u t i o n # l a p r  Cftboftn mit )n( XmlmB h ( 
6taaNpot i ic~~tcl ie  obcr  bcm na-&ften <Poli;ei- nbr&eIj/(~ P)ng6ad~ iiberiiibrt. Unter bea i n  
N i r t  b~r&IItPt&ttI. %MT Sunicb tocrbcn bic 6%%n)oo Okromrttrcn #anbcr F4 m o k n  
s n p b e n  iirhanlicb Wanbclt. I n  einen Sfa. %C* i& w n n  nna.upb an-ober  b n  
r q c n  in +r'polmcnpa% @urbe.cin @eii cmail- ..bm ~ ~ n f n c b m c r  ur& bieten 'per(oncn 
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Besonders die Kommunistenfurcht beherrschte Regierungs- und Partei- 
stellen und führte zu schlimmsten Oberreaktionen, selbst wenn Xuße- 
rungen nach Alkoholgenuß gemacht wurden Immer mehr wurden jetzt 
auch die (Sonder)Gerichte tatig, wie aus dem Bericht im GA vom 24.7. 
1933 hervorgeht: 

/ wo)l@iift In Q i t k l  $abtu In i n c i  LDid / Mrft in ber 6teinbahe Bth;auiigtn tn* 
1 b n  btr natlonolrn Acafarna reb btt ns%o. 

! noltn Berbönbt pl~$ulb?n fommtr lanni!-%oh 
: unb Ollihner murbtn lefiynonmrn rrb na@ 
: IftftltclIunn bts Xatbtltanbtr bem üirrl4t W* 
4 ccfUfItt. 

Am 7. August 1933 he ik  es im GA: "Die Kommunisten Heinrich Schä- 
fer, Liebigstraße, und Heinrich Wißner, Klaranlage, wurden festgenom- 
men, weil sie in einem Gasthaus das Horst-Wessel-Lied und den Hit- 
lergruß verachtlich machten.'' Der Polizeibericht vom 17. 0ktoberl mel- 
dete die Festnahme dreier Personen und eines Formers aus GieSen, der 
"ein Bild aus der Zeitung gerissen, dies mit kommunistischen Zeichen 
versehen und einem SA-Mann auf die Veranda. gehilngt" hatte. Ein Ra- 
dioapparat wurde beschlagnahmt, weil der Besitzer, ein frtiherer Ange- 
höriger der KBD, ihn auf Moskausender eingestellt und auch andere 
Personen eingeladen hatte. Es wurde im Bericht noch angefiigt: "Es 
wird nochmals darauf aufmerksam gemacht, da13 es sich bei derartigen 
Fallen um verbotene kommunistische Versammlungen handelt und die 
Staatspolizeistelle neben der Beschlagnahme der Radiogerate die Betei- 
ligten zur Strafverfolgung fe~tnimmt.'~ 

Der Polizeibericht vom 2. Dezember 1933 nannte wieder einmal den 
Namen eines Verhafteten - den kommunistischen Funktionär Lorenz 
Hahn. Bei seiner Festnahme wurden "fast die gesamten Instrumente des 
Kampfhundes gegen den Faschismus gut versteckt vorgefundehw2 
Lorenz Hahn hat die längste Zeit von allen kommunistischen Hgftlingen 

1 GA vom 17.10.1933. 
2 GA vom 212.1933. Hahn hatte bereits JuniIJuli in Osthofen ein- 

sitzen müssen 



einsitzen müssen. Er wurde später nach Buchenw 
dort das Kriegsende überlebt - nach fast 10 112 
und Stacheldrahtd 

Wegen Verbreitung von FIugblgttern wurden in de 
1934 zehn Personen aus Gießen und dem Kreis W 
ein Zeichen, daß die Zusammenarbeit über Gießen 
den Ortschaften (Wißmar, Krofdorf -Gleiberg) noc 
Die Eberstgdter Zeitung meldete dasselbe Fakt 
des 11.1.1934 und gab als HaupttHter den K 
Ludwig Schleenbecker und den Gießener Kommunisten Ernst Walldorf 
an. In der Nachricht heißt es: 

1 Zu entnehmen den Akten der Betreuungsstelle für die r a s s  ' 
pol./rel. Verfolgten, StAGi Nr. 5057. 



Ludwig Schleenbecker war der verantwortliche Verbindungsmann1 in 
Krofdorf-Gleiberg gewesen. Er wurde auf Veranlassung der Gießener 
Gestapo vom Polizeidiener festgenommen und bis zur Abholung ins 
Spritzenhaus eingesperrt. Doch Schleenbecker wußte sich zu helfen. Er 
bat am Abend den Polizeidiener um eine Decke. Als dieser auf der Su- 
che iiach einer Decke war und unters Bett schaute, stieß Schleenbecker 
ihn um und schloß das Spritzenhaus ab. Er flüchtete und konnte später 
mit der Hilfe von Gleichgesinnten ins Saargebiet gebracht werden. Der 
ganze Großeinsatz mit Scheinwerfern im Krofdorfer Gebiet hatte also 
nichts genützt. Die Enttäuschung drückt sich gut im Polizeibericht aus. 

Ernst Walldorf wurde, wie der Bericht sagt. der Staatsanwaltschaft 
vorgeführt und nicht mehr, wie vorher geschehen, nach Osthofen oder 
an einen anderen Ort transportiert. Man kann dies auch an den Mel- 
dungen in den örtlichen Zeitungen erkennen, da8 nunmehr der SA- und 
SS-Terror allmähiich zurückgedrängt wurde, dh. nicht mehr der offene 
Terror der Schlägergarden war gefragt, sondern der leise, im Geheimen 
wirkende der Gestapo. Das Regime begann nach auSen seriös zu er- 
scheinen, ohne daß die Verfolgungen aber aufhörten. Sie wurden viel- 
mehr jetzt von Profis mit subtileren Methoden praktiziert. Gleichzeitig 
ist erkennbar, daß die SA immer mehr ihre führende Rolle einbmte: 
der 30. Juni 1934 mit der Entmachtung der SA wirkte sich aus. 

Neben der Polizei benutzten die nationalsozialistischen Machthaber im- 
mer mehr die Gerichte für ihre Zwecke; dieser Weg schien sauberer, 
und bei der spezifisch deutschen Justiztradition unangreifbarer und ob- 
jektiver. Die Institution der Justiz wurde nicht abgeschafft oder be- 
schnitten, nein, sie wurde schnell verändert und mit nationalsoziali- 
stischem Geist und Methoden umgewandelt, soweit dies nicht schon in 
der Weimarer Zeit geschehen war. Das Geriist des Justizaufbaus und 
die Organisation wurden ebenso übernommen wie die geltenden Gesetze. 
Zahl der Verfahren und H6he der Strafen nahmen enorm zu, obgleich 
die Delikte erheblich abnakmen. Ein großer Teil der Richterschaft 
nahm die neue Regierung mit Sympathie oder gar Begeisterung auf. So 
bekannten sich die deutschen Richtervereine I1freudig und aufrichtig zur 
nationalen Regierung der deutschen Volksgemeinschaft unter Führung 
des Reichskanzlers Adolf Hitler" und erkliirten ihre Bereitschaft, "am 
Aufbau einer arteigenen Rechtsordnung für die neue deutsche Volks- 
gemeinschaft mit allen Kräften und unter Einsetzung aller ihrer reichen 
Erfahrungen mitzuarbeiten.112 

1 Dazu Angaben von Walter Deeg, der im Zusammenhang mit der 
Schleenbecker-Geschichte verhaftet und verhört wurde. Archiv 
Deeg. 

2 Entnommen der Deutschen Richter-Zeitung von 1933, zitiert nach 
Hubert Schorn, Der Richter im Dritten Reich, Frankfurt/M. 
1959, S. 7. 



Wenn auch vereinzelt Beamte bis hin zu Inspektoren entlassen wurden, 
"weil sie nicht die Gewähr dafüru boten, "daß sie jederzeit rückhaltlos 
für den nationalen Staat einzutreten bereit "1 waren, so arbeiteten doch 
die meisten bisherigen Richter und Staatsanwälte weiter. 

Wie wir schon gesehen haben, ist es bezeichnend, daß die NS-Re- 
gierung mit Hilfe des Notverordnungsartikels 48 der Weimarer Verfas- 
sung und seit Ende März 1933 mit dem Ermächtigungsgesetz Verord- 
nungen mit Gesetzeskraft erlassen konnte, die das bestehende StGB und 
andere strafrechtliche Bestimmungen "anreicherten". Immer wieder zi- 
tiert wird in den Gerichtsurteilen die Verordnung vom 21.3.33 zur 
"Abwehr heimtückischer Angriffe gegen die Regierung der nationalen 
Erhebungt1. § 3 der Verordnung sah Gefängnisstrafe bis zu 2 Jahren und 
nicht unter 3 Monaten vor, wenn jemand 

llvorsätzlich eine unwahre oder gröblich entstellte Behauptung 
tatsächlicher Art aufstellt oder verbreitet, die geeignet ist, das 
Wohl des Reiches oder eines Landes oder das Ansehen der 
Reichsregierung oder einer Landesregierung oder der hinter die- 
ser Re  ierung stehenden Parteien oder Verbände schwer zu schä- 
digen.l*$ 

I 
Die Regierung wurde mit dieser Verordnung, der zweiten wichtigen 
Stütze des NS-Unrechtsstaates neben der Verordnung vom 28.2.33 
(Brandverordnung), in den Schutzbereich des Beleidigungstatbestandes 
genommen, eine Konstruktion, die für die politischen Auseinanderset- 
zungen in der Demokratie undenkbar gewesen wäre. Neben der Bestra- 
fung jeglicher Kritik an NS-Machtträgern wurden gleichzeitig Straftaten 
für Partei und Staatsorgane, also die sog. Obergriffe, amnestiert, da 
sie "im Kampfe um die nationale Erhebung des deutschen Volkes be- 
gangen worden waremf13 Eine weitere Verordnung4 richtete die sog. 
S 0 N D E R G E R I C H T E in den jeweiligen Oberlandesgerichtsbezir- 
ken ein. Für ganz Deutschland waren dies 26. Da für Gießen das Ober- 
landesgericht Darmstadt zuständig war, galt auch das beim Landgericht 
Darmstadt eingesetzte Sondergericht für diesen Raum. Für die Prozesse 
beim Sondergericht gab es keine richterliche Voruntersuchung (§ l l ) ,  
die Urteile waren ohne Strafaufschub zu vollziehen, Berufung war nicht 
m~~ l i ch .5  Damit waren alle rechtsstaatlichen Sichetungsmaßnahmen be- 
seitigt, der Angeklagte dem (guten) Willen des Gerichts ausgeliefert. 

Das Sondergericht Darmstadt war für das Gebiet des gesamten Volks- 
Staates Hessen zuständig - ein umherreisendes Gericht also, das schon 

1 Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 
7.4.1933. 

2 - RGBI. I, 1933, S. 135. 
3 Ebd.. S. 134. 
4 ~ b d . :  S. 136 ff. und Werner Sohe. Die eleicheeschaltete Justiz. 



am 12. April mit seiner Arbeit begann. Wieviel Sondergerichtsverfahren 
in der Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft von 1933 bis 1945 
durchgeführt wurden, ist nicht mehr genau anzugeben. Viele Akten 
wurden im Krieg zerstort, ein kleiner Teil unter Trümmern gefunden. 
Das Darmstädter Sondergericht dürfte wahrscheinlich im gesamten 
Volksstaat Hessen 2000 Prozesse durchgeführt habenl, davon c a  20 % 
allein für die Jahre 1933134. 

Bis zum Beginn des 2. Weltkrieges überwiegen ganz eindeutig die 
politischen Strafprozesse, danach kommen Anklagen wegen verbotenen 
Umgangs mit Kriegsgefangenen und Wirtschaftsdelikte hinzu. Die Stra- 
fen wurden mit zunehmender Dauer des Systems, vor allem aber im 
Kriege, immer härter, und es konnten Todesurteile verhängt werden. 
Das Sondergericht arbeitete bis zum bitteren Ende im Februar 1945. 
Wir werden sehen, daß im Anfang das Sondergericht die Aufgabe hatte, 
die sog. Bagatellfälle abzuurteilen, während bei organisiertem politi- 
schen Widerstand das Oberlandesgericht zuständig war. Anklage wurde 
wegen "Vorbereitung zum Hochverrat1' erhoben. Während die Hoch- und 
Landesverratssachen für Hessen bis 1936 beim Oberlandesgericht Darm- 
stadt verhandelt wurden, verfügte der Reichsjustizminister am 19.12. 
1936, daß ab 2.1.1937 das OLG in Kassel zuständig wurde. Die Ge- 
richtsverhandlungen waren aber 2.T. noch in Darmstadt. Der am 16. Ju- 
li 1934 eingerichtete Volksgerichtshof hatte Bedeutung, was das Straf- 
maß anging. Er hat im Kriege zahlreiche Todesurteile ausgesprochen. 

Berichte über Tagungen des Sondergerichts in Gießen finden wir in den 
Gießener Zeitungen vom 17. Juni 1933 bis zum 5. Mai 1937, danach 
konnten keine Berichte mit Namensangaben mehr aufgefunden werden. 
Es wurde über insgesamt 19 Sondergerichtssitzungen berichtet. 
Unter Leitung von Landgerichtsdirektor Schmidt , Darmstadt (Stellver- 
treter von Landgerichtsdirektor Weiß) tagte  das Sondergericht zum er- 
sten Mal am 16. Juni 1933 im Schöffengerichtssaal des Gießener Amts- 

er ichts  Dabei wurde unter anderen der Gießener Kommunist B. wegen !I ußerungeri gegen die nationale Regierung in einem Lokal zu zehn Mo- 
naten Gefängnis verurteilt.2 Dieses Verfahren gegen den Steinholzleger 
Max B. aus Gießen konnten wir noch in den Akten des Staatsarchivs 
~ a r m s t a d t i  auffinden, weil eine Namensabkürzung genannt war. Das 
Verfahren gegen B. soll hier einmal exemplarisch wiedergegeben wer- 
den, weil einsichtig wird, welche typische Art von Außerungen und in 
welcher Umgebung (meist in Wirtschaften und oft in alkoholisiertem 
Zustand) und mit welchen Be- und Entlastungszeugen gemacht wurden. 
Es kommt deutlich folgendes Grundmuster zum Vorschein: 
1. Die Ankiage erfolgt wegen des schon erwähnten 8 3 der Verord- 

nung vom 21.3.1933 (Abwehr heimtückischer Angriffe gegen die 
Regierung der nationalen Erhebung) 

1 Heinrich Pingel-Rollmann, Widerstand und Verfolgung in Darm- 
stadt, aa.O., S. 85. Er bezieht sich auf G 27 im STAD, wo auch 
wir Akten einsehen konnten, die Gießen betreffen. 

2 GA vom 17.6.1933. 
3 STAD G 27, Nr. 63 
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netrbffend: Strafsache gegen Max B 
.h: ' . 
B hat sich,solnnjie e r  s ich i n  Giea:.en aufhült , ir :  

kouununiatibctiem Sinne betiiti&t.entna o r t  i n  Wirtschaften zl:= 
-. ftilirten iicaeiißartcn bcschiif t ig ten  s ich gröBtenteils m i t  Ru3 - 
laiid,~lau e r  u l s  dasjanigc Land betraohtet i n  dem der  Kapitalis 
mus gebrochen und dar Arbeiter zu rreinem ltecht gekommen !?CI. 

Öffentlich hs t  e r  sich,s.  Bsp. a lo  kednerrnicht be t i i t i c t ,  
doch i s t  e r  ö f t e r s  i n  koiiununistischen Versammlungen a l s  zrrei=- 
t e r  Redner siifgetreten,hat die Ausfiihrungen dea Redners unter.. 

. s t r ichen und immerwieder auf Rußland a l s  das Land der hhe?-ti .  
. hingowiesen.In fa j l i ta l len Vorvnmmlun~en der UD. war E 
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s t e l l e '  der KPD. i n  Gieuson yearbeitet  und geiot igea Hater inl  
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nicnt m~lir  hervorgctrutan. 

ist le ic l i t  erregbar,trinkt auch Serne Alko!iol und 

/ es  kouimt o f t  vor,dass e r  i n  dieser Btimmung Reden führt ,von 
denen e r  W nächsten Tri~e nichts  mehr weil. 

E r  i s t  trotzallodem j t e t s  beptyebt,aeine ~ m i l i e  durch 
selner  Ilsnde Arbeit zu ernlihren und nicht  der Bffentlichen 
?i l r~or&e zur Last zu fa l len.  . 

Quelle: STAD G27, NI. 63 



Or uride : 
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Quelle: STAD G27, Nt. 63 



2. "Täterw ist ein Arbeiter, der früher der KPD angehört hat. 
3. Die Xußerungen geschehen in einer Wirtschaft, in der oft auch 

NSDAP-Mitglieder oder Sympathisanten anwesend sind, die dann 
den S recher anzeigen i' 4. Die ußerungen werden dann besonders hart bestraft, wenn sie 
die neue Regierung an ihre Versprechen gegenüber den Arbeitern 
und an ihren aufwendigen Darstellungs- und Lebensstil erinnern, 
also der Wahrheit nahekommen 

5. Der Angeklagte versucht sich meist herauszureden, indem er  auf 
den Alkoholgend und das getrübte Erinnerungsvermögen verweist, 

. was aber vom Gericht nicht akzeptiert wird. Dieses weist nun 
darauf hin, daß die Aussagen für den Angeklagten bezeichnend 
seien, da sie ja auch mit seinem Vorleben (sprich KPD-Zugehö- 
rigkeit) übereinstimmten Einlassungen von Zeugen, die einen 
llWandelll beim Angeklagten beweisen wollen, werden nicht ak- 
zeptiert. 
Was unseren heutigen rechtsstaatlichen Grundsätzen in schlimm- 
stem Maße Hohn spricht, ist die Tatsache, daß der Angeklagte 
wegen im Grunde unbedeutender Außerungen weiter in Untersu- 
chungshaft bleiben muß, "weil bei der Höhe der zu erwartenden 
Strafe Fluchtverdacht begründet istv. 

In der Sondergerichtssitzung vom 2. Dezember 1933 wurde gegen den 
Hilfsarbeiter Heinrich M. (geb. 1902) aus Wieseck, der sich seit 
21.8.1933 in Untersuchungshaft befand, verhandelt.1 Als Heinrich M. die 
Tat ableugnete, wurden sogar Schriftsachverständige bemüht, die eine 
Obereinstimmung feststell ten Die Staatspolizeistelle räumte immerhin 
ein, daß M. mit seinen Flugblättern nicht für den revolutionären Ge- 
danken hätte werben wollen, denn daß e r  ausgerechnet den NS-Bür- 
germeister und den Kaufmann K., ebenfalls in der NSDAP, hät te  
"überzeugen" können, war nicht anzunehmen Also war das Motiv nur 
"Beunruhigung in dem Ort hemrzurufen."2 Auch dieses Motiv erscheint 
unglaubhaft, weil die beiden örtlichen NS-Grollen wohl nicht den Ort 
darstellen bzw. diese als überzeugte Nazis nicht durch solche lächerli- 
chen Zettel hätten beunruhigt werden können 
Trotzdem kam das Gericht zu einer harten Verurteilung. Heinrich M. 
bekam eineinhalb Jahre Gefängnis, weil e r  unwahre Behauptungen auf- 
gestellt habe, die in hochstem Grade geeignet seien, das Ansehen der 
Reichsregierung zu schädigen. Da6 der Angeklagte bisher keine Vor- 
strafen gehabt habe, wurde ihm nicht angerechnet. Die 3 Zettel beleg- 
ten, dai3 "er noch nicht den Anschluß an die Rechtsgemeinschaft ge- 
funden habe", da6 er "in der schamlosesten Art und Weise gegen die 
Amtsautorität" gehetzt und ftir den Kommunismus geworben habe. Hier 
wird deutlich, daß das Gericht sich mit dem Vorwurf des Angeklagten, 
Kommunisten seien verfolgt oder umgebracht worden, die neuen Herren 
planten einen Krieg (I), überhaupt nicht auseinandersetzte, sondern die 
Außerungen als Hetze eines Unbelehrbaren, der sich als politischer 
Märtyrer vorkomme, vom Tisch fegte. 

1 STAD G 27, Nr. 196. 
2 STAD G 27, Nr. 196, Staatspolizeidienststelle im Bericht vom 

11.11.1933. 



Selbst harmlose Xußerungen, die sich aber als negative Meinungsbekun- 
dung deuten ließen, wurden hart bestraft, wenn der Täter Kommunist 
war. So erhielt Philipp Schmidt aus Gießen durch Urteil des Sonderge- 
richts vom 24.9.1934 drei Monate Gefängnis, weil er sich beleidigend 
gegenaber dem FUhrer geäukrt  hatte.1 Schmi& war in dem 1923 vor 
dem Reichsgericht verhandelten Gießener Kommunis tenprd  zu "erheb- 
licher" Gefängnisstrafe verurteilt worden, war aus der Partei ausgetre- 
ten, besuchte aber immer wieder kommunistische Versammlungen. 
Daß der Angeklagte nur drei Monate Gefängnis bekam, wurde mit sei- 
nem wvorgeriicktenn Alter begriindet. Vergleicht man das, was er an 
Xußerungen zugerechnet bekam, mit anderen ebenso "schwerwiegendenw 

1 GA vom 25.9.34 und STAD G 27, Nr. 342. 



Dcr drgeklogte iourds noch an glelchen Toge verhaf te t ,  ? 

0 b ~ r  wieder freigelassen. Br kehrte dorouf i n  d t 8  Rinn- 

sei18 Yohnung auriick, d i e  Fenster derselben, d i  e vorher 

Orfen gestanden ho t t en ,  wurden augewcht. 

r l s  s i d d e r  dngeklogte wieder en t fern te ,  t a t  er  d ie  

Peusserung: *So, j e t z t  wisst Ihr Bescheid* oder so Uhn= 

l l c h .  . . 

U, . drehte den Rqdio - Ipporot der Fm 

n i l i e  R' . an, e s  wurde gerode eins  der Reden des FUhrcrrs,. 

die  eP out dem dillrnberger Arrrtettog lgY i e l t ,  Ubertrogen. ' 
m mochte der Ingeklogte d ie  Aeusserung: . 

* s t e l l t .  das Dtng ob; tch konn es nicht  mehr hören, 

i d o l f  . Ei t l e r  . s o l l  si ch i n s  ~ e t  trfie&n, wenn mon 

noch 01s ber f i l ln f t l~er  Mensch auf dsb l isl t  leben 

w i l l .  iwnn non nicht  von dem Lua und Trua leben.* 

oder besser lappischen Ilußerungen, so hätte man eine höhere Strafe 
erwartet, zumal Schmidt wegen Hochverrats vorbestraft war und das 
Gericht ihm "besondere GeMLsaigkeit und Gegnerschaft zum heutigen 
Staatvl attestierte. Ober die Grigide fQr das milde Urteil kann nur 
spekdiert werden: sollte hier Staatsanwalt K., der c a  10 Jahre später 
einen Todeskandidaten noch mit einem juristischen Trick rettete, seine 
Hand im Spiel gehabt und das Strafmal3 gedrückt haben? 

Am 14. Januar 1935 befake  sich das Gericht mit einem Hermann 
Schröder, "der nach seinen eigenen Angaben etwa 10 Jahre der KPD 
angehörte und auch heute noch in seinem Innem Kommunist ist."2 We- 
gen schwerer Beleidigung der Reichsregierung und der SA wurde er zu 
10 Monaten Gefhgnis verurteilt. 

1 ~ A D  G 27, Nr. 342. 
2 GA vom 15.1.1935. 
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I STAB G n, NL $52  
2 STAD G 27, Nt. 587. 
3 O.T. vom 28.4.1934 und Angaben in der Anklageschrift STAD 

G 27, NL 587. 
4 STAD G 27, Nt. 587. 



richt bekam das manchem übel. Mayer war wegen des üblichen 8 3 der 
Verordnung vom 21.3.33 zu drei Monaten Gefängnis verurteilt worden, 
weil e r  in einer Gaststätte abfällige Bemerkungen über die heutige 
Staatsgewalt in Gegenwart eines Mitglieds der Kreisleitung gemacht 
habe. Die Große Strafkammer aber meinte, "daß der Angeklagte die 
Reichsregierung nicht beleidigen wollte, dai3 ihm vielmehr nur Fahrläs- 
sigkeit zur Last zu legen istl1l. Die Gefängnisstrafe wurde daher in ei- 
ne Geldstrafe von 200 RM umngewandelt, obwohl Georg Mayers Gesin- 
mmg und Auftreten nicht unbekannt gewesen sein dürften. 

Georg Mayer, vielen alten Gießenern noch bekannt, wurde 1892 in Horb 
geboren und studierte Geschichte, Philosophie und politisch= Okonomie. 
Seine Dissertation schloß e r  1921 an der Universität Gießen ab. Er 
blieb als wissenschaftlicher Assistent bei Professor ~enz.2 Nach der 
Habilitation war e r  bis 1933 Privatdozent für Wirtschaftliche Staats- 
wissenschaften an der Gießener Universität. 

Seine politische Position vor 1933 kann man als der KPD nahe bezeich- 
nen. Viele Gießener, die ihn kannten, charakterisierten ihn als "Edel- 
k ~ m m u n i s t e n ~ ~  bzw. ffüberzeugten Marxistent1 und wollten damit aus- 
drücken, W er  nicht dem Bild eines sturen kommunistischen Funktio- 
närs entsprochen habe. 

Georg Mayer hatte in Gießen den Spitznamen llSäbelmayer", weil er 
ein guter Fechter war. Er gehörte vor 1930 zu einer von Professor Lenz 
geleiteten Doktorandengemeinschaft , zu der auch A m d  Harnack stieß. 
Harnack promovierte 1930 in Gießen und ging dann nach Berlin. Später 
wurde e r  ein führendes Mitglied einer ganz bedeutenden Widerstands- 
bewegung - der Roten Kapelle. Im Sommer 1932 gelang eine Studien- 
reise in die Sowjetunion zum Studium der Planwirtschaft. Unter den 25 
Teilnehmern waren unter anderem Amid Harnack, Georg Mayer und der 
später bekannte Widerstffndler Ernst Niekisch Seine Eindrücke vermit- 
te l te  Mayer vielen Hörern an der Gießener Universität. 

Am 9. Mai 1933 wurde Georg Mayer erneut verhaftet und durch 
die Stadt geführt. Dieses Bild ist in Gießen sehr bekannt geworden. 
Mayer wurde, wie einige andere Hochschullehrer, aus dem Universitäts- 
dienst entlassen, konnte aber das Dritte Reich ohne schwere Bedräng- 
nisse überstehen, weil es ihm gelang, in der freien Wirtschaft unterzu- 
kommen3 Im Rußlandfeldzug wurde e r  Offizier, man setzte ihn aber 
wegen seiner Russischkenntnisse hauptsächlich als Dolmetscher ein. 
Nach dem Kriege wurde er nicht mehr an der Gießener Universität 
eingestellt. 1947 wurde Mayer an die Leipziger Universität berufen. Er 
erhielt dort den Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre. Von 1950 bis 1963 
war e r  Rektor der UniverSitat Leipzig, und als solcher kam er auch 
1957 zur 350Jahrfeier der Universität nach Gießen. Er starb 1973 im 
Alter von 80 Jahren in der DDR. 

1 GA vom 9.3.1934. 
2 Prof. Friedrich Lenz wurde am 1.11.1933 aus dem Hochschul- 

dienst entlassen. 
3 Georg Mayer wurde am 30.6.1933 aus dem Hochschuldienst ent- 

lassen. 



Der Schneider Wilhelm Licher aus Trohe/Krs. Gießen: 

Er ist 1906 geboren und wurde am 21. Mai 1937 in Schutzhaft genom- 
men, "weil e r  in dem dringenden 'Verdacht steht, sich staatsfeindlich 
für die illegale KPD betätigt zu haben' und somit eine unmittelbare 
Gefahr für die Gffentliche Sicherheit und Ordnung bildet". Es ist uns 
gelungen, seinen Schutzhaftbefehl, den man sonst nicht oft zu Gesicht 
bekommt, aufzufinden.1 Interessant dabei ist, daß dieser. Schutzhaftbe- 
fehl sich, wie alle anderen, auf die Verordnung des Reichspräsidenten 
zum Schutze von Volk und Staat vom 28.2.1933 beruft; eine Verord- 
nung, die schon vier Jahre zuvor erlassen worden war. Sie sollte damals 
nach dem Reichstagsbrand das Vorgehen der Hitler-Regierung gegen 
politische Gegner rechtfertigen, wurde aber offensichtlich auch noch in 
viel spliterer Zeit. gegen politische Gegner angewandt, als längst der 
ursprüngliche Grund entfallen war. Wem renommierte Historiker also 
behaupten, diese Brandverordnung vom 28.2.1933 sei die wahre Verfas- 
sung des 3. Reiches gewesen und somit sei der Ausnahmezustand der 
Normalzustand im Dritten Reich gewesen, so wird dies im Falle Licher 
drastisch unterstrichen. 

1 Siehe "Dorf des Widerstandes - Trohe". 
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Einem Gnadengesuch für Licher, der am 9.4.1938 ein Jahr und sechs 
Monate Gefängnis bekam, wurde nicht stattgegeben. Der Generalstaats- 
anwalt in Kassel hielt es noch nicht einmal für natig, eine Begründung 
anzugeben. 'Er schrieb: "...bescheide ich Sie hiermit im Namen des 
Reichsministers der Justiz ablehnendv. 

Willi Licher hat über den Widerstand vieler Bewohner von Trohe einen 
Bericht abgefaßt, den wir beigefügt haben. Dieser Widerstand bestand 
hauptsächlich darin, daß heimlich Flugblätter, Plakate und Transparente 
angefertigt, verbreitet und ausländische Nachrichten weitergegeben 
wurden. Besonders empört waren viele Einwohner von Trohe, als einer 
der führenden Widerstandskämpfer, Ludwig Schwalb, verhaftet und ver- 
urteilt wurde. Dieser wurde dann in eine Strafeinheit der Wehrmacht 
gesteckt und soll am 27.4.1943 von hinten erschossen worden sein. 

3.223.6. Die letzte Phaee des kommuoistiachen Widerstandes *m 

1937 - 1945 

Der Prozeß gegen die letzte organisierte Widerstandsgruppe in Gießen 
(Rosenbaum/Creter/Deeg usw.) bedeutet einen Einschnitt in der ge- 
samten Widerstandstfftigkeit in unserem Raum, weil nun andere Perso- 
nen und Gruppen an  die Stelle der bisherigen Widerständler aus dem 
linken politischen Spektrum treten mußten. Die Mehrheit der aktiven 
Kommunisten war inhaftiert, die wenigenl, die noch am Arbeitsplatz 
und in ihrer Nachbarschaft etwas ausrichten konnten, mußten außer- 
ordentlich vorsichtig zu Werke gehen. So ging die Zahl der Verhaftun- 
gen von Kommunisten ständig zurück. 1935 waren es noch 300 Festge- 
nommene in Hessen gewesen, 1936 ging die Zahl auf 143 zurück, und 
die Zahl für 1937 dürfte darunter gelegen haben. 
Die 10 Verhafteten von Gießen 1937 waren eine kleine Gruppe unter 
den Massenverhaftungen, die der Staatspolizeistelle Darmstadt in diesem 
Jahr gelang (Bensheim, Rüsselsheim, Mainz-Kostheim, Darmstadt, Biblis, 
Mainz usw.). Der größte Teil waren Einzelfestnahmen wegen Außerun- 
gen in kommunistischem Sinne und Verbreite- von Rundfunkmeldungen 
ausländischer Sender. 
1938 ging die Zahl der Verhaftungen drastisch zurück, vielleicht auch, 
weil die konspirativen Regeln stärker beachtet wurden. 

Wie wir schon am Beispiel von Häftlingen der Gießener 1937er Gruppe 
sahen, ging die Gestapo dazu über, Hffftlinge nach der Verbüßung der 
Strafe gleich wieder zu verhaften und weiter in Haft zu halten bzw. ins 
KZ zu schaffen (%B. Wilhelm Lenz, Heinrich Creter, Johannes Rosen- 
baum), unter Polizeiaufsicht zu stellen oder auf vielerlei Weise überwa- 

1 Z.B. Otto Rüspeler aus Gleiberg, geb. 1905, schon vor 1933 in 
der Freien Sozialistischen Proletarierjugend, Rotem Jungsturm, 
Roter Hilfe tätig, mehrfach verhaftet (19331, mußte aus dem 
Gestapo-Untersuchungsgefängnis im Mai 1937 entlassen werden, 
weil ihm nichts nachzuweisen war, da die Untersuchungsgefange- 
nen sich %T. absprechen konnten. 
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chen zu lassen. Viele wurden auch zur Wehrmacht bzw. ab 1942/43 zu 
Strafeiaheiten eingezogen, so daß ein Wirken im Widerstand immer aus- 
sichtsloser wurde. So erfassen die geheimen Lageberichte des Sicher- 
heitsdiensies der SS die Lage für das Jahr 1938 durchaus richtig, wenn 
sie zur KPD melden: "Die allgemein verschärften fremden- und graaz- 
polizeilichen Bestimmungen und Maßnahmen bewirkten, da6 die illegalen 
Verbindungen ins Reich nur unter erschwerten Umstanden m8glich wa- 
ren... 
Einheitliche Organisationsform und Richtlinien der KPD konnten nicht 
festgestellt werden. Die örtlichen Gruppen sind weiter awinanderge- 
fallen. Auch die im Laufe des Jahres 1938 vor allem an der tschechi- 
schen und f r d s i s c h e n  Grenze beobachteten Gruppen lassen nicht dar- 
auf schliekn, QB feste Organisationen bestehen. Die Tatigkeit von 
Kurieren und Instrukteuren der KPD machte sich besonders in den 
Grenzgebieten bemerkbar, doch besteht eine Verbreitung dieses Netzes 
über das sonstige Reichsgebiet zur Zeit nicht. 
Die Propagandatiltigkeit der KPD im Jahre 1938 war iSußetst rege. Es 
l i e h n  sich folgende Methoden der kommunistischen Propaganda unter- 
scheiden: 
1. Die Mund- oder Flüsterpropaganda, auch ungeschriebene Zeitung ge- 
nalmt , 
2. die Schmierpropaganda, 
3. die Propaganda durch Schriften und Flugbliltter, 
4. die Propaganda durch die kommunistischen Sender. 
Unter den vier Arten kommt der Mundpropaganda die Hauptbgdeutung 
z u  Sie wurde vor allem von Diskussionsgwpen in Betrieben, Gaahäu- 
sern, im Familienkreis und auf der StraSb betrieben. Gegenstand der 
Eri5rterungen war neben litischen Tagesfragen (in den letzten Wochen 
vor allem die Judenfragef?h.lqshhlich die Lohnfrage. 
Auch das Anbringen von Schmietparolen wurde wieder in allen Teilen 
des Reiches festgestellt, vor allem dort, wo ein Masseneinsatz von Ar- 
beitern erfolgte, in den Lagern dar Autobahn und bei den Grenzbefe- 
stigungsarbeiten im Westen. Allgemein ist festnraneilen, da6 die Schrif- 
tenpropaganda mehr und mehr eingeschränkt ist und an ihre Stel- 
l e  die Mundpropaganda trat. Zur Verteilung von Schriftenmaterial fehlt 
es an dem notwendigen kommunistischen Funktionärsapparat und den 
erforderlichen technischen Einrichtungen. Von den illegalm Schriften 
wurde im Berichtsjahr nur noch ein verschwindend kleiner Teil im In- 
land hergestellt. Der groSte Teil kam aus dem Ausland d wurde 
durch die Post zum Versand gebracht. Nur in vereimlten FBllen wurde 
das illegale Material durch Kuriere über die Grerite befördert und im 
Reich als Pastsendung aufgegeben oder bei Anlaufstdlan abgeliefert... 
Um für die Mundpropaganda den notwendigen Stoff w liefern, hat sich 
die KPD in zunehmendem M& bemüh, den Rundfunk fiir ihre propa- 
gandistische THtigkeit einntspanneh..Der Moskouer Sender und der so- 
genannte 'Deutsche Freiheitssender ' brachten regeimäiSige deurschspra- 
chige Sendungen besonders in Zeiten der politischen Hoc-ung. Es 
konnten im Laufe des Berichtsjahres zahlreiche kommunistische Akhör- 



gemeinschaften ermittelt werden, die meistens über sehr gute Emp- 
fangsgergte verfügten.l11 

Diese Angaben lassen sich im wesentlichen für unser Untersuchungsge- 
biet bestatigen. Interviewpartner erklarten, daß ab 1937 keine überge- 
ordnete lokaie oder regionale Organisation der KPD wirksam werden 
konnte, daf3 aber bis Kriegsende die Diskussionen am Arbeitsplatz und 
unter den Soldaten fortgeführt wurden. Die Betrachtung des Arbeiter- 
widerstandes mit Hilfe der Erinnerungen von Wilhelm Leib wird zeigen, 
wie auch die in den "Lageberichten" erwähnte Rundfunkpropaganda hier 
gehört und verbreitet werden konnte. 

Für den letzten Zeitraum, die Zeit von 1938 - 1945, gilt das, was 
Beer 2.B. für den Nürnberger Raum festgestellt hat, auch für Gießen: 
"Eine weitere, einen gr&ßeren Personenkreis erfassende Gruppenbildung 
ist bis zum Ende des Krieg -...in den Quellen nicht mehr faßbar. Was 
sich an verzweifelten Widerstandsaktionen und -haltungen von Kommuni- 
sten entwickelte, beschrankte sich auf die Aktivitäten einzelner oder 
nur kurzzeitige, mehr zuflllig sich ergebende Kontakte mehrerer Perso- 
nen."2 Ein solcher Kontakt ergab sich &B. 1943 in Wieseck, als wieder 
ein Bürger wegen angeblicher Wehrkraftzersetzung verhaftet worden 
war. Ein Soldat, der auf Urlaub v9n der Ostfront zu Hause war, sagte 
zu dem Kommunisten Karl H., der 1935 zusammen mit Maria Deeg 
verurteilt worden war und zusammen mit der Untersuchungshaft und ei- 
nem Aufenthalt im KZ Osthofen 1933 schon 4 Jahre Haft hinter sich 
hatte: "Ich wünschte, ich könnte daheim bleiben!" Karl H. erklärte 
darauf: "Dann bleib doch daheim!" Das weitere hat Erwin Knauß wie 
folgt wiedergegeben: "Zwei andere standen dabei, ohne ein Wort selbst 
zu sagen. Irgend jemand muß dieses Gespräch kolportiert haben. Vor 
dem Sondergericht in Gieibn, das solche Verfahren an sich zog, wurde 
die Todesstrafe beantragt. Der damalige Oberstaatsanwalt der ordentli- 
chen Gerichtsbarkeit erkannte die Widerrechtlichkeit der Todesstrafe 
für ein solches Vergehen, und es gelang ihm, durch einen geschickten 
juristischen Trick die Umwandlung der Todesstrafe in sieben Jahre 
Zuchthaus zu erreichen. Und ein zweites Mal trat  e r  in Aktion, um das 
Leben politischer Gefangener zu retten. Als kurz vor dem Einmarsch 
der Alliierten die Gestapo versuchte, Haftlinge hinrichten zu lassen, 
verlegte er sie heimlich in der Nacht zuvor in ein anderes Gefängnis, 
wo sie  da^ von den Amerikanern befreit wurdenu3 

1 Heinz Boberach, Meldungen aus dem Reich 1938-1945. Die ge- 
heimen Lageberichte des Sicherheitsdienstes der SS, Bd. 2, Herr- 
sching 1984, S. 55 f. 

2 Helmut Beer, Widerstand gegen den Nationalsozialismus in Nürn- 
berg, a aO . ,  S. 146. 

3 Erwin Knauß, Widerstand in der NS-Zeit, in: Zwischen Kirche 
und Pforte, aaO. ,  S. 313. Bei dem Oberstaatsanwalt handelte es 
sich um den Vater von K n a a  Die Angaben wurden im Interview 
mit Frau H. bestätigt: Interview von Ulrich Römer mit Frau H. 
im Februar 1983. Bei den mit Karl H. Verurteilten handelte es 
sich um Gustav Schmellenkamp und Karl Hildebrand, zu 7 Jah- 
ren bzw. 2 Jahren Zuchthaus. verurteilt, von denen sie aber zum 
Glück wegen des Kriegsendes nur 1 Jahr und 8 Monate einsitzen 
mußten. 



3.3. Das Konzentrationslager Osthofen 

In dem Bericht der O.T. vom 9. Mai 1933 erscheint z.B. der Zusatz 
llfestgenommen und in das Konzentrationslager Osthofen überführt". 
Man sieht: e s  wurde offen von einem solchen Konzentrationslager ge- 
schrieben, und zwar sowohl in der bürgerlichen wie der Parteipresse. 
Man muß jedoch hinzufügen, daß schönfärberische Berichte über dieses 
Lager gebracht wurden, die von einer Umerziehung in humanen Formen 
redeten. Daß diese Berichte, aB. im GA vom 6.5.33, nicht stimmten, 
ist durch viele Zeugenaussagen belegt, von denen schließlich einige der 
nach Paris emigrierten jüdischen Schriftstellerin Anna Seghers bekannt 
wurden und sie zu der äußerst treffenden Schilderung "Das siebte 
Kreuz" veranlaßten. 

Immer wenn Nazi-Größen (2.B. Gauleiter Sprenger oder der Kommissar 
für das hessische Polizeiwesen Dr. Best) einen Besuch im KZ machten, 
diente das dazu, mit Hilfe der gleichgeschalteten Presse das große Um- 
erziehungswerk vorzuführen und der angeblichen Hetze und den Gerüch- 
ten entgegenzutreten. So erschienen in der Oppenheimer "Landskrone" 
und im "Mainzer Journalg1 am gleichen Tag'wie im GA (6.5.33) ähnli- 
che Berichte über Osthofen Die Frage ist nun, ob das Datum des 
Lagerbesuchs von Dr. Best auch der Beginn des Lagers war. Man wird 
nach etlichen Häftlingsberichten dies verneinen dürfen. Der Beginn muß 
früher gewesen sein, und man liegt bestimmt richtig, wenn man die 
Zeit nach der NS-Machtergreifung in Hessen und der Betrauung Dr. 
Bests mit den Polizeiangelegenheiten, also Tage kurz nach der RT-Wahl 
vom 5.3.33, als Datum des Beginns ansieht. Das Bundesgesetzblatt vom 
16.1.1970 gibt an, das Lager habe vom 15.4.33 bis 3.8.33 existiert. 
Diese Angabe ist ,mit großer Wahrscheinlichkeit falsch. Die Häftlinge 
Richard Aff aus Queckborn und Kar1 Gerstenberger aus Gießen befan- 
den sich noch in der Zeit vom Februar - März 1934 bzw. Januar - 
April 1934 in ~ s t h o f e n l ,  und für den Zeitpunkt des Beginns schreibt 
der sozialdemokratische Landtagsabgeordnete Johann Beckenbagh: "Am 
8. März 1933 erfolgte ... meine Verhaftung durch eine schwerbewaffnete 
SA-Truppe ... aus meiner Werkstatt heraus. So wie ich stand, in Ar- 
beitskleidung, wurde ich abgeführt und in einen eben erst von Schwei- 
nen freigemachten, noch nassen Schweinestall des SA-Lokals Ebling 
eingewiesen ... Am nächsten Morgen wurden wir...ins Amtsgerichtsgefäng- 
nis Alzey überführt. Hier fanden sich im Laufe des Tages, e s  war der 
9. März 1933, noch weitere von der SA verhaftete Bürger aus dem 
Kreisgebiet ein...Am nächsten Morgen wurden wir...in das neu errichte- 
te Lager nach Osthofen transportiert ... Wir fanden die ersten Insassen 
und wurden in einem dunklen, schmutzigen Fabrikationsraum dieser 
stillgelegten alten Pa ierfabrik untergebracht, in dessen Mitte nur ein 
Haufen Stroh la  g..."f Ab Mitte März 'spätestens dürfte also das KZ 

1 Angaben nach Walter Deeg, Archiv Deeg im StAGi. 
2 Johann Beckenbach, Das "Dritte Reich"! Wie es war 1933, 0.0. 

1983. Zitiert nach "Informationen der Landeszentrale für politi- 
sche Bildung Rheinland-Pfalz, Das KZ Osthofen, Mainz 1984,S.7. 



Osthofen begonnen worden sein. Eine ähnliche Angabe machte uns Wal- 
t e r  Deeg im Interview vom Dezember 1982, und Deeg kann gerade bei 
Datumsangaben als sehr z w e r l h i g  gelten. 

Der Bericht ~ e e g s 2 ,  die Beschreibung von Otto ~ e ~ l e r 2  und Hermann 
~ a l l d o r f s 3  Angaben über die Verhaftung und Einlieferung seiner Ver- 
wandten Ernst und Erich Walldorf wie auch der angefUhrte Bericht Jo- 
hannes Beckenbachs zeigen ein exemplarisches Vorgehen der Nazis we- 
nige Wochen nach Machtergreifung und Gleichschaltung in Hessen: poli- 
tisch Oppositionelle gingen zunächst durch "wilde Lagerw (im Fall 
Beckenbach der Schweinestall der SA-Kneipe), Prügelstatten der SA 
oder staatliche Polizei- oder Justizgefangnisse - in G i e h n  z.B. das Ge- 
fängnis der Polizeiwache am Brandplatz -, die in vorhandenen Raumen 
die Schutzhäftlinge festsetzten und bewachen ließen. Nach einem oder 
mehreren Tagen Aufenthalt erfolgte dann der Abtransport nach Ostho- 
fen. 

Die Bestrafung unterhalb dieser Schwelle konnten staatspolizeiliche 
Maßnahmen sein: Belehrung, Verwarnung, Sicherheitsgeld, staatspolizei- 
liche Haft (bis 21 Tage in eigener ZustHndigkeit), in jedem Fall aber, 
wie wir immer wieder bei späterer Widerstandshandlung erkennen 
konnten, Aktennotiz, Eintragung in personliche Akten usw., die jederzeit 
bei Bedarf hervorgeholt werden konnten. Die liicherlichste Kleinigkeit 
konnte einem das ganze Leben hindurch begleiten und behindern. 

Die Einrichtung des Lagers Osthofen ist symptomatisch für den schnell 
wuchernden NS-Unrechtsstaat, denn das Lager war bereits eingerichtet 
und mit vielen willkUrlich verhafteten Häftlingen belegt (bis zum 15.4. 
bereits 180), als Dr. Best daranging, dem ganzen Vorgang nachtraglich 
die pseudolegale Basis zu verschaffen. Dies geschah mit dem Erlaß vom 
1.5.1933:4 "Zur DurchfUhrung der aus politischen Griinden gemäß $ 1 
der Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat 
vom 28. Februar 1933 zu verhängenden Polizeihaft wird angeordnet: , 

1. Für das Land Hessen wird ein Konzentrationslager eingerichtet, in 
dem alle aus politischen GrUnden in Polizeihaft genommenen Personen 
unterzubringen sind, deren Haft l h g e r  als eine Woche dauert oder über 
eine Woche ausgedehnt werden soll. 
Ein abweichender Haftvollzug (kUrzere Haft im Konzentrationslager oder 
längere Haft an anderer Stelle) bedarf meiner Genehmigung. 
2. Das Hessische Konzentrationslager wird eingerichtet auf dem Gelän- 
de der Papierfabrik in Osthofen, Kr. Worms. 

1 Eike Hennig (Hrsg.), Hessen unterm Hakenkreuz, a.a.O., S. 498- 
500, und Interview mit Walter Deeg vom Dezember 1982 mit mir 
und Liebigschülern. 
Otto Bepler, Neunzig Jahre SPD, a.&O., S. 63 und S. 67 ff. 
Gesprach vom 17.1.1986. 
STAD G 24/360. 



3. Die Verwaltung des Hessischen Konzentrationslagers wird dem Poli- 
zeiamt Worms Ubert ragen. 
4. Zum ehransmtlichen Leiter des Hessischen Koncentrationslagers wird 
der SS-Sturmbannführer Kar1 dgAngelo in Osthofen. Er untersteht der 
Dienstaufsicht des Polizeiamts Worms. Der Lagerdienst wird durch 
Hilfspolizeibeamte ausgeabt, die vom Polizeiamt Worms einberufen wer- 
den und mir namentlich zu melden sind." 

Nach der VerfUgung Dr. Bests waren die Zentralpdhistellen sowie die 
Kreis- und PolizeiHmter in Darmstadt, Mainz, GieSen, Offenbach und 
Worms berechtigt, die Schutzhaft zu verh&ngen.l Das Lager Osthofen 
befand sich in einer ehemaligen Papierfabrik an der Bahnlinie Mdm- 
Worms. Sie gehörte dem jWschen Biirger Ludwig Ebert, der an@ich 
bereits vor 1933 die Fabrik verkauft haben und emigriert sein d l .  Im 
H d s c h e n  Staatsarchiv fnnd sich jedoch ein Dokument der Gestapo, 
das beweist, da6 E h r t  noch im Jahre 1937, mittlerweile 70 Jahre alt, 
in Worms, Kriemhildenstraße 20, wohnte: "Der Jude Eben verstmd es, 
als e r  noch in Osthofen wohnte, sich durch geldliche Uhterstütsrmg Hr- 
merer Leute Sympathien zu verschaffen. Politisch AngeMriger der 
Deutschen Volkspartei, hat er aber auch die Linksparteien yntemIltzt. 
1933 war e r  vorUbergehend im Konzentrationslager OQthofen inhaf- 
tiert."2 Hier kann man schon nicht mehr von Iamie des Schicksals 
sprechen, wenn der f h r e  Besitzer der Fabrik in seinen eigenan Bau- 
lichkeiten einsitzen mu6, sondern der ganze Vorgang ist makaber und 
zeugt vom sadistischen Humorverstiindnis der bewachenden SA und SS. 
Das weitere Schicksal Eberts ist unbekannt, ebenso wie vieles, was rrns 
aber das Lager noch zu erfahren wichtig wHre. Es existieren k e h  um- 
fassenden Haftlingslisten, Karteien und Daten wurden nicht gefunden. 
Sicher ist nur, dsS manche der Osthofen-HHftlinge wie %B. Dr. Nahm 
oder der daldemokratische Reichstagsabgeordnete und Premaprechet 
des Hessischen Innenministeriums, Carlo ~ierendorfff ,  in andere Lager 
gebracht wurden (SB. Esterwegen bzw. Dachau), während die '*kleinen 
Fische" nach meist 4-8 Wochen Haft wieder freigelassen wurden. 

Unser Zeitzeuge Walter Deeg hat es einmal unternommen, aus der Er- 
innerung und .der Mitgliederkartei det VVN von 1947 einen Teil dar 
Namen aufzuschreiben, die aus Stadt- und Landkreis GieSen damals im 
KZ Osthofen waren: 

1 Formularmuster fUr die uberweisung des HHftlings bei Paul GrU- 
newald, KZ Osthofen. Material zur Geschichte eines fast verges- 
senen Konzentrationslagers, FrankfurtIM. 1979, S. 23 ff. 

2 Paul Gtiinewald, Das KZ Osthofen, in: Eike Hennig (Hrsg.), Hes- 
sen unterm Hakenkreuz, a.a.O., S. 490 f. 

3 Der Fall Mierendorff wurde ausführlich in der gelenkten Presse 
beschrieben, &B. a m  15. und 16. J e  1933 in der O.T.: "Zur 
Verhaftung Dr. Mierendorffs" oder "Zu Dr. Mierendorffs Verhaf- 
tung". 



1933134 waren im KZ Osthofen: 

Lorenz Hahn, Gießen 
Josef Bus, Gießen 
Karl Hildebrand, Gießen-Wieseck 
August Kästner, Gießen 
Josef Maier, Gießen 
Ludwig Stork, Gießen 
Ernst Walldorf, Gießen 

August Weller, Gießen-Klein-Linden 
Albin Mann, Gießen 
Walter Deeg, Gießen 
Erich Deeg, Gießen (Bruder) 
Georg Deeg, Gießen (Vater) 
August Zinn, Gießen 
Fritz Gerlach, Gießen-Wieseck 
Ludwig Hartmetz, GieSen 
Karl Hofmann, Gießen-Wieseck 
Erich Kreiling, Gießen-Wieseck 
Karl Haas, Gießen-Wieseck 
Richard Aff, Queckborn 
Karl Gerstenberger, Gießen 
Heinrich Briegel, Trohe 
Ludwig Becker, Trohe 
Friedrich Döll, Trohe 
Willi Licher, Trohe 
Ludwig Schwalb, Trohe 
Ernst Jakobi, Trais-Horloff 
Hans Emmerich, Gießen 

Juni 1933 
Juni 1933 
JuniIJuli 1933 
Juni 1933 
September 1933 
Juni 1933 
JuniIJuli 1933 
und Oktober 1933 
JuliIAu ust 1933 
~ U g u s t f S e ~ t .  1933 
JuniIJuli 1933 
Mai 1933 
September 1933 
JuliIAugust 1933 
Juni/Juli 1933 
Juli 1933 
JuniIJuli 1933 
JuniIJuli 1933 
Juni 1933 
Februar-März 1934 
Januar-April 1934 
Mai 1933 
Mai 1933 
Sept./Okt. 1933 
Mai 1933 
JuniIJuli 1933 
JuliIAugust 1933 
JuniIJuli 1933 

Viele dieser Häftlinge waren Kommunisten, aber auch Sozialdemokraten 
wie Josef Maier und Albin ~ a n n l  befanden sich ebenso darunter wie 
Gewerkschaftler und parteilich nicht Gebundene. 

Wenn man die lokalen Zeitungsberichte von Mainz und Oppenheim ver- 
folgt, mußten noch Haftlinge aus anderen Parteien in Osthofen einsit- 
zen, Mitglieder des Zentrums, Sympathisanten der bürgerlichen Par- 
teien, wenn sie Mitglied des Reichsbanners gewesen waren.2 Ab Som- 
mer 1933 konzentrierte sich die Polizei auf Mitglieder der katholischen 

1 Beide gehören zu den Mitbegründern der SPD nach dem Kriege. 
Albin Mann war von 1946-1948 Oberbürgermeister von Gießen. 
Mit ihm werden wir uns noch beim sozialdemokratischen Wider- 
stand befassen. 

2 Anton Maria Keim, "Aber ,weitaus die Mehrzahl zeigte sich sehr 
vergnügt...". Osthofen - das ers te  nationalsozialistische Konzen- 
trationslager in Hessen, in: Frankfurter Rundschau V. 6.9.1984, 
S. 14 f. 



Mlhnervereine, %B. des katholischen JungmffnnQrbumb& dies ra 
in Rheinhsrrsen, aber auch in Gieibn, wie eine entsptmhe&.Ai;re im 
Staatssrchiv Darmstadt und die Beschattung des iCnp1ens -HwlXieiR b 
weist. 

Die ehemaligen Fabrikhallen und andere GebäiKie auf dem ~~ 
dienten eur U n t e r h i i m g  der Naftlinge, ftir die anfangs nur Sr 
auf dem &%to8bodaa e i a g e r i e h t ~  waren, 1f5pgter wurden , p i m  
H d q p s t d l s  9un Schlafen dgeste1lt.  lnsbasohdere in der Utaa 
r 6 t  hatten die Inbaftierten unter d d t a n  
denn die RHumi'icWoa waren weder gdaibirt, 
warme B ( d $ & a .  Auf einem D a c e h b b  war 
eingerichtet, die mit Pritschen ausgestattet war. Ein kleiner Nebenraum 
diente als sogenannter '~ani t (~ ts raum' .~~l  

Auf der vorher aufgefUhrten Nemensliste Gisßener Whofen-H&ftlinge 
ist bei dem letzten Namen der Vermerk zu machsn: "d~ati Tage zur 
'SbixbsbQhandlungl in der alten Mühlem. Bei -0sthofea-H&fkb@m w8oh 
dimer Ort die schlimmsten Erimktanuyeen an Votgibyp, die. mdckt ian 

Desg w a t e  auch von zwei Juden zu berichten, die jeden Morgen i@ dan 
Madhenraum gerufen und von einem SS-Mann eussm 
wutden. "Um die Schmerzen ein wenig zu lindsrn, haben m 
rnid ich die Strobsaeke der Bruder ein wenig aufg&telt.@ Deeg 
seih hatte GiW, da8 er in der SA-Kaserne Wotms nicht verpf@~1t. 
wurde, weif der Sturmflüirer Horn seinen .Transport leitete und mit fkm 

1 Anton Maria KeimIRobert H e ,  Das KZ Osthofen, iax Informa- 
tionen der Landeszentrale fUr politische Bildung Rheinld-Pf& 
Mai= 1984, S. 8 f. 

2 Eike H d g  (Hmg.), Hessen unterm Hakenkreuz, a.aO., S. 4% 
sieh auch Intendew mit Waiter Deeg vom Dezember 1P82. 

3 Interview mit Waiter Deeg vom Dezember 1982. 
4 Eike Hennig (Hrsg.), Hessen unterm Hakenkreuz, aa.O., S. 500. 



zur Schule gegangen war. Andere wurden übel zugerichtet wie 2.B. Car- 
10 Mierendorff, den Deeg in ~ s t h o f e n l  sah: 
"Den Mierendorff habe ich am nächsten Morgen auf Krücken gesehen 
und da  hat te  ich folgendes Glück Wir lagen im Großen Saal. Da waren 
wir 60/70 Mann. Da war eine Holztreppe, und ich bin auf der Holz- 
treppe heruntergerutscht. Es war n d ,  und ich falle auf das KnBchel- 
chen hier. Ach, was hat te  ich Schmerzen, was machen? Kalter Um- 
schlag, das Obliche. Ich mache einen kalten Umschlag, aber es ging 
nicht weg. Mir wurde schlecht. Wie nennt man das Knöchelchen? Musi- 
kantenknochen. Und da habe ich einen nassen Umschlag drauf gemacht. 
Und wir hatten unter dem Dach einen Raum, die Nazis nannten das 
Sanitiitsraum, das war auf dem Dachboden. Ich, ich gehe auf den 
Dachboden, wollte zu dem SA-Mann. Und vor dem SA-Mann war so  ein 
Raum wie hier. Da lagen vier Pritschen drin. Da lag Mierendorff. Ich 
hätte so gerne mit ihm gesprochen. Aber ich habe mich nicht getraut. 
Ich weiß nicht warum, aber ich habe mich nicht getraut. Der SA-Mann 
war da. Vielleicht hiitte e r  mich in den Arsch getreten. Ich weiß es 
nicht. Ich habe mich nicht getraut, und da bin ich zu dem gegangen 
und habe gesagt: 'Ich bin auf den Knochen gefallen. Ich halte es nicht 
mehr aus.' 'Was hast Du denn da, hast Du einen nassen Lappen drum. 
Ja gut.' Da nimmt der pure essigsaure Tonerde, das muß man ja ver- 
dünnen, und schüttet mir pure essigsaure Tonerde darüber. Sagt: 'Hau 
ab.' Dadurch habe ich den Mierendorff liegen sehen. 
(Frage: Und der war schwer zusammengeschlagen?) 
Ja, der war schwer zusammengeschlagen, der ging auf Krücken in 
den ersten Tagen. Als ich wegging, ging e r  auch noch auf Krücken. 
Mierendorff war, nach meinen Gefühlen, innerlich isoliert. Der wurde 
nur gesehen mit ganz bestimmten SPD-Funktioniiren, aber mit anderen 
Gefangenen habe ich keinen Kontakt gesehen. Ich weiß nicht, warum. 
Der wird schon einiges durchgemacht haben. Vielleicht hat e r  auch was 
gesagt bekommen, wenn Du da versuchst zu diskutieren, dann... Da% 
e r  das deshalb nicht gemacht hat. Zumal e r  ja Spitzenfunktionär war. 
Er war ja jemand. Er war ja der Referent, der Ideologe der S P D . ~ ~ ~  

Pingel-Rollmann zitiert aus dem Bericht Fillsack 
"Weiterhin m d t e  Mierendorff den ganzen Tag Nägel gerade klopfen. 
Diese Nagel mußten andere Gefangene vorher aus Holz herausziehen 
und wiederum andere Inhaftierte muSten die Nägel, nachdem sie Mie- 
rendorff gerade geklopft hatte, wieder krumm biegen, und das ganze 
Spiel wiederholte s i c h  Das war ein System, das jedem Menschen die 
individuelle Entwicklung nehmen und ihn zum Wahnsinn treiben s0llte.~~2 

Deeg berichtet von einem bekannten jüdischen Arzt aus Mainz, der 
schwer gedemütigt wurde, indem e r  eine Jauchegrube, die innerhalb des 
Lagers war, mit einer Blechdase entleeren mußte. "Die entleerte Jau- 

1 Eike Hennig (Hrsg.), Hessen unterm Hakenkreuz, aaO. ,  S. 500. 
2 Heinrich Pingel-Rollmann, Widerstand und Verfolgung in Darm- 

stadt, aaO. ,  S. 76. 



che wurde jedoch wieder in die Jauchegrube gefüllt. Diese DemUtigun- 
gen waren manchmal schlimmer als ~ c h l ä ~ e . ~ ~ l  Besonders sadistisch 
gingen die Bewacher mit Juden um, und als dann noch der jiidische 
Rechtsanwalt Tschornicki am 4. Juli aus dem KZ Osthofen fluchten 
konnte (Deeg hat te  von ihm erfahren), wurde eine W i c h  grausame 
Strafaktion wie die bei  AM^ Seghers beschriebene gestartet. Die Main- 
zer Tageszeitung meldete darauf am 5. Juli: I1Daraufhin wurden seine 
Eltern und seine Braut im Laufe des gestrigen Tages in Haft genom- 
men."2 Wir haben hier also ein sehr frühes Beispiel fUr Sippenhaft, die 
übrigens nicht nur bei Juden, sondern auch bei politisch Verdächtigen 
angewendet wurde. - Tschornicki und andere3 verschafften dann Anna 
Seghers in Paris genügend Material, um ihren Osthofen-Roman "Das 
siebte Kreuz1' zu schreiben. 

Die Frage ist nun, ob der im Bericht vom 6. Mai genannte Erziehungs- 
und Abschreckungseffekt wirklich erreicht wurde. Wenn man sich die 
Namen der Inhaftierten aus unserer Gegend ansieht, so wird man man- 
chen noch auf späteren Anklageschriften und Urteilen finden: Erich 
Kreiling, Walter Deeg, Willi Licher, Karl Hildebrand, Karl Hofmann 
usw. Diese Tatsache läßt doch erhebliche Zweifel aufkommen, ob der 
angestrebte Zweck erreicht wurde, daß die Menschen wegen der erlit- 
tenen Schrecken nicht mehr wagen wurden, sich nach einmal gegen den 
nationalsozialistischen Staat zu erheben4 Folter, Terror, Schikanen be- 
stätigten manchen in seinem Urteil über das Wesen der Diktatur und 
machten ihn noch entschlossener, nun erst recht weiterzukämpfen. Die 
abschreckende Wirkung auf die, die noch nicht zum aktiven Widerstand 
gestoßen waren, könnte allerdings durchaus vorhanden gewesen sein, 
weil Osthofen noch vor Dachau zum Symbol fUr Menschenqdilerei wur- 
de, obwohl es kein Vernichtungslager war. Diese Wirkung Osthofens 
("Sei still, sonst kommst Du nach Osthofenu) auf einen großen Bevöl- 
kerungsteil, der den Nazis nicht mit Sympathie gegenüberstand, gibt 
sehr gut ein Gedicht Seppl Glückerts, des bekannten Mainzer Fasse- 
nachters, wieder: 

"Jetzt mach ich SC&, nur zum Pläsier 
Im neunten Jahr mei Verslcher hier, 
Doch hat mei Herz vor Angstlichkeit 
Noch nie gebobbert so wie heut. 

Zu reden hier heut braucht man Mut, 
Weil, eh mer sich vergucke tut,  
Als Opfer seiner närrischen Kunst 
Kann einquartiert werln ganz umsunst. 

1 Interview Walter Deeg Dezember 1982. 
2 Anton Maria Keim, "Aber weitaus die Mehrzahl...11, a.a.O., in FR 

vom 6.9.1984, S. 15. 
3 Lore Wolf z.B. 
4' Von Hans E. aus Gießen, der in der alten Mühle zugerichtet 

wurde, liegt eine Beurteilung der NSDAP vor, die den Schluß er- 
laubt, daß hier der Terror zum Erfolg geführt hat. 



Drum hab ich vorhin aach ganz nah 
Verabschied mich von meiner Fra, 
Und rief beim Auseinander gehn: 
Wer weiB, ob wir uns wiedersehn? 

Wenn ich bis morje früh um vier 
Im Bett nit lei, brav newe dir, 
Die Nachtsitzung find, sei nit platt, 
Dann in de Wormser Gegend statt. 

Ihr lacht darüber, und dabei 
War mancher Mainzer hier so frei, 
Vor Monden noch zu fragen so: 
Na, Seppel, biste als noch do.111 

3.4.1. Die Saoiai&moLnitische Pute i  rot 1933: PartÜstniLtur, Pditik 
u d  Zummmdmcb &I Partei 

Der Schriftsteller und revolutionäre Sozialist Fritz Sternberg versuchte 
schon sehr früh, 1934, nach der NS-Machtergreifung, den Ursachen des 
vollständigen Versagens früher so stolzer Organisationen nachzugehen 
und kam zu dem Schluß: 
ItDie Mittelschichten, die Militarkreise, die Intellektuellen, das sind die 
entscheidenden Elemente gewesen, die der faschistischen Bewegung die 
Massenbasis, die Organisation und die Ideologie schufen. Wir sind sehr 
eingehend auf die objektiven Faktoren eingegangen, die den Nationalso- 
zialismus unterstützten, die vor allem in der Krise seinen riesenhaften 
Fortschritt ermöglichten. In diesem Deutschland jedoch, das in der in- 
dustriellen Entwicklung an der Spitze Europas marschierte, machte die 
Arbeiterklasse die HHlfte der Bevölkerung aus. 
Und so gewiß es ist, da8 objektive Faktorex& die nationalsozialistische 
aufsteigende Welle begünstigten, so hätten sie doch zum Sieg nicht 
ausgereicht, wenn ihnen nicht die katastrophale Politik der beiden gro- 
Ben Arbeiterparteien, der SPD wie der KPD zuhilfe gekommen wäre.1'2 
Sternberg erklart, Voraussetzung ware eine revolutiofire Partei mit 
taktisch kluger Führung gewesen, aber die sei nicht vorhanden gewesen. 
Die unheilvolle Politik der beiden großen deutschen Arbeiterparteien, 
SPD und KPD, habe den Sieg des Nationalsozialismus in Deutschland 
ermöglicht.3 

1 In der Generalversammlung des Mainzer Carnevalsvereins am 18. 
November 1933, abgedruckt in der "Narhallat' Nt. 1 vom 14.1.34, 
nachzulesen bei Anton Maria Keim/Robert Hess, Informationen 
der Landeszentrale für politische Bildung Rheinland-Pfalz, a.aO., 
S. 15 und FR-Artikel vom 6.9.84, S. 14, a a O .  

2 Fritz Sternberg, Der Faschismus an der Macht, Neudruck der 
Ausgabe von Amsterdam 1935, Hildesheim 1981, S. 39. 

3 Ebd. 



Die These ist nicht neu, sie wurde schon e i n d  im Zusarmmdmg mit 
der Palixik der KPD angesprochen und beleuchtet Pham tbrr BIN- 
w i G f i l q  der SFQ die schon am A n f q  deE Weimmr R-& *- 
teEcZIt m h  f t i h r ,  ei~es@ct  katte, und die gemeiahin 1 nrit dara 
5cMagwort von d4r VerMnrgerlichung versehen wird. Es war dies ein 
Zuatrnd, der für die gesamte Partei wf ailen Lc;beiwn 
wat und der Mich b s a d e r s  im lokalen Beteich w&mmr 
biwtrtb£tsfl ist. - W e r  Hoffmann hat eine Btidawg £fit 
der Passivität bei 3PD d Gearsricschftdn: "Wt i 
weiteren d dlgecn&nawn Sinne txhm seit Ben f- 
nm, seit deni K a p p P a s c h ,  ja seit der Abwimmung W r  
leihen im Sommer 1914, war die SPD der Anwleeding 
Mittel en tdhnt .  Leglslistischea D d e n  war in der Par31 vr)rb,~&tet und 
verwurzelt; die Nichtanerkcmmq der netten Regierqg dee .U). Jatiurr 
1933 war kaum mbgüch, es wat auch alles mraitteeid und bnatspdi- 
tisch undeutlich und uadef ier t ,  man atrßte nicht, wes & + ttm d. 
Man war der Solidsntllt der Arbeftermasseai nicht d&r wyl gbbte, 
einen Generaiareik nicht wagen zu M n i ~ t ~  Stillhalten schien ldie ein+ 
ge Uberlebenachsnce zu biet -.."I 

Eben#, wie 1920, ais die SPD nach einer Wahlniederlage sich in die 

D 

te 'Man tmer  
Bewquqataum fUr den demdtratiachen t3&diomus dtsniatisek Wadsi  
die Part&iWes die dam 5eWteni der grdlbn K d i t l o a  diefat Mch- 
trauerte, roch die Parteiracbte, die dan kl*chtverittso im R e W  ds 
dae ei dends Z&m bewertete, nrfQgten über -ein SC* 
K-, das die badden plogrrmmatisdm Porrtutate der SW) - die 
V e r o a i d i m  der F,spuMik tti3d die VedrWchung b Saal-W - 
ver- bante. Nsch det WJiHketestropdae vom Sqtbaibar tPW9 in der 
die NSDAP wr adtat&rbtem P a d  im R d w m 9 n t  rmrridjs d 
die reaklodtre Baseitigrml~ der Dem&ratie zu ehw slutea Gefahr 
wurde, offenbarte sich die Zwangdage und Zwittetaeliung dar !P5 

1 %er Hoff mann, Widerstand, Staatsstreich, Attentat, Ftsudlfurd- 
M.-Wim-Berlin 19702, S. 19. 

2 Kat1 D i ~ r i c h  Bracher, Die deutsche Diktatur, K8ln-Berlin 1969, 
S. 83. 



vollends: eine auBerpar1amentarische und klassenkämpfedsch akzentuier- 
te Offensive gegen das Präsidialkabinett Brüning mußte die weitere 
Destabilisierung der republikanischen Verfassungsordnung erheblich be- 
schleunigen; eine parlamentarische Tolerierung der rigorosen Sparpolitik 
des Zentrumskanzlers mußte die Loyalität der sozialdemokratischen An- 
hänger erschtlttern und die emanzipatorische Kraft der SPD wesentlich 
schwachen. Die im Herbst 1930 dann von der SPD getroffene Entschei- 
dung, die Regierung Brüning zu dulden, zielte darauf ab, die drohende 
antirepublikanische Wende zu verhindern, kntlpfte aber auch an die so- 
zialdemokratische Politik der zwanziger Jahre an, in denen die SPD zu- 
meist als halbe Regierungs- und halbe Oppositionspartei operiert hat - 
te.111 

Die Kritiker geißelten zwar schon damals und erst recht nach 1945 das 
Dilemma der SPD und die parlamentarische Stillhaltepolitik, wußten 
aber auch keinen Ausweg. Dazu hätte es auch des radikalen Umbaus 
der gesamten Parteistruktur bedurft, und das war zu diesem Zeitpunkt 
nicht mehr ZU erwarten, auch nicht mehr möglich Hans Mommsen hat 
wohl richtig die Ursachen der bürokratischen Verkrustung und politi- 
schen Inflexibilität der SPD "in dem Verlust ihres Bewegungscharak- 
tersw2 gesehen. Diese Politik einer Mischung von Verantwortungsbe- 
wußtsein und Opferbereitschaft mit tiefer Ratlosigkeit und mangelnder 
politischer 1nitiativem3 hat te  sich auch nicht durch die revolutionären 
Ereignisse von 1918/19 geändert, ja sie im Gegenteil noch befestigt. 
Die Partei war geprilgt von einem traditionalistischen Denken, das für 
Auswahl, Karriere und Verhalten der Funktionäre typisch und bestim- 
mend war. "Diesem Funktionärstyp entsprach ein rational-nüchterner, 
ja oft biederer Charakter der Führung, in der aufkliirerischer Eifer den 
emotionalen Appell verdrängte - oft bis zum Verzicht auf massenpsy- 
chologisch wirksame Gefühlspropaganda Das Festhalten an diesen 
Prinzipien, die wohl 30 Jahre zuvor ihre gro ße... Wirkung ausgeübt hat- 
ten, machte die SPD im Urteil der (einem neuen Irrationalismus verfal- 
lenen) Massen zur Verstandespartei und raubte ihr zunehmend den Ge- 
fühlskontakt .vor allem mit der Jugend, die schließlich mehr und mehr 
dem irrationalen Tatappell der radikalen Parteien verfiel. 1930 waren 
nur 8 % der Mitglieder unter 25 Jahren - eine Zahl, die selbst durch 
die der Mitglieder über 60 Jahren übertroffen wurde (9  %).184 

1 Klaus Schönhoven, Der demokratische Sozialismus im Dilemma: 
Die Sozialdemokratie und der Untergang der Weimarer Republik, 
in: W-Michalka, Die nationalsozialistische Machtergreifung, Pader- 
born-Zürich 1984, S. 75. 

2 Hans Mommsen, Die Sozialdemokratie in der Defensive. Der Im- 
mobilismus der SPD und der Aufstieg des Nationalsozialismus, in: 
Hans Mommsen (Hrsg.), Sozialdemokratie zwischen Klassenbewe- 
gung und Volkspartei, Frankfurt 1974, S. 131. 
Erich Matthias, Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands, in: 
Das Ende der Parteien, hrsg. Erich Matthias/Rudolf Morsey, Düs- 
seldorf 1960, S. 112. 

4 Kar1 Dietrich Bracher, Die Auflösung der Weimarer Republik, 4. 
Aufl. Villingen 1964, S. 74 f. 



Der "Versteifung der Parteistruktur" (Bracher) entsprach in gewisser 
Weise der typische sozialdemokratische Wahler, der der Partei trotz al- 
ler Wahlverluste die Treue hielt, und zwar nicht nur darum, weil e r  
"die Sozialdemokratie bei allen Fehlern fUr das kleinere ubelI8 hielt, 
weil er, wenn er sich von ihr trennte, nicht wußte, wohin.1 Ein weit 
wichtigerer Grund war, da$ diese Wahler, vielleicht schon in der Wil- 
helminischen Zeit, in die Partei oder die von ihr beeinflußten Orga- 
nisationen und Vereine wie Arbeitersportbewegung (Arbeiter-Turn- und 
Sportbund, Arbeiter-Radfahrerbund, Arbeiter-Athletenbund, Arbeiter- 
Schachbund, Arbeiter-Samariterbund, Arbeiter-Schatzenbund, Touristen- 
verein, Freier Seglerverband, Verband Volksgesundheit usw.), Arbeiter- 
gesangvereine, Arbeiterjugendbewegung, Arbeiterbildungsverein, Gewerk- 
schaft, Arbeiterwohlfahrt und schlieSlich auch das Reichsbanner 
Schwarz-Rot-Gold eingetreten waren und in ihrer kärglich bemessenen 
Freizeit eine eigene Kultur aufgebaut hatten, die sich von der 'barger- 
lichen Welt' LT. krass abhob. 

Aus den Erinnerungsheften besonders der Vorortorganisationen ist ein 
zeitweise blühendes Gemeinschaftsleben ersichtlich, und viele kannten 
sich von f r& an, Der Ausdruck 'intensives Parteileben' (Heuchelheimer 
Festschrift) trifft den Nagel auf den Kopf. "Es war nicht so sehr der 
Klassenkampfgedankel', heißt es folgerichtig in den Festschriften von 
Heuchelheim und Klein-Linden abereinstimmend, "der die Parteimitglie- 
der und die Angehorigen der anderen parteinahen Organisationen ver- 
band, als vielmehr das Zusarnmengehbrigkeitsgefühl in allen entschei- I 

denden Lebensfragen. Zu oft hatten sie im Kaiserreich und noch da- 1 

nach erlebt, wie gewisse bargetliche Kreise mit GeringscMLtzung auf I 

die schwer arbeitenden und in irmlichen Verwtnissen lebenden Men- 
schen herabsahen. Auch die Kirchen verhielten sich zurückhaltend e- 
gentiber den berechtigten Anliegen der organisierten Arbeiterschaft."~ 

So ergibt sich wie selbstverständlich die Zusammensetzung der Partei- 
mitgliedschaft vieler Ortsvereine: "...vor allem Arbeiter, Handwerker, 
wenige Angestellte und Beamte; nicht ein einziger Lehrer geharte in 
den Jahren bis 1933 der Partei 

Erwin Knauß kann damit auch erkliren, warum sich die SPD im Kreis- 
gebiet in den Wahlen des Jahres 1932 mit einem wesentlich hohe- , 
ren Stimmenanteil als in Hessen und im Reich behaupten kann, weil 
niimlich "die Arbeiterbevölkerung der stadtnahen Kreisgebiete, in Ab- 
grenzung gegenaber den Btirgern der Stadt und den Bauern auf dem 
Lande ein eigenes Klassenbedtsein entwickelt hatte. Die Auswirkung 

1 Fritz Sternberg, Der Faschismus an der Macht, aaO.,  S. 51. 
2 Neunzig Jahre SPD in Heuchelheim und Kinzenbach, Die brtliche 

Arbeiterbewegung als Kulturtriger im 19. und 20. Jahrhundert, 
a a O . ,  S. 31, und Geschichte der Arbeiterbewegung in Klein- 
Linden, Gießen-Kleinlinden 1984, S. 3. 

3 Ebd., S. 31 bzw. S. 3. - 



dieser Haltung auf den politischen Bereich bedeutete, daß der Arbeiter 
keine Partei wahlte, die allzu stark von Kleinbargern und Bauern bevor- 
zugt wurde. Ein Abgleiten in das radikalere Fahrwasser der KPD ver- 
hinderte in den meisten Fiillen der kleine Eigenbesitz, den die Pendel- 
arbeiter im Heimatdorf besaßen."l 

Aus dieser Verwurzelung in vielen Gemeinden oder Stadtteilen über ei- 
nen sehr langen Zeitraum hin und aus den Erfahrungen der Gesamtge- 
schichte der SPD rührte ein geradezu unerschütterlicher Glaube an die 
Macht und Unzerstörbarkeit der Parteiorganisation. Funktionäre wie 
Mitglieder waren Uberzeugt, daß eine Partei, die die Verfolgungen der 
Bismarckzeit und des Wilhelminismus überstanden hatte und sogar da- 
durch noch groß geworden war, auch in Zukunft alle Fährnisse und 
Bedrückung durchstehen werde, wenn sie nur unbeirrbar zu ihrem Kurs 
stünde. Es war für viele schon zum Glaubensdogma geworden, daß der 
Sozialismus unaufhaltsam sei, weil die historisch wirkenden Kriifte der 
objektiven Verhältnisse dazu drtingten. "Der trotz mancher Rückschläge 
fest vorhandene Fortschrittsoptimismus der sozialdemokratischen Führer 
verband sich mit einem unerschütterlichen Vertrauen in die Möglichkeit 
des Parlamentarismus als der grundlegenden Ebene, aus der der Sozia- 
lismus langsam, aber unaufhaltsam sich entwickeln werde. Machtpoli- 
tische Entscheidungen vollzogen sich danach im langsamen, zähen 
Kampf um einzelne Reformen für die Arbeiterschaft und über die 
Macht der Stimmzettel. Aus der Schwierigkeit, nicht mehr anders als 
in den gewohnten parlamentarischen Bahnen denken und einschätzen zu 
können, erwuchs die Hilflosigkeit des sozialdemokratischen Parteivor- 
stands und der führenden Funktionäre, als sie während der Wirtschafts- 
krise einer Entwicklung begegnen md ten ,  in der sich die politischen 
Auseinandersetzungen 'mehr und mehr zu den zwei Polen Reichspräsi- 
dent und Straße' verlagerten. In einem abstrakt gewordenen republika- 
nischen Staatsbewußtsein verharrte die Parteiführung auf ihrem Grund- 
satz, im Kampf um die Verfassung nicht den Boden der Verfassung und 
der Legalität zu verlassen, auch dann noch, als die Rechtsbrüche der 
Gegner von Weimar offen praktiziert wurden wie beim Papen-Putsch am 
20. Juli 1932. Obwohl schon seit Beginn der Hitler-Bewegung deutlich 
erkannt und in der politischen Argumentation der Partei immer wieder 
ausgedrückt wurde, da8 der Nationalsozialismus gegen die Rechte und 
Errungenschaften der Arbeiterbewegung antreten werde, nährte die Par- 
teispitze bis in die letzten Wochen vor dem endgültigen Verbot die 
Illusion einer legalen oder halblegalen Oppositionsmöglichkeit, die sich 
schlimmstenfalls in Formen wie unter dem Sozialistengesetz vollziehen 
k6nne."2 Das klang deutlich z.B. noch in der Rede von Otto Wels zum 
Ermlichtigungsgesetz an, wenn er meinte, auch aus neuen Verfolgungen 
könne die deutsche Sozialdemokratie neue Kraft schöpfen, das Soziali- 
stengesetz habe die Sozialdemokratie auch nicht vernichten können. 

1 Erwin Knauß, Die politischen KrHfte und das Wählerverhalten im 
Landkreis GieIlen während der letzten 60 Jahre, aaO. ,  S. 68. 

2 Helmut Beer, Widerstand gegen den Nationalsozialismus in Nürn- 
berg, a aO . ,  S. 154 f. 





zu diesem Zeitpunkt überhaupt noch war, vermag selbst heute niemand 
mit Sicherheit zu sagen, weil erst wenige lokale Fallstudien darüber 
Auskunft eben und weil die Aussagen von Zeitzeugen einander wider- 
sp r echen5  Obwohl die Erregung über den Staatsstreich bestimmt groß 
war, wird man die Bürgerkriegsbereitschaft der 'Basis' nicht zu gron 
ansetzen dürfen Viele warteten, wie am 30. Januar 1933, auch auf das 
'heroische Signal' (Schönhoven) aus Berlin und marschierten, als es 
ausblieb, enttäuscht und resignierend nach Hause bzw. zu den Stammti- 
schen. Ober die Köpfe der Führung hinweg wollten die Massen zudem 
nicht handeln (wie 1918). Man wird also davon ausgehen können, da8 
Führung und Basis sich gegenseitig blockierten2 und kein Konsens über 
die einzusetzenden Mittel bestand. "Papen hatte für sich die formale 
Legalität und die Autorität des Reichsprasidenten, zu dessen Wahl die 
SPD erst einige Wochen zuvor beigetragen hatte. Und was hätten die 
Gewerkschaften tun können, wahrend sich sechs Millionen Arbeitslose 
vor den Türen der Arbeitsämter drängten? Die Furcht vor der Arbeits- 
losigkeit lahmte die Arbeiter, die noch eine Beschäftigung hatten, und 
die Arbeitslosen warteten nur darauf, ihre Plätze einzunehmen1'3 

Am wenigsten wiegt noch das Argument, es habe sich doch nur um 
Preußen gehandelt, und andere deutsche Länder wie %B. Hessen hätten 
sich eventuell nicht angeschlossen Wenn auch sozialdemokratische 'Le- 
bensgemeinschaft' sich oft in allen Fasern des Gemeindelebens abspiel- 
te, wie wir bereits sahen, so bestand doch eine enge Beziehung zur 
Reichsleitung, und die SPD-geführte Regierung von Preußen galt auch 
in anderen SPD-Bezirken außerhalb als Vorbild, das nicht zerstört wer- 
den dürfe. Was aber endgüitig einen gewaltsamen Aufstand verhindert 
haben mag, wird die Parole "Sicherung der Reichstagswahl am 31. Juli1' 
(Otto Wels) gewesen sein - Gbrigens eine ähnliche Entscheidung, wie 
sie die SPD im Februar 1933 fällte. Man glaubte 1932 wie 1933 für die 
Arbeiterbewegung damit eine Oberlebenschance zu haben Außerdem 
blieb man in der Tradition als Reformpartei mit Leitbildern, die an 
Humanität und Vernunft ausgerichtet waren und eine Radikalität und 
Militanz wie der Nazis und Kommunisten ablehnten. Die SPD hielt an 
diesen Grundsätzen selbst nach den verlorenen Reichstagswahlen vom 
Juli und November 1932 fest. Sie tröstete vielleicht auch die Tatsache, 
da6 ihr im Spätherbst 1932 immerhin noch 7,2 Millionen Wähler treu 
geblieben waren, und daß sie bis zur letzten Wahl am 5.3.33 zweit- 
stärkste Partei war mit rund einem Fünftel aller Wahler. Der Rückgang 
der Prozentzahlen war längst nicht so dramatisch wie bei den anderen 
demokratischen Parteien ( c a  3-4 %, in Hessen 2.B. war noch eine ge- 

Klaus Schönhoven, Der demokratische Sozialismus im Dilemma, 
a aO . ,  S. 77. 
Eine Formulierung Helga Grebings in: Flucht vor Hitler? Histo- 
riographische Forschungsergebnisse aber die Aussichten des Wi- 
derstandes der Arbeiterbewgung gegen die nationalsozialistische 
Machtübernahme. In: Aus Politik und Zeitgeschichte. Beilage zum 
"Parlamentn vom 29.1.1983, S. 26-42. 

3 Joseph Rovan, Geschichte der deutschen Sozialdemokratie, Frank- 
furt/M. 1980, S. 148. 



sicherte Baatian) und lieg hoffen, da6 die SPD eines T m  W 

leicht umzuspringen sei, wenn man sich nur formd an mos M* 
bzw. solche neu schuf. Die Ankündiguhg, die E n t d  
werde an der Wahlurne geschlagen, kannte einen medien- 
erfahrenen Hitler schon gar nicht schrecken. 

Waren andere Weichenstellungen der SPD moglich? - M d e  aad8nn, 
da6 zumindest eine Gegenwehr durch einen Gsestslstrsüc - susiimaai 
mit den Kommunisten - möglich gewesen wäre. D u  wire sqlu b h e  
Garantie für daea Rücktritt der Hitlertegienvag @mvesmt, %te rii- 
drerseits absr den Prooeß der ungahdn6,xtcrn NSOAF-Msichtdutfdt.~arlt 
und die Ausscbrrltung der ,Oppdtfon wem nicht ve&hdert, so 
wesentlich erachnert.~l Dem W& emtge-, drll 
Situation um mehr als nur einen Genenbt rdk  MLttd 
wOrgdsatoti8che Planungen ftir einen BOtgarkdeg Wte maa 
getroffen, und fOr eine reichsweite Kmpfaktion fdhtte der PWtakqdae 

1 Heinrich Pingel-Rollmann, Widerstand und Verfdgung in Darm- 
stadt, aaO., S. %. 



gierungsformen angedeutet. Nach dem ~egierungswechsel wollte man 
sich..den Generalstreik als die ä w r s t e  Eventualität aufhebehwl 

So ist einigermaßen zu verstehen, warum die sozialdemokratischen Par- 
teiführer so defensiv handelten und sich im Laufe des Februar 1933 ei- 
ne Bastion nach der anderen entreißen ließen, so dai3 schließlich ein 
Generalstreik aussichtslos wurde. Wer die mangelnde Entschlossenheit 
der SPD-Führung kritisiert, sollte eines bedenken: Illusionen über die 
Vergänglichkeit der neuen Regierung, &B. dai3 Hitler am Ende des Jah- 
res so an die Wand gedrückt sein werde, dai3 er 'quietscht1, hatten 
nicht nur die Sozialdemokraten, sondern ebenso die bürgerlichen Partei- 
führer und erst recht die, die den Führer der NSDAP in den Sattel ge- 
hoben hatten. Manche von ihnen kamen nach anfänglicher Anpassung 
und Sympathie mit dem neuen System schließlich zum Widerstand oder 
mindestens zur Verweigerung. Da war es allerdings schon zu spät. Wi- 
derstand ist ta tschl ich,  wie Erich Kästner richtig sagte, eine Frage 
des Termins. 

Zum Mangel an Widerstandswillen kam bei der SPD-Führung noch "der 
Mangel an Verständnis für das Wesen des Nationalsozialismus. Unsi- 
cherheit und Verlust der absoluten Werte, dazu Unwissenheit gebaren 
Verständnislosigkeit und Hilflosigkeit gegenüber dem Auftreten des to- 
talitären, an kein Gebot der Menschlichkeit und Rechtes sich gebunden 
fühlenden ~eviathai l"2 

Die Verfassung und Rechtsordnung der Weimarer Republik wurde 
schrittweise aufgelbst und umgebildet, dabei einerseits brutaler Terror, 
andrerseits propagandistische Effekte von bisher nicht gekanntem Aus- 
m& benutzt. Es war ein Nebeneinander und "Gleichzeitigkeit von Ge- 
setzlosigkeit und Ausnutzung formaljuristischer ~bglichkeiten"3, das die 
Sozialdemokraten verwirrte und lähmte. Die Verordnungen vom 4.2., die 
Brandverordnung vom 28.2. und die vom 21.3. führten zu Massenverhaf- 
tungen nicht nur von Kommunisten, sondern auch von Sozialdemokraten, 
die immer noch zwischen "Anpassung und widerstandu4 schwankten. 
Besonders deutlich wird das beim Abstimmungsverhalten zu gleicher 
Gesetzesmaterie: während die sozialdemokratische Landtagsfraktion bei 
der Verabschiedung des Hessischen Ermächtigungsgesetzes am 13.3. sich 
der Stimme enthielt, lehnte die SPD-Reichstagsfraktion sehr mutig am 
24.3.33 das Ermächtigungsgesetz Hitlers ab. Schon nach dem Reichstags- 
brand war die Lage der SPD aussichtslos geworden. Die Partei konnte 
zwar trotz Zeitungsverboten (am 28. Februar der "Vorwiirts"), Verhaf- 
tungen, Hausdurchsuchungen, Versammlungsverboten und Wahlbehinde- 

1 Klaus Schanhoven, Der demokratische Sozialismus im Dilemma, 
aaOP.,  S. 79. 

2 Peter Hoffmann, Widerstand - Staatsstreich - Attentat, a aO . ,  
s. 22. 

3 Dieter RebentischIAngelika Raab, Neu-Isenburg zwischen Anpas- 
sung und Widerstand, a aO . ,  S. 47. 

4 Hagen Schulze, Anpassung oder Widerstand? Aus den Akten des 
Parteivorstands der deutschen Sozialdemokratie 1932133, Bonn- 
Bad Godesberg 1975. 



war gescheitert. Neun Tage nach der Wahl kam der Parteivorstand der 
SPD zusammen, und Otto Wels räumte ein: "Wir sind geschlagen und 
müssen wieder von vorn anfangen."l 

Keiner konnte aber sagen, wie der Neuanfang unter den noch schlech- 
t e r  gewordenen Bedingungen vor sich gehen sollte. Mit Anpassung -.der 
einen möglichen Variante - hatte eine Reise führender Sozialdemokra- 
ten zu tun, die auf Garings Ermunterung hin Ende März in verschiedene 
europäische Länder erfolgte und bei der für eine mäßigende Bericht- 
erstattung über die schlimmen Verhältnisse in Deutschland geworben 
wurde. Vielleicht ho'Efte die SPD-Führung wirklich, das vollständige 
Verbot der SPD-Presse werde aufgehoben. Auch der Austritt von Otto 
Wels aus der Sozialistischen Internationale (SAI) war ein solcher Ver- 
such, zu retten, was noch zu retten war. Aber diese wie auch andere 
"Schritte der Führung desorientierten einerseits viele Mitglieder und 
Anhänger der SPD, bewirkten aber andrerseits, daß sich kampfbereite 
Sozialdemokraten enttäuscht von ihr abkehrten, so daß der Parteivor- 
stand zunehmend in die Isolierung geriet. Um dieser entgegenzuwirken, 
berief er eine Reichskonferenz ein, die am 26. April 1933 mit 125 
Funktionären im unzerstörten, Teil des Reichstagsgebäudes stattfandVt3 
Doch auch hier war wieder nur von der "Ausnutzung der gegebenen ge- 
setzlichen MöglichkeitenIt die ~ e d e . 4  

Ein noch größeres Maß an Anpassung als die SPD demonstrierte, wie 
noch zu zeigen sein wird, der ADGB. Manche Funktionäre und Mitglie- 
der marschierten bei den nationalsozialistischen 1. Maifeiern mit, um 
am nächsten Tag mit Entsetzen die Stürmung der Gewerkschaftshäuser 
und die Auflösung ihrer Interessenvertretung mitzuerleben. Als eine Wo- 
che später das gesamte Parteivermögen der SPD beschlagnahmt wurde, 
kam es in der Parteiführung zu einem ernsten Konflikt, der beinahe zur 
Spaltung geführt hätte. Wieder ging es um die Frage, ob Anpassung 
oder Kampf gegen die Diktatur vom Ausland richtig wäre. Gegen die 
ausdrückliche Aufforderung der Mehrheit des Parteivorstandes im Exil 
in Saarbrücken erfolgte die Zustimmung der schon halbierten Reichs- 
tagsfraktion zur sog. Friedensrede Hitlers vom 17. Mai. (Högner hat sie 
erlebt und ausführlich darüber berichtet.) 

1 Siehe Erwin Knauß, Die politischen Kräfte und das Wählerverhal- 
ten, aaO. ,  S. 69 f. und S. 73. 

2 Hagen Schulze, Anpassung oder Widerstand?, a aO . ,  S. 169. 
3 Klaus Mammach, Widerstand 1933-1945, aaO. ,  S. 119. 



Ende Mai ließ sich der Exilvorstand in Prag nieder und begann mit den 
Vorbereitungen zum aktiven Widerstand "Nach einem Vierteljahr der 
politischen Unsicherheit und Handlungslahmung erkannten sie, daß ein 
legales Fortbestehen der Sozialdemokratie im Reichsgebiet aussichtslos 
geworden war, und da8 nun das nationalsozialistische Regime nur noch 
aus dem Exil und aus der Illegalität heraus bekämpft werden konnte. 
Dagegen entschieden sich die in Deutschland zurückgebliebenen Vor- 
standsmitglieder, weiterhin an der seit Januar 1933 verfolgten Stillhal- 
tetaktik festnihalten, um keine neue nationalsozialistische Terrorwelle 
zu provozieren und um den bereits inhaftierten Parteimitgliedern durch 
ihre Politik der Beschwichtigung zur Freiheit zu verhelfen."l Und diese 
Illusion wurde noch weiter aufrechterhalten, gegen den Prager Vorstand 
sogar, obwohl die Beschwichtigung, das innenpolitische Appeasement, 
nur ein Ergebnis gezeitigt hat te  (was übrigens auch für unser Untersu- 
chungsgebiet gezeigt wird): "Zu Hunderten machten die sozialdemokra- 
tischen Parteimitglieder, Führer und Funktionäre Bekanntschaft mit den 
Folterkellern der zur 'Hilfspolizei' erklärten SA. An unzähligen Orten 
wurden die sozialdemokratischen Minister, Bürgermeister, hohen Beam- 
t en gehindert, ihre Funktionen awuiiben, wurden geschlagen und er- 
niedrigt. In ganz Deutschland waren die sozialdemokratischen Zeitungen 
am Erscheinen verhindert, wurden ihre Redaktionen oder ihre Drucke- 
reien verwüstet. Wenn sie Mißhandlungen oder Verhaftungen entgingen 
oder nach einiger Zeit entlassen wurden, fanden sich viele Sozialdemo- 
kraten (bekannte und unbekannte, denn die Lage in Kleinstädten, wo 
jeder jeden kannte, überwachte und kontrollierte, war oft unerträgli- 
cher als in den Großstadten) damit ab, h die Emigration zu gehen."2 
Die regionalen und lokalen Organisationen der SPD waren schon so 
weitgehend zerfallen bzw. in AuflBsung, als die Partei am 22. Juni 1933 
verboten wurde. Was noch übriggeblieben war in der allgemeinen Auflö- 
sung, versuchte im vertrauten Kreis von Freunden und Bekannten die 
alten Kontakte zu pflegen, die Diktatur zu 'überwintern'. Dieser ide- 
elle Zusammenhalt konnte nicht so zerst8rt werden wie der organisato- 
rische und hat der Partei bei ihrer Wiedergründung 1945 geholfen, ihren 
alten Mitgliederstand von 1 Million (1932) bald wieder zu erreichen 

3.4.2. Sdai&mokraten in Gidecn imd Um- Das Bnde ron 11- 
lusiamn und der Anfang ron Oppodtim e h e h e r  

3.4.2.1. Entfennmg atp dem 6ffentlichO D i a  und GemeideparIa- 
menten in Giehn, Wieaeck und Lollar 

Die ausführliche Beschreibung des Niedergangs der SPD im Reich war 
d t i g ,  um den Niederschlag der großen Ereignisse im regionalen Rah- 
men zu erklären und zu deuten. - Auch hier wurden, manchmal sogar 
groß in der Presse angekündigt, sozialdemokratische Arbeiter, Ange- 
stellte und Beamte aus dem öffentlichen Dienst geworfen, und willkür- 
liche Verhaftungen, Haussuchungen, Mißhandlungen und Verschleppung 
ins KZ Osthofen bestimmten das Bild des Frühjahrs/Frühsommers 1933. 

1 Klaus Schönhoven, Der demokratische Sozialismus im Dilemma, 
aaO. ,  S. 82. 

2 Joseph Rovan, Geschichte der deutschen Sozialdemokratie, a aO . ,  
S. 152. 



Auch in Gießen war die SPD nicht auf die illegale TLigkeit vorberei- 
tet, eine geheime Druckerei war nicht aufgebaut. 

Seit 1890 gab es neben den Gießener Zeitungen ein Organ der SPD, das 
unter dem Namen "Oberhessische V o l b i t u n g N  seit 1906 erschienen 
war. Diese Zeitung erschien zum letzten Mal am 28.3.33, die national- 
sozialistische OT etablierte sich anschliehnd in den Räumen der SPD- 
Zeitung. 

Zahlreiche Personalveränderungen machten kund, da$ die Nationalsoeia- 
listen entschlossen waren, auch die ibrtlichen Verhältnisse grundiegend 
in ihrem Sinne umzugestalten. Einige der im effentlichen Diena, vor 
allem die in der Stadtverwdtung BescMftigten, schwenkten um, die 
meisten SPD-Mitglieder mußten ihren Posten a u f g e h  Die erste Perso- 
nalvsränderung betraf den GieSemr Oberregietigylsrat Ritzel (SPD), der 
bei der Provinziddirehion Oberhessen war und beurlaubt wurde.1 - Nun 
erreichten die Personalvsränderungen alle GieSener Behorden. Am 24. 
M l n  1933 legten die Stadtratsmitglieder Rektor Hermann Schmidt und 
Theodor RUhl von der SPD ihre Amtet nieder. Das Gesetz vom 31.3.33 
zur Gleichschaltung der LCLnder mit dem Reich erm8glichte es schein- 
formal, den GieUener Stadtrat aus der Wahl vom 17.11.1929 völlig um- 
zukrempeln. DafUr wurden die Wahlergebnisse vom 5.3.33 zugrunde ge- 
legt, &h die Kommunisten völlig entfernt. Im alten Stadtrat hatten die 
Sozialdemokraten 14 von 42 Sitzen, im vorlaufigen neuen Stadtrat s a k n  
ins esamt nur noch 29 Mit lieder, davon nur noch 6 Socialdemdouen, 

I 8 & 18 Nationalsoaialha Doch bevor der neue Stadtrat zusammen- 
trat, änderte sich die Verteilung erneut: 28 Sitze, davon 16 Nationalso- 

I zialisten, 6 Vereinigte Nationale Rechte und 6 Socialdemokratem.3 

b 
Schwach war die Gegenwehr der SPD-Stadtrate bei der Abstimmung 
über die Ehrenbürgerwürde fUr Hindenburg, Hitler und Staatspräsident 
Dr. Werner: sie enthielten sich der Stimme, obwohl die Bhrrmg auch 
dem Manne galt, der fUr die Verfolgung von Maldemokraten im hei- 
mischen Raum. verantwortlich war - Hitler. Immerhin verliebn die 
SPD-Mitglieder den Sitzmgssaal. In einer nichtoffentlichen Sitamg am 
11. Mai 1933 wurden in die AusschUwre nur noch NSDAP-Angehörige 
entsandt, Nationale Rechte und SPD ausgeschaltet. Nach dem Verbot 
der SPD im Reich am 22. Juni 1933 wurden auch die SPD-Vertreter im 
Gießener Stadtrat ausgeschlossen, so daß sie in der Sitzung am 7. Juli 
1933 bereits nicht mehr anwesend waren.4 Ahnlich geacttah die Aus- 
schaltung der SPD-Ratsmitglieder in den stadtnahen Gemeinden Heu- 
chelheim, Wieseck und Lollar. Auch in Heuchelheim wurde das Gleich- 
schaltungsgesetz angewendet und nach dem Wahlergebnis vom 5.3.33 der 
Gemeinderat umgebildet. SPD und NSDAP erhielten je 6 Mandate. 
"Nichtmitglieder der NSDAP von der 'Oberparteilichen Listet wurden 
zwangsweise durch NSDAP-Leute ersetzt. Mit dem Verbot der SPD im 

I 
I Juni 1933 mußten die SPD-Gemeinderate das Feld raumen und weiteren 
1 

1 GA vom 14.3.1933. 
2 GA vom 5.4.1933. 
3 GA vom 124. und 23.4.1933. 
4 GA vom 8.7.1933. 
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Nazis (ohne Wahl) Platz machen Wochenlang danach mußten sich die 
sozialdemokratischen Gemeinderate zunächst täglich, später in mehrtä- 
gigen Abständen auf der Bürgermeisterei meldenl'l 

Als am 6. April die Gemeinderate in Hessen aufgelast wurden, hatte 
die NSDAP in Lollar keine Mehrheit. "Denn die Lollarer SPD war so 
mutig gewesen, noch am 17. April 1933 eine eigene Liste für die Neu- 
bildung des Gemeinderats einzureichen So entfielen 6 Sitze auf die 
SPD, nur 5 auf die frisch gegründete Lollarer NSDAP und ein Sitz auf 
die 'Vereinigte Nationale Rechte1, die man kurzerhand unter Zusam- 
menzählung der Stimmen aller kleinen Parteien gebildet hatte. Ab 21. 
April amtierten die neuen Gemeinderate. Schon 14 Tage später hatte 
man durch Zwang die gewlinschten Verhiiltnisse geschaffen Schriftlich 
teilte die Bürgermeisterei Lollar dem Kreisamt Gießen mit: 'Die 
Ratsmitglieder der Sozialdemokratischen Partei haben sämtlich ihre 
Xmter niedergelegt. Die Unterschrift des Ernst Klinkel konnte nicht 
beigebracht werden, weil derselbe sich in Schutzhaft befindet.' Ernst 
Klinkel war zu dieser Zeit willkürlich im KZ Osthofen eingesperrt. In 
Ruttershausen wurde die Fahne der kleinen SPD-Gruppe, die sich dort 
wahrscheinlich um 1930 gebildet hatte, von SA-Leuten an der Lahn- 
bracke verbrannt, Bargermeister Klinkel und in Odenhausen Vorsteher 
Pfaff abgesetzt. In Salzböden notiert die Ortschronik: 'Sommer 1933: 
Sämtliche Vereine müssen sich im Beisein des Stützpunktleiters oder 
seines Stellvertreters (SA? umstellen, man nennt es gleichschalten' Am 
1. August 1933 trat  der Lollarer Bargermeister Schmidt zurück und 
machte einem NS-Nachfolger ~ l a t z " 2  

Eine Schmierenkomödie war das, was sich im "roten" Wieseck abspiel- 
te. Der GA berichtete am 4.5.1933 wie folgt: 
"Zu den neuesten Oberraschungen, die die Gemeinde Wieseck erlebt, 
geh6rt die Tatsache, da6, trotzdem der Marxismus am 5.3. hier Sieger 
blieb, unser Gemeinderat nur noch aus 12 Nati'onalsozialisten bestehen 
wird." 
Und die nationalsozialistische OT kommentierte am 9. Mai die Sitzung 
des gereinigten Gemeinderates vom Samstag, den 6. Mai 1933: 

1 Neunzig Jahre SPD in Heuchelheim und Kinzenbach, aaO. ,  S. 66. 
2 Reinhold Huttarsch/Michael Müller, Lollar beiderseits der Lahn, 

Lollar 1984, S. 216. 



Hier wie auch an anderen Orten wurde, wenn die NSDAP keine Mehr- j 
heit bekommen hatte, mit Tricks und Manipulation erreicht, da8 der 
politische Gegner ausgeschaltet wurde. Da die KPD-Mandate einfach 
kassiert worden waren, hatte das SitzverhiIltnis den Sozialdemokraten 
eins absolute Mehrheit bringen miissen. Gegen die Manipulation aller- 
dings offen Widerstand zu wagen, trauten sich doch viele Sozialdemo- 
kraten und Kommunisten nicht mehr, vor allem, nachdem viele von ih- 
nen (etwa 40 Personen) in der beriichtigten Abwaschaktion nach der 
Reichstagswahl zum Entfernen der Plakate ihrer Partei in GisSen und 
Wieseck gezwungen worden waren (6. Man), bzw. in den friihen Mor- 
genstunden des 13. Man 1933 von SA-Trupps in ihren Wdmungan ver- 
haftet, zum Lokal Soldan gebracht und dort verprtigHt wd getreten 
worden waren.1 Unter den M b d e l t e n  bzw. nVotgeführtenw befand 
sich auch Josef Maier, der später nacK dem Kriege zum Mith~rCindgr 
der SPD werden sollte. Hausdurchsuchungen hatte es bei der GleBener 
SPD und Mitgliedern des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold schon mrher 
(9. Marz) gegeben. Etwa um diese Zeit im Man erfuhr Georg Rohr- 
bach am Bahnhof, als e r  von der Arbeit in Wetzlar nach Hause wriick- 
kehrte, von den Ausschreitungen gegen seine Parteifremde und muSte 
beftirchten, ein W i c h e s  Schicksal zu erleiden. Er begab sich deshalb 
erst gar nicht nach Hause, sondern blieb bei Fr&% Die Kasse und 
die Beitragdisten waren von ihm in weiser Voraussicht schon vorher 

1 Bericht in der Gießener Freien Presse vom 13.1.1949 über den 
P r d  und Akten zur Verhandlung vor dem erweiterten Schaf- 
fengericht G iehn  im STAD. 



versteckt bzw. kompromittierende Unterlagen vernichtet worden.1 Der 
Ortsverband der Wiesecker und Gießener SPD war in den Monaten April 
bis Juni, bis zum offiziellen Verbot der Partei, immer wieder von Ver- 
haftungen, Verhören und Folterungen der Mitglieder betroffen. Einige 
Sozialdemokraten wurden auch ins KZ Osthofen verschleppt, darunter 
Fritz Gerlach (Sekret51 der ~olzgewerkschaft) im Juni 1933, Albin 
Mann (Baugewerkschaft) im AugustISeptember 1933, Josef Maier im 
September 1933). 

Besonders brutal ging die SA gegen den Gießener Sozialdemokraten und 
Gewerkschaftsfunktionär Paul Szymkowiak vor, der im Sommer 1933 in 
Herborn beschäftigt war. Er wurde am 17. Juli 1933, an seinem Ge- 
burtstag, von der SA unter dem Vorwand verhaftet, er solle der 
Staatsanwaltschaft in Wetzlar zur Vernehmung vorgeführt werden Die 
SA fuhr Szymkowiak in Richtung Wetzlar, schleppte ihn zwischen Wetz- 
lar und Dutenhofen in den Wald, schlug ihn mit Stahlruten und Gummi- 
knüppeln und hängte ihn 'zum Spaß1 ein bißchen auf. Die Schlinge war 
ihm schon im Auto um den Hals gelegt worden. Danach wurde e r  ins 
Wetzlarer Gefängnis gebracht. Otto Rtispeler aus Gleiberg sah ihn dort 
(er war ebenfalls verhaftet) und harte ihn sagen. "Wem ich nicht 
Qberlebe, sag den Kollegen, was sie mit .mir gemacht haben." Wegen 
der schweren Verletzungen war monatelange K rankenhausbehandlung er- 
forderlich Ober ein Jahr mußte Szymkowiak in Gießen in ambulante 
Behandlung, zu der nur der Gießener Kinderarzt Dr. Hofmann bereit 
war. 

Am 10. Januar 1948 ereignete sich etwas, was man nicht zu fassen 
vermag: SA-Sturmführer Magnus, der Szymkowiak hatte verhaften las- 
sen, erschien im Dienstzimmer von Szymkowiak - er  war damals ge- 
schäftsfiihrender Vorsitzender der Spruchkammer Gießen-Stadt - und 
erkliirte, e r  habe erfahren, daß Szymkowiak 1933 von einigen SA-Leu- 
ten mißhandelt worden sei. Er bedaure das außerordentlich Magnus 
wollte anscheinend von Szymkowiak sogar einen sog. Persilschein be- 
kommen, daß er  ein anständiger Mensch gewesen sei. Szymkowiak ließ 
ihn sofort verhaften Von den beteiligten SA-Leuten waren schon drei 
nach 1945 zu Gefängnis verurteilt worden.2 

Paul Szymkowiak hat es von den verfolgten überlebenden Sozialdemokra- 
ten besonders hart getroffen. Er wurde immer wieder aberwacht und 
verh6rt und schließlich n w h  im Zusammenhang mit dem Attentat vom 
20. Juli 1944 in der sog. Gitteraktion zusammen mit Albin Mann und 
Kar1 Bemer verhaftet und nach Dachau transportiert, dort bis Spät- 
herbst 1944 gefangen gehalten und dann wieder freigelassen. Beim 
Bombenangriff auf Gießen kam ein Teil seiner Familie um. 

1 Gespriich mit Georg Rohrbach im Januar 1983 und Januar 1985. 
2 Der ganze Bericht nach Walter Deeg, Erimerungsbericht, in. Ar- 

chiv Deeg, StAGi, und Maria Deeg, Signale aus der Zelle, a.a.O., 
S. 81, sowie Zeitungsbericht der GFP vom Januar 1948, und 
Siegfried KrupkeIAntje Tewes, ... und Einigkeit ist Macht, a.a.O., 
S. 265. 



Zum &MUS dl das mutige Beispiel des SoQialdemdtiMen Kat1 V., dibl 
in treffendar W b  die 'Aufbauleimungen' des UI. R e i c h s  cbsrehed- 
derte, wiedergegeben werk3 

1 Interview mit Albert Osswald am 27.1.1985. 
2 Eb& 
3 StAD G27, Nt. 491. 
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A b s c h r i f t  

Herrn Vorsitzenden des Oberstaatsanwalts 
des ~chwur~erichts'~armstadt als Leiter der Anklagebehorde bei dem 

Sondergericht Darnstadt 

Der Schriftsetzer K.O.. 
geb. am 12.5.1896 zu Giessen. 
wohnhaft daselbst, ......: 
verheiratet, 

wird angeklagt. 

im Jahre 1935 oder um diese Zeit 
in Giessen öffentlich gehässige. 
hetzerische oder von niedriger Ge- 
sinnung zeugende kusserungen über 
leitende Persönlichkeiten des Staates 
oder der N.S.D.A.P.. über ihre An- 
ordnungen oder die von ihnen ge- 
schaffenen Einrichtungen gemacht 
zu haben. die geeignet sind. 
das Vertrauen des Volkes zur poli- 
tischen Führung zu untergraben, 
indem er äusserte: "Was habt Jhr 
schon geleistet: im ersten Jahr habt 
Jhr Strassen gebaut, im zweiten Jahr 
baut Jhr Kasernen und im dritten 
Jahr Zuchthäuser. voll sind sie ja 
heute schon. Das ist Euer Sozialis- 
mus. " 

Verg. i.S. von S 2 des Heim- 
tückengesetzes V. 20.12.1934. 

Der Angeklagte wird wegen eines Vergehens 
nach 5 2 des Heimtückegesetzes vom 20. Dezem- 
ber 1934 zu einer Gefängnisstrafe von vier 
Uochen und zu den Kosten des Verfahrens ver- 
urtei lt. 



G r u n d e .  

Der Angeklagte hat die Volksschule in Gies- 

Sen besucht und kam dann in die Lehre als Schrift- 

setzer. Während des Krieges war er als Infanterist 

an der Front, hat sich ausweislich des Militär- 

passes gut geführt und das E.K.11 erhalten. Im Jahre 

1919 hat er geheiratet, aus seiner Ehe ist ein Kind 

hervorgegangen. welches jetzt 15 Jahre alt ist. Er 

fand nach dem Kriege wieder Beschäftigung als Schrift- 

setzer in Giessen. bekam aber 1925 doppelseitige 

Tuberkulose als Folge der Kriegsstrapazen und ver- 

lor dadurch seine Stellung beim " Giessener Anzei- 

ger". Im Jahre 1927 bestand er seine Meisterprüfung 

und arbeitete dann einige Monate in Frankfurt a.M. 

bei der " Union - Druckerei ". der bekannten S.P.D.- 
Druckerei; seit 1930 ist er arbeitslos. Er war ein- 

geschriebenes Mitglied der S.P.D., Ortsgruppe Gies- 

Sen, hat sich aber angeblich niemals politisch, 

sondern nur rein gewerkschaftlich betätigt. Der S.P. 

D. gehorte er bis zu deren Auflösung an und war 

ausserdem Mitbegründer der'vereinigung " Schwarz- 

Rot-Gold". 

Im Juni oder Juli 1935 suchte er an einem 

Sonntag Vormittag den Schreinermeister H. in Giessen 

auf. Der Angeklagte, dessen Frau eine Ku- 

sine des H. ist, wollte sich von diesem einige 

Familienpapiere zwecks Nachweisung der arischen 



Abstammung geben lassen. Als er zu dem H. kam. 

war dieser gerade in der Werkstatt mit seinen beiden 

Gesellen damit beschäftigt, einige eilige Arbeiten 

zu erledigen, insbesondere sollten die Maschinen 

für die Montagsarbeit hergerichtet werden, doch 

waren die Maschinen nicht angestellt. Der Angeklag- 

te kam mit H., dessen Zugehörigkeit zur NSDAP ihm 

bekannt war. alsbald in ein Gespräch über die 

Reichs-Autobahn und über den Bau von Kasernen. Im 

Laufe der Unterhaltung äusserte der Angeklagte zu 

H.: ' Was habt Ihr schon geleistet. Im ersten 

Jahr habt Ihr Strassen gebaut. im zweiten Jahr baut 

Ihr Kasernen und im dritten Jahr Zuchthäuser, voll 

sind diese ja heute schon; das ist Euer Sozialismus " 

Als sich H. derartige Aeusserungen verbat 

und ihm sagte, wenn er ihn deswegen anzeigte, käme 

der Angeklagte sofort nach Dachau. erwiderte der An- 

geklagte. dass er davor keine Angst hätte; es werde 

bald keine Schande. sondern ein Ehrentitel sein, 

wenn jemand in Dachau gewesen sei. 

Der Angeklagte gibt zu, sich mit H. Uber 

die Reichs-Autobahn und Uber Kasernen unterhalten 

zu haben, kann sich aber angeblich nicht mehr da- 

rauf besinnen. dass auch von Zuchthäusern gespro- 

chen wurde. Er erklarte in der HauptverhandLung, 

dass er die ihm zur Last gelegte Aeusserung, dass 

die Zuchthäuser schon voll seien, schon um deswillen 

nicht getan haben könne. weil er noch keine Zucht- 

häuser gesehen habe, also auch nicht behaupten 

könne, dass diese voll seien. Er betonte, dass er 



noch n iemals  gegen das d r i t t e  Re ich  g e a r b e i t e t  habe, 

v i e lmehr  habe e r  s i c h  a l s  d i s z i p l i n i e r t e r  Mensch 

s o f o r t  u m g e s t e l l t .  

D i e  Bekundungen des Zeugen H. und s e i n e r  Ge- 

s e l l e n  D. und Sch. haben jedoch ergeben, dass 

H. dem Angeklagten zunachst  k l a r  zu machen versuch- 

t e .  dass j e t z t  f U r  d i e  A r b e i t e r  v i e l  ge tan werde; 

de r  Angek lagte  habe den Ausführungen des H. t e i l s  

zugestimmt, t e i l w e i s e  aber auch widersprochen und 

dann d i e  vors tehend wiedergegebenen Aeusserungen ge- 

tan. D i e  Zeugen D. und Sch. konnten s i c h  auf  

den genauen W o r t l a u t  de r  Bemerkungen des Angeklag- 

t e n  n i c h t  mehr genau e r i n n e r n .  haben aber  best immt 

gehb r t .  dass auch von Zuchthäusern und von Dachau 

d i e  Rede war. 

Auf Grund d e r  Hauptverhandlung s t e h t  a l s o  

f e s t ,  dass d e r  Angek lagte  s i c h  nach 5 2 des Heim- 

t t ickegesetzes vom 2O.XII. 1934 s t r a f b a r  gemacht ha t .  

Seine Behauptung. dass d i e  Regierung des d r i t t e n  

Reiches e r s t  S t rassen,  dann Kasernen und dann Zucht-  

hauser. d i e  heute  schon v o l l  se ien .  baue. mUssen 

a l s  gehässige und h e t z e r i s c h e  Aeusserungen übe r  d i e  

Regierung und d i e  von i h r  geschaffenen E i n r i c h t u n -  

gen angesehen werden. d i e  gee ignet  s ind ,  das Ver- 

t r a u e n  des Volkes z u r  p o l i t i s c h e n  Führung zu u n t e r -  

graben. Gerade d e r  Zusatz: " Das i s t  Euer S o z i a l i s -  

mus '' l ä s s t  erkennen. dass de r  Angek lagte  d i e  ganze 

Au fbaua rbe i t  und das Arbei tsbeschaf fungsprogramm 

de r  Re ichs reg ie rung  a l s  v o l l i g  v e r f e h l t  bezeichnen 



w o l l t e .  welches s c h l i e ß l i c h  nur  dah in  f ü h r t e ,  dass 

s i c h  d i e  Zuchthäuser f ü l l t e n ,  sodass neue gebaut wer- 

den müssten. Seine Aeusserung. dass e i n  A u f e n t h a l t  i n  

Dachau i n  k u r z e r  Z e i t  n i c h t  mehr a l s  Schande. sondern 

a l s  E h r e n t i t e l  anzusehen se i ,  i s t  zwar a l s  so lche n i c h t  

s t r a f b a r .  beweis t  aber, dass de r  Angeklagte auch 

heute noch auf  dem Boden d e r  S.P.D. s t e h t  und m i t  

einem ba ld igen  Umsturz rechnet ;  aus d i e s e r  i n n e r l i -  

chen E i n s t e l l u n g  heraus lassen s i c h  d i e  h e t z e r i -  

schen Bemerkungen des Angeklagten e rk lä ren .  

Se ine Aeusserungen s i n d  i n  de r  Werks ta t t  des 

H. i n  Gegenwart des H. und s e i n e r  2 Gese l len  ge- 

f a l l e n ,  a l s o  n i c h t  i n  de r  O e f f e n t l i c h k e i t .  E r  h a t  

aber n i c h t  etwa nu r  l e i s e  zu H. gesprochen, son- 

dern so vernehml ich,  dass d i e  be iden Gese l len  j e -  

des Wort vers tehen konnten, sodass d e r  Angeklagte 

gem. 5 2 Abs.2 des Heimtückegesetzes dami t  rechnen 

musste, dass se ine Aeusserungen w e i t e r  v e r b r e i t e t  

werden konnten. D ies  i s t  auch t a t s ä c h l i c h  de r  F a l l  

gewesen. und zwar haben wohl d i e  Sch re ine rgese l l en  

g e l e g e n t l i c h  über den V o r f a l l  gesprochen. de r  dann 

zu r  Kenntn is  de r  Ortsgruppe kam, denn H. h a t  e r -  

k l ä r t .  e r  habe den Angeklagten aus verwandtschaf t -  

l i c h e n  Rücks ich ten zwar n i c h t  angeze ig t ,  habe aber 

a l s  Par te igenosse d i e  Wahrhei t  sagen müssen, nach- 

dem i h n  d i e  Ortsgruppe z u r  Aeusserung über d iesen V o r f a l I  

a u f g e f o r d e r t  habe. Nachdem auch de r  Re ichsmin i s te r  d e r  

J u s t i z  d i e  S t r a f v e r f o l g u n g  des Angeklagten angeord- 



net hatte, musste die Bestrafung des Angeklagten 

erfolgen. 

Strafmildernd konnte zu Gunsten des Ange- 

klagten berücksichtigt werden, dass er noch nicht 

vorbestraft ist, und sich bisher sowohl im Kriege. 

als auch im burgerlichen Leben einwandfrei geführt 

hat. Erschwerende Momente waren sein hartnäckiges 

Leugnen und die besondere Gehässigkeit, mit wel- 

cher er die Bestrebungen der Reichsregierung kri- 

tisierte. Eine Gefängnisstrafe von 4 Wochen schien 

daher angemessen und ausreichend. 

Die Kostenfolge entspricht 5 465 St.P.0. 
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3.4.U. D.r Vorgeöen gegem die Sn) in HsPdrslBdm tml KhbUm- 
& 

üa der Zeit der Weimarer Republik war die SPD in 
Zeit st&lcete Kraft. Dar änderte sich mit der RT 

Nicht mt die sdaldemokratUaohen Fztffilnionstt#igar und f b e r s n  Mit- 
folgt (die BeWrden legten 
an, die Grundlage f8r 

r Partei, ww dem in der 
wiude mp&olf, So wurde die Freie Turircenichaft Kleid- (1920 ge- 
dbidM) wbatan, die Gerate be~&-t. Erdm W*% -6 das kst, il.la*b iad i[yetm nneckm.3 

Wiali Lsrrr. wurde sbem aufgQ1.t wie aile A 
SAJ und der Arbeiter-Jgmariterbraid Das Ver 

1 Erwin WatdKarl Volk, Geschichte der Arbeiterbewbgung in 
Klein-Linden, Gieh-Kleinlinden 19ü4, S. 9. 

2 Ebd., S. 5. 
3 Ebd., S. 11 ff. und 17, und Telefongespr&ch vom 17.9.1986. 





Bürgermeifterei sieben 
GieOaa, den 21.Septewber 193). 

Aktenr. : S.IlIr)6 QQ/& 

B e t r i f f t :  Gesetz zu r  Wiederherstellvy des Berui8beamtantw;  hier :  
d i e  Anwendung desselben *E i  d i e  ia Dienst d e r  S tad t  Oieban 
stehenden Arbeiter. 

Herrn 

Da Sie  Rach Ihrer  bieherigen poli t iechen Lini te l -  
lung n ich t  d i e  GewUu dafur b ie ten,  da0 Sie jederzei t  ruck- 
h a l t l o s  fUr den nationslen Staat  e in t re t en ,  werden S i r  auf 
Grund vor. 5 4 der Zweiten Verordnung zur DurchiUhnmg der 
Gesetzes zur V'Jiedezhrrstellung des Berufsboamtentums voa 
4.7.1435 und dar dazu erlaesenen Durchfiillhrungabestimuun6~) 
hiermit  f r i s t i o r  aus der BeichlVtigrngsverhlltnis der  Stadt 
CieOen entlassen.  Ihre  bisherigen Lohabmzüge e rha l t ea  S ie  
noch bia z u  ll.Oktobar 1933 einschlieOlich. 

Gagen die  vorstehend ausgesprochene KUndiyrg ist 
unter  AusschluO des Rechtsweg8 d ie  Beschwerde zu i l s s ig .  Diese 
ist binnen 2 *ochcn, vos Tage der Zustellu?ig dieser  Ktindl- 
gungsschroibc?ic ui gerechnet, be i  dcr Biirgmrorirtorri Gier- 
Sen anautringen. / 



erarbeitetem Lohn der Arbeiter aufgebracht worden war, wurde von 
den Nationalsozialisten vereinnahmt. 

Zum Abschluß der Schilderung der Ereignisse in Kleinlinden sollen hier 
die Berichte zweier Sozialdemokraten wiedergegeben werden, die sich 
1933 nicht gleichschalten lassen wollten: 

Erinnerungen an  das Jahr 1933 

Am 13. Mai 1933 nachmittags erschienen in meiner Wohnung drei SS- 
Männer und forderten mich auf, ihnen in das Gasthaus "Zur deutschen 
Eichel1 zu folgen. Auf meinen Einwand, da8 ich keinen Gnmd sehen 
würde, ihrer Aufforderung nachzukommen, wurde mir erbffnet, es liegt 
der Auftrag vor, mich zu veihaften. Ich erklärte ihnen, daB ich nur der 
Polizei mit einem schriftlichen Haftbefehl Folge leisten würde und 
nicht jeder Hergelaufene das Recht habe, Verhaftungen vorzunehmen. 
Nach einer Beratung bezog einer der drei SS-Leute Stellung an der 
Haustore, der zweite an der Wohnungstür und der drit te holte im Eil- 
tempo Verstärkung in der Gastwirtschaft "Zur deutschen Eichev. Mit 
weiteren fünf Leuten kam er  zurück. Da ich mich nicht von diesen 
acht Burschen vor meinen Angehorigen zusammenschlagen lassen wollte, 
erklärte ich mich bereit, ihnen zu folgen. 
Um den Abmarsch etwas zu verzögern, bestand ich darauf, mich vorher 
umzuziehen. Daraufhin wurde ich zwischen zwei SS-Leuten und dahinter 
zwei Dreier-Reihen abgeführt. In der "Eiche1' angekommen, fand ich 
den Genossen Friedrich Weigel und drei weitere Bürger, die meines 
Wissens keiner Partei angehorten, vor. Es wurde uns erklärt, da13 wir, 
wenn die anderen "Roten" noch eingetroffen seien, Plakate abwaschen 
mwten. Eimer und Schrubber standen schon bereit. 
Mit weiteren Verhaftungen wurde es jedoch nichts mehr, weil die aus- 
geschickten Kommandos alle ohne Erfolg zurückkamen. 
Durch die Aktion bei mir, die viel Aufsehen erregt und über eine Stun- 
de gedauert hatte, konnten andere bedrohte Bürger ungesehen aus dem 
Ort verschwinden. 
Abends gegen 20.00 Uhr wurden wir dann mit der Auflage, freiwillig 
bis zum nächsten Tag mittags abzuwaschen, nach Hause geschickt. 
Da wir der Auflage nicht nachkommen wollten, mußten wir für einige 
Tage Kleinlinden verlassen, da diese Aktionen immer von Ortsfremden 
durchgeführt wurden und in den meisten Fällen zu schweren Miaand- 
lungen führten 
Die Tatsache, da6 wir ungeschoren aus der "Eiche" herauskamen, hat- 
ten wir dem Umstand zu verdanken, daI3 die Stimmung im Ort sehr er- 

I 
regt war und ein angesehener Bürger, der nicht zu den "Roten' gehbr- 
te, sich für uns eingesetzt hatte. 

Karl Volk 

Am dem von Karl Volk erwähnten 13. Mai 1933 habe ich ebenfalls zu- 
sammen mit Otto Steinmüller zwei Nachte im Bergwerkswald verbracht, 
um ähnlichen Aktionen der SS zu entgehen. 



Ein makaberes Schauspiel war dann einige Zeit später die Verbremung 
von Büchern und der auf einem Holwtoi3 aufgestellten schwarz-rot-gol- 
denen Fahne von der Bürgermeisterei auf dem Sportplatz auf der 
Pfingstweide. Wir als Beobachter aus der Ferne konnten sehen, wie die 
Fahne trotz der bereits eingestürzten Holzpyramide einfach nicht bren- 
nen wollte und erst Feuer fing, als sie umgestoßen wurde. 

Erwin Watz 

Daß der Widerstandswille 1933 nicht so leicht zu besiegen war, belegt 
das Beispiel Heucbelheim. Bei den Wahluntersuchungen hatten wir ja 
schon gesehen, daß es hier überdurchschnittlich viele Nein-Stimmen und 
Enthaltungen bei den vom 111. Reich veranstalteten Wahlen und Ab- 
stimmungen gab. Die Schilderungen von Otto Bepler, dem späteren Bür- 
germeister, belegen dies nachdrücklich. Er gehörte damals der SAP an 
und erlebte als 20jähriger die Machtergreifung: 
"Am 7. März 1933, zwei Tage nach der Reichstagswahl, flatterte vom 
Heuchelheimer Rathaus die Hakenkreuzfahne. Für abends war eine Ge- 
meinderatssitzung angekündigt. Mit einer Gruppe von etwa 20 Gesin- 
nungsfreunden begaben wir uns in den Sitzungssaal und forderten von 
dem Bürgermeister und den Gemeinderfften, die Fahne einzuziehen Un- 
sere Forderung hatte Erfolg. Nach der Sitzung gingen der Bürgermei- 
ster und einige Gemeinderäte in das Lokal 'Zum Schoppenkarl'. Wäh- 
rend wir noch vor dem Rathaus diskutierten, fuhr plötzlich ein Kom- 
mando der SA-Hilfspolizei bei dem Lokal vor, holte den Bürgermeister 
heraus und führte ihn zum Rathaus, wo er. die Fahne wieder hissen 
mußte. Auf unsere Protestrufe hin gaben die SA-Leute einige Schüsse 
ab, worauf wir uns zerstreuten."l 

Einige der Demonstranten wurden am Tag danach mit Haussuchungen 
belästigt, Otto Bepler von der Baustelle in Kinzenbach geholt. Seine 
Schwiegermutter wollte eine Durchsuchung nicht ohne seine Anwesen- 
heit gestatten. "Bevor ich eintraf, wurde sie im Wohnzimmer von einem 
SA-Mann bewacht, damit sie nichts aus unserem Zimmer entnehmen 
konnte. Als plötzlich auf der Straße ein Tumult entstand und der 'Poli- 
zist' ans Fenster trat ,  schlüpfe die gute Frau schnell hinaus, eilte die 
Treppe hoch, holte aus unserem Schlafzimmer den auf dem Tisch lie- 
genden Tucholsky-Band 'Deutschland, Deutschland über alles' und ver- 
steckte i h " 2  Die anschließende Durchsuchung des Zimmers erbrachte 
nichts, da das einzig kompromittierende Buch beseitigt worden war. 
Otto Bepler sah mit Erschütterung, wie %T. al te  Männer die auf 
Brücken, Hoftoren und öffentlichen Gebäuden aufgemalten Wahlparolen 
abwischen mußten "Besonders muß festgehalten werden, daß zu diesem 
Tun auch Männer gezwungen wurden, die weder einer Partei angehorten 
noch sich irgendwie politisch betatigt hatten; es konnte sich daher in 
diesen Fällen nur um rein persönliche Racheakte handeln...Eine schäbi- 

1 Neunzig Jahre SPD in Heuchelheim und Kinzenbach, aa.O., S. 63. 
2 Ebd. 
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ge Sache dieser 'nationalen Revolution1 war auch die Fuhre mit Heu- 
cheiheimer Antifaschisten in einem Schweinetraasportauto nach GießeaL 
Sie wurden in das SA-wSturmlokal'l Soldan gebtrcht und d&t mrprli- 
gelt.'tl Die ni#eren UmstHnde dieser Prügelalrtion vom 13. Matz 1933 
sind oft genug geschildert worden (%B. auch in der GFP vom 13.1.491, 
da6 sich hier ein Kommentar erilbrigt. 
Eine weitere VerscUrfung des Terrors konnte Otto Bepler nach dem 
1. Mai, als die Gewerkslchaften ausgeschaltet wurden, feststellen: "Aus 
den Hiusern von VorstslrdMnitgliedern der Arbeitemreine, dbr Freien 
Turner, Arbeitendinget und d t e n  schleppte die tHi lhpd id*  dua 
Verrn6gen d die organisatorischen Unterlagen heraus. Die GprHte der 
Freien Tunier aus dam Vereinslokal, der 'Ludwigsburg', Reck, Barren, 
Pferd, Medizin- und a n k e  BHlla Die bei den T u r a a d w  bbfindliobm 
Gymnastik-Kden und Hanteln wurden einzeln aus ihren Wohmrngen 
hsrrawgshdt."2 
Inzwischen waren aber auch ehemalige SPD- und SAP-Mitglieder aktiv 
geworden und hatten sich FlugblHtter gegen das NS-System 
verteilt. Otto Bepler erlebte, daS ein auswHrtiger Kurier 
schicktet Vorgehensweiqe gefrrSt wurde und die Verteilet der aListea in 
die H d  -er Polizei gerieten. So gab es die zweite Nausdurc- 
vor Pfiagstsn 1933, Js Otto Bepler und sein Schwiegervater girrade mit 
dein Kuhwagen in die Btauhausstraße fuhren: *ltOtto, mrcN W Du 
fortkommst, die Gestapo i a  in Eurem Haw, sie wollen D14 Wen...' 
Ich winkte ab, wir fuhren weiter. Zu Hause sngekoatmen, frhgten diir 
Beamten: 'Wo ist Ihre Schreibmaschine?' 'Auf meinem Zimmet.' - 
'Das i n  nicht wahr, Sie lagen ja auchlt 'Wieso, die Maschine std 
heute mtttag noch auf meinem Tisch.' Nun w r d e  meibs, Frau q e -  .- 

brüllt: 'Sie verdammte Ltignerinl' Zitternd gab sie zu, auf Anraten 
msibss  Bruders, der sie rechtzeitig von der A h f t  der G m a p  infm- 
mhrt batt* &U M W e  bei ihren Eltern versteckt w haben, W d d -  
brmbite de die alte ' A d e r 1 - M d n e  herbei. Die 'Adiarr' war meb . 
AübL Denn die F lqWt te r ,  nach denen gesucht wurde, wissen kleinere 
Schtifttypsa auf. Die sofort angefertigte Schriftprobe Watig&~, da4 
ich ais Urhebbt nicht in Frage kam, Die Gefahr .war dlardings.& 
nicht vorüber. Von 8en mit wohibekannten FlugbMttern stecken widt 
einige, da erst am Abend vorher zu mir gebt&, zwischen einem Buch 
in ehern ~egal.*'3 Otto Bepler verlangte, daS mir an dner Stelle, d h  
er eSnsehen kolnae, gesucht werde. Ngehaem der leiteade Beamte &W ~~~ hatte, dtackte B d e r  die FlugbUtter tiefer ins Buch Wn- 
ob, so drS sie mn auSen nicht mehr sichtbar wareh Da die Beamten 
nrir BWmr mit rotem Einlmnd interessierten, ging die Gefahr plorBbßr. 
Ihre E n t t ~ ~  Qiberspidten die drei M&met mit der D- 'Ost- 
hofcra'. - Beplet durdriorstete nun sofort seine Bücher, fQllta zwei 
Koffer damit und versteckte diese. Im Kriege wechselte e r  wi@1end ei- 

l Neunzig Jahre SPD in Heuchelheim und Kinzenbach, aaO., S. 64.. 
2 Ebd. 
3 Ebd. 



"Dar Freiheitswille*, 
i 

1 erschien in Heuchelheim erstmalig m 

15. Januar 1933. Die Zeitschrift war 

einer der vielen gutgemeinten, spären 

und letzten, aber vergeblichen Versuche, 

die Yazidiktatur zu verhindern. 

Fur die Redaktion zeichneten Friedrich 

Ziegler und Otto Bepler. Weitere Mitar- 

beit@~ waren ein Studienrat aus Klein- 

Linden, der unter dem Pseudonym Ekbert 

Ulrich Lenz schrieb, und Ernst Schnei- 

der. Gedruckt wurden die beiden im Janu- 

ar und Februar 1933 erschienenen Hefte 

in der He~chelheim~r Druckerei Volkmann 

8 Kreilinq. 

tiach dem 5. März erschien die Polizel in 

der Druckerei. Der bereits für die drit- 

te Ausgabe hergestellte Satz mit Beiträ- 

gen zu der im biärz anläblich des SO. To- 

destagqp yon Kar1 Marx vorgesehenep,,Ge- _ 
K*tl.CIi. anMloU.n. A'cF~..~..*."....* 

45- L. ..V 3s 

dächtnisausqabe konnte fast unter den 

Augen des Gesetzes unbemerkt beseitigt 

werden. 

Nur dem Umstand, da8 die Zcttvchrift und 

ihr Inhalt mal3gcbcnden Stcllcn der Nazis 

noch unbekannt war, verdankten die Her- 

ausgeber ihre Freiheit. Die beigcliiyten 

Auszüge und Zitate diirfton diese Feststrl- 

lunq bestätigen. 

Der 
Freiheitswille 

Verkleinerte Wleäarqabe des OrlqlnaltLtels 

Wenn nirlit aller %ein trü#i. b n n  mql) dm denuche Vdk d n  an- 
pae~vtrn Iridriisherhn. der die h i t tm rm p d i t i v h a  M i m -  entbilt. 
h i i  auf d m  <;rund Irrem. . - - - - - - -  - -  - - - . -  .- - - - - - - - -  

üenn Kir die r e r k l t i p n  Mam bdnß das 
mlle ~ p i z  der Lernihenden W c h a  und da n n s b i n s u .  plir*cb.i 
G n p p m  nicht endgültige Edösang u t d ~ n i b . i +  mndm nur  Ab- 
wechduog i n  den Muheden der Unud rJcLuw  u d  äklanni.  - - - - - - -  - - - -  - - - - - - - - - - -  
Die R q i e n l y  H i t l u  Li di* i.n dm Lnnshenden C l i qua  Dnitscb- 
Ianda. von &n .nnleiden&n* khn t i ndus i r i d l en  u d  Millionen- 
hmnen der e i i l f d 3 n p p  aus ihrer . * d f e l u .  Kdr bmua 
lu idn ic  Lau- die ri. nicht enden als wie m i t  dem G m m l w n n e r  
F ~ r r l i i i m u s  ke ichnen müasem! - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -  - - - -  

Keine Illusionen iiher die M c u < o y  In Mlnrnhhn! 

M* Emiwinq LI l.nten W d u ü  &hn bl im*  die W- 
liehe p l i l i ~ h *  Situation. Dir P- da I(.bieetts ir lutkak.  
L;onzentntion. die c n t m  Maßnahmen **.1Ln; d u  A u i I L u v  d a  
pnu0i.chai landtags. d a  Iinhn<l* L u d  &s r ucbb t kckn  ?&mn 
p p m  die Arbr i tmhah.  i i  P ~ N o ~ ~ n i ( !  u d  di. 
vrrhate und nicht ml.nt die .~naShang '  H i t k n  u d*ro V.(L, 
kreise durch seinen Vmieht auf uiM Lak...b.II. di dkn e t -  
vmen a l r r  d m a m i r h e n  Mai~iyailatiomn der pmvhriaidm fdi- 
.tiv.hm Staatsfiihn~ng sollen die Wahlen au einem Plebinit. an einem 
brutal cnwiinmnin Yolkisnusheid liir die H i d u - R q i e r u v  a u l c h k h -  

t on i  - - - - . - - - - . - - . -6n& t~itiLr-&- 
setintrn ii I'mrrnt albr #+#ebenen S t i m m  ssch die I*.atipy 
dr* R.ichsmgca. sn schrickt er awh  nicht .ol. der Anwendumg .iin 
crualilaincn Suatatnicha turück. mittels d a r n  er sich i n  uinu Wt- 
pniiiiwn bl ini iptrn und re i t r r  k b i i p a  wird. Der d i d m i k  24u& 
*<ni# h riinl. alle sich i n  den Irtzten Y<u.ic. in .I>ntnchkid u- 
-iwao.~cn i-LtionSmn I iruhehniuc r n t  i n  den Schaivn dlni u n l  

Crhliill.tri+.li Ar. ~ t o l r c  \Vnn -V*schi:hi.tiKhe Uikutqir" krönen. 

Quelle: Otto Bepler, Neunzig Jahre SPD in 
Heuchelheim und Kinzenbach, a a O .  



Schaft die Bücher in der elterlichen Scheune wiederfinden1 

Bepler mußte im Frühsommer 1933 erleben, wie das ja auch schon von 
anderen Orten berichtet wurde, wie viele ihren Arbeitsplatz verloren, 
weil sie der SPD oder einer anderen Partei angehört hatten oder ein- 
fach denunziert worden waren. So wurden der Polizeidiener, der Nacht- 
wächter, der Schuldiener, der Totengräber, ein schwerkriegsbeschgdigter 
Gemeindeschreiber und sogar die Hebamme aus ihrem Amt entfernt. 
Ein invalider Sozialdemokrat, der Botengänge für Creditverein und Ge- 
meinde gemacht hatte und die schmale Frührente etwas aufbessern 
konnte, durfte nicht mehr arbeiten Im öffentlichen Dienst Tätige wur- 
den entlassen oder vor die Alternative gestellt, in die NSDAP oder eine 
NS-Organisation einzutreten. Mancher kapitulierte, so daß die örtliche 
NSDAP-Gruppe von 9 (1930) auf 100 Mitglieder anwuchs. Das ist aber 
bei c a  3000 Einwohnern zu dieser Zeit (nach dem Adreßbuch von 1941) 
außerordentlich wenig, schätzungsweise nur ein Drittel des Organisa- 
tionsgrades (in %) im Reich Wenn man noch die unfreiwilligen Beitrit- 
t e  abzieht, kann man sagen, daß der "Oppositionsgeistt1 in Heuchelheim 
stark war, bzw. die Bereitschaft mitzumachen, deutlich hinter anderen 
Gemeinden zurücklag. Das hatten ja auch schon die Wahlergebnisse er- 
wiesen. Wie nach den Marzwahlen 1933 der Gemeinderat in Gießen 
bzw. Wieseck, Krofdorf, Kleinlinden umfunktioniert wurde, haben wir 
schon gesehen. In Heuchelheim standen sich nach dem Ergebnis der 
RT-Wahl 6 SPD- und 6 NSDAP-Gemeinderäte gegenüber. Nach dem 
Verbot der SPD im Juni 1933 wurden die SPD-Gemeinderäte einfach 
ohne Wahl durch NSDAP-Mitglieder ersetzt. Die sozialdemokratischen 
Gemeinderäte mußten sich wochenlang danach zunächst täglich auf der 
Bürgermeisterei melden. Ein Mitglied der verbotenen SAJ wurde vom 
Ortsdiener und zwei SA-Leuten deshalb, weil e r  sich ein paar Zwet- 
schen vom Baum gepflückt hatte, durch den Ort geführt und mußte da- 
bei ein Schild mit der Aufschrift tragen: "Die hier vorgeführte Person 
hat sich des Feldfrevels schuldig gemacht.w2 In Kinzenbach gelang es 
einigen Sängern des Arbeitergesangvereins noch, Bargeld und Notenma- 
terial zu verteilen, das Restvermögen wurde eingezogen und nie wieder 
gesehen bzw. niemals ersetzt. Die Vereinsfahne wurde nach Drohungen 
mit Gewaltanwendung herausgegeben und von den Nazis verbrannt. Ar- 
beitersänger brachten im August 1933 in Heuchelheim einem Sanges- 
bruder ein Ständchen zu seiner Hochzeit und wurden dafür eine Woche 
später brutal in Schutzhaft genommen und ins KZ Osthofen ver- 
schleppt !3 

Als am Abend des Erntedanktages 1933 vier junge Männer, Mitglieder 
der verbotenen Arbeitervereine, beim Schienengleis der 'Bieberlies' ei- 
nen Gummiknüppel fanden und dem erfreuten Heuchelheimer Nacht- 
wächter ablieferten, ahnten sie nicht, daß sie für ihre gute Tat auch 
noch bestratt werden würden. Am Montagabend darauf wurden sie von 

1 Neunzig Jahre SPD in Heuchelheim und Kinzenbach, &aO., S. 65. 
2 Ebd,  S. 66. 
3 Ebd, S. 67. 
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U. dem Herrn Btlrgcumeimta 
i n  Krofdorf 

surrlolrgereiaht Bit der ?e.t.t.lliiiy,d.d d o h  in Lrofdorf 
rmd Oubenheim Bridtaubenvereiai befind-. 
Kommmieten b a d e n  d o h  nioht in d a  Verein-. 
AuOerhlb d a  Vereine d n d  Xo@ita,die Brieftauben h l t e n .  
nioht ermit te l t  rorden. 
A) I n  Krofdorf befinden sioh b d  folgenden Pawnen  

Brief taubwohläg4r.r 
1) Mts ?rk. H.iu Br. 15 (eteht d u  SPD.nahe) 
2) Wilhali Pi-, Huu Br. 20 national eLiigeetellt 
3) Albert DMeohe, Baui Br. 21 ) 
4) äaui  l i e a l e r ,  BM. Br. 271) 
5) lCacl Oelrrnleuahtar,Yetsborg 5) &eh= der SPD.nahe. 

ist dem V a d n  Krofdorl - .. .T? 
't ' 

B) I n  Garb.sihein pp. L> kz: -.5 . G s:, -. +. .. 
1) A-ust Biorau, Xaue Nr .  54 
2) Ludrig Ufer 111. Haw Pr. 54 
3) Wilhelm LIUlioh, daw Ir. 67 
4) Heinrich Binneaker,Hm. Br. 93 national eingemtellt. 

Soh.alr,Polir.Haupt.achtpieirrtrr 

F. beide Vereine sind niaht pol i t isch eingerrtellt. Sah. 

(siehe Krofdorf-Cleibarg d r o h e n  T-radltion und Portsohritt  
!Iainnrtbuch sur 12ooJabrieier  der Gemeinde iCrof dor24leiborg 
IIrig.1974 I 
(Dr.kib,k.ofdorf) 

Beeon&wa bei S l t a o n  Xitglf dem der Oewerkeoh.itm,ron Sm 
unä ltPD rrrrdea Hnw.uoh\mgen rorgauormian.Sogcrr don h i e d g ~ ~ ~  
B r i d t ~ u b a v e r e i n  vamMohtigte maa,mit TaubenP~hr loh ten  
gewbnuggalt EU haben. 



örtlichen SA- und Parteileuten bezichtigt, dem Nachtwächter den 
Knüppel abgenommen zu haben. Man glaubte den vier jungen Männern 
einfach nicht und ließ sie am Abend ins Polizeigefängnis am Brandplatz 
in Gießen einliefern. Unter den Festgenommenen war auch der Bruder 
von Otto Bepler. Wütend fuhr Otto Bepler mit dem Rad nach Gießen 
und verlangte Auskunft. Er wurde sofort in den Keller zu den anderen 
gebracht, nachts von ihnen getrennt. Die anderen wurden zu Verhören 
geholt. Erst am Samstag wurden alle entlassen, Bepler zuletzt, da e r  
das Fahrrad da hatte. Er mußte sich noch sagen lassen, daß er  mit den 
anderen nach Osthofen gekommen wäre, wenn man diese dorthin ge- 
bracht hätte. Die Freilassung war aber nur einem älteren, angesehe- 
nen Landwirt aus Heuchelheim zu verdanken, der sich energisch einge- 
setzt hatte.1 

Auch im nächsten Jahr gab es wieder Verh6re (%B. anläB1ich eines Be- 
suchs von politischen Freunden) und die Frage, warum Otto Bepler 
noch nicht in einer NS-Organisation sei. Er erklärte, er wolle und kön- 
ne seine jahrelang vertretenen Ideale nicht wie ein Hemd wechseln. Die 
aufbrausenden Beamten wurden vom Bürgermeister beruhigt, man ließ 
Bepler schließlich gehen.2 

3.5. Gleicbschdtung der Gewerkschaften - Arbeitetwiderstand 

3.5.1. Der schnelle Zusammenbnich der Gewerkschaften im Reich 

Wenn Anfang 1929 noch Millionen auf das weitere Anhalten des wirt- 
schaftlichen Aufschwungs hofften, wurde Deutschland ein paar Monate 
später von der schwersten wirtschaftlichen Krise getroffen, die es je- 
mals erlebt hatte. Industrielle Produktion und Absatz sanken enorm, die 
Zahl der Arbeitslosen erreichte die Grenze von 6 Millionen, die der 
Kurzarbeiter 4 Millionen. Viele Menschen traf die Krise unvorbereitet 
und ohne ausreichende Reserven. Ein soziales Netz wie heute war erst 
in den Anfängen vorhanden, Arbeitslosenhilfe gab es erst seit 1927, und 
sie erfaßte auch noch nicht alle. 
Der Arbeiter Karl Kling (geb. 1894) faßte seine EindrIlcke wie folgt 
zusammen: "Etwa ein Drittel der Belegschaft wurde in der Krise ent- 
lassen. Ich gehörte auch dazu Bei den restlichen Kollegen wurde der 
Lohn rigoros abgebaut. Das Leben als Arbeitsloser war hart. Schmai- 
hans war immer Küchenmeister, Fleisch gab es so gut wie nie.113 

Die angespannte wirtschaftliche Lage führte auch zu heftigen Diskus- 
sionen in den Gewerkschaften, die einen immer größeren Anteil von 
Austritten festzustellen hatten. Die Mitgliederzahlen sanken beim DMV 

1 Neunzig Jahre SPD in Heuchelheim und Kinzenbach, aaO. ,  S. 67. 
2 Ebd., S. 69. 
3 Gespräch mit Karl Kling am 10. Januar 1984, in: **...und Einig- 

keit ist Macht1*. Dokumente zur Geschichte der Arbeiterbewe- 
gung in Gießen 1867-1949, Gießen 1985, S. 88. 



l& war. Ahnliche ~erhal tnis& herrschten bei den anderen Gewerk- 
schaften. Was die Kampfkraft der Arbeitemrtretungen aber au&emr- 
dentlich siehw-te, war die innere Zerrissenheit. Wie wir schoai sahen, 
hatte sid die politische Spaltung in KPD und SPD auch auf die Ge- 
werkschaften Ubertragen, die sich manchmal feindiich gegen[Iberstandeh 
Der groltte Verband, der ADGB, stand der SPD nahe .d war in der 
Spannung zwischen Unterstützung der sozialdemokratischen Tderierung 
BrOnings und der Auseinandersetzung mit der 'ultralinlrsn' kommuni- 
stischen Gewerkschaftspolitik. Im Grunde war durch diesen Bruch im 
Arbeitnehmerlager die Kraft zum Widerstand gegen den Nat ionalda-  
lismus schon vor der eigentlichen Machtergreifung gebrochen, also 
"noch bevor die Gewerkschaften Hitlers Machtantritt ohne Gegenaktion 
hinnahmen und der ADGB mit einer ebenso Maglichen wie aussichtslo- 
sen AnpassungspoYitik versuchte, die Organisation ins 'Dritte Reich' 
hinilbereuretten. Verantwortlich fUr diese EntwicMumg warm sicherlich 
nicht nur die politische SelkMhmung der Arbeiterbewegung oder kon- 
zeptionslose Ftihrungen. - Dezu kamen Faktoren wie die Spaltung der 
Arbeiterschaft in Beschaftigte und das Millhenheer der Arbeitslosen 
und die lahnrende Wirkung, die wni der Angst um den Arbeitsplatz, der 
Sorge um die tiigliche Existe-chetung, von Lduubbau und aggras- 
siver Disdplinieru&~wtrategie der Unternehmer und nicht zuletzt von 
den wachseden Erfolgen der terrotistisch-propaeandistischen Uber- - - -  
tumpelungsst rategie der- ~ a z i s  ausging.1'2 , 

Als um den 30. Januar 1933 klar wurde, d d  Hitler Reichslcanzler wer- 
den wUrde, beherrschte die FUhtungsgntppe des ADGB und anderer 
Gewerkschaften ein Gedanke: "Wenn sich die Arbeiterschaft jetzt hin- 
reißen l i d ,  t a a e t e  die Regierung wom6giich die Gewerkschaften selbst 
an, nahm die 'Fiihrer' in Schutzhaft und beschlagnahmte die Ha-r . 
und Kassen ihrer Organisationen. Dem mußte vorgebeugt werden, ohne 
die Kampfmoral zu erschüttern Also tiiuschte man wirksame Abwehs- 
m6glichkeiten d entschiedenen Abwehrwillen für den Momemt des 
eigentlichen Emcnfalles vor, der erst bei unmittelbaren Angriffen gegen 
Verfrrssung und Volksrechte eintreten würde. Bis zu diesem Gefahren- 
pilairt galt 'k[lhles Blut und Besonnenheit' als 'erstes Gebot' war nicht 
Demonstration, sondern Organisation die Parole der Stundawj 

- I % . = :  (I _ .  , . .  $'.. *&;$ >{ .&<<~-c$%;.*>#: 1 L$t;: , T + -:.+. 
- - $V,- z ,b91$@- :c-j"r. - - I  

' , 
' j  

' -1 '. . Die Zahlen nach 19xel Wltich (Bearb.), Hessische Gewerkschaften 
.;' . .im Widerstand 1933-1945, GieSen 1983, S. 9. Dmu auch: F[tnf- 

, undsiebzig Jahre Industriegewerkschaft Metall, Frankfurt/M: 1966, 
. ,T 

ften, in: Wdfgang 
Machtergreifung, 



Die Taktik des Abwartens wurde aber nicht nur durch die seit dem 
Kapp-Putsch (1920) erheblich verschobenen Machtverhältnisse bestimmt, 
mancher Gewerkschaftsführer erlag wie auch die politische Führung der 
Arbeiterbewgung der Illusion, Hitler sei nicht der entscheidende Mann, 
Papen und Hugenberg hätten das Sagen und würden es nicht fertig 
bringen, die Arbeiterorganisationen, die ganz andere Stürme erlebt hat- 
ten, zu beseitigen Es galt also Ruhe zu bewahren, zu warten, bis die 
reaktionäre Regierung abgewirtschaftet habe und die antikapitalisti- 
sche Sehnsucht erst den richtigen Auftrieb erhielte.1 

Ganz in diesem Sinne bezog die Führung von ADGB zusammen mit dem 
AfA-Bund, dem Gesamtverband der christlichen Gewerkschaften und 
dem Gewerkschaftsring deutscher Arbeiter-, Angestellten- und Beam- 
tenverbände die Abwarteposition und erklärte: "Um Angriffe gegen 
Verfassung und Volksrechte im Ernstfalle wirksam abzuwehren, ist küh- 
les Blut und Besonnenheit erstes Gebot. Laßt euch nicht zu voreiligen 
und darum schädlichen Einzelaktionen verleitenlv2 

Bis zum Tage der Wahl hat te  die Kette der braunen Gewaltakte die 
t'Gewerkschaften zwar nicht ausgespart, in der Regel aber verschont. 
Kurz nach dem 5. März jedoch begannen sich in den Organisationszen- 
tralen die Alarmmeldungen und die Katastrophenberichte zu häufen. 
Gestüjmte und besetzte, nach Waffen und verbotenen Schriften durch- 
wühlte Gewerkschaftshäuser, eingeschlagene Türen, aufgebrochene 
Schränke, ausgeraubte Bibliotheken und dazu ein Flammenmeer aus 
brennenden Fahnen, Plakaten und unersetzlichen Akten waren die sicht- 
barmen Spuren einer terroristischen Flut, in der sich Gewalt gegen Sa- 
chen mit hemmungsloser Gewalt gegen Personen verknüpfte. Willkürli- 
che Festnahmen, 'Mord, Raub und Plünderungen' signalisierten nun auch 
der Gewerkschaftsbewegung den Anbruch einer neuen ~e i t . "3  

Appelle des Vorstandes des ADGB an Hindenburg und Papen gingen ins 
Leere, der alte Herr und der Herrenreiter hatten die Angriffe von frü- 
her nicht vergessen bzw. standen der Arbeitervertretung von jeher sehr 
reserviert bis feindlich gegenüber. 
Kontaktaufnahmen zu Göring schienen fast schon einer 'Schirmherr- 
schaft ' zu gleichen, Kontakte mit anderen Nazi-GröQen sollten Erfolg 
verheißen, und der weitergehende Terror (trotz der Mahnung des 
Reichskanzlers zu Disziplin und Ordnung) wurde als Obergriff und Ein- 
zelaktion heruntergespielt, die Bedeutung der Gewerkschaften noch am 
28. März 1933 in der "Oberhessischen Volkszeitungw nahezu dramatisch 
beschworen: "Man m d  sich daraber klar sein, daG der Gedanke der 
Selbsthilfe, der in der gewerkschaftlichen Organisation zum Ausdruck 
kommt, nur dann nutzbringend für das Volksganze sein wird, wenn e r  
sich auf der Grundlage der Selbstverwaltung und Selbstverantwortung 

1 Henryk Skrzypczak, a aO . ,  S. 97 f. Der Verfasser zitiert Xuße- 
rungen aus dem "Regulator" (10.2.33), der "Metallarbeiter-Zei- 
tung" (18.2.) und der GZ (Gewerkschaftszeitung) NI. 5 vom 
4.2.33 und Nt. 7 vom 18.2.33. 

2 Krupkenewes, aaO. ,  S. 255. 
3 Henryk Skrzypczak, aaO. ,  S. 101. 



frei entfalten kann Die unmittelbaren gewerkschaftlichen Aufgaben, 
die auf den weiten Gebieten der Regelung der Lohn- und A r b i t m r -  

$ hältnisse, der Sozialversicherungen, des Arbeitsrechts liegen, erfordern 

1 
uneingeschrankte Betiitigungsf reiheit. Wenn Wirtschaft und Staat leben 

4 sollen, dann muß vor allen Dingen dafür gesorgt werden, dalS diese 
elementaren Grundrechte der Arbeitnehmerschaft nicht verkümmern 
Wird sich, gemessen an den Aufgaben der Vergangenheit, an dem Wir- , ken und dem Wesenskern der Gewerkschaften in Zukunft Entscheidendes 4 
ändern lassen? Wir müssen diese Frage verneinen; dem der Ablauf des , ' 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens IUt  sich einfach nicht in 
beliebige Schablonen pressen."l 1 

I 

Das war richtig gesehen, was die 'beliebigen SchabIonen1 betraf, aber 
falsch, was das Belieben und die Möglichkeiten der heuen Machthaber 
anging. Man kann den ganzen Artikel auch eine einzige Gesundbeterei 
nennen oder als flehentliches Rufen der Gewerkschaften: Laßt uns doch 
leben, wir passen uns auch an! Verschwunden war alle Kampfbereit- 
schaft, aller Verbalradikalismus, aller Trotz, aber auch alle bisherige 
Bindung an die SPD, die man möglichst vergessen wollte. Trotzdem ging 
der übelste Terror weiter. Folge war die weitere Lockerung des Zu- 
sammenhalts, Einstellung von Zahlungen unterminierten weiter die Sta- 
bilitat, Einzelgewerkschaften gaben auf (so ADGB und AfA-Bund). 
Zwar zeigten die Betriebsriitewahlen vom MllrzIApril 1933 deutlich, 
da6 die NSBO eine empfindliche Schlappe erlitten und die gewerk- 
schaftlichen Verbände noch erheblichen Einfluß besaßen: eine A d -  
lung von 1387 Betrieben aus dem Reichsgebiet ergab für die Freien 
Gewerkschaften und christlichen Gewerkschaften über 80 %, fQr die 
NSBO nur ca. 12 %, aber diese Säule in den Betrieben wankte auch 
schon, weil Betriebsräte Benachteiligungen fürchteten, Funktionstrager 
verhaftet wurden und zurücktraten. Die Gewerkschaften wurden durch 
die ständig eintreffenden schlechten Nachrichten (%B. Besetzung von 46 
Gewerkschaftshäusern Ende Miirz durch Polizei und SA) derart zer- 
mtirbt, daß sie schließlich am 9. April die Flucht nach vom antraten 
und die Einsetzung eines "Reichskommissars für die Gewerkschaftenw 
forderten und sogar mit dem IGB brachen. Dieser verlegte seinen Sitz 
von Berlin nach Paris. Bei Leiparts Männern machte sich das Gefühl 
der Ohnmacht breit. Sie fanden jetzt schon kaum noch einen kompe- 
tenten Gesprächspartner, suggerierten sich, daß die verantwortlichen 
Stellen von allem nichts wü$ten (übrigens ein Trost, den sich spitter 
viele Deutsche angesichts der NS-Gewaltakte selbst spendeten) und 
suchten nach 'Verständigung'. Die bot ihnen im Auftrag der NSBO 
Ludwig Brucker am 13. April: einzelne Führer des ADGB muSten wei- 
chen, für die alteren Kampen würde aber gesorgt. "Auch der Sache 
nach hatte Brucker in seinem Verhandlungspaket mit dem Projekt der 
Einheitsgewerkschaft einen verlockenden Köder parat. Die Kehrseite 
freilich wog schwer genug, verlangte sie doch die Preisgab der demo- 
kratischen Organisationsform zugunsten des Führerprinzips sowie den 

1 Oberhess. Volkszeitung (SPD) vom 28.3.1933. 



staatlich verordneten Zwangstarif an Stelle einer vertraglichen Gestal- 
tung der Arbeitsbedingungen durch die Verbände der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer. Gingen sie hierauf ein, dann Mt ten  die Gewerkschaften 
mit dem Wesensmerkmal der Freiwilligkeit zugleich ihre wichtigste 
Funktion eingebut ,  sie wären zu Gewerkschaftsattrappen geworden, die 
den Arbeitern das Gift der braunen Ideologie injizierten."l Leipart 
wollte diese Kapitulation nicht, wollte aber auch die Verhandlungstür 
nicht zuschlagen. Das war eine gefahrliche Gratwanderung. Inzwischen 
kam es im Bundesvorstand wegen einer anderen heiklen Angelegenheit 
zu heftigsten Diskussionen: Sollte man sich bei den Maifeiern vom 1. 
Mai beteiligen, an dieser "grandiosen Demonstration deutschen Volks- 
willens"? 

Die Minderheit gleubte nicht an eine Duldung der Verbände durch Hit- 
ler, die Mehrheit gab die Empfehlung, nicht resigniert abseits zu ste- 
hen, nur ein Ja re t te  vor der ~ u f l ö s u n ~ . 2  Diese war längst beschlossene 
Sache. Am 21. April gab Robert Ley einen NSDAP-Beschluß heraus, in 
dem er die Gleichschaltung der Gewerkschaften für den 2. Mai ankün- 
digte.3 Das interne Rundschreiben befahl den Einsatz von SA und SS 
für die geplante Besetzung der Gewerkschaftshäuser und die Inschutz- 
haftnahme der in Frage kommenden Persönlichkeiten. 

Noch schnell vor dem 1. Mai erwiesen Vertreter des ADGB, des Ge- 
samtverbandes der christlichen Gewerkschaften und des Verbandes der 
deutschen Gewerkschaftsvereine ihren Kotau vor der neuen Regierung, 
indem sie einen "Führerkreis der vereinigten Gewerkschaften" bildeten 
mit dem Ziel der "Umformung und Vereinheitlichung der Gewerkschaf- 
ten" und der "Förderung eines gesunden Staates und Volkesv. Sie er- 
klärten sich "getreu ihrer staatspolitischen Tradition zur positiven Mit - 
arbeit am neuen Staat bereit1'4. 

Nur einen Tag nach dem 1. Mai kam das böse Erwachen. "Am Diens- 
tag, dem 2. Mai um 10. Uhr besetzten Uberall im Deutschen Reich 
NSBO-, SA- und SS-Männer 'schlagartig' die Gewerkschaftshisuser. Die 
Gewerkschaftssekretiire und gewählten Vorsitzenden wurden häufig am 
gleichen Tage noch oder in den unmittelbar folgenden Tagen in Haft 
genommen mit der Begründung, bei der Durchsicht der Kassenbticher 
der Gewerkschaften seien Mitglieder der NSBO auf eine 'furchtbare 
Korruption' gestoßen. ~ w r e i c h e  Fälle 'zweckentfremdeter' oder 
'veruntreuter' Arbeitergroschen habe man mit Entsetzen festgestellt, 
darunter Uberweisungen von Gewerkschaftsgeldern an die SPD, die 'Ei- 
serne Front', das 'Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold', aber auch Kon- 
sumvereine, gewerkschaftseigene Baugenossenschaften etc."5 

1 Henryk Skrzypczak, Das Ende der Gewerkschaften, aaO. ,  S. 105. 
2 Ebd., S. 106. 
3 Hessische Gewerkschafter im Widerstand, aaO. ,  S. 323. 
4 Ebd., S. 324, und Henryk Skrzypczak, Das Ende der Gewerk- 

schaften, a a O . ,  S. 106. 
5 Gerhard Flämig, Hanau im Dritten Reich, Bd. I (1930-1934), 

Hanau 1983, S. 219. 



Am 10. Mai erfolgte die Gründung der Deutschen Arbeitsfront (DAF) 
als Zwangsorganisation in Anwesenheit Hitlers. Die Freien Gewerk- 
schaften muSten ab jetzt im Untergrund tHtig sein und s tbd ig  mit 
Verhaftung rechnen. Die Errungenschaften der Gewerkschaften wie 
Koalitionsrecht , 8-Stunden-Tag, Bet riebsrHte wurden mit dem Gesetz 
zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20.1.1934 vernichtet. Noch im- 
mer aber konnte der NSBO bei Vertrauensriitewahlen (%B. MidApri l  
1934) keine Mehrheit erringen, der Widerstand blieb lange erhalteh So 
mu6ten die Nationalsozialisten zu WahlfMschungen schreiten, zB. bei 
den Vertrauensrätewahlen 1935. Trotzdem gibt es immer noch freie 
Gewerkschaftsgruppen, besonders im Rhein-Main-Raum, die sogar ein 
Informationsorgan, den "Funkenw, herausgeben. Immer wieder kommt es 
zu Prozessen gegen illegale Gewerkschaftler, gibt es einzelne Streiks, 
Sabotage, Flugblattverteilung am Arbeitsplatz Von einer organisierten 
Widerstandsbewegung der Arbeiterschaft kann aber nicht mehr gespro- 
chen werden. 

3.5.2. Gleicbacbalttmg ind Widerstand in Giekn 

Auch in Giehn und Umgebung hatten schon früh im Jahre 1933 füh- 
rende Gewerkschaftler die Verfolgung und den Terror zu sparen be- 
kommen, wenn sie nicht umgeschwenkt waren. Einen solchen Fall be- 
richtete triumphierend die NS-Presse: 
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(O.T. vom 18. Mai 1933) 



Bei der Abwasch-Aktion nach der RT-Wahl vom 5.3.1933 waren bereits 
Gewerkschaftler als Opfer mit dabei, ebenso bei der Prügel-Aktion bei 
Soldan am 13.3.1933. Der eigentliche Schlag gegen die Gewerkschaften 
erfolgte aber erst am 2. Mai, nachdem die lokale Presse noch iiber- 
schwenglich die Feiern zum 1. Mai gepriesen hatte. So berichtete der 
GA Uber die Feiern: ttGIBnzender Verlauf aller Veranstaltungen" und 
ttMassenaufmiirsche wie sie Gießen noch nicht erlebt hatw.l 
Und aus Wieseck und Klein-Linden wird ein eindrucksvolles Bild der 
Geschlossenheit berichtet: 
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1 GA vom 2.5.1933. 
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Interessant ist vor allem die Rolle, die bei diesen Maifaiern die Pfarrer 
für den Nationalsozialismus spielen. Wie schwierig wird es gewesen 
sein, da abseits zu stehen, wenn sogar der Diener Gottes den Herrn 
das "neue Haus bauenN ließ. Aber auch von "den noch abseits stehen- 
den, von seinen Führern jämmerlich im Stich gelassenen Volksgenossen" 
wa; die Rede. 

- 

Ober die Aktion in GieSen berichtet ein Zeitzeuge: 
"Wochen vor dem 2. Mai 1933, dem Tag der Besetzung der Gewerk- 
schaftshäuser, hatten Gewerkschaftsmitglieder und Mitglieder des 
'Reichsbannersl bewaffnete Nacht wachen fiirs Gewerkschaftshaus ge- 
stellt, um unser 'Häusche', wie es allgemein genannt wurde, vor einem 
SA-Angriff zu schützen. Es ist uns auch von Sozialdemokraten b e b t ,  
da13 sie bewaffnet waren und nur auf den Befehl ihrer Führer gewartet 
hatten, um gegen den Faschismus lozuschlagen. Doch dieser Befehl kam 
nie. 
Und dann wurde am 2. Mai auch in Gießen das Gewerkschaftshaus von 
SA besetzt, und die Gewerkschaftsfunktionäte wurden entlassen. Das 
waren die Kollegen Dolle vom Deutschen Metallarbeiterverband, Horn I 
vom Verband der Bergbauindustriearbeiter Deutschlands, Magenheimer I 

und Hansmann vom Gesamtverband der Arbeitnehmer der offentlichen 
Betriebe und des Personen- und Warenverkehrs, Frischmann und MUller 
vom Zentralverband der Angestellten, Kar1 Benner vom Einheitsverband 
der Eisenbahner Deutschlands, Albin Mann vom Deutschen Baugewerk- 
schaftsbund, Fritz Gerlach vom Deutschen Holzarbeiterverband und der 
Kollege Kaase vom Deutschen Tabakarbeiterverband. Dieser Kollege 
Kaase muB später auch im aktiven Widerstand fOr die SPD oder die 
Gewerkschaft gestanden haben, denn er war aus politischen Gründen 
vom 12.6.1936 bis 22-9.1937 im ~ e f i i n ~ n i a " 1  

Einige dieser Funktionäre wurden 1933 ins KZ Osthofen verschleppt, 
darunter Fritz Gerlach (Juni/Juli) und Albin Mann (August/September). 
Ober die Verhaftung Gerlachs berichtete die O.T. am 14.6.1933: 

1 Walter Deeg, Verfolgung und Widerstand in Gießen, in: Hessische 
Gewerkschafter im Widerstand, aaO. ,  S. 225/226. Zu Paul 
Szymkowiak: Siegfried KrupkeIAntje Tewes, "...und Einigkeit ist 
Macht", aaO.,  S. 265 f. 



Walter Deeg war mit Gerlach bis zum Abtransport nach Osthofen im 
Polizeigefhgnis am Brandplatz zusammen in einer Zelle. Sie unterhiel- 
ten sich über die Rolle der Gewerkschaften und waren sich einig, dai3 
viel falsch gemacht worden war, indem man nicht rechtzeitig gemein- 
sam gehandelt hatte. Gerlach außerte: "Jetzt sitzen wir gemeinsam 
hier, der Sozialdemokrat und der Kommunist. Die Einheitsfront haben 
die Nazis hergestellt, nicht wir."l 

SA und NSBO hatten den Sturm auf die Gewerkschaftshäuser geleitet, 
die NSBO erntete die 'Früchte'. Am Abend des 4. Mai 1933 fand eine 
Veranstaltung der NSBO im Caf6 Leib statt, bei der der Hauptakteur 
vom 2. Mai, Bartholomaus, eine Rede über die Gleichschaltung der 
Freien Gewerkschaften hielt und erkllirte, daß er 6 oder 7 Gewerk- 
schaften gleichgeschaltet habe. Zugleich warb er eindringlich für den 
Eintritt in die ~ ~ 0 . 2  

Am 8. Mai schaltete sich der Gewerkschaftsbund der Angestellten, 
Ortsgruppe Giekn, selber gleich3 Weitere gewerkschaftliche Orga- 
nisationen folgten bzw. wurden ausgeschaltet. 

Das bei Arbeitern so beliebte Gewerkschaftshaus wurde am 22. Januar 
1935 zwangsversteigert und ging, bei einem ursprünglichen Einheitswert 
von 102.600 Mark, für 58.000 Reichsmark an die DAF über, die neue 
Zwangsordnung aller ~chaffendenf 

1 Waltet Deeg, Verfolgung und Widerstand in Gießen, aaO.,  S. 
226. 

2 GA vom 5.5.1933. 
3 GA vom 11.5.1933. 
4 GA vom 24.1.1935 und vom 5.2.1935. 
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3.5.3. Arbe i tddemtand  im Betrieb 

Ein Beispiel für Widerstand von ~ rbe i t e rn '  im Betrieb gab Wilhelm Leib 
(geb. 1904), der berichtete: 

"Beim Bau der Autobahn habe ich noch manche Kameraden getroffen, 
die wie ich nichts von Hitler wissen wollten, die dann aber doch not- 
gedrungen mit den Wblfen heulten, um Gefahren aus dem Weg zu ge- 
hen. Doch es gab auch überzeugte AnhHnger Hitlers bei uns, die aber 
meistens nach der Machtergreifung Nazis geworden waren. Die wurden 
jedoch schnell erkannt, und wir ließen sie links liegen, denn man war 
zu der Zeit längst vorsichtig geworden. 

Der Bruder von Wilhelm Leib versuchte ihn -zu überreden, in irgendeiner 
Form sich gegenüber den Nazis erkenntlich zu zeigen und wenigstens in 
die SA-Reserve einzutreten. "Er wisse genau, sagte mein Bruder, daB 
dann sofort die Polizeiaufsicht aufgehoben würde, unter die mich die 
ortlichen Machthaber seit Jahren gestellt hatten. 
Ich war noch der einzige von anfangs mehreren Personen und mußte 
mich taglich zweimal auf der Bürgermeisterei melden und in eine Liste 
eintragen. Damals habe ich furchtbar unter dieser Erniedrigung gelit- 
ten, gegen die sich mein ganzer Stolz aufbaumte. Und ich muSte meine 
ganze Willenskraft aufwenden, all diesen Demütigungen zu widerste- 
hemw2 

Bekannte und Verwandte bedrängten aber Wilhelm Leib, doch endlich, 
um der Familie willen, seinen Frieden mit den Nazis zu machen. ttIch 
weiß heute noch genau, daB ich damals meinem Bruder und seiner Frau 
sagte, wenn Hitler einmal seinen Krieg F m  Zaun gebrochen bat, dann 
würde es sich zeigen, wer wohl am besten an seine Kinder gedacht 
hat."f Die Schwiigetin war jedoch nicht zu überzeugen und war der 
Meinung, Hitler wolle keinen Krieg. 
Wilhelm Leib ging vom Autobahnbau zur Firma Z. nach GieSen, die für 
die Rüstung arbeitete. Obwohl die Arbeit schwer war, gefiel ihm doch 
das Arbeitsklima gut, ja e r  begann sich sogar wohlzufühlen, weil e r  
entdeckte, "da6 viele Beschäftigte alles andere waren als treue Ge- 
folgsleute Hitlers. 
Als %B. in GieSen die Synagogen brannten, brachten eine ganze Anzahl 
von Beschäftigten in unserem Betrieb derart offen ihre Abscheu zum 
Ausdruck, wie ich das kaum für moglich gehaiten hätte. So schöpfte 
ich auch wieder Mut und freute mich ehrlich über soviel antifaschi- 
stische Gesinnung in unserem Betrieb. 
Da war jener BetriebsscNosser aus Beuern, der sich mir gegenüber 
ganz offen als ein Gegner Hitlers bezeichnete, nachdem wir uns näher 

1 "Erinnerungentt von Wilhelm Leib, Gießen 1981, S. 40. 
2 Ebd., S. 42. 
3 Ebd., S. 43 und Interview mit Wilhelm Leib vom Dezember 1982. 



kennengelernt hatten. Sogar eingefleischte Kommunisten waren im Be- 
trieb, wie ich bald herausfand. Ich hätte das vorher nicht für möglich 
gehalten, doch die Firma brauchte laufend Leute, weil die Riistungs- 
aufträge sich häuften."l 
Wilhelm Leib und seine Gesinnungsfreunde im Betrieb nutzten die Riva- 
lität der SA-Angehörigen untereinander geschickt aus. So machten sie 
z.B. ihren idealistisch gesinnten nazitreuen Arbeitskameraden, Heinrich 
Eckstein, einen überzeugten SA-Mann, auf die Vorarbeiter aufmerksam, 
die die Leute immer wieder zur Arbeit antrieben. Eckstein hatte ohne- 
hin eine Abneigung gegen die Vorarbeiter, weil diese wie e r  zwar 
größtenteils der SA angehörten, jedoch eine wesentlich bessere berufli- 
che Position innehatten als e r  selbst, obwohl er  sicher schon viel länger 
in der SA war. So legte Eckstein sich tatsächlich mit diesen Leute- 
schindern an. 

Mit seinem Arbeitskameraden Fritz Hühnergard und mehreren Gleichge- 
sinnten hörte Wilhelm Leib ausländische Nachrichten ab. Hühnergard 
war ein guter Radiotechniker, und mit seiner Hilfe konnte die Gruppe 
sogar den Moskauer Sender gut hören. 

"Erwähnen will ich auch den Ludwig Schwalb aus Trohe. Er war zu 
dieser Zeit ein eingefleischter Kommunist, mit dem ich oft leiden- 
schaftlich diskutiert habe. Uns verband damals in erster Linie der ge- 
meinsame Feind Adolf Hitler. Schwalb war eine Kämpfernatur, mit 
dem man hätte Pferde stehlen können. Doch er  wollte immer mit dem 
Kopf durch die Wand und vergaß leicht, daß wir praktisch im Unter- 
grund lebten. So wurde e r  auch bald nach Kriegsausbruch von der Fir- 
ma freigegeben und eingezogen. Er endete schnell in einem Straf- 
bataillon und kam nach Rußland. Wenig später erhielt seine Frau die 
lakonische Nachricht, daß ihr Mann gefallen sei. Ich selbst war inzwi- 
schen auch eingezogen worden und erhielt die Nachricht vom Tode des 
Kameraden Schwalb von seiner Frau brieflich mitgeteilt. Damals befand 
ich mich in Neapel. Beim Lesen der Nachricht wurde mir so richtig 
bewußt, wie gefährlich das Leben geworden war. Die lange Zeit im 
"Untergrund" hatte mich, das fühlte ich damals deutlich, zu einem 
Kämpfer geformt, der mit allen Wassern gewaschen war.112 

Gegenüber diesen letzten Äußerungen von Wilhelm Leib sind allerdings 
erhebliche Bedenken angebracht. Richtig ist, daß er  ein überzeugter 
Gegner Hitlers war und für seine Art des Sozialismus auch dann noch 
eintrat, als viele andere schon vor den Nazis kapituliert hatten. Aber 
ein Untergrundkämpfer ist er  zweifellos nicht gewesen, hier hat ihm 
die glorifizierende Rückschau einen Streich gespielt. 
Wilhelm Leib hätte als Beschäftigter in einem Rüstungsbet rieb zunächst 
eigentlich nicht in den Krieg ziehen müssen, hatte sich aber mit dem 
politischen Beauftragten des Werkes angelegt, als dieser die Akkord- 
zulagen der Kriegsgefangenen streichen wollte. Der "braune A mtswal- 
ter" erklärte, Kriegsgefangene hätten ohne Forderungen zu arbeiten und 
Leib habe dies den Gefangenen Notfalls mit Gewalt beizubringen. 

1 Wilhelm Leib, a.a.O., S. 44. 
2 Ebd., S. 50. 
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Abends gegen 112 11 Uhr wurde ich mit noch drei Mitgefangenen her- 
ausgeholt, wir wurden an die Wand des Gerichts hier in Gießen ge- 
stellt. Das sollte das Ende sein. 
Mir kam blitzschnell ein Gedanke. Ich stand an der Ecke. Ich sah in 
der anderen. Richtung am Ausgang des Gerichts einen Posten stehen. 
Wenn ich jetzt loslaufe, genau auf den Posten zu, dann k h e n  die im 
Moment nicht schießen. Das kann die Rettung sein. Ich lief los. Es 
klappte, ich kam an dem verdutzten Posten vorbei. Ich lief ins Dunkle, 
in Richtung Wieseck. Schüsse knallten. Da ich in der Koche vorher be- 
schäftigt war, hatte ich eine weiße Weste an. Ich zog im Laufen die 
Weste aus und warf sie weg. Sofort hörte das SchieSen auf. Die SS 
nahm an, ich sei getroffen. Meine Ortskenntnis machte es mir möglich, 
drei Tage im Wald bei Wißmar versteckt zu bleiben. 
Beim Eintreffen der Amerikaner meldete ich mich sofort. Die Ameri- 
kaner schickten mich nach Giebn  ins Hotel Kahler, dort hatten sie ihr 
Hauptquartier. 
In einem Jeep fuhren sie mit (-mir zum Gericht. An der Mauer waren 
noch Blutspuren. Die Leichen der Erschossenen fanden wir in einem 
Bombentrichter. Die Amerikaner fuhren mich heim, holten mich aber 
am andern Tag zum Friedhof, dort wurde ich mit den Ermordeten fo- 
tografiert. Auch meine weiße Jacke, die ich bei der Flucht trug, war 
Zeugenbeweis vor Gericht. 
Die SS-Mörder wurden gefaßt. Sie erhielten acht Jahre Zuchthaus." 

I 3.6. Widsrasand up dem G b b m  

I 3.6.1. Die i d d h d m  Ki& 

f 6.1.1. Die tathdiscbe Kirche im Reich im S t r e b  nach dem Kon- 
kordat 

Die GrUnde fUr das Verhalten des deutschen Katholizismus gegenober 
dem Nationalsozialismus lassen sich bis ins 19. Jahrhundert zurtlckver- 
folgen. Die ZurIickhaltung bis Gegnerschaft zu nennende Grundhaltung 
wurde genahrt durch Ereignisse wie Mkularisierung, Reichsgrtindung und 
Kulturkampf Bismarcks in den 70er Jahren des 19. Jahrhunderts. Der 
politische Katholizismus fand seinen RUckhalt im Zentrum, das ihn aus 
der Defensive fUhrte.1 

Obwohl es auch im Zentrum innerparteiliche Auseinandersetzungen und 
Richtungskllmpfe gab, war doch die weltanschauliche Geschlossenheit 
seit der Parteigrtindung außerordentlich gro& Damit war die Partei in- 
nenpolitisch beweglich nach links und rechts und in der Weimarer Zeit 
ein stabilisierendes Element vieler Regierungen 1930 kam mit dem 

1 Rudolf Morsey, Der deutsche Katholizismus in politischen Um- 
bruchsituationen seit dem Beginn des 19. Jahrhunderts, in: Anton 
Rauscher (Hrsg.), Entwicklungslinien des deutschen Katholizismus, 
Paderborn 1973, S. 38. 



Zentrumspolitiker Brüning die Konzeption einer autoritaren Demokratie 
zur Regierung, die der einzige Garant von bürgerlichen Freiheiten und 
Verfassungsrechten gegen den aufkommenden Nationalsozialismus zu 
sein schien. Brünings Sturz und die politischen Ereignisse des Jahres 
1932 zeigten, daß mit seiner Präsidialregierung Hitlers Aufstieg nicht 
zu verhindern war. Brünings Nachfolger v.Papen, gleichfalls aus dem 
Zentrum kommend, aber von diesem abgelehnt, "manavrierte durch die 
Gleichschaltung PreulJens...nicht nur die Sozialdemokratie, sondern auch 
das Zentrum im graßten Land des Reiches aus."l Es standen aber die 
deutschen Katholiken nicht hinter v.Papen, sondern hinter den staats- 
tragenden Parteien Zentrum und Bayrische Volkspartei, und das auch 
noch nach dem 30. Januar 1933, auch wenn v.Papens Ziel, die Einglie- 
derung der NSDAP in die 'nationale Konzentration', nun erreicht war. 

Die katholischen Bischbfe waren bis in den März 1933 ablehnend ge- 
genüber dem Nationalsözialismus, ohne aber eindeutig die Weimarer 
Republik zu unterstützen Sie war in ihren Augen mit dem Geburtsfeh- 
ler der Revolution versehen So schien die Auseinandersetzung mit dem 
Nationalsozialismus nur auf kulturpolitischem Gebiet verengt. Trotzdem 
stellte schon im Herbst 1930 das Bischofliche Ordinariat von Mainz die 
Unvereinbarkeit von Katholizismus und Nationalsozialismus heraus. "Den 

nstoß dazu hatte die Predigt eines hessischen Pfarrers gegeben. Er 
hatte darauf hingewiesen, daß es jedem Katholiken verboten sei, der 
NSDAP beizutreten, und daß eingeschriebene Mitglieder nicht zu den 9 Sakramenten zugelassen werden kannten; auch sei die korporative Teil- 
nahme von uniformierten Nationalsozialisten an kirchlichen Veranstal- 
tungen oder Beerdigungen nicht gestattet. Auf die Rückfrage der hessi- 
schen NS-Gauleitung bestatigte das Ordinariat, dem Pfarrer selbst diese 
Anweisung gegeben zu haben."a 

Es ist äußerst interessant, daß das Ordinariat sich dabei auf den Para- 
graphen 24 des NSDAP-Programms bezog, der sonst immer bei vielen 
Christen Eindruck gemacht und den Nationalsozialismus als eine pqsitive 
Kraft für die Christen ausgewiesen hatte.3 
"Paragraph 24 des Programms sagt in seinem ersten Teil: Wir fordern 
die Freiheit aller religiasen Bekenntnisse im Staat, soweit sie nicht 
dessen Bestand gefährden. 

1 Joachim Maier, Die katholische Kirche und die Machtergreifung, 
in: Wolfgang Michalka (Hrsg.), Die nationalsozialistische Mach- 
tergreifung, a aO . ,  S. 152. 

2 Annedore LeberIFreya v.Moltke, Für und wider, Entscheidungen 
in Deutschland 1918-1945, aaO. ,  S. 70. 

3 Walther Hofer, Die Diktatur Hitlers bis zum Beginn des 2. Welt- 
kriegs, Sonderdruck aus Brandt -Meyer-Just, Handbuch der deut- 
schen Geschichte, Bd. IV, Abschnitt 4, Konstanz 1960, S. 74. 
Auch in Walther Hofer, Der Nationalsozialismus, Dokumente 
1933-1945, FrankfurtIM. 1957, S. 120, und Dieter Rebentisch/ 
Angelika Raab, Neu-Isenburg zwischen Anpassung und Widerstand, 
aaO. ,  S. 145. 



Wir fragen: Welche religiösen Bekenntnisse gefährden den Bestand eines 
Staates ... ? 
Der Paragraph sagt in seinem zweiten Teil: Wir fordern die Freiheit 
aller religiösen Bekenntnisse im Staat, soweit sie nicht gegen das Sitt- 
lichkeits- und Moralgefiihl der germanischen Rasse verstoSen 
Wir fragen: Was ist Sittlichkeits- und Moralgefühl der germanischen 
Rasse?... 
Der Paragraph 24 sagt in seinem dritten Teil: Die Partei als solche 
vertritt den Standpunkt des positiven Christentums, ohne sich konfessio- 
nell an ein bestimmtes Bekenntnis zu binden 
Wir fragen: Was ist hier unter positivem Christentum zu verstehen? ...''I 

Hier wurde also in einer frühen Zeit vor der Machtergreifung schon ei- 
ne eindeutige Haltung gegen den Nationalsozialismus spürbar, die das 
verschwommene Bekenntnis zum 'positiven Christentum' als Lippenbe- 
kenntnis entlarvte. Eine "klare parteiamtliche Interpretation des Be- 
griffs erfolgte zu keiner ~ei t ."2 

Nach der Kampfansage aus Mainz erfolgte übrigens eine klare Stellung- 
nahme des Kardinals Bertram von Breslau, des Vorsitzenden der Fuldaer 
Bischofskonferenz: "Irrtümer sind es, die in einseitiger Verherrlichung 
der Rasse zur Verachtung der göttlichen Offenbarung und der Gebote 
Gottes schreiten Es handelt sich da nicht mehr um politische Fragen, 
sondern um ein religiöses Wahngebilde, das mit aller Festigkeit be- 
Wtmpft werden muß."3 

Von dieser Haltung wich die katholische Kirche konsequenterweise lan- 
ge Zeit nicht ab. Auch die Bemühungen der Nationalsozialisten, sich als 
Bundesgenossen im Kampf gegen den Bolschewismus anzubieten, schei- 
terten zunffchst. Es gelang den Nationalsozialisten noch bis zur Reichs- 
tagswahl vom 5.3.33 nicht, einen "entscheidenden Einbruch in den 
kirchlicher Belehrung noch zugiinglichen katholischen ~ähle rs tamm"4 zu 
erzielen. Das war der Unterschied zum Protestantismus. "Der Unter- 
schied lag einmal im ungleich festeren organisatorischen und dogmati- 
schen Zusammenhalt des Katholizismus, zum anderen in seiner überna- 
tionalen ~eziehun~."5 Aber gerade diese Geschlossenheit des Katholi- 
zismus hat es paradoxerweise bewirkt, daB nach der Aufgabe der Geg- 
nerschaft durch die katholischen Kirchenführer am 28.3.33 ein Großteil 
des Kirchenvolks mitzog, weil das Vertrauen auf die kirchliche Vorsor- 
ge der Bischöfe und des Papstes unerschütterlich wat. ''Eine Kritik an 
bischöflichen oder päpstlichen Lehrentscheidungen gab es nicht. Die 

1 A.Leber/F.v.Moltke, Für und wider, a aO . ,  S. 70. 
2 Walther .Hofer, Die Diktatur Hitlers, a aO . ,  S. 74. 
3 Jakob Nörges, Nationalsozialismus und Katholizismus, Köln 1931, 

S. 109 f. 
4 Joachim Maier, Die katholische Kirche und die Machtergreifung, 

a a O . ,  S. 153. 
5 Kar1 Dietrich Bracher, Die deutsche Diktatur. Entstehung-Struk- 

tut-Folgen des Nationalsozialismus, Köln-Berlin 1969, S. 419. 



Autoritat der geistlichen Leiter war über alle Zweifel erhaben. Hatten 
Rom oder die Bischofe - sei es in religiösen, sei es in weltanschau- 
lieh-pditischsn Fragen - gesprochen, so wax ein Streitpmkt aws&ku- 
tiert. Auch dies ist nur zu verstehen auf dem Hintergrund der Brfah- 
rungen aus dem Kdturkampf. Denn dort waren es Priester und Bischofe 
gewesen, die die Hauptlast der Auseinandersetzungen zu tragen hatten. 
Ihre Hirtenbriefe und Weisungen hatten sich ais richtig erwiesen, wo- 
durch das Ansehen der kirchlichen Obrigkeit ungemein gestakt  wurde. 
Himu kam, da8 die gesamte Padagogik vor und wahrend dar Weimarer 
Repriblik viel starker darauf ausgerichtet war, zum Gehorsam gegenluber 
den anerkannten Autoritaten zu erziehen."l 

Wie kam es zur Aufgabe der kritischen Distanz zum Nationalsozialis- 
mus, zur Aufgabe der Widerstandshaltung Ende März 1933? 
Waren es die Hitletschen Schalmelentone vom "Christentum als Basis 
unserer gesamten Moralw (Aufruf der Regierung vom 1.2.33)? War es 
die Rede zum Ermachtigungsgewtz, zu dessen Begründung Hitler U.% 
sagte, die nationale Regierung sehe "in den beiden christlichen Konfes- 
sionen wichtige Faktoren der Erhaltung unseres Volkstumsw? Se werde 
"in Schule und Erziehung den christlichen Konfessionen den ihnen zu- 
kommenden EinfluB einraumen und sicherstellenw. Ihre Sorge gelte 
"dem aufrichtigen Zusammenleben zwischen Kirche und Staatw, die 
Reichsregierung sehe I1im Christentum die unerschaitteriichen Funda- 
mente des sittlichen und moralischen Lebens unseres Volkes". 
DaS diese Xußerungen vor allem auf zur Mitarbeit bereite Kreise im 
Kirchenvolk zielten und dort ihre Wirkung nicht verfehlten, muB ange- 
nommen werden. So kann man durchaus von einem gewissen Basisdruck 
in der katholischen Kirche ausgehen. Manche wollten in der allgemei- 
nen Aufbruchsstimmung nicht abseits stehen, hätten gern am mqionalen 
Aufbauwerk mitgewirkt. 

Ein zweiter Grund für die Erklarung der Bischafe vom 28.3.33 ist die 
Erkenntnis, wie wenig rechtliche Gründe zum Widerstand der kathoü- 
schen Kirche bis dahin vorlagen. Immerhin war die Regierung nach au- 
Bsn auf legalem Wege ins Amt gekommen, und das Gesetz, das ihr au- 
brordentliche Bbfugnisse gab, ihre politischen Gegner zu erledigea, des 
ErmHchtiginysgesetc, war mit Hilfe des politischan Katholizismus (Zm- 
trum) im Reichstag durchgekommen. Der Nationalsozidismus hatte 
noch nicht sein Aussehen wie nach Buchenwald und Auechwitz, harte 
die Menschenrechte 'nur' partiell verletzt. War der Gehorsammmpruch 
der neuen R 'erung schon allein dadurch verletzt, da8 e i d n e  Vor- 
kommnisse ( 'B bergri ffe ?) Befflrchtungen nahelegten? "Umer welchen 
Bedingungen ist es legitim, das WHhlervotum ron nahezu der H a f t e  der 
B d k e r i t n g  zu ignorieren und gegebenenfalls durch einen Pasch ge- 
mHBigter Krafte der Etablierung eines Terrorsystems zwornilrsmmen?"2 

1 Heinz-Albert Raem (Hrsg.), Katholische Kirche und Nationalso- 
zialismus, Paderborn 1980, S. 14. 

2 Ebd., S. 17. 



Am ehesten ist noch der dritte Grund fifr die Anderung der Haltung 
der Bischöfe kritisch zu beleuchten: die Aussichten auf den Abschluß 
eines Reichskonkordates. Um dieselbe Zeit, als die Erklärung der Ful- 
daer Bischofskonferenz erfolgte, tauchten Zentrumsführer Kaas und 
Vizekanzler v.Papen (sein unheilvoller Einfluß auf den Meinungsum- 
schwung in der Bevölkerung und damit fifr den politischen Dammbruch 
kann gar nicht hoch genug veranschlagt werden, da mag e r  sich in sei- 
nen Memoiren noch so sehr ~ e c h t f e r t i ~ e n l )  in Rom auf und führten 
Verhandlungen um ein Reichskonkordat. "Alle Bemiihungen, ein 
Reichskonkordat während der Weimarer Republik zustande zu bringen, 
waren immer wieder an der mangelnden .Einheit im Reichstag und am 
Kompetenzanspruch der Länder gescheiten. Erst als diese beiden Insti- 
tutionen als Faktoren der politischen Willensbildung durch Hitler besei- 
tigt waren - der Reichstag durch das 'Ermiichtigungsgesetzl vom 24.3. 
1933 und die Länder durch das Gleichschaltungsgesetz' vom 31.3.1933 - 
war der Weg frei für den von der Hitler-Regierung gewUnschten Ab- 
schluß eines Konkordats mit dem ~atikan."2 

Hitler dachte an einen dreifachen politischen Nutzeffekt des Vertrages, 
wie e r  mit aller Deutlichkeit in der Sitzung der Reichsregierung vom 
14.7.1933 formulierte: 
1. die Widerlegung der Behauptung, der Nationalsozialismus sei unchrist- 
lich und kirchenfeindlich 
2. riickhaltlose Anerkennung des derzeitigen Regimes durch den Vatikan 
(und außenpolitische Aufwertung) 
3. Einschränkung des vielgestaltigen katholischen Vereinswesens und die 
Hinnahme der Vernichtung der christlichen Gewerkschaften und der 
Zentrumspartei durch den Vatikan. 
Das letzte Problem hat te  sich teilweise mit der Selbstauflösung des 
Zentrums bereits erledigt (5. Juli), die akuten Gleichschaltungspläne 
der NS-Regierung brachten den Vatikan in Zugzwang. 
"Der Preis, den die Kirche fiir die staatlichen Zusicherungen zu zahlen 
bereit war, entspricht der von Hitler geforderten 'Entpolitisierung' des 
Klerus Politische Tätigkeit sollte Geistlichen nur noch, in seltenen und 
besonders begründeten Fallen durch den zuständigen Bischof erlaubt 
werden. Die katholischen Organisationen sollten zwar geschiitzt , ihre 
Wirkungsmöglichkeiten aber eingeschränkt werden. Nicht nur aus diesen 
Gründen fand die Aussicht auf das Konkordat keinen ungeteilten Beifall 
der ~ischi5fe.1~3 Selbst bei Ratifizierung des Vertrages war unklar, wel- 
che Vereine im einzelnen durch das Konkordat geschützt wurden. "Es 
zeigte sich schon bald, daß die Regierung nicht gewillt war, die im 
Konkordat gesetzte Rahmenbedingung mit konkreten Sicherungen zu fiil- 
len und den zugesagten Vereinsschutz zu vollziehen. Die Auseinander- 
setzungen der folgenden Monate offenbaren vielfach den Versuch, die 
Konkordatsvereinbarungen von innen auszuhohlen und ihnen so ihren 

, 
1 Franz v.Papen, Der Wahrheit eine Gasse, München 1952. Journa- 

listen meinten, der Titel müsse richtigerweise heißen: Die Un- 
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2 Walther Hofer, Die Diktatur Hitlers, a.a.O., S. 77. 
3 Joachim Maier, Die katholische Kirche ..., a.aO., S. 160. 
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weiter. Die Kirchen hatten ja genug Griinde, dem NS-System Widerpart 
zu bieten, denn Hitlers Herrschaft zeigte sich nun in aller Brutalität. 
Von der Ma~sentatung sog. 'lebensunwerten Lebens1 und den Verbre- 
chen in besetzten Gebieten wie auch den Deportationen von Juden er- 
fuhren ja die Kirchenführer wie auch viele Pfarrer und Ordensangehori- 
ge. Auch der Kampf um die Gleichschaltung der Jugendverbände dauer- 
te fort, da  konnten auch Verbote nicht immer etwas nützen. Die ka- 
tholischen Jugendlichen trafen sich, wie das 2.B. von AngeMrigen des 
ND in Gießen berichtet wurde, noch nach dem Verbot zu Ausflügen 
und gemeinsamen Treffen sowie Gottesdienstbesuchen. 

"Die Protestpredigten des Münsteraner Bischofs Graf Galen gegen den 
'fortgesetzten Mord' der Euthanasie (1941) fanden so nachhaltigen Wi- 
derhall, daB führende Nationalsozialisten im Fall von Gegenmaßnahmen 
einen Aufruhr halb W,estfalens befürchteten - ein Beispiel für die Mag- 
lichkeit offener ~roteste."l  Wie stark diese Wirkung v.Galens war, wird 
noch für unser Untersuchungsgebiet Gießen zu zeigen sein. Gerade seine 
klaren Stellungnahmen beweisen, wie Kampf um kirchliche Rechte 
schließlich zum Kampf um die Menschenrechte wurde und Geistliche 
schließlich zur Widerstandsbewegung stießen. 
"Wenn die christlichen Kirchen die ungeheuerlichen Verbrechen des 
Nationalsozialismus auch nicht verhindern konnte n.., so gelang es Hitler 
andererseits auch nicht, diesen breiten Widerstand aus kirchlichen Krei- 
sen zu brechen. Nur die Kirchen hatten in der Hitlerzeit so etwas wie 
eine Volksbewegung gegen den Nationalsozialismus zustande gebracht, 
da sie allein ja noch über nichtgleichgeschaltete Organisationen verfüg- 
ten, um große Menschenmassen zu erfassen."l 

In Hessen zeigten die Abstimmungen vom August 1934 wie auch die 
vom März 1936 schon deutlich, daß die Ablehnung des NS-Systems 
durch katholische Bevölkerungsteile mit am starksten war. Das erwies 
schon unsere Wahlanalyse, darüber klagte auch das Hessische Staats- 
polizeiamt im September 1934: 
"Am ungünstigsten ist das Abstimmungsergebnis in Orten mit vorwie- 
gend katholischer Bevölkerung oder da, wo mit öffentlichen Funktionen 
betraute Pgg. versagt haben, oder persönliche Streitigkeiten von Amts- 
trägern zu Verärgerungen und Mißkreditierung' der Bewegung geführt 
haben. "3 

Empfindlich reagierte das System auch, wenn kirchlicher Einfluß auf 
die Jugendarbeit erkennbar wurde: 

1 Kar1 Dietrich Brachet, Die deutsche Diktatur, aa.O., S. 422. 
2 Walther Hofer, Der Nationalsozialismus, Frankfurt/M. 1957, S. 

126. 
3 Zitiert nach Heinrich Pingel-Rollmann, Widerstand und Verfol- 

gung in Darmstadt, a.a.O., S. 192. Der Verfasser benutzt das 
Zentr.Parteiarchiv beim Institut für Marxismus/Leninismus (abge- 
kürzt IML/ZPA). Hier IML/ZPA St.3/734. 



I1Deshalb ist man eifrig bemüht, die katholische Jugend fester denn je 
zusammen zu schließen und sie der Hitlerjugend und dem Jungvolk ab- 
spenstig zu machen."l 
Vor allem der "Katholische Jungmbnerverband (KJMV)" wandte sich 
schon sehr früh gegen das Regime, ebenso die Deutsche Jugendkraft 
(DJK). I1In vielen Städten kam es zu Zusammenstößen zwischen katho- 
lischen Jugendgruppen und Mitgliedern der HJ ... Eine andere Form des 
Protestes war, daß Jugendliche die Aufforderung, der HJ bzw. dem 
BDM beizutreten, ablehnten und sich s ta t t  dessen den katholischen Ju- 
gendorganisationen anschlossen... Junge Katholiken fertigten und ver- 
breiteten Schriften, die sich gegen das Hitlerregime und seinen Terror 
richteten. Deshalb wurde beispielsweise der Leiter des KJMV in Düs- 
seldorf im Februar 1934 verhaftet.1'2 

Im Staatsarchiv Darmstadt war eine solche Akte zu finden, die erken- 
nen ließ, daß die Polizei besonders hinter diesen KJMV-Mitgliedern her 
war. Der damals in Gießen tätige Kaplan Henlein wurde beschattet, 
weil e r  dem Verband angehört hatte.3 

Den Widerstand gegen das NS-System trug von Anfang seiner Amtszeit 
seit 1935 der Mainzer Bischof Dr. Albert Stohr. Ober ihn schreibt die 
Gestapo z.B. im März 1936: 
"Die 'katholische Aktion1 hat auch im Berichtsmonat wieder eine äu- 
ßerst rege Tätigkeit entfaltet. In dem neuen Bischof von Mainz hat sie 
einen nicht zu unterschätzenden Vorkämpfer erhalten. Bischof Dr. Al- 
bert Stohr hat es in der kurzen Zeit seiner Amtstätigkeit verstanden, 
sich das Vertrauen aller kirchentreuen Katholiken zu erwerben... Seine 
Worte gelten mehr als selbst die des Führers oder eines Regierungs- 
mitgliedes. 
So nutzt e r  auch die jetzige Fastenzeit der katholischen Kirche aus und 
hält die allsonntäglichen Fastenpredigten deshalb stets im überfüllten 
Mainzer Dom selbst. Diese Predigten sind voller Spitzen und versteckter 
Angriffe gegen den Nationalsozialismus und insbesondere gegen die na- 
tionalsozialistischen ~u~endor~anisationen.~~4 
Auch der Reichsstatthalter Sprenger klagte Ende 1935: "Der Bischof 
selbst betätigt sich außerordentlich eifrig als Kanzelredner und läßt 
sich auch durch das Schreiben des Herrn Reichs- und Preuss. Ministers 
für die kirchlichen Angelegenheiten, durch das er in die gebührenden 
Schranken zurückgewiesen wurde, nicht abhalten, weiter gegen Staat 
und Partei zu hetzen. Er ist geschickt genug, eine Form zu wählen, die 
ein unmittelbares Eingreifen nicht gestattet. Seine HBrer aber sind an- 
drerseits geschult genug, um zu wissen, wohin der Bischof mit seinen 
spitzen Reden zielt.lt5 

1 IMLIZPA 31734, zit. von Pingel-Rollmann, Widerstand, a.aO., 
S. 192. 

2 Klaus Mammach, Widerstand 1933-1939, aaO. ,  S. 145. 
3 STAD Konv. 2811 Kath. Pfarrei Gießen 1926-1937. 
4 Pingel-Rollmann, Widerstand und Verfolgung, a.aO., S. 192, zit. 

IMLIZPA St. 31757. 
5 Pingel-Rollmann, Widerstand und Verfolgung, a aO . ,  S. 391. 



Bischof Stohr wirkte Uber seine Hirtenbriefe auf die ganze Diozese, und 
wenn die Briefe nicht verlesen werden konnten, wurden sie vervielfäi- 
tigt, und die GlHubigen bekamen dann doch die kritischen Gedanken ih- 
res Bischofs mit. Ein solcher Fastenhirtenbrief, der auch in Gießen be- 
kannt wurde, ist der vom 16.2.41, und e r  nahm in aller Deutlichkeit 
Stellung zu den llVerirnuigen der neuen Wel tauf fass~ng~~ und deutete 
auch bereits ein mbgliches Martyrium an.1 Wie ernst die Spitzel vom 
SD die Wirkung der Worte nahmen, geht aus dem Bericht des entspre- 
chenden Leiters der Außenstelle Mainz hervor. Aber auch fUr Bischof 
Stohr galt: "So groß die Opfer unter der Pfarrer- und Priesterschaft 
auch waren, an die katholischen und evangelischen Bischofe wagte sich 
Hitler nicht heran, so groß war ihr Anhang und ihr Ansehen im v o l t w 2  

3.61.2 Oppositiap d Widerstand ug dem Glaubem in Gie6en 

In den Akten des Stadtarchivs konnten wir erkennen, dai3 ein erster 
Hohepunkt der Verfolgung der katholischen Kirche durch die Nazis, 
überall in Deutschland 1936137 erreicht war. Die polizeilichen Melde- 
vorschriften für Kloster, Ordensniederlassungen und Exerzitienhäuser 
wurden auch für Gießen verschärft. Da es aber in unserer Stadt kein 
Kloster und auch kein Exerzitienhaus gab, konnte das allenfalls den in 
der Krankenpflege tätigen Orden im katholischen Schwesternhaus be- 
treffen. Dieser Orden widmete sich aber ausschließlich der Kranken- 
pflege und war für die Stadt unentbehrlich. Außerdem: Wie hätte man 
mit polizeilichen Meldevorschriften die Uber die Krankenpflege hin- 
ausgehende Hilfe der Schwestern fUr politisch Verfolgte und deren An- 
gehorige unterbinden sollen? Eine "wirksame Bekämpfung des politi- 
schen Katholizismus" (Schreiben der Hess. Polizeidirektion in Gießen 
vom 6.8.1936) war dies zweifellos nicht. 

Wir konnten das Archiv der katholischen Kirchengemeinde St.Bonifatius 
in Gieikn einsehen, m d t e n  aber ZU UllSetbm Bedauern feststellen, dali 
dort außer fUr uns unwichtige Angaben zum Gottesdienst, zur Ausge- 
staltung der Liturgie, zu Jubiläen und außer Rechnungen und Auftragen 
für Firmen nichts zum kirchlichen Widerstand zu finden war. Kar1 Koci, 
der das Archiv führt, erklärte uns auch den Grund fUr diese äußerste 

1 STAD G 12 B Nr. 22/15. Wie der damalige Kaplan Dr. Molitor 
im Gespräch (Tel.) vom 28.9.86 bestiitigte, wurden die Hirten- 
briefe in Gießen von der Kanzel verlesen bzw. auf andere Weise 
(Abschrift, miindlich) den Gläubigen zur Kenntnis gebracht. Dr. 
Molitor war von 1937-1943 Kaplan in Gießen. Auch seine 
Jugendarbeit erfuhr "die Aufmerksamkeit" der Gestapo: "Wenn 
man das wußte, sang oder erzählte der ganze Jugendkreis halt 
etwas Unverfängliches. Zu provozieren wäre sinnlos gewesen. Ein 
Freund von mir, mit dem ich noch in Briefwechsel bin, provo- 
zierte zu deutlich und kam ins Gefängnis nach Gießen und später 
ins KZ: Benedikt Rodach." 
Walther Hofer, Der Nationalsozialismus, a.a.O., S. 126. 
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rial gegen Pfarrer und Gemeindemitglieder zutage gefördert und dem 
einen oder anderen sogar das Leben gekostet. Daher wurden die Anga- 
ben im Kirchenbuch in Gießen betont neutral ehalten.1 
Die katholischen Stadtpfarrer Beyer (bis 19385 und Deuster (ab 1938) 
hatten es sich zur Richtschnur ihres Handelns gemacht, nicht offen und 
lauthals (LB. durch Predigten) gegen den Nationalsozialismus zu wirken, 
sondern sie versuchten auf unauffällige Weise das System zu unterlau- 
fen und ihre Gemeinde zu schützen. Das trug ihnen nach dem Kriege 
manchmal Kritik ein. Vielleicht war die diplomatisch beschriebene 
Handlungsweise von Pfarrer Deuster auch mitbestimmt durch die Ver- 
haftung von Kaplan Sommer. Dieser hat te  in seinen Predigten deutlich 
gegen das NS-Regime Stellung bezogen. Frau Andreae aus Gießen be- 
richtete uns, daß Kaplan Sommer ihr nach seiner Entlassung aus der 
Gestapo-Haft erzählte, er  sei während der Haft "wie von vielen En- 
geln umgebenu gewesen. Wir konnten uns diese Aussage nicht erklären. 
Frau Andreae meinte, Kaplan Sommer .habe damit sagen wollen, daß 
ihm in der Haft nichts geschehen sei, weil Gott ihn geschützt habe. 
Kaplan Sommer wurde dann aus Gießen versetzt.2 

Pfarrer Deuster richtete sein Augenmerk besonders auf Jugendliche und 
deren Erziehung, um sie rechtzeitig vor den falschen Idealen der Nazis 
zu warnen. Er ging jedoch wesentlich behutsamer vor als Kaplan Som- 
mer. Pfarrer Deuster war es auch, der im Kriege Abzüge der Predigten 
des Bischofs Graf von Galen im Vogelsberg (der gehörte damals noch 
zum Gießener Sprengel) verteilte und die Gemeinden damit über die 
Euthanasieverbrechen der Nazis informierte. Die Folgewirkungen des 
kirchlichen Widerstandes in Münster und Westfalen reichten bis in die 
katholische Gemeinde in Gießen und Umgebung. Im tibrigen war die von 
Galensche Widerstandstat die einzig erfolgreiche, die schließlich zum 
Stop der Euthanasieaktion führte. Zu fragen ist, ob eine ahnliche Ak- 
tion beider Kirchen im Zusammenhang mit der Judenverfolgung viel- 
leicht auch zu einem Erfolg geführt hätte.3 

Die Familie von Illa Andreae war sehr stark durch die Zugehorigkeit 
zum katholischen Glauben geprägt. Ihr Mann, Professor an der Gieße- 
ner Universität, hat te  schon sehr früh unter den Anfeindungen der Na- 
zis zu leiden. Die Aufforderung, in die Partei einzutreten, lehnte e r  
immer wieder ab. Er sah eine wichtige Aufgabe darin, vor allem die 
Werke Alfred Rosenbergs, des Partei-Theoretikers, zu entlarven. - Als 
Professor Andreae 1940 eine Stellung in der Wirtschaftsverwaltung eines 

1 Interview mit Kar1 Koci, Gießen, vom Januar 1983. 
2 Interview mit Illa Andreae vom 17.12.1982. 
3 Dr. Hans Zahn bestätigte, daß die Predigten in Abschriften kur- 

sierten. Außerdem w a t e  der Kreis um Zahns Vater, den Herren 
Weißbäcker und Kleinschnitz, über einen Pfleger in der Heil- und 
Pflegeanstalt von den Vorgängen in Hadamar. Siehe Gespräche 
mit Dr.H.Zahn und H.W.Strasser. 



Fiirsten in Berlin erhielt, bekam er Kontakt zur Widerstandsbewegung 
um Prof. Dr. Jens Peter Jessen. Jessen gehörte zum engeren Kreis der 
Widerstandskämpfer um Beck, Goerdeler, v.Hasse1, Popitz ita. Peter 
Hoffmann ziüilt ihn zu dem Kreis der "Alten1', bei denen "die starke 
Komponente sozialer Erneuerung1' gefehlt habe.1 Jens Jessen wollte 
Prof. Andreae zum Eintritt in die Gruppe bewegen, aber Andreae lehn- 
te jede Art von Gewaltanwendung ab. Jessen wurde später von den Na- 
zis gehängt. 

3.6.2. Die Kircbe im 

3.6.2.1. Die ~~ Kirche im Reich Rischen 
W1derstd 

Amai in rd  

Die evangelische Kirche hatte eine ungünstige Ausgangslage bei der 
Machterareifuna. Etwa 28 Landeskirchen waren in Bekenntnis. Verfas- 
sung und verwatung selbständig. Dachorganisation "war der ' ~ e u t s c h e  
Evangelische Kirchenbund mit einem Deutschen Evangelischen Kirchen- 
tag, einem Kirchenbundesrat, einem KirchenausschdS und einem Kir- 
chenbundesamt. Wahrend der Weimarer Republik, die grundsätzlich das 
Prinzip der Trennung von Kirche und Staat vertreten hatte, gab es also 
keine Staatskirche. Die evangelischen Landeskirchen blieben aber 'Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts'. Folgenschwerer als die lockere 
Organisation und die Vielzahl der Bekenntnisse innerhalb der evangeli- 
schen Kirche aber war der Umstand, daß im Augenblick der Machter- 
greifung bereits schwere innere Streitigkeiten und theologische Ausein- 
a n b t z u n g e n  im Gange waren. Der Kirchenkampf wurde, was die 
evangelische Seite betrifft, nicht erst durch den Nationalsozialismus 
hervorgerufen, sondern nur verschärft. Er war als innerkirchlicher Kon- 
flikt vielmehr bereits im ~ange ." l  

Diejenigen, die den Nationalsozialismus von Anfang an durchschauten, 
waren die religiösen Sozialisten. Viele Protestanten lehnten diese 
Gruppierung jedoch ab, weil sie deutlich ihre Sympathie für die Links- 
parteien zeigte. Diese wiederum wurden wegen ihrer &T. offenen anti- 
kirchlichen Haltung und wegen des 'zerstörerischen Klassenkampfes1 
abgelehnt. Die 'Jungreformatorische Bewegung' wollte eine Neubesin- 
nung auf die Heilige Schrift und die Reformation, lehnte alle Irrlehren 
vom Liberalismus bis zum völkischen Neuheidentum ab  und verlangte ein 
gemeinsames Bekenntnis für die "Evangelische Kirche deutscher Na- 
tionw.3 

Das war die revolutiohiire Forderung nach der deutschen Nationalkirche, 
übrigens das einzig Verbindende mit den "Deutschen Christen1', den 
"Evangelischen Nationalsozialisten1'. Die "Deutschen Christenw wollten 

1 Peter Hoff mann, Widerstand-Staatsst reich-Attentat , a.a.0.. 
S. 427. 

2 Walther Hofer, Die Diktatur Hitlers, a.a.O., S. 75. 
3 Eberhard RöhmlJörg Thierfelder, Die evangelische Kirche und die 

Machtergreifung, in: Wolfgang Michalka (~rsg . ) ,  Die nationalso- 
zialistische Machtergreifung, a.a.O., S. 169 ff., und Walther Ho- 
fer, Die Diktatur Hitlers, a.a.O., S. 75. 





noch durch die offizielle Haltung der NS-Regierung zu den v8lkischen 
Erneuerern und Sektierern verstärkt. Hitler hatte Qchnell erkannt, da6 
mit diesen Leuten kein Staat zu machen war, "da6 einer religi6s-völki- 
schen Sekte alle Entwicklungsm6glichkeiten zu einer Massenpartei fehl- 
ten. Von diesen völkischen Kreisen grenzte e r  darum schon in "Mein 
Kampf1' seine nationalsozialistische Bewegung scharf ab.lll Hitler nahm 
später Strömungen in seiner Partei hin, die auf ein "Neuheidentum1' aus 
waren und die einen Kristallisationspunkt in Rosenberg hatten. Offi- 
zielle Lehre der Partei wurde das aber nie. Hitler selbst dürften die 
Religionen nur interessiert haben, als sie für die Konsolidierung des 
NS-Staates und seines Rassegedankens in Frage kamen. "Ober den 
deutschen Menschen im Jenseits m6gen die Kirchen verfügen, über den 
deutschen Menschen im Diesseits verfügt die deutsche Nation duch ihre 
~ührer.ll2 Es war also weltlicher Totalitätsanspruch, der hier ausge- 
drückt wurde und der einen gläubigen Christen zum Widerspruch 
herausfordern mußte. Zunächst wurden so deutliche Worte jedoch nicht 
gebraucht. Es wurde das große "Täuschungs- und LOgenmanöverl' 
gegenüber den Kirchen in Szene gesetzt.3 Der mehrheitlich national 
eingestellte Protestantismus war tief beeindruckt und fühlte sich an die 
Zeit des landesherrlichen Kirchenregiments vor 1918 erinnert. 
"Als die vielen Zustimmungserklärungen zum neuen Staat abgegeben 
wurden, war der NS-Staat bereits offen am Werk, die Demokratie"und 
den Rechtsstaat zu beseitigen, Gewerkschaften und Parteien zu zer- 
schlagen und das gesamte Leben gleichzuschalten. Sicher gab es nicht 
wenige, die diese Auhrkraftsetzung der Demokratie ablehnten. Die 
Kirchen waren jedoch vor allem auf die Erhaltung ihrer Existenz und 
ihres Einflusses im neuen Staat bedacht und wagten sich nicht mit 
Protesten gegen die Menschenrechtsverletzungen an die Offentlichkeit. 
Es kam sogar vor, da6 die kirchliche Presse - hierin ein Opfer der 
Propaganda - die nationalsozialistische 'Umerziehung' in den Konzentra- 
tionslagern verteidigte ... Besonders bedrückend erscheint uns Heutigen 
das weitgehende Schweigen der Kirche zur beginnenden Judendiskrimi- 
nierung. Ein öffentlicher Protest wurde nicht erhoben, obwohl leitende 
K i r chenmher  den Vorsitzenden des Deutschen Evangelischen Kirchen- 
ausschusses, Kapler, dazu drängten. Auch ein Hilferuf der Reichsverei- 
nigung der deutschen Juden an den Evangelischen Oberkirchenrat vom 
30. März wurde nicht positiv beantwortet. Statt  sich für die diskrimi- 
nierten Juden einzusetzen, wies man Proteste des Auslands gegen die 
Judenverfolgungen, vor allem der USA, scharf zurück. Kirchliche 
Persönlichkeiten sollten ihre ökumenischen Kontakte im Kampf gegen 
die 'Greuelpropaganda' einsetzen."4 

1 Dieter RebentischIAngelika Ra&, Neu-Isenburg zwischen Anpas- 
sung und Widerstand, a aO . ,  S. 145. 

2 Rede Hitlers vom 23.11.1937 in der Ordensburg Sonthofen, ab- 
gedr. bei H-Picker, Hitlers Tischgespräche im' Führerhauptquar- 
tier, 3. Aufl., Stuttgart 1976, S. 481 ff. 

3 Walther Hofer, Die Diktatur Hitlers, aaO. ,  S. 75. 
4 Eberhard RöhmIJörg Thierfelder, Die evangelische Kirche und die 

Machtergreifung, aaO. ,  S. 174 f. Dietrich Bonhoeffer in Berlin 
dagegen nahm entschieden Stellung gegen die Verteufelung der 
Juden. 



Als Hitler sich offen mit den Zielen der Deutschen Christen identifi- 
zierte und den Königsberger Wehrkreispfarrer Ludwig Müller am 25.4.33 
zum "Bevollm&chtigten für die Angelegenheiten der evangelischen Kir- 
chen" machte, eskalierte der innerkirchliche Konflikt zum Konflikt zwi- 
schen Kirche und Staat. Es war gerade noch ein gemeinsamer Plan für 
eine deutsche Reichskirche ausgearbeitet worden - da kam es in der 
Frage des Reichsbischofs zum Konflikt. Die Vertreter der evangelischen 
Landeskirchen wählten Pastor v.Bodelschwingh, die "Deutschen Christen" 
Ludwig Müller zum Reichsbischof. 

Für die Kirchenwahlen entfesselten die Deutschen Christen einen hem- 
mungslosen Wahlkampf, unterstützt von Presse, Propaganda und Hitler 
selbst.1 Sie konnten einen großen Erfolg erringen, den sie in kirchli- 
chen Behörden und Vertretungen gebrauchten. Eine von den Deutschen 
Christen kontrollierte Reichssynode wählte Ludwig Müller am 27.9.33 
zum Reichsbischof. Jetzt begann eigentlich erst richtig der Kirchen- 
kampf in Deutschland. Der Widerstand konzentrierte sich in dem von 
Pastor Martin Niemaller in Berlin-Dahlem im September 1933 gegrün- 
deten "Pfarrer-Notbundu, eine Neugründung det jungreformatorischen 
Bewegung. Das war die Keimzelle der "Bekennenden Kirche". Wer Mit- 
glied werden wollte - bis Ende Januar 1934 immerhin ein Drittel der 
deutschen evangelischen Pfarrer -, mußte unterschreiben, daß er die 
Einführung des Arierparagraphen als Verletzung des Bekenntnisses der 
Kirche ansah.2 Den etwa 6000 Pfarrern des "Notbundes" standen bald 
nur noch 2000 Pfarrer der "Deutschen Christenw gegenüber. 

Vertreter der kirchlichen Opposition trafen sich zum ersten Mal aus 
dem ganzen Reichsgebiet im April 1934 in Ulm und wiesen die Irrlehre 
der Deutschen Christen und die Gewaltakte des Reichsbischofs zurück. 
Im Mai 1934 versammelten sich Vertreter verschiedenster Kirchen (lu- 
therisch, reformiert, uniert), freier Synoden, Kirchentage und Ge- 
meindekreise zur ersten Reichsbekenntnissynode in Barmen. Auf der 
zweiten Bekenntnissynode in Berlin-Dahlem (19./20.10.34) wurde das 
"Kirchliche Notrecht" ausdrücklich verkündet. "Die national-kirchliche 
Parole habe das Evangelium außer Kraft gesetzt. Statt  des Gehorsams 
gegen den Herrn der Kirche, Jesus Christus, herrsche das weltliche 
Führerprinzip. Im Widerspruch zur biblischen und reformatorischen Leh- 
re  seien die Gemeinden mundtot gemacht. Da alle Proteste, Warnungen 
und Mahnungen umsonst geblieben seien, verkündet die Synode das 
kirchliche Notrecht, auf Grund dessen sie neue Organe der Kirchenlei- 
tung schafft und gegenüber der Reichsregierung das Recht in Anspruch 
nimmt, in Sachen der Kirche, ihrer Lehre und Ordnung allein zu urtei- 
len und zu entscheide~"3 Dieser Kampf fiel der evangelischen Kirche 
bestimmt nicht leicht, war sie doch an die landesherrliche Obrigkeit 
jahrhundertelang gewöhnt. Die Lehre vom gerechten Widerstand mußte 

1 Walther Hofer, Die Diktatur Hitlers, aaO. ,  S. 76, und Eberhard 
Röhm/Jörg Thierfelder, Die evangelische Kirche und die Macht- 
ergreifung, a a O . ,  S. 177 f. 

2 RöhmDhierfelder, ebd ,  S. 179. 
3 Walther Hofer, Die Diktatur Hitlers, a aO . ,  S. 80. 



erst entwickelt, das Verhältnis zum Staat neu durchdacht werden. So 
ist es zu verstehen, da8 viele evangelische Geistliche den Versuch so 
schnell nicht aufgeben wollten, mit der nationalsozialistischen Obrigkeit 
ins Reine zu kommen und loyale Staatsbürger (untertanen) zu sein. So 
wurde der evangelische Kirchenkampf zur innerkirchlichen Auseinander- 
setzung, die vom NS-Regime schamlos ausgenutzt wurde. Allerdings war 
der erste Ansturm der "Deutschen Christenv1 bald verebbt, und es gab 
schl id ich  Massenaustritte, als vielen tlas wahre Wesen dieses troja- 
nischen Pferdes klar wude. b ie  Deutschen Christen spalteten sich, und 
Reichsbischof Müller legte schliei3lich sogar die Schirmherrschaft nie- 
der. 

Die dritte große Bekenntnissynode der evangelischen Kirche der Union 
im MHre 1935 wies entschieden die NS-Weltanschauung zurtick. Berühmt 
geworden sind die Eröffnungsworte an die Gemeinden: llWir sehen unser 
Volk von einer tödlichen Gefahr bedroht. Die Gefahr besteht in einer 
neuen Religion.ll Die rassisch-völkische Weltanschauung würde zum My- 
thos, Blut und Rasse, Volkstum und Ehre zum Abgott, was Auflehnung 
gegen das erste Gebot sei. Der Wahnglaube mache sich sein Bild von 
Gott nach des Menschen Bild und W-n. Solche Abgötterei habe nichts 
mit positivem Christentum zu tun, sei Anti-Christentum. Zwar wird die 
durch Gottes Wok begründete und begrenzte AutoritHt des Staates ak- 
zeptiert, aber deshalb gerade diirfe sich die Kirche nicht dem das Ge- 
wissen bindenden Totalitiitsanspruch beugen. Die Kirche mösse sich ge- 
gen alle heidnischen Unterweisungen wehren und ftir die Erziehung Sor- 
ge tragen. Revolutionitres wird auch zum Eid gesagt: er werde vor Got- 
tes Angesicht geleistet und finde seine Grenzen darin, daß allein Got- 
tes Wort binde.1 

llMehr als 700 Pfarrer, die die Abkündigung vor ihren Gemeinden beim 
Gottesdienst verlesen hatten, wurden daraufhin verhaftet. Der konsetva- 
tive Fltigel der Bekennenden Kirche miailligte dies, da es zu Ungehor- 
sam gegenüber der staatlichen Obrigkeit ermuntere. Weil sich jene 
Krafte zur Aussöhnung mit der Reichskirche bereit zeigten, kam es zur 
Spaltung des Reichsbruderrates und der Bekennenden ~irche.ll2 

Der Reichsinnenminister mußte jedoch nach unzähligen Protestschreiben 
gegen die Verhaftung der Pfarrer einlenken, und die meisten Pfarrer 
wurden nach wenigen Tagen wieder aus der Haft entlassen. Es folgte 
eine neue Welle von Bestrafungen in Form von Redeverboten, plizei- 
lichen Anweisungen, Verhaftungen, Eiweisungen in die KZs Sachsenhau- 
sen und Dachau. Auch das vermochte den Widerstand der Kirche nicht 
zu brechen. Mit der Errichtung eines Kirchenministeriums, das die 
Verwaltung und die Finanzen unter die Kontrolle des Regimes bringen 
sollte, wurde die Spaltung der evangelischen Kirche weiter vorangetrie- 
ben. Um seine Absichten zu tarnen, setzte der Reichskirchenminister 

1 Walther Hofer, Die Diktatur Hitlers, aaO.,  S. 82 und Annedore 
Leber/Freya v.Moltke, FUr und wider, aaO.,  S. 64 ff. 

2 Klaus Mammach, Widerstand 1933-1939, aaO. ,  S. 144 f. 



einen 'Reichskirchenausschuß' ein und)erzwang die Bildung entsprechen- 
der Landeskirchenausschüsse. Die Mitglieder aus Vertretern der Be- 
kenntniskirche, sog. Neutralen und aus "Deutschen Christenw, berief e r  
selbst. Damit wurden die Organe der Bekennenden Kirche entmachtet, 
ins Abseits gedrhgt.  Der Reichskirchenausschuß erweckte Hoffnungen, 
da6 die Spannungen beseitigt werden kannten, aber die Mehrzahl der 
Bruderriite erkannte die Gefahr und lehnte die Ausschüsse ab. 

In dieser Spannung zwischen dem Ja  zur Mitarbeit in den Ausschüssen 
und dem Nein zu ihnen fand die 4. Bekenntnissynode in Bad Oeynhau- 
sen 1936 statt. Die Bekennende Kirche zerfiel von da an in die beiden 
oben beschriebenen Gruppen. Der "Rat der evangelisch-lutherischen 
Kirche Deutschlandsw war die Dachorganisation der positiv zu den Kir- 
c h e n a u s s c h k n  eingestellten Landeskirchen, die ablehnende Gruppe gab 
sich eine vorliiufige Leitung. Sie erklärte sich zur einzigen rechtmiißi- 
gen Leitung der Deutschen Evangelischen Kirche. Man muß diese unter- 
schiedlichen Gruppen und Benennungen kennen, sonst kann man die 
schriftlichen Erklärungen und Aktenvorgänge nicht deuten. In einer 
Denkschrift vom Mai 1936 protestierte die "zweite vorliiufige Leitungw 
nicht nur gegen die Entchristlichung und die Zerschlagung der kirchli- 
chen Ordnung. Es war eine umfassende Anklage gegen den ganzen tota- 
litiiren Staat, seine KZs, Gestapo usw. Es kann also nicht die Rede da- 
von sein, daß die gesamte Bekennende Kirche sich nur um Kirche und 
Verkündung gekümmert und zu allem anderen geschwiegen habe. Die 
Verfasser der Denkschrift wurden übrigens ermittelt und grausam ver- 
folgt, das System entfesselte eine hysterische Kampagne gegen die 
Kirche. Die Kirchenausschüsse waren nach eineinhalbjähriger Tätigkeit 
im Februar 1937 am Ende und gaben ihren Auftrag zurück - zerrieben 
zwischen antichristlicher werdender Politik von Staat und Partei und 
dem Widerstand der Bekennenden Kirche. 

"Das Jahr 1937 stell te für die Bekennende Kirche die große Bewäh- 
rungsprobe dar. Im Juni verhaftete die Gestapo 40 führende Bekennt- 
nispfarrer wegen 'Ungehorsams gegen die Staatsgesetze'. Trotz der 
Verbote hatten sie Kirchenaustritte der Gemeinde verkündigt und Flug- 
blätter zur Vorbereitung der K'irchenwahlen verbreitet; sie hatten bei 
ihren Gottesdiensten Kollekten erhoben; und nicht zuletzt hatten sie 
sich geweigert, die Hakenkreuzfahne auf dem Kirchengelände zu hissen. 
Martin Niemaller, der die Umstände in seiner Sonntagspredigt schilder- 
te, wurde am 1. Juli 1937 verhaftet und wegen 'Heimtücke und 
Kanzelmißbrauch' unter Anklage gestellt. Da sein Prozeß nicht die ge- 
wünschte Verurteilung brachte, kam er  als 'persönlicher Gefangener 
des ~ührers" ' l  ins KZ. Die Zahl der 1937 verhafteten Mitglieder der 
Bekennenden Kirche - Pastoren wie Juristen - dürfte um die 800 ins- 
gesamt betragen haben, ließ aber die verbliebenen Mitglieder noch 
mehr zusammenrücken. Auch das Verbot des theologischen Ausbildungs- 
Wesens der Bekennenden Kirche, der konfessionellen Jugendlager, der 
Riblikationsorgane, Rede- Reiseverbote, Suspendierungen, Bespitzelungen 

1 Annedore LeberIFreya v.Moltke, Für und wider, aaO. ,  S. 66. 



und Denunziationen verstärkten manchmal noch eher den Widerstand, 
als daß sie der antichristlichen Kampagne des Systems halfen. "Es 
bleibt also bestehen, dal3 in den Kirchen Vorbehalte und Kritik ge- 
genüber dem Regime eine breitere Ausstrahlungskraft besaßen als an- 
derwärts. Der ideologischen Gleichschaltungspalitik blieben hier Grenzen 
gesetzt, die auch Hitler selbst erst nach einem siegreichen Kriegsende 
glaubte durchbrechen zu konnen..."l 

Auf die Repressalien des Systems war die Antwort illegale Aktivitat 
und Organisation: "Die BK unterhielt eigene Ausbildungsstätten, wo 
vom Regime mit Rede- und Schreibverbot bestrafte Theologen wie 
Dietrich Bonhoeffer lehrten; dazu kamen Einrichtungen wie ein kirchli- 
ches Hilfswerk für Judenchristen (Propst Grübet) und ein Netz von 
Kontakten auch zu ausländischen Kirchen. In jedem Fall kam es dar- 
auf an, ob über den theologisch-ideologischen Konflikt und die Ver- 
teidigung eigenständiger Organisation hinaus erkannt wurde, daß die 
christlichen Kirchen - wie Karl Barth mahnte - nicht nur in eigener 
Sache zu sprechen und zu handeln hatten."2 

Kriegsbeginn, Euthanasie, mitunter auch die Judenverfolgung und Ein- 
schränkung und Verfolgung der Kirche l i e k h  den Protest wieder an- 
schwellen. "Der evangelische Widerstand fand dabei nicht in der Form 
einer einheitlichen, öffentlichen Anklage, sondern durch &Gerungen 
führender Kirchenvertreter an die Adresse der Machthaber statt. Hier- 
bei sind besonders die Protestschreiben des württembergischen Landes- 
bischofs Wurm an Hitler und weitere leitende Funktionäre des Partei- 
und Staatsapparates wegen des Massenmordes an so enanntem 'unwer- 
ten Leben1 und die Verfolgung der Juden zu nennen.'% 

3.6.22 Evangeiischer Widerstand in Oberhegsen und Gießen - 
3.6.221. Die Atrseinandersetzmg mit dem Landesbiacbof und die 

Verscbiirfmg des Kircbenlcampfes 

In Hessen standen viele protestantische Geistliche der Machtergreifung 
zunächst positiv gegenüber. So b e g r u t e  2.B. der Hessische Pfarrverein 
am 26. April 1933 #'die politische Neugestaltung im Reich und in den 
Ländern als Gottes Fügung und Weg zum nationalen wiederaufstieg."4 
Trotz dieser Einstellung griff der Staat immer wieder in die inneren 
Angelegenheiten der Kirche ein. Er intervenierte %B. bei den Kirchen- 
wahlen im ~ u l i 5  und bei der Gleichschaltung des Pfarrvereins im August 
1933.6 

1 Kar1 Dietrich Bracher, Die deutsche Diktatur, a.a.O., S. 423. 
2 Ebd. 
3 Heinrich Pingel-Rollmann, Widerstand und Verfolgung in Darm- 

stadt, a.&O., S. 182. 
4 Karl Dienst (Hrsg.), Dokumentation zum Kirchenkampf in Hessen 

und Nassau, Bd. 1, in: Jahrbuch der Hessischen Kirchengeschicht- 
lichen Vereinigung, Bd. 25 (1974), Darmstadt 1974, S. 35. 

5 Ebd., S. 61 f., S. 69 und ebenfalls zu diesem Komplex Wilhelm 
Lueken, Kampf, Behauptung und Gestalt der Evangelischen Lan- 
deskirche Hessen-Nassau, Gottingen 1963, S. 18 ff. 

6 Dienst, ebd., S. 72. 



Hessen-Kassel und Waldeck) zusammenzuschließen, waren damals ge- 
scheitert. Als die staatliche Seite mit erheblichem Druck, aber auch 
unterstützt vom Wunsch nach Zusammenschluß in einer Landeskirche, 
erreichte, daß am 12.9.33 die Vereinigung stattfand, war ihr zunffchst 
ein Einbruch in die evangelische Kirche gelungen. "Diese Vereinigung 
ist im Zusammenhang mit Gleichschaltungsaktionen der öffentlichen 
Körperschaften, Verbände und Organisationen im Rhein-Main-Gebiet zu 
sehen, mit welcher der Gauleiter die preußischen und hessischen Teile 
seines Gaues enger zusammenschließen wollte."l - Landesbischof wurde 
der junge Pfarrer Dr. Ernst Ludwig ~ i e t r i c h l ,  der zu den "Deutschen 
Christent1 gehörte. Die offizielle Hessische Kirchenleitung wie auch die 
Synodalen der neugeschaffenen Landeskirche begrüßten das neue Sy- 
stem, forderten bei der Wahl am 12.11.33 dazu auf, "einmütig, treu 
und entschlossen hinter den Führer unseres Volkes Adolf Hitlerw zu 
treten und sandten anläßlich der ersten Landessynode am 28.11.33 in 
Mainz Ergebenheitsadressen an Reichsbischof Müller, Hindenburg und 
Hitler. Bezeichnend ist, daß das oberste Kirchenparlament nach einem 
dreifachen "Sieg Heilw, dem Absingen des Deutschland-Liedes und des 
Horst-Wessel-Liedes "mit erhobener rechter ~ a n d " 3  auseinanderging. 

Gleichzeitig verabschiedete Kirchengesetze mit Bestimmungen über Be- 
schäftigung von Geistlichen und Kirchenbeamten, Beurlaubung und Ver- 
setzung in den Ruhestand vollendeten die nationalsozialistische Machtü- 
bernahme in der Nassau-Hessischen (NH) Landeskirche - so schien es 
wenigstens. Aber wie auch in anderen Landeskirchen ging jetzt erst die 
Kirchenauseinandersetzung los. Schon Anfang Dezember 1933 scheint 
mit der Versammlung des Pfarrernotbundes in Darmstadt ein erstes 
Signal gegen die Vereinnahmung der Kirche durch die Nazis gesetzt 
worden zu sein.4 Am 11. Dezember 1933 kam in Frankfurt die erste 
Notbundtagung für Hessen, Frankfurt und Nassau zustande. Eine weitere 
Notbundtagung wurde geplant und am 25. Januar 1934 in Darmstadt 
abgehalten. Bis dahin waren bereits 100 Pfarrer dem Notbund beigetre- 
ten.5 Anfang März erfolgte dann der Zusammenschluß der drei Pfarrer- 
notbünde Hessen, Nassau und Frankfurt/M. Damit war die Vorausset- 
zung gegeben, daß weitere Bekenntnisgemeinden gebildet werden 

1 Dieter Rebentisch/Angelika Raab, Neu-lsenburg zwischen Anpas- 
sung und Widerstand, a.aO., S. 148, und auch Dieter Rebentisch, 
Der Gau Hessen-Nassau und die nationalsozialistische Reichsre- 
form, im Nassauische Annalen 89 (1978), S. 128 ff. Zum 
Zusammenschluß Wilhelm Lueken, Kampf, Behauptung und Ge- 
stalt der Evangelischen Landeskirche ..., aaO. ,  S. 20 ff. 

2 Dr. Dietrich war von Reichsbischof Müller ernannt worden, ent- 
gegen dem Wunsch der Mehrheit der Pfarrer, die Dr. Diehl be- 
vorzugt hätte: Dienst (Hrsg.), Dokumentation, a.a.O., S. 159 und 
S. 163. 

3 Ebd,  in: Jahrbuch B& 25, 1974, S. 147 ff., speziell S. 153. 
4 Ebd, in: Jahrbuch B& 25, 1974, S. 156. 
5 Ebd,  S. 181. 



konnten und ein geschäftsführender Landesbruderrat im Juni 1934 in 
Frankfurt/M. entstand1 Während Hitler noch Ende 1933 entschlossen 
war, in die innerkirchiicheii Streitigkeiten nicht einzugreifen und auch 
die staatlichen Organe zur Zuriickhaltung auffordertel, erfolgte die 
Kehrtwendung seiner Politik, als die innerkirchliche Oppositionsbewe- 
gung in Hessen immer mehr anwuchs.3 Die Gestapo schioß im Juni 
1934 die Geschäftsstelle des Bruderrats in ~ r a n k f u r t / ~ f  Landesbischof 
Dietrich verbot am 4. Juli 1934 die Bekennende Kirche, bewirkte damit 
aber ein weiteres Anschwellen der Oppositionsbewegung, die immer of- 
fener seinen Riicktritt forderte. Am Fall von 8 gemaßregelten Wiesba- 
dener Pfarrern erprobte sich zuerst die Kraft der sich widersetzenden 
Pfarrer. Studienrat Heymann aus Gießen schrieb am 9. Januar 1934 an 
Dekan Schmidt in Wiesbaden, der zu den Gemaßregelten geharte: #"Hof- 
fentlich wird das Vorgehen der acht Wiesbadener Pfarrer iiberall in 
deutschen Landen lauten Widerhall finden. Dann wird von Wiesbaden 
aus vielleicht die Gesundung der evangelischen Kirche endlich ihren An- 
fang nehrneaw5 In diesem Falle mußte Dietrich nachgeben, in anderen 
Fällen versuchte er, unterstiitzt von Gestapomaßnahmen, dem Zustrom 
der Gläubigen zur BK entgegenzuwirken. Der Landesbruderrat führte 
folgende Beispiele von Terrormaßnahmen gegen die Pfarrer im April 
1934 auf: 
"18 Fälle von Strafversetzungen bzw. sonstigen Entfernungen aus dem 

Amt, 
7 Fälle von Gehaltssperrungen, 
5 Fälle Konzentrationslager, 
2 Laien in Schutzhaft, 
5 .Pfarrer Redeverbot, 
2 Auf enthaltsverbot , 
3 Disziplinarverfahren mit dem Ziel der Entfernung aus dem Amt, 

37 Falle von Geldstrafen und in 
6 Gemeinden gewaltsame Entfernung der Pfarrer aus ihrem Amt und 

ihren Ersatz durch ~ ~ - ~ f a r r e r . " o  

Am 9.2.1934 enthob Dietrich in Darmstadt "nach einem scharfen Auf- 
tritt den Prglaten D.Diehl seines A mtesw , ebenso die Oberkirchenräte 
Zentgraf in Mainz (fiir Rheinhessen) und Kar1 Wagner in Gie6en (für 
Oberhessen), Siidanlage 13.7 Wagner wurde dann mit Wirkung vom Sep- 
tember in den Ruhestand versetzt. 

In Gießen hatte Dr. Leopold Cordier, Professor der praktischen Theolo- 
gie an der UNversitHt Gießen, schon früh die Gefahren erkannt, die 

1 Wilhelm Lueken, Kampf, Behauptung ..., aaO.,  S. 42. 
2 Dienst (Hrsg.), Dokumentation, aaO.,  in: Jahrbuch Bd. 25, 1974, 

S. 15 f. 
3 Ebd., S. 345, S. 352 ff. 
4 Wilhelm Lueken, Kampf, Behauptung ..., aaO.,  S. 43. 
5 Dienst (Hrsg.), Dokumentation, aaO.,  in: Jahrbuch Bd. 25, 1974, 

S. 338. 
6 Wilhelm Lueken, Kampf, Behauptung ..., aaO.,  S. 51. 
7 Dienst (Hrsg.), Dokumentation, aaO. ,  in: Jahrbuch Bd. 28, 1977, 

S. 168. 



mit dem Nationalsozialismus auch auf die evangelische Jugendarbeit zu- 
kamen. So betrieb e r  den Zkammenschluß des Bundes deutscher Ju- 
gendvereine (BDJ) und des Christdeutschen Bundes (CDB) zum Bund 
Christdeutscher Jugend (BCJ). "Der Sinn dieses Zusammenschlusses war 
vor allem, die Position dieser beiden Verbände innerhalb der Evangeli- 
schen Jugend selbst zu stärken und dem Staat gegenüber in Geschlos- 
senheit auftreten zu könne &.."I Nach dem ZusammenschluQ hatte der 
BCJ 23.000 Mitglieder, erklärte Gegner der DC und ihres Reichs- 
bischofs.2 

Cordier kritisierte auch den Kirchenverfassungsentwurf des Ministerial- 
rats Jliger, der die NS-Vorstellungen 1933 durchdrücken wollte, als 
nicht dem Gemeindegedanken dienlich. Er nehme den reformierten Ge- 
meinden ihr Recht der freien ~farrerwahl.3 Cordier legte sich deshalb 
auch mit dem neuen Landesbischof Dietrich an, der ihm vorwarf, 
"landfremde rheinische Gedanken in die hessische Kirche zu tragen. Er 
werde bei weiterem Anstoß dafür sorgen, daß die Studenten seinem 
Einfluß entzogen werdeaw4 Seine Gedanken formulierte Cordier im Juni 
1934 in dem Heft "Volkskirche als christliche Volksreligion oder als 
Kirche Jesu Christi" und betonte, Ifdaß es gerade nicht um organisato- 
rische Fragen gehe, sondern um die Gefahr, daß es zu einer DC Volks- 
religion kommt, die dem Zeitmythus entspräche, aber unter Verzicht 
auf den lebendigen Gott und seinen Christus. Unsere Gemeinden emp- 
finden immer schärfer dieses Entweder-Oder. Daher ihr Widerstand, 
den die DC Bischofe auch mit Hilfe der polizeilichen Eingriffe und 
Verbote nicht brechen werden, und wenn sie noch so viele Presbyterien 
auflosen und nach so viele Pastoren absetzen.1~5 Hier manifestierte sich 
auf deutliche Weise die Auffassung von Gemeindewahl und Wider- 
standsrecht in der reformierten Kirche, die sich einem autokratischen 
Bischof nicht unterordnen wollte. 

Zu Cordier gesellten sich nach in Gießen der Senior der Theologischen 
Fakultät, Dr. Gustav Krüger (der am 14. Juni 1933 vor dem Senat der 
Universitlit Gießen eine mutige Rede gegen die nationalsozialistische 
Wissenschafts- und Hochschulpolitik gehalten haxte), der Senior der 
oberhessischen Geistlichkeit und Ehrenmitglied des hessischen Pfarrver- 
einsvorstandes Pfarrer Joh. Fritsch und Landgerichtsprasident i.R. Lud- 
wig Neuenhagen, langjahriges Mitglied des früheren hessischen Landes- 
kirchentages, und sie alle richteten am 17. Juli 1934 an den Reichs- 
bischof ein ernstes Schreiben, in dem sie Klage gegen den LB Dietrich 

1 Dienst (Hrsg.), Dokumentation, in: Jahrbuch Bd. 27, 1976, S. 30. 
2 Ebd., S. 30 und S. 19. 
3 Dienst (Hrsg.), Dokumentation, in: Jahrbuch Bd. 25, 1974, 

S. 269. 
4 Dienst (Hrsg.), Dokumentation, in: Jahrbuch Bd. 28, 1977, 

S. 308. 
5 Dienst (Hrsg.), Dokumentation, in: Jahrbuch Bd. 29, 1978, 

S.126. Ober Cordiers Kreis in Gießen ebd., S. 135 U. S. 146. 



A b s c h r i f t  

Meine Herren Kollegen! Die Mitteilungen, d ie uns Seine Magnifizenz 
soeben Ober die Entwicklung der Dinge i m  Hochschulverband gemacht hat 
veranlassen mich. das Wort zu ergreifen. Jch hal te i n  der Hand einen 
Ausschnitt aus dem "Vulkischen Beobachter" van 11 .-12. Juni. Jch 
ersehe daraus, dass d ie  Dinge doch schon v ie l le ich t  weiter gediehen 
sind, als w i r  es nach den uns gemachten Mitteilungen annehmen möchten. 
Es heißt dort. daß der neue Vorsitzende des Verbandes seinerseits d ie 
Auf lusung erklaren wird, nachda bereits mehrere Hochschulen ihren 
Aust r i t t  aus dem Verbande angezeigt haben. Es wird weiter ausgefllhrt. 
daß d ie  Einsicht i n  d ie  Gefahren des internationalen marxistischen 
Geistes des Weimarer Systems fllr die deutschen Hochschulen diesen or- 
ganisatorischen Zusamschluss veranlasst habe. un sich den Ein- 
gr i f fen  der sozialistischen Landerregierungen zu entziehen und eine 
getarnte Abwehrorganisation zu schaffen. Die Ereignisse dieser letzten 
Monate haben diese innere Aufgabe i n  F o r t f a l l  gebracht. Die Auflusung 
des Hochschulverbandes sei d ie  Folge diese Prozesses. Es sei m i r  ge- 
s ta t te t  dazu einiges auszufllhren. 

Als ain 8. Mai jener Herr. der sich se i t  Jahren sub studentis 
f igura an unser UniverSitat aufhalt, ohne bisher den ernsten Versuch 
gemacht zu haben. einen Beweis dafOr, daß e r  wirk l ich studiert. zu 
erbringen. a ls dieser Herr bei der akademischen Feier dem Corpus 
academicun die Beleidigung ins Gesicht schleuderte, d ie ich h ie r  nicht 
wiederholen w i l l  (e r  hatte gesagt, es gabe Professoren die ihre Uber- 
Zeugung wechselfen. wie ein schmutziges Hemd). da war ich nicht an- 
wesend. Und das war gut so. Denn ich hatte, meinem Temperament ent- 
sprechend v ie l le ich t  d ie Versammlung verlassen. und es ware ein 
Skandal entstanden. der besser vermieden blieb. Jnzwischen b in  ich i n  
diesem Punkte etwas anderen Sinnes geworden. Sie erinnern sich jener 
Erklärung vom 22. Apri I, i n  der der Vorstand unseres Verbandes, der 



w e n  Regierung seine Ergebenheit aussprach. Jch habe d f e  Erkl&rung 
darals  wrfmrksain gelesen. und glaube sagen zu dOrFen, ak$ auch ich 
d i e  unterschrieben haben würde, obwohl sie mir d i e  Grenzen des In 
einer solchen Erklilrung an Ergebenheitsbezeugungen Erlaubten zu 
s t re i fen  schien. Was geschah? Junge Leute, ich netre an niscfm 18 
und 26 Jahren. Studenten, erklar ten s ich  durch gewisse . . . , d i e k r  Kund- 
gebung ver le tz t  und sprachen u n m m d e n  aus, da8 sie der Verb& thr Ver-  
twen nicht  weiter w@rden entgegen bringen koniwnr, wann der Voetand 
nicht  zurlicktrete und durch einen anderen ersetzt uürde. Umer dw Er- 
klarwig b d m  s ich  d i e  Namen von 12 filr u n w m  Verband hoch verdien- 
ten U&mtrn, von denen ich nur Schl ink-Dannstadt und Mi lliasnn-Bahn zu 
~ennen Brauche. Die jungen Leute gingen noch weiter, sie fo rde rn  iden 
~ i c h g r i l S i d m t e n  auf. dein Vorstand d i e  ~ c h g e s u c h t e  Audienz ni& zu 
garahren, Und k h  habe glaubhaft gddrt, dad3 s ich  Herr h l f ,  de* Rek- 
tor der Universitat Kiel, also dar Universi ts t ,  die .  wie wir sahen 
hl)rim. ihren A u s t r i t t  aus dem Hochschulverband e r k l a r t  hat. ans 
Telefon g$hihgt und beim Reichskanzler jene Audienz zu h i n t e r t W b e n  
vwsucht hab@. 

Was geschah weiter? Wir haben es soeben von Seiner ibgnifizeinz 
bestätigt erhal ten,  d& d i e  auf dem Hochschult@g zu Erfurt  Yeramnel- 
deten sich nicht  wie e i n  Mnn hin te r  ihren Vorstand gestellt hab#! und 
ibn r iedemählten,  sondeff, da6 sie einen newn Vorstamd irllhitien„ der 
nach politischen 6esicMspunkten zus setzt ist. U n d  das *ta;t%n 
d i w i b e n  Wnmsr, Wen doch jem Yqänge  sn d e r  Bpaunwhmigm Hach- 
schule, Wr d i e  unsere *Bl&tter" aktena%ssig ber ich te t  haben, i m  
M c b t n i s  sein aaBten, jene Vorg&nge, d l e  i n  d e r  6eschf ch tc  unserer 
Hochschulen f i i r  alle Z e i t  gcbranaiar%t se in  werdcn. So sehe ich i n  da 
was nun kairnen w i r d .  nichts  als d i e  natllrliche Folge davon, ds& q n  
sich auf d i e  schiefe Ebene begeben hat, Denn was h a t  unser iie&M nikr no 
fiir  einen Wrrt? Nach der N&iz in "Y&lkischen Be&aohter* htte er 
d i e  A u f g a b e  d i e  Universit8W.n den Eingrfffen Qer sazfa l i s t i sehen  
L h l e n e g i e r u n g  zu entziehen. Meine Herrn, ich weis nicht,  wie es i n  
d iese r  Beziehung an anderen Universitilten stand. Sicher  aber weis ich 
da8 an unserer UniverSitat eine getarnte  Abwehrorganisatian n i c U  W l g  
war. Wir haben v ie le  Jahre hindurch, und gerade auch in l e t q e n  
Jahren. uns der  regsten Antei lnahne der  Regierung an den flejangjb der 
Universität erfreuen dürfen. ganz besonders der  Antei lnahme des' StaaW- 
ornsidenten e. h. Adelung unseres Ehrensenators, der rar uns - ieh er- 
innere nur an das Studentenheim - a l l e s  getan hat ,  was sich unteP 
i m r  beschrankter werdenden Verhnltnissen tun l ies .  Ich warte lbw 



noch darauf. daß ihm dafür in aller Öffentlichkeit der gebührende Dank 
gesagt wird. Wenn meine Befürchtungen nicht trugen, so haben wir 
jetzt ganz andere Eingriffe zu befürchten. Die Obmänner. von denen wir 
vorhin gehört haben. reden eine deutliche Sprache, und es wird Zeit, 
da8 wir uns wieder darauf besinnen. daß wir Professoren sind. 

Was ist denn ein Professor? Professor kommt von profiteri. Das 
heißt bekennen. Es braucht nicht jeder unserer Kollegen in die Lage 
zu kommen. von Amtswegen Bekenner sein zu müssen: Nicht die Mediziner 
und nicht die Vet.-Mediziner oder die Natumissenschaftler. Ob ein 
Mediziner, unbeschadet seiner Wissenschaftlichkeit, seine Tätigkeit 
an einer Universität ausübt oder an einem Forschungsinstitut. einer 
Charite oder ähnl fchen Anstalten, das fällt für seine Berufsarbeit 
nicht entscheidend ins Gewicht. Anders steht es bei den Theologen, 
Juristen. Staatswirtschaftlern, Historikern, Philosophen. Ein Pro- 
fessor der Theologie, der sich bei seiner Arbeit die Richtschnur von 
der Kirche vorschreiben lässt, der gehört nicht an die Universität. 
er kann seine Arbeit ebenso am Seminar in Bethel oder am Seminar in 
Mainz verrichten. Und wie ist ein Strafrechtlehrer oder gar ein Staats- 
rechtlehrer denkbar, der sich seine Gedanken nicht ohne jede Beein- 
flussung durch eine außeruniversitäre Jnstanz bildet und sie ausspricht. 
Nicht zu reden vom Staatswirtschaftler: Wo soll es hinführen, wenn 
ein solcher nicht auch das gute an Komunismus hervorheben darf. wenn 
er solches zu sehen glaubt? Nicht zu reden auch van Historiker: Wie 
kann der die Geschichte der letzten 14 Jahre verfolgen und verständ- 
lich machen, wenn ihm verboten sein soll. die Verdienste. die sich 
Friedrich Ebert in schwierigster Lage im Staat erworben hat, ins 
rechte Licht zu stellen? Und vollends der Philosoph: Sie wissen alle. 
daß Kant in einer Periode schwerer Reaktion die Order erhielt, seine 
Philosophie künftig nicht mehr zur Entstellung und Herabwürdigung 
mancher Haupt- und Grundlehren der Heiligen Schrift und des Christen- 
t m s  zu missbrauchen. Nun, Kant war ein Mann von ruhigem Temperament. 

X Hier habe ich leider die Ausführung. was der Professor nicht ist. 
nämlich seinem Wesen nach nicht Beamter, wie alle übrigen Staatsdiener 
weggelassen. ungewollt , nur in dem Bestreben meine Kollegen nicht 
solange auf zuhalten. Des Ubels Anfang 1 iegt meiner Meinung nach darin. 
daß sich die Professoren von nun etwa einem Menschen- 
alter in die Kategorien der Beamtengehaltsordnung einspannen 1 ießen 
und daß die wirtschaftlichen Gesichtspunkte in der Krieg- und Nach- 
kriegszeit eine Bedeutung erhielten, die alles andere in den Hintergrund 
stellten. 



Er legte die Order bei Seite und schwieg. Als aber eine andere Zeit 
heraufzog. da holte er sie aus dem Schubfach seines Schreibtisches 
hervor. und gab sie dem Fluch der Lllcherlichkeit preis. mit dem 
behaftet sie nun seit mehr-als einem Jahrhundert durch Lehrbucher und 
Hörsäle gewlllzt wird. 

Hier. in der Unterbindung solcher professoralen Freiheit sehe ich 
die neue Gefahr. und unter diesem Gesichtspunkt wurde ich es aufs höchste 
bedauern. wenn unser Hochschulverband als das letzte Bollwerk solcher 
Freiheit aufgelöst wllrde. Dabei weis ich mich vor jeder politischen 
Einstellung frei. Jch habe niemals einer Partei angehört. halte das 
auch mit dem Wesen des Professors wie es mir vorschwebt, für unverträg- 
lich. Jch war nicht Sozialdemokrat auch nicht Demokrat. wohl aber war 
ich stets und fUhle mich noch heute so. Sozialaristokrat, das heiBt 
ich war erfUllt von dem Bewußtsein. da8 wir Professoren FUhrer sein 
sollen. So habe ich mein Lehramt geführt, das habe ich in jener "Denk- 
schrift über die Stellung der Landes-Universität im Organismus des 
Hessischen Staates1' von 1916 ausfUhrlich dargelegt, jene Denkschrift. 
von der mir Herr Kollege BUrker, der sie als Rektor las, gesagt hat, 
es sei das Beste was er kenne. So habe ich 1919 zu unseren Kamilitonen 
gesprochen, als sie aus dem Felde zurückkehrten, und habe ihnen zuge- 
rufen: "Seid Eurem Volke FUhrer!". FUhrer aber kann man nur sein. wenn 
man sich frei fUhlen darf. 

Meine Herrn Kollegen! Jch verlasse numehr diesen Saal in dem ich 
Ober 40 Jahre an der Selbstverwaltung unser alma mater mitgewirkt habe. 
~ch'verlasse ihn mit den Worten, die ich schon einmal sprach, als man 
mich bei festlicher Gelegenheit in meinein Hause begrül3te: prof iteor 
professor - sun, prof itebor. 

Als ich hinausging. erhoben sich meine Kollegen von ihren Platzen. Jch 
habe das als wohltuende Anerkennung empfunden. 





ten wieder Repressionen durch den Landesbischof Dietrich (Geldstrafen, 
Suspendierungen, ~ntlassun~en). l  Auf der nassau-hessischen Landessy- 
node vom 211.34 kam es zu heftigen Auseinandersetzungen wegen die- 
ser Haltung zwischen dem Synodalen Prof. Haenchen (GieSen) und dem 
Landesbischof, dem vorgeworfen wurde, den eigentlichen Sinn der Glau- 
bensauseinanderseteungen überhaupt mcht begriffen zu haben. Der De- 
kan der theologischen Fakultat der Universität Gießen (Haenchen) ver- 
las eine Erklärung dieser Fakultät, in der der Landesbischof zum Rück- 
tritt aufgefordert wurde, weil e r  nicht das Vertrauen der Gemeinden 
habe. "Er hat sie durch ein in Deutschland einzig dastehendes Kirchen- 
vorstehergesjatz entmündigt, hat andersdenkende Pfarrer in der Offent- 
lichkeit politisch verdachtigt und Gewaltmaßnahmen in die in ruhiger 
Entwicklung aufstrebenden Kirchen eingefÜhrt."2 Dieser Fakuithserkla- 
rung schlo8 sich der Synodale Lenz (Münzenberg), Mitglied der NSDAP 
seit 1930, an.3 Hans Friedrich Lenz hatte am Abend zuvor von Prof. 
Cordier im Cafb Hettler in Gießen umfangreiches Material zugestellt 
bekommen Er hatte bis dahin von den Vorghgen, die sich im Nassau- 
ischen abspielten, keine genaue Kenntnis gehabt4, ein Zeichen, wie we- 
nig die früher getrennten Kirchen voneinander wußten 

Der Streit zwischen den Pfarrern der Bekenntnisfront und dem Landes- 
bischof eskalierte, als der Landesbruderrat mit harten Worten Dietrich 
zum Rücktritt aufforderte, wobei hauptsächlich sein Vorgehen gegen 
die Unabhängigkeit der Pfarrer und Gemeinden angeprangert wurde. Po- 
litische Gesichtspunkte wurden nur in Punkt 8 angedeutet: "Sie haben 
sich zum rücksichtslosen Vertreter der unevangelischen Gewaltpolitik 
des RB und seines Rechtswalters gemacht. Sie haben die Führung Ihres 
Amtes nicht auf das Vertrauen der Gemeinden und Pfarrer, sondern 
weithin nur auf die Hilfe von Polizeigewalt begründet. Sie haben als 
einziger Landesbischof in Deutschland die Zugehörigkeit zu Pfarrernot- 
bund, Pfarrerbruderschaft und Bekenntnissynode verboten und unter die 
Strafe der Amtsenthebung gestellt, obwohl es  sich bei dieser Zugehö- 
rigkeit um ernste Fragen des Gewissens handelt.115 

Man muß sich hüten, den Konflikt der Pfarrer mit dem LB anfangs als 
einen nur oder hauptsächlich politischen Kampf anzusehen In der BK 
waren auch Pfarrer, die eine Verbindung von Nationaisazialismus und 
Christentum erstrebten und versuchten, später aber diese Versuche auf- 
gaben und sogar im Widerspruch zur Partei predigten und handelten 
Auch die Bischöfe, die Ende Oktober 1934 von Hitler empfangen wur- 
den, versicherten, "daß die Bekenntnisbewegung von keinem andern Ge- 
danken besselt ist als von dem, die Ev. Kirche als geeinte Ev. Kirche 
wirklich wieder Kirche werden zu lassen, damit sie ihre ganze Kraft 
für die in Volk und Vaterland zu lösenden großen Aufgaben einsetzen 
karihv6 

1 Dienst, Dokumentation, a.a.O., in: Jahrbuch Bd. 30, 1979, S. 40. 
2 Ebd. 
3 Ebd. 
4 Ebd., S. 41. 
5 Ebd., S. 75. 
6 Ebd., S. 49. 



Hitler versicherte dann auch, e r  werde den Staat und die Partei aus 
dem Kirchenkampf herausziehenl, was aber nicht konsequent durchge- 
fUhrt wurde. Der damalige Pfarrvikar Rudolf Weckerling, von dem im 
Zusammenhang mit Gie6en noch zu redeh sein wird, hat das Verhältnis 
zwischen evangelischer Kirche und StaatIPartei sehr .treffend beschne- 
ben, wenn er  sagte: "Ich bin vom Januar 1935 an in Oberhessen gewe- 
sen, und in diesen noch ziemlich intakten bäuerlichen Dörfern, da hat- 
ten die Nazis nichts zu bestellen. Da hatte man als Pfarrer fUr die Be- 
kennende Kirche - in diesem relativ konservativen Sinne - die Gemein- 
de fast geschlossen hinter s ich Wer was auf sich hielt, war bei dem 
alten Glauben und gegen die Nazis, was aber das Politische doch weit- 
gehend ausschlok Daß man Pfarrer ins Gefiingnis steckt, das machten 
die Leute nicht."2 Rudolf Weckerling erklärt auch, warum die evange- 
lische Kirche noch nicht Hauptangriffsziel der Partei war: 
"Es gab von dem Hauptmann Pfeffer, dem Obersten SA-Führer Ost, ei- 
ne Prognose Uber den etablierten Protestantismus: von den nominellen 
Christen würden im Ernstfalle 3 % fUr ihre Sache geradestehen und von 
den Katholiken 18 % oder wenigstens 15 %. Und mit diesen 20 % wer- 
den wir schon fertig, die werden wir gleichschalten. Ein Volk - ein 
Reich - ein Führer - eine Kirche! Deshalb war die Kirche z d c h s t  
auch nicht in der vordersten Schußlinie der Partei, sondern Juden, 
Kommunisten, Sozialisten, Gewerkschaftler. Der Kirche trat man später 
auf die Fii6e. Man hielt sie doch fUr harmloser, als sie in Wirklichkeit 
war. In gewisser Weise galt der Protestantismus bei den Nazis als un- 
politisch, während sie den Katholizismus fUr eine 'politische Religion1 
hie1ten.113 

In dieser Ansicht sollten sich aber die Verfolgungsbehörden und die 
Polizei bald getäuscht sehen. Denn ein z d c h s t  nur wegen Eingriffen in 
die Unabhiingigkeit der Gemeinden entstandener Protest kann eine Ei- 
gendynamik bekommen, die dann auch vor politischer Kritik nicht mehr 
innehäit. Dann hört schließlich auch die llSchizophrenie" auf, die lange 
Zeit der BK half, "politisch ja zu Hitler zu sagen, weltanschaulich 
nein. In dieser Schizophrenie ging vieles. Arier-Paragraphen im Staat 
könnt ihr machen, da könnt ihr machen, was ihr wollt. Aber Arier-Pa- 
ragraphen in der Kirche - nein. Kirche und Religion haben nichts mit 
Politik zu t m w 4  

In dieser Haltung verlief auch die Pfarrkonferenz der Propstei 
Oberhessen am 12. November 1934 in Gießen, die sich zu einer g r a k n  
Protestkundgebung gegen den LB Dietrich und sein "Gewaltkirchenre- 

1 Dienst, Dokumentation, a.aO., in: Jahrbuch Bd. 30, 1979, S. 49. 
2 Johannes Miiller und Rudolf Weckerling, Die Mehrheit des deut- 

schen Protestantismus hatte einen Januskopf, in: Brodersen/Hu- 
mann/Paczensky, 1933 - Wie die Deutschen Hitler zur Macht 
verhalfen, Reinbek b. Hamburg 1983, S. 289. 
Ebd., S. 288. 
Ebd., S. 286. 



gimentl@l entwickelte. Einer der teilnehmenden Pfarrer sprach von 
~hes t r e i t l ,  und so sah es auch zunächst noch (Juli 1935) das Hessische 
Staatspolizeiamt in Darmstgdt: "Im Evangelischen Kirchenstreit geht 
der Kampf zwischen dem Landesbischof und den Anhängern der Be- 
kemtnisfront weiter, ahne jedoch gri3ßere Formen anzunehmen... Wenn 
aber in den meisten Gemdnden heute Ruhe herrscht, so ist das darauf 
zurUckzuführen, daß die Bekemtnisfront einschließlich Kirchenvorstand 
und Geistlichen des betreffenden Ortes zu einem fast völligen Siege 
iiber die Anhbger der Landeskirche gekommen sind.113 

Wie stark sich die B e k e ~ t ~ s f r o n t  durchgesetzt hatte, wird deutlich, 
daß der Landesbruderrat im Januar 1935 den Landesbischof gar nicht 
fragte, als er eine eigene Prüfungskommission filr 130 Jungtheologen 
eingesetzt, bereits 22 Vikare ordiniert sowie 32 Pfarrverwalter und 19 
Lehrvihre eingestellt ha t t e f  

In Gi- ist der organisatorische Aufbau der BK wahrscheinlich im 
November 1934 begonnen worden. Prof. Cordier berichtet jedenfalls von 
einer "ersten Bibel- und Bekemtnisstunde im Ev. Vereinshaus (Herber- 
ge zur Heimat)" am 8. November und bittet, die 'Verpflichtungskarte 
der Bekemtnisgemeinschaft an die neueingerichtete Geschäftsstelle zu- 
rUckzusenden.5 Geschäftsführer wurde der Ingenieur Theodor Hickel aus 
~ießen.6 Das Zentrum der Bekemtnisgemeinde in Gießen wurde dir 
Luthergemeinde am Alten Friedhof, wo im 'Kapellchen' Gottesdienst 
abgehalten wurde. Eine florierende Jugendarbeit zeichnet die Gemeinde 
aus.7 Viele Mtere Gießener k8men sich noch erinnern, wie sie in den 
Jahren 1935 bis 1938 in dieser Gemeindejugend waren und vor allem 
zwei Geistliche sich besonders in der Jugendarbeit auszeichneten: Pfarr- 
vikar Rudolf Weckerling und sein Assistent Dauth Sie wurden in Gie- 
ßen unterstUtzt von dem Pfarrer Ludwig Anthes, den der Landesbischof 
nach Gießen strafversetzt hatte.8 Der Gießener Pfr. Lic. Edmund 
ScNink war der Vertrauensmann der Vikarsvereinigung und wirkte auch 
bei Veranstaltungen außerhalb mit.9 

Dienst, Dokumentation, aaO. ,  in: Jahrbuch Bd. 30, 1979, S. 96. 
Ebd., S. 98. 
Pingel-Rollmann, Widerstand und Verfolgung, aaO. ,  S. 186, zit. 
IMLIZPA St.31734. 
Wilhelm Lueken, Kampf, Behauptung ..., aaO. ,  S. 52 f. 
Dienst, Dokumentation, aaO.,  in: Jahrbuch Bd. 30, 1979, S.110. 
Ebd. und Interview vom 1.10.1986 mit Armine Steinhäuser, Gie- 
ßen, der Tochter von Pfarrer Heymann (Langsdorf). 
Interview mit Frau Steinhiluser vom 1.10.1986. 
Dienst, Dokumentation, aaO.,  in: Jahrbuch Bd. 30, 1979, .S.192. 
Ebd., S. 244, S. 108. Schlink kilmmerte sich vorbildlich um die 
weitere Ausbildung junger Theologen, Weckerling hatte ausgehol- 
fen, als Pfarrer Brunner im März verhaftet worden war. Dienst, 
Dokumentation, aaO.,  in: Jahrbuch Bd. 32, 1981, S. 495. 
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Der 1911 geborene Pfarrassistent Rudolf Weckerling beschreibt knen 
Werdsgang wie folgt: 
tqich stamme aus dem Rheingau, zwischen Wiesbaden und R 
I& bin in einer stockkatholischen Gegend aufgewachsen und 
Waadmwgeifahrer, wenn wir am Wochenende auf Fahrt gingen, den ka- 

Eitern immer versprechen, da6 ich die So8ntagqdIicht be- 
d e ,  und bin also mit diesen Jungs, die das eigentlich gar nicat w d -  
tat, sanntags in die katholische Kirche gegangen. Dem Wandermgd mit 
19 J&mn beizutreten, war bei mir zugleich ouch der Exodus &W dem 
b-.. Mein Vater war ein ~ g " p r d m n  liberaler Mann, der 
mtch damals gefragt hat, ob ich denn in der Kirche gewesen sei, wem 
nfr an Qea Woc- uns bis ntm Emd! mit Kriegsqdelen und MHr- 
scfLsn d allem Mbglichen im Tsumis 'totgemacht' hatten... In diesem 
frohtichen und wsirdigaa Rheingsu war man nicht so in der Srme &X 
politischen Ereignisse drin, wie d a d s  in Berlin. Bei iins war d e s  
ziemlich locker, daw kam diese Trsdition, Religion hat nichts mit Po- 
litik au tun und auserdem eine gewisse SMt- und Unterentwiekeltheit 
in der Wachheit gegentiber dem, was vor sich ging ... 
IR Msrkirg, wo ich M t e r  studierte, gab es einerseits s c h  ziemlich 
fxtih, schm Anfang der dreiSiger Jahre, Theologen, die richtige Nazis 
waren, abar es gab Buch eine sehr starke liberale und auch bterna- 
ti@e &klasilische Tradition. Marburg hatte immer sehr deIe d & n -  
di& St-en und dadurch eine gewisse UrbsaitHt gehabt. Bin Pr&- 
fessor, &r mich damais sehr beeindruckt hat, war WeinAch Frick, 
Nachfolger dss betfihmten Religions-lers Rudoif Ot ta  Und 
dann war in Marburg det belwuite Neaitsstsmentler Rudolf Bultmann 
LIRd als Kirchengeduchtlicher Hans von Soden. Es war also ein ziedi-  
c k  Miybau &n, und man hat auch in der theologischen Fakuitat ei- 
nen gewissen Korraeas gehabt, der dazu fQbrte, da8 die F w & t  ein 
Gutachtan %um Arlerpafagtephen gemacht W ,  und zwar ein sehnen- 
des. Das war d a d  eine sehr mutige Sache.., Ich habe mich h Mar- 
burg auf das erste thedogfsche Examen vorbereitet und habe es einen 
Monat nach der Mtditergreifing Wanden. Ich erinnere mich an dsn 
Fackebg, der in Marburg am A h d  das 30. Januar stattfand, den ich 
mir von meiner Stwlentenbude aus ansah, Marburg ist klein und hat en- 
ge Straht. U d  des war ein gane 8iEhtii3 strammer Volhnm&... Ich 
wHre ZIOhl auch aabaigs~esen~ wem ich nicht schon durch die Jugend- 
bewegung & dem Wandervogel beeinflust worden wate, und zwar durch 
einen Md-r Lehrer, der uos schon als 1Sjährige gegen die NaEis ge- 
impft hat... Nachdem it% am 29. April 1933 mein erstes Enarpen ge- 
macht hatte, bin ich nicht aufs Predigerseminar gegangen, sondern als 
Assistent bei dem genannten Professor Frick geblieben. Damals kam 

Kar1 Barth die M m  e~ische Schrift "i'heofogiscihe Existew heutet 
hera\wr An dieser Veaf P' enrlichung schieden sich die Geister dex Theo- 
logen. Denn gleidmeitig gab es auch eine g r a b  Agitation der sage- 
nannten ' D a a & e n  Christen' fiir den ReicAsbhhof Maler, Bald wtch 
der Machub6nuhme gi* schon an manchen Orten der aogeauunue Kir- 
cbenhmpf los, auch in. Hassen und an den UnimtsStHten. 
Wir hbm zu diper  Zeit angefangen, illegal Material abzur;Sehen und 
haben damals geigen diesen von den Nazis emiuinten RQich&isctu,f Mo1- 
ler gekämpft fltr den Reicbsbischof Bodelschwingh, der sich als 



Reichsdiakon verstand und mit der ganzen Tradition von Bethel im 
Racken zuniichst eine Alternative zu sein schien, denn die Bodel- 
schwinghs galten auch als sehr national und keineswegs linkslastig ... 
In dem Freundeskreis, in dem ich lebte, stand es aberhaupt nicht zur 
Diskussion, da6 man bei den Nazis mitmachen könnte. Die Frage war 
nur, wie man etwas dagegen tat... Und hinzu kommt, daß man jung und 
iiberhaupt leichtsinnig war. Eine gewisse Mischung von Glauben und 
Leichtsinn, das war immer dabei. 'Da gab es dann so Sprache wie: 
Warst du schon im Gefilngnis? Wenn nicht, warum nicht? Das war so 
'ne Art Sport. Man mußte von den Nazis in irgendeiner Form mal ge- 
zaust worden sein, sonst war man doch allmahlich nicht mehr 'in'. Es 
kommt noch hinzu, da6 man als Pfarrer bzw. als Theologe zuniichst 
noch eine gewisse Sonderstellung hatte. Man nahm es den Theologen 
noch nicht so Ubel, wenn sie nicht der Meinung anderer waren. Aber 
das galt nur für eine begrenzte ~ e i t  ..."I 

Rudolf Weckerling hätte nun 1934 noch ein Jahr das Ev.theo1. Seminar 
in Herbom bzw. das Ev. Predigerseminar Fnedberg und dann ein ljähri- 
ges LehrVikariat vor dem 2. Examen besuchen müssen. Der Vertreter 
des Landesbischofs verlangte aber eine schriftliche Erklarung, dai3 er 
seine bisheri e Einstellung (Zugehorigkeit zum Pfarrer-Notbund) g h -  
lich aufgebe% Weclcerlings Anfragen bei dem LBR bzw. Dr. Schlink 
(GieSen) rührten das Problem der Ausbildung und Examinierung der 
jungen Theologen an. Ein Predigerseminar wurde schließlich ffir Gießen 
in Aussicht genommen (ev. Vereinshaus, Herberge zur Heimat, Hinter 
der Westanlage 11) und sollte am 1. April 1935 eroffnet werden.3 Da- 
von nahm man aber dann Abstand und verlegte den Prtifungsort nach 
Fiankfurt/M. Die Anerkennung des dortigen E-mens wurde Weckerling 
allerdings später verweigert. Der Landesbruderrat hatte im April 1936 
beim Landeskirchenausschuß seine Ordination (neben anderen) bean- 
tragt, diese wurde jedoch @'bis zur Klarung der Frage iiber die Aner- 
kennung der 11. Priifung zur~ckgestellt~~4, später nicht erteilt. Inzwi- 
schen hatte sich nämlich die Haltung des sog. Landeskirchenausschusses 
und der zu ihm stehenden Pfarrer, untersttitzt von Partei und staatli- 
chen Organen, wieder versteift. Schon gar nicht wollte man Weckerling 
weiter Religionsunterricht halten lassen. So wurde ihm im Juli 1937 
mitgeteilt, da6 nun die Genehmigung "zur Erteilung schulplanmaßigen 
evangelischen Religionsunterrichts an der Volksschule in GieSenl' abge- 
lehnt sei, "da Ihre Anerkennung durch den Landeskirchenausschuß nicht 
erfolgt ist und eine Dienstbehorde 'Landesbruderrat der Bekennenden 
Kirche' nicht bekannt ist."5 

1 Rudolf Weckerling, Die Mehrheit des deutschen Protestantismus 
hatte einen Januskopf, aaO.,  S. 272, 275, 278 f., 288. 

2 Dienst, Dokumentation, aaO., in: Jahrbuch Bd. 33, 1982, S.29 f. 
3 Ebd., S. 37. 
4 Dienst, Dokumentation, aaO., in: Jahrbuch Bd. 35, 1984, S266. 
5 StAGi Nr. 1823 "Stadtschulamtv. Hier Schreiben des Reichsstatt- 

halters an das Schulamt vom 10.7.37 und des Stadtschulamtes . Gießen an Rudolf Weckerling vom 20.7.37. 
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Der Chef der deutschen Polizei im Reichsinnenministerium verbot 'kurz 
danach offiziell alle Ausbildungsstgtten für den theologischen Nach- 
wuchs durch die Bekennende Kirche, wieder mit der bezeichnenden Be- 
rufung auf den § l der Verordnung vom 28.2.33 (!)I 

Gegen Weckerling und seinen Assistenten Dauth, die ab 1936 faktisch 
die BK in Gießen leiteten, hatte der schon von Nazifeiem (siehe 1. 
Mai 1933) bekannte Wiesecker Dekan Karl sattle12 intrigiert, ja viel- 
leicht die Ablösung der beiden überhaupt erst in die Wege geleitet. Die 
Luthergemeinde und ihre Seelsorger waren diesem systemtreuen Pfarrer 
ein Dorn im Auge, und im Mai 1938 hatte er endlich sein Ziel er- 
reicht: Weckerling und Dauth mußten aufh6ren und Sattlers Kandidat 
Karl Traum (Freienseen) übernahm vorübergehend die Verwaltung der 
Pfarrei. Sattler begründete seine Haltung in seinem Brief an das Stadt- 
schulamt wie folgt: 

1 Siehe GA vom 2.10.1937. 
2 Sattler hat sich wegen anderer Ereignisse auch an die Staatspo- 

lizei gewandt. Dienst, Dokumentation, aa,O., in: Jahrbuch Bd. 
32, 1981, S. 509. 
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Evan~el isct~es Dekanat Giessen. Xieseck, der, 11. Kai 1930. 
Ru: ~ i a s s e n  2568. 
Zu 11r.D.C.849. 
Betr.: Die viirarische Verwaltung der Pfarrei der Lutherger?einda eb Giassen, L 

Dekanat Oiessen. 

das Stadt schulamt 

grkffe und uugelr&rige Kri t ik  des caurQ.'J,a 
daett  des Staat, So werden auoh Sie diese 
t e s  -die s i i i  Eeberg a c h t  ist- begQa 
Betreuungm der  Scbu%n%b e r  duroh die  beido 
s ich eahoo zer8tlrend ausgswirkt 3.a einer  
d ie  nicht egr bek. Kircim (besser Belce~Snisfroaf 



eirl frisches tatfrohes positives ~hristentum im Sinne des Partei- 
progrhmss ohne theologische Spitzfindigkeiten und do~matische Se= 
griffspalterei. 

Wir glauben, mit Ihnen einig eu gehec, dass auch nach dem Aua 
scheilien des Pfarrstandes aus dem Religionsunterricht in Sinne Bans 
Schemms, des leider 80 früh vollendetan, nur eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit von Kirche Schule und Haus der Jugend auf religitls= 
em Gebiet das Rüstzeug mligeben kann, dessen sie auch im Dritten 
Reiah bedarf. So werden Sie auch unser heutiges Schreiben nicht als 
Einmischung in Angelegenheiten der Schule ablehnm, sondern - wie 
wir hoffen - verwcliden in dem Slnne, an einer Yendepunkt der Luther: 
gemeinde zu helfen, dass es besser werde, wo viele8 -wenn ~ u c t  in 
guter Absicht- gefemt worden ist. 

Die Ordinstion des neuen Pfarrverwalters soll am komrsenden 
Sonntag, 15.hlai in der alten Friedhofskapelle stattfinden. Ffrv. 
Traum wohnt Kaiserallee 24 I. 

H e i l  E i t l e r !  

Quelle: StAGi Akte 1823 

Dekan. 

Y. .,J. 5-38. 



Seinem weiteren W e  nach der Ent f Weckerling wie folgt beschrieben: 
fernung aus dem Amt hat Rudotf 

1 ~udolf  Weckerling, in: 1933. Wie die Deutschen Hitler zur Macht 
verhalfen, aaO.,  S. 289-291, 297, 301. In Giebn wurde Wecker- 
ling meist von dem bekannten Gestapo-Beamten Schneider ver- 
h6rt. 



r. 
L 

3.tUU.  Die LatheqpnwUe in der Zelt d6r Verfdgtmg 
f 
k- Es war schon von einer der mutigsten Gemeinden der damaligen Zeit 

die Rede - der Luthergemeinde am Alten Friedhof, qt 1935-1938 Wir- 
kmgsstlltte vum Pfardkar Weckerling und Pfarrassistent Dauth Frau 
~ s t b l  hst den Bericht mmmmmgestellt. 
"Für den en ten  Kirchemorstsnd konnten gewonnen w e r h  Kaufmann 
Kai1 #alitomss3tcs, Telegrdeninspelttor i.R. Ludwig bpemchied, Rech- 
nungsrat Eduard Schiffnie, Philipp Brehm, Former Weber, Pdimiwacht- . meister i.R. Schafer, cüe bald danach durch eine ordnungsgemaße Wahl 
b & t i g t  wurden. Später kam dann noch Prof.Dr.Hugo Hspding hinzu. 
Wie es bei einer KirchsiiPorstandswahl im Juli 1933 gewesen ist, als 
Hitler Kirchenwnhlsn erzwang, um den Deraschen Christen zur 
Dur- wt verhelfen, hat Pfarrer Lsrie so geschildert: 
'8s war bei einer N a u d  nach der MaehtUbemohme, als die NSDAP 
sich um die K a n d i d a t d b e  heftig kitmmerte. Es mrdsn dabei Leute 

, - votpschbgen, die vor ailem nntioicalsolrialiiid eingestellt sein sallten. 
Es fanden sich darum auch solche ohne db kirehlicken. Elgamhdten. 
Wir biieben bei unserem Grmidretz, da6 die christiiche und kirchiiche 
Eirnstellung in erster Linie entscheidend sei. Der Beigeordnete B. .(= 
BartholomHus) - der e t e r e  NS-Oberbürgermeister von Worms - ver- 
langte, alle Listen zu sehen d zu prüfen. ich legte sie ihm nicht vor, 
sondern sagte ihm fernmündiich, meine Listen seien in Ordnung. Br: 
'Nun ja, w e m  der Führer mit den Namen einverstanden sein b' 
Ich: 'Der Fahrer der Luthergemeinde bin i ch '  So gingen unsere Vor- 
schlage im ganzen wieder gut durch.' 
Pfarrer Lenz wirkte bis 1934 in der Luthergemeinde. In diesem Jahr 
wurde er als Vorsteher ans Elisabethenstift gerufen und zag am 
1.7.1934 nach Darmstadt. Von dort schrieb er  an den damdigen Dekan 
GuBmuin: 'Sie werden es mir glauben, dnB mir meine Heimatstadt 
G i e M  und meine teuere Kapelle und Luthergemeinde unvergessen blei- 
bsa wird.' 
Zum 1.8.1934 erfolgte die Ernennung von Pfarrer Ludwig Anthes, vorher 
an der Bergkirche in Wiesbaden, zum Pfarrer der Luthergemeinde. Das 
Dskanst wurde von dem LMdesbischof Lic. Dr. Dietrich angewiesen, 
ihn bei der Einfahrung auf die Verfassung des Dritten Reiches und der 
Deut& Ev. Kirche zu vereidigen. Au&rrdem mußte das Kreisamt und 
drs Kreiaschulamt, wie es damals Ubiich war, verstHndip werdan. Wir 
sehen, wie der Staat in kirchlichen Angelegenheiten ein Mitsprache- 
recht beanspruchte - das ihm von den Deutschen Christen auch einge- 
raumt wurde -, immer mit dem Ziel, der Kirche ihre Eigenatgndigkeit 
m nehmen und sie späterhin einmal ganz auszwchalterr 
Pfarrer Amhes war von Wiesbaden strafversetzt worden, weil e r  dort zu 
den 'drei grauten Schreiernt, wie der Landesbischof sich ausdrückte, 
gehörte und mit zwei anderen Pfarrern beim R e i c m h o f  'Bedenksn 
gegen die bischöflichen Qirrlifikatimea des Herrn Dietricht, der zu dcn 
Deutschen Christen gehörte, erhoben hatte. Das brachte ihm eiqe Geld- 

1 Greta Roth, Kirchemorstandsmitglied der Luthergemeinde, in ei- 
nem Vortrag vom 13.3.85 vor Senioren. 





Anthes wegen eines Schlaganfalls seinen Verpflichtungen nicht mehr 
nachkommen konnte. Im Sommer 1935 begann die Tatigkeit von Vikar 
Rudolf Weckerling, der von dem Landesbruderrat der Bekennenden Kir- 
che der Luthergemeinde zugeteilt war; später kam Pfarrvikar Dauth 
hinzu. Beide versorgten die Gemeinde während der Krankheitszeit von 
Pfarrer Anthes, der 1937 beurlaubt und zum 1.5.1938 in den Ruhestand 
versetzt wurde, aber schon am 27. April 1938 verstarb. 

In den Gottesdiensten saß oftmals die Gestapo. Frau Ami Malkomesius 
aus der Grünberger S t r a h  erzählte, daß Vikar Weckerling diese unge- 
niert ansprach mit den Worten: 'Wir grilßen die Gestapo'. Telefon- 
gespräche wurden abgehbrt. Auch hier soll Weckerling reagiert haben, 
wenn es in der Leitung knackte und gesprochen haben: 'Wir grülkn den 
Mithorer'. Es soll aber auch geschehen sein, daß Herr H. (= Hedde- 
nch), der am Nahrungsberg wohnte und zur Gestapo geharte, die Ge- 
meinde gewarnt habe, wenn &B. die Kollekte beschlagnahmt werden 
sollte. Dann sammelte man wie iiblich das Geld ein, brachte es in die 
Sakristei, wo es zum Fenster rausgegeben und weggebracht wurde. Sol- 
che naatspolizeilichen Aktionen wurden allgemein damit begründet, ' d& 
Kollektenerhebungen gegen das Reichssammelgesetz verstiekn. 

Von der Ev. Landeskirche Nassau-Hessen wird als Nachfolger von Pfar- 
rer Anthes die vikarische Verwaltung der Luthergemeinde dem Pfarr- 
amtskandidaten Kar1 Traum Ubertragen. Er wird am 15. Mai 1938 in 
der Alten Friedhofskapelle ordiniert. Ihm wird zugestanden, als Pfarr- 
verwalter allein befugt zu sein, Amtshandlungen vorzunehmen und Ge- 
meindeglieder seelsorgerlich zu betreuen. Weckerling und Dauth werden 
als 'illegale Vikare' abgestempelt, ihre Amtshandlungen wurden für 
ungültig erklart und durften nicht in die ordnungsgemaßen Kirchenbü- 
cher eingetragen werden. Dem Bruderrat der Bekennenden Kirche war 
inzwischen 'die Vornahme von theologischen Priifungen, Ordinationen 
von Vikaren sowie jede Wahrnehmung kirchenregimentlicher und kir- 
chenbehördlicher defugnisse' verboten worden. Die vor dem Landesbru- 
derrat abgelegten Prüfungen wurden nicht anerkannt, also auch nicht 
die von den Vikaren Weckerling und Dauth 

Die Gemeinde war gespalten. Gegen die Anordnung der Landeskirche 
legte der Kirchenvorstand im Blick auf die Besetzung der Pfarrstelle 
Protest ein; er schreibt an den Propst: 
'Mit Oberraschung haben wir erfahren, da13 das Landeskirchenamt, ohne 
mit uns Fühlung zu nehmen, einen Pfarramtskandidaten mit der 
Verwaltung der Pfarrstelle der Luthergemeinde beauftragt hat, obwohl 
wir durch Beschluß vom 5.4.1938 unter Beisein des Herrn Propstes und 
des mit der Wahrung der Geschäfte beauftragten Herrn Pfarrers Aus- 
feld einmiitig erklärt haben, da6 als Pfarrer unserer Gemeinde nur ein 
Glied der Bekennenden Kirche in Betracht kommen h e .  Herr cand. 
theol. Traum hat heute erklart, da6 er mit der Bekennenden Kirche 
nichts gemeinsam habe...' 
Weiterhin verwahrt sich der Kirchenvorstand tapfer und eindringlich ge- 
gen Vorwürfe, e r  gefährde die Ordnung in der Luthergemeinde und 
verweist auf sein Recht gemU seiner Verpflichtung. Er schickt Schrei- 



ben an den Prbidenten des Landeskirchenamtes und unterrichtet durch 
Flugblatter, die im Hause Hickel am Nahrungsberg gedruckt wurden, 
die Gemeindeglieder. Er erklärt, da6 der Ordinationsgottesdienst von 
Pfarrer Traum nicht der Gottesdienst der Luthergemeinde sei und weist 
auf die in der Stadtkirche stattfindenden Gottesdienste der Matthäus- 
gemeinde h i n  Gezeichnet sind diese Schreiben, die sich in Abschrift im 
Archiv der Gemeinde finden, einmal mit Weckerling, Dauth, Hepding, 
Weber, Brehm, Schäfer und Espenschied und einmal mit Weckerling, 
Dauth, Hermann, Hickel, Jäger, Koch und Küchel. 
Die Landeskirche verfügt daraufhin mit ihrem Beschluß vom 20.5.38 die 
Auflösung des Kirchenvorstandes. Der deutsch-christliche Dekan Sattler 
wendet sich an die Frauenhilfe mit der Erwartung, dai3 diese die Maß- 
nahmen der Kirchenregierung unterstützt, indem sie dem neuen Pfarr- 
verwaltet die Wege bahnt, besonders auch bei den Eltern der Konfir- 
manden. Der Oberbürgermeister der Stadt verbietet den Vikaren 
Weckerling und Dauth, Amtshandlungen auf dem Friedhof vorzunehmen. 
Auch die Gottesdienste im sog. 'Mlchen' in der Licher Straße werden 
verboten mit der Begründung, in'profanen Räumen dürften keine Got- 
tesdienste gehalten werden. Man verlegte sie in die Wohnung der Fami- 
lie Malkomesius, wo oftmals Pfarrer Maler, ein Marinegeistlicher, pre- 
digte oder Frl. Gretel Gerlach eine Andacht hielt. Kleinkreise bildeten 
sich, bei denen manchmal Vikar Weckerling dabei war. Auch der Kin- 
dergottesdienst, den unter anderen auch Anni Malkomesius hielt, wurde 
einmal von der Gestapo verboten. Damit nicht die Kartei der Gemeinde 
beschlagnahmt werden konnte, wurde sie zu einem Gemeindeglied, Frau 
Becker, gebracht und dort unter den Kohlen versteckt. Trotz aller Be- 
drohungen und Gefahren wird eine blühende Jugendarbeit bezeugt, für 
die einmal sogar eine Schauspielerin gewonnen werden konnte. Der 
Lutherchor hielt sich zur bekennenden Gemeinde. 

Sicher ist manchen Gemeindemitgliedern der Ernst der Lage nicht klar 
gewesen. Die einen hielten sich an die Anweisungen aus Darmstadt und 
gingen zum Gottesdienst in die Kapelle, die anderen standen treu zur 
Bekennenden Kirche. Ich habe keine Kenntnis davon, ob es zu scharfen 
Auseinandersetzungen zwischen den beiden gegendtzlichen Gemeinde- 
hälften gekommen ist. Für die zur bekennenden Luthergemeinde zählen- 
den Gemeindeglieder, die sich den staatlichen Verfügungen nicht 
beugten, konnte ihre Standfestigkeit allerdings lebensbedrohend werden. 
Am 16. März 1938 wird Vikar Weckerling von der Gestapo verhaftet 
und zunächst in einen Polizeikeller gebracht. 

Frau Malkomesius erzählt, da6 sie sich, auf dem Rost vor dem Keller 
stehend, mit ihm unterhalten habe. Nachdem er  im Gefhgnis in Ver- 
wahrung genommen worden war, verteilte er dort an Mitgefangene 
Schriften, die ihm in einem Packchen von Gemeindegliedern gebracht 
worden waren. Er kam bald wieder frei, erhielt aber am 12.5.1938 Re- 
deverbot. Am 20. Dezember wurden Weckerling und Dauth aus dem Ge- 
biet ihrer Heimatkirche Nassau-Hessen ausgewiesen. Die Nachricht, da6 
sie in das zu einer anderen Landeskirche gebarende Hohemlms ins 
Schloß, wo sich in ev. Heim befand, kommen konnten, überbrachte Frau 
Malkomesius ins Sälchen, wo der ebenfalls als illegal bezeichnete Vikar 



Weitfeld für die beiden Ausgewiesenen einen Abschiedsgottesdienst 
hielt. Wenig später, Anfang 1939, wurde auch er ausgewiesen." 

Diese Begebenheiten zeigen, wie sich die Lage verscharfte. Die 
Scharfmacher unter den Deutschen Christen wie Dekan Sattler aus 
Wieseck - Wieseck gehörte damals noch zum Dekanat Gießen - ver- 
suchten, immer mehr Druck auszuüben. In einem Bericht an die 
Propstei Oberhessen vom 7.2.1939 schreibt er einmal folgendes, was 
dem kirchlichen Gießen nur zur Ehre gereichen kann: "Bemerkt sei 
auch, dai3 Gießen die einzige Stadt ist, unter deren Pfarrern sich kein 
Mitglied der NSDAP befindet. Der Typ des Pfarrers, der auf den deut- 
schen Gruß antwortet mit einem Ziehen des Hutes, wird hoffentlich am 
1. April endgültig aus Gießen verschwinden." 

In der nachfolgenden Zeit werden die Gottesdienste von verschiedenen 
Predigern gehalten wie Spehr-Krumbach, B.Martin, Kohleick und vor al- 
lem auch von Pfarrer.Lenz, der nach 5 Jahren von der Staatspolizei als 
Leiter des Elisabet henstiftes abgesetzt worden war, weil er sich "zur 
weltanschaulichen Leitung als ungeeignet erwiesen habe". 

3-6.2.23. Mutige Einzeibeispiele 

Ein sehr mutiges Beispiel von Zivilcourage lieferte der Pfarrvikar Wal- 
, ter Lorenz, der sich darum bemühte, in Gießen Religionslehrer zu wer- 

den. Dazu mußte erst das Plazet der Partei eingeholt werden (Gutach- 
ten Uber die politische Zwerlbigkeit). Da er erst zweieinhalb Monate 
in Gießen wohnhaft war (seit April 1937), konnte der Kreisleiter 
(Wetterau) keine llabschließendew Auskunft erteilen, vermutete aber, 
weil er der Bekenntnisfront angehöre, diirfte er "der NSDAP nicht 
J l zu  freundlich gegenüber stehen" Lorenz, so wurde von der Ortsgrup- 
pe Giehn-Ost der NSDAP mitgeteilt, gehörte von 1933-1936 der SA an 
und "ist nach eigenen Angaben freiwillig ausgeschieden". Die GrUnde 
dafür reichte die NSDAP Freiendiez nach, und das Schreiben ist wirk- 
lich wert, dai3 man es einmal im Wortlaut wiedergibt: 
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Betri  Anfr. V. 29. Apri l  1937, - F -  

Aktenzeichen 8 15 01/17. * . , 4 :it+qgb?*- 
Pfarrvikar  Walter L o r e n x ,  
Frankfurt a/&., Rotteckstr. 12. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  
Genannter ist  1935 von Buchschiag/Reasen zugezogen. 

Der Pa r t e i  oder e ine r  Gliederung gehört e r  nicht  an, 
b e t e i l i g t  eich jedoch aq Spenden flr NSV. und WMI. 
Gegen die pol i t i sche  Zuverlässigkeit können begründete 
Bedenken nicht  geltend geuacht werden. 

W i r  b i t t en ,  be i  der  W r  Buchschlag zuständigen 
Kreisleitung Ruckfrage zu halten. 

H e i l  H i t l e r  I 



A b e o h r i f t .  

Freiendiez,den 24. 7. 36. 

Heil Hit ler  ! 

gez. \7alter Lorene, SA-Mann 
Freiendies / Lahn. 
Diezstr. 21. 



nem solchen Antrage nähertreten konnte, da eine Benachrichtigung un- 
sererseits aber die ordnungsgemaße Ernennung des Obengenannten durch 
das zuständige Dekanat, wie üblich, dem Stadtschulamt nicht nigegan- 
gen ist,lll 

In der Antwort des Stadtschulamtes auf die Beschwerde des LKA 
kommt deutlich heraus, wie diese Behörde von den innerkirchlichen 
Auseinandersetzungen keine Ahnung hatte, daher auch nicht wissen 
konnte, welche kirchliche Stelle für die E m e ~ u n g  von Pfarrern 
11ma6gebend ist - ob Bekenntnisfront, Deutsche Christen oder eine son- 
stige christliche ~estrebun~ll.2 Das weitere Schicksal dieses mutigen 
Pfarrvikars konnte nicht mehr aufgeklart werden. 

Die Entwickiung in der Umgebung Gießens verlief W i c h  der in der 
Stadt, jedoch mit dem großen Unterschied, da6 in der Stadt die theo- 
logische Fakultlt der Universitlt von Anfang an kritischer gegenfiber 
dem Landeskirchenregiment eingestellt war. Karl Heinrich Jung berich- 
te t  von den Pohlheimer Gemeinden (damals noch Watzenbom-Steinberg, 
Garbenteich, Hausen, Holzheim, Grwngen, Dorf -Gm), da8 auch dort 
die Kirchen von der Begeisterung für das neue politische System und 
seine Machthaber erfaßt wurden, SA und Hitlerjugend geschlossen in 
die Gottesdienste geftihrt wurden.3 Aber die Emfichterung und der er- 
ste Widerstand folgten auch hier. 

So EtuSerte sich noch im November 1933 ein Holheimer Pfarrer in ei- 
nem Vortrag in der Kirche posi&v zum Nationalsdalismus, im Februar 
1935 korrigierte e r  sich wieder in einem Vortrag: "Es war eine große 
THuschung, der ich verfallen war.114 Er hatte sich wie viele Pfarrer der 
Umgebung der BK angeschlossen. Dem BK-Landesbruderrat gehörten 
aus Oberhessen neben den Gießenein Anthes und'Neuenhagen nach die 
Pfarrer Hans Friedrich Lenz (Mmnberg ) ,  Paul Gerhard Schäfer (Bad 
Nauheim) Dekan Karl Bernbeck (Alsfeld) und Helmut Alt (Niederoh- 
men) an.8 Von Pfarrer Alt ist bekannt, dal3 er öfter nach Gießen 
zur Gestapo bestellt und dort von dem bekannten Gestapo-Schneider 
verhart, jedoch nicht wie manche Politischen und Juden gefoltert wur- 
de.6 

1 StAGi Nt. 1823 Schreiben der Ev. Landeskirche Hessen-Nassau, 
Der Landeskirchenausschuß an den Reichmatthalter 29.6.37. 

2 StAGi Nr. 1823 Schreiben des Stadtschulamtes vom 9.7.37 an den 
Reichmatthalter. 

3 Karl Heinrich Jung, Die Reichstags- und Bundestagswahlen von 
1871 bis 1980 in den sechs Dörfern der Gemeinde Pohlheim in 
Oberhessen, Gießen 1982, S. 60. 

4 Ebd., S. 61. 
5 Dienst (Htsg.), DoRumente, aaO.,  in: Jahrbuch B& 32, 1981, 

S. 511. 
6 Hinweis von seinem Sohn Dieter Alt vom 3.10.1986. 



Dorf-Güll hatte 1933 mit 96 % (I) für die NSDAP gestimmt (1 Kom- 
munist, 2 Sozialdemokraten, ein paar Deutschnationale), aber sich schon 
ein Jahr später für die Bekennende Kirche entschieden Wie war das 
möglich? "Politisch entschied man sich, wie es in der Propaganda vor 
1933 hieß, 'gegen den gottlosen und eigentumsfeindlichen Kommunis- 
mw', religiös für eine entschiedene Ausprägung des christlichen. Glau- 
bens, die zwar offen gegen den Totalitätsanspruch der nationalsozia- 
listischen Weltanschauung, aber nicht gegen den Staat gerichtet war. 
'Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist, und Gott, was Gottes ist.' So 
wurde es damals von den Dorfbewohnern gesehen und danach wurde ge- 
handelt.1'1 Als der Holzheimer Pfarrer, der auch Dorf-Güll mit zu ver- 
sehen hatte, 1934 pensioniert wurde, erbat der Holzheimer BUrgermei- 
ster vom Landesbischof einen neuen Pfarrer. Es kam auch ein Kandidat, 
der Pfarrverwalter wurde, aber der Kirchenvorstand lehnte sich auf, 
weil e r  nicht gefragt worden war. Am Reformationstag 1934 forderte 
Pfarrer Hans Friedrich Lenz (Münzenberg) die Gemeindemitglieder auf, 
der BK beizutreten, worauf 300 Gemeindemitglieder folgten. Der Kir- 
chenvorstand erhielt nun auf seine Bitte vom LBR Vikar Becker, der 
Pfarrer Ködding (Eberstadt) zugeordnet wurde. 1935 kam Hans Goethe, 
der von der BK mühsam aus Kollekten bezahlt wurde, weil die Kir- 
chensteuer nur der Landeskirche zugeleitet wurde, "Die Gemeinde 
Dorf-Güll jedoch stand wie ein Mann hinter ihm und auch die Funktio- 
näre der NSDAP wagten nicht, entgegenzusteuern."2 Goethe sah übri- 
gens die brennende Synagoge in Gießen am 10.11.38, nahm laut dage- 
gen Stellung und wurde für drei Tage eingesperrt.3 Als die 25 jungen 
Bekenntnispfarrer Ende 1938 aus Hessen vertrieben wurden, war Goethe 
nicht dabei, weil e r  zuvor krank geworden war. Er erhielt Redeverbot, 
kam Anfang 1940 nach Dorf-Güll zurück, wurde jedoch im Mai 1940 
aus Hessen, Nassau und Frankfurt ausgewiesen. Er bekam eine Pfarr- 
stelle in Württemberg und kehrte nach dem Krieg wieder nach Hessen 
zurück. 

AMich  ging es dem Bekenntnispfarrer Adolf Stoll in Grüningen, der 
sich schon eingelebt hatte, aber im Dezember 1938 ebenfalls ausge- 
wiesen wurde. Auch e r  ging nach WCirttemberg. 

Am schlimmsten war von den Verfolgten Pfarrer Ernst Steiner (geb. 
1885) in Hausen betroffen.4 Er hatte die Pfarrstelle HausedGarben- 
teich seit 1927. Von politischer Einstellung her eher deutschnational, 
gehörte e r  nicht der BK an, Was ihn besonders erregen konnte, war die 
Feindschaft des Nationalsozialismus gegen Judentum und Christentum. In 
Gesprächen ä u k r t e  e r  sich deutlich Etwa seit 1941 geharte e r  der 
Gruppe Kaufmann/Will in Gießen an, die in der Wohnung von Dr.Kauf- 

1 Kar1 Heinrich Jung, Die Reichstags- und Bundestagswahlen, 
rtaO., S. 64. 

2 Ebd., S. 63. 
3 Ebd. 
4 Dazu ebd., S. 64-66, außerdem InteMew mit Otto Stumpf vom 

5.10.86 und mit Heinrich Marscheck vom Dezember 1982 in Hau- 
sen. Siehe auch Gesprilchsprotokoll mit Emilie Schmidt, Gießen, 
und St.H., Gießen, vom 12.11.1982. 



mann in der Südanlage zusammenkam und ausländische Rundfunksender, 
in damaliger Sprache "verbotene Feindsender", harte. Beinahe wäre 
auch noch der frühere Sozialdemokrat Heinrich Marscheck, von dem 
Steiner wußte, daß er im Widerstand gegen das NS-System war, dazu- 
gekommen, dem Marscheck und Pfarrer Steiner waren sich Bfter im' 
Zug begegnet, der nach Gießen fuhr. (Ober den Kreis, wie e r  aufflog 
und wie die Mitglieder verurteilt wurden, ist eine ausführliche Do- 
kumentation in diesem Band enthalten.) Pfarrer Steiners Verurteilung 
stand nach der der anderen sieben Personen noch aus. Er wurde im 
Gestapo-Gefängnis Darmstadt so mi6handelt und gefoltert, dai3 er im 
März 1942 starb. Die Todesursache ist ungeklart, offiziell wurde gesagt, 
er habe Selbstmord begangen.l "Dieser schreckliche Tod des angesehe- 
nen und beliebten Seelsorgers brachte viele Leute in Hausen, Garben- 
teich und Umgebung zum Nachdenken und zur Empörung. Da man, um 
Unruhe zu vermeiden, seine Beerdigung in Hausen nicht gestattet hatte 
nahmen viele Gemeindemitglieder an der Beerdigung in Gießen tei1.3 
Das gab natiirlich Anla6 nicht nur zu Miiksimmungen, sondern auch zur 
Gegnerschaft gegen die nationalsozialistische Führung. Man unternahm 
staatlicherseits alles Mögliche, um solche Erscheinungen in der Bevöl- 
kerung zu unterdrücken und setzte dazu alle erdenklichen Propaganda- 
mittel ein.113 Heinrich Wills Hinrichtung wurde nicht nur in den Zeitun- 
gen bekannt gemacht, sondern auf blutroten Plakaten in der Stadt, 
Schulkinder bekamen am folgenden Tag (21.2.43) nach einer kleinen 
Feier schulfrei, in den Fabriken wurden Betriebsfeiern abgehalten.4 

1 Karl Heinrich Jung, Die Reichstags- und Bundestagswahlen, 
a.aO., S. 65; ebenso Albert Mehl, Die nationalsozialistische 
Machtergreifhg in Gi&n, aaO.,  S. 52. 

2 Pfarrer Steiner wurde, wie Otto Stumpf (geb. 1904) im Gespräch 
vom 5.10.86 bestätigte, immer wieder gewarnt, vor einem größe- 
ren Personenkreis seine Meinung zu offen zu sagen. Die Wahr- 
scheinlichkeit, dai3 Ernst Steiner auch bei den VerhBren in 
Darmstadt allzu deutlich war, ist mit der Aussage von Amtsge- 
richtsrat H. gegenüber Otto Stumpf zu belegen: "Jedes einzelne 
Verhör hätte schon für die schlimmste Strafe ausgereicht." Da$ 
Pfarrer Steiner durch die Erfahrung der Kristallnacht 1938 be- 
sonders erschüttert war und zum konsequenten Hitlergegner wur- 
de, ist von Otto Stumpf beschrieben worden. Stumpf konnte auch 
die Aussage von Heinrich Marscheck erhärten, dai3 Ernst Steiner 
wahrend der Zugfahrt nach oder von Gießen von der Gruppe 
Kaufmann/Will redete. Otto Stumpf war in Gießen (aus ganz an- 
derem Anla6) einmal in einer G rächsrunde, bei der auch die 
Frau zugegen war, die K a u f m J W i l l  auffliegen lieik Dagmar 
Imgart. Die Teilnehmer des GesprHchs mußten noch tagelang 
fürchten, wegen einzelner XuBerungen tT .  ironischer Art abge- 
holt zu werden. 

3 Karl Heinrich Jung, Die Reichstags- und Bundestagswahlen, 
a.a.O., S. 66. Zu Pfarrer Ernst Steiner auch den Artikel im GA 
vom 15.3.1952 und 19.3.1952. 

4 GFP vom 24.1.1946. 



Ober Pfarrer Steiner allerdings wurde kein Wort verloren - nur zu be- 
greiflich, denn dann wären die ganzen Verhältnisse beim Verhör in 
Darmstadt ans Tageslicht gekommen. 

3-63. Die Jawnur (Bibelforscher) 

Die Zeugen Jehovas sind eine 1870 durch den Amerikaner ChRussell 
gegriindete religiöse Gemeinschaft, die gerade in der Zeit der Weima- 
rer Republik zahlreiche Mitglieder geworben hatte. Das religiöse Anlie- 
gen - die wbrtliche Bibelauslegung und die Auffassung von der bevor- 
stehenden Wiederkunft Christi - war für die Nationalsozialisten nicht 
wichtig. Gefährlich wurde nur die Ablehnung staatlicher ZwangsmafK- 
nahmen und damit auch des Wehr- und Kriegsdienstes. 

Der Hessische . Staatskommissar für das Polizeiwesen, Dr. Best, hatte 
bereits im April 1933 die Glaubensgemeinschaft verboten.1 Wieder ein- 
mal m d t e  dazu die Brandverordnung vom 28.2.33 herhalten, um "alle 
Versammlungen von Angehörigen des Bundes und jede Propaganda 
desselben, insbesondere durch Verbreitung von Druckschriften, w ver- 
bieten.1~2 EndgUltig wurden die Zeugen Jehovas am 18.10.33 verboten 
und das Vermögen eingezogen. In den einzelnen* Ländern des Reiches 
war die Regelung uneinheitlich. Der Reichsinnenminister gab zwar am 
13.9.34 das Verm8gen der Zeugen Jehovas frei, untersagte aber weiter- 
hin Herstellung und Vertrieb der Druckschriften. Das lie0 aber die 
Zeugen Jehovas unberührt, und sie trafen sich weiter zu ihren Bibela- 
benden. Das gelesene Material wurde meist auch weitergegeben. Ange- 
klagte Zeugen Jehovas bekannten sich immer wieder ,vor Gericht zu ih- 
rer Gemeinschaft und forderten das Recht der freien Religionsaus- 
Übung. Dafür nahmen sie oft Gefängnis- und langjährige KZ-Strafen 
auf sich. Zwei Beispiele aus unserem Bereich mbgen dies verdeutlichen. 

Das erste ist ein Fall, der vor der nun schon sattsam bekannten Son- 
dergerichten im Februar 1937 verhandelt wurde.3 - Der Arbeiter Wil- 
helm H. (geb. 1892) hielt sich konsequent an die Lehren der Zeugen 
Jehovas, den Wehrdienst abzulehnen. Interessant ist, da8 er auch einer 
der wenigen vor den Sondergerichten war, die sich rUcJchaitlos zu ihrem 
Tun bekannten. Diese Haltung wurde auch von anderen Zeugen Jehovas 
berichtet, die ohne Rücksicht auf die persönlichen Folgen nur stets die 
Wahrheit sagen wollten (E.Nol1 berichtet einen solchen Fall aus Bu- 
chenwald, wo ein Anhiinger der Zeugen Jehovas ihn mit seiner Aussage 
in den Bunker brachte, weil er nicht lügen wollte).4 

1 Näheres zu den Zeugen Jehovas in: Friedrich Zipfel, Kirchen- 
kampf in Deutschland 1933-1945, Berlin 1965, S. 175 ff.; Micha- 
el H.Kater, Die Ernsten Bibelforscher im Dritten Reich, in: VjfZ 
Jg. 17, 1969. Zu Dr. Bests Verbot STAD G 24/360. 

2 Ebd. 
3 STAD G 27/604. 
4 Gespräch mit Erich Noll, Gießen, vom 30.12.1982. 
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Die beiden Gießener Angehörigen der Glaubensgemeinschaft Albert 
God lück (geb. 1878) und Auguste Godglück (geb. 1890) mußten für ih- 
re % berzeugung überaus harte Strafen erdulden Auguste GodglUck mul3- 
t e  die ungewöhnlich lange Zeit von fast 4 1/2 Jahren im Gefhgnis und 
KZ aushalten, ihr Manq 1 112 Jahre KZ. Als Auguste Godglück nach 
dieser langen Haft 1945 wieder nach Hause kam, hat sie über diese 
Zeit des Leidens bewußt geschwiegen. Die körperlichen und seelischen 
Spuren waren ihr noch lange anzumerken.1 

R7. Biirgerlicbsr Widerstand 

3.7.1. Der Kauf--Wa-Kreis 

Eines der herausragenden Beispiele von bürgerlichem Widerstand in un- 
serer Stadt und Umgebung war der Kaufmann-Will-Kreis. Diese Gruppe 
bildete sich um den ehemaligen Theologen und Gelehrten Dr. Alfred 
Kaufmann (geb. 1868 in Baden), der wohl auch die Diskussionen in sei- 
nem Hause in Gießen leitete. Es trafen sich bei ihm der Kunstmaler 
Heinrich Will (geb. 1895 in Treis ad. Lumda) und dessen Ehefrau, Eli- 
sabeth Will, geb. Klein (geb. 1901 in Wien), aderdem Pfarrer Steiner 
aus Hausen bei Gießen (geb. 1885), die technische Lehrerin Emilie S. 
(geb. 1904 in Mannheim), Gießen, die Filialleiterin einer Milchzentrale, 
Stefanie H. (geb. 1911 in Wien), die Frau des Universitiitsprofeggors 
Falckenberg, Hildegard Falckenberg (geb. 1891 in München), Gießen. 
Die jbgs t e  Teilnehmerin am Kreis war die Medizinstudentin Renate 
Roese (geb. 1920 in Gießen). 

Am Abend der Verhaftung (6. Februar 1942) sollten eigentlich noch 
folgende Personen zu dem Kreis hinzukommen: Dr. Werner Schmidt, 
Gießen, Frau Auguste Scharmann, G i e k ,  Professor Walther KlUpfel, 
Gießen, die Lehrerin Antonie ("Tons“) Baur, Gießen, und Kaplan Hans 
Werner Strasser. Diese Personen waren aus verschiedenen Gründen ver- 
hindert, zu der Besprechung zu kommen (Frau Scharmann 2.B. hatte auf 
ihre beiden Kinder achtzugeben) und konnten daher auch nicht verhaf- 
tet werden. Die Lehrerin Baur war bei der Gestapo bereits zuvor schon 
einmal "aktenkundig" geworden. 

Die Treffen fanden meist Freitagabend in der Wohnung von Dr. Kauf- 
mann statt, die Teilnehmer wurden recht informell eingeladen, manch- 
mal noch am Freitagmorgen Manche Teilnehmer waren bei allen Sit- 
zungen dabei gewesen, manche nur bei zwei oder drei. Bei dem Treffen 
wurden vor allem ausländische Radiosender (insbesondere BBC und Ra- 
dio BeromGnster/Schweiz) gehört und die Meldungen diskutiert.2 

1 StAGi Nr. 5057 "Betreuungsstelle" und Interview mit Erwin 
Knaul3 vom Januar 1983. 

2 Siehe Urteil vom 21.7.1942 und Interview mit Stefanie H. und 
Emilie S. vom 12. November 1982. 





sozialistische zu leisten sei. Ja, manche schienen sich überhaupt 
nicht bewußt gewesen zu sein, was sie mit dem Abhören von so- 
genannten "Fein&endernu und anschließender Diskussion taten. 
Das Verhalten vieler Mitglieder. der Gruppe kann nicht anders als 
gutgläubig bezeichnet werden. Nach Aussagen von Frau S. und 
Frau H. hatte die Gestapo-Agentin Imgart Dr. Kaufmann bei der 
Studentenverbindung tlWingolfll in der Wilhelmstraße 40, wo sie 
auch wohnte, kennengelernt. Sie fragte ihn nach seinem Kreis 
und jammerte ihm etwas von häuslichen Streitigkeiten und Ein- 
samkeit vor, und er war sofort bereit, sie als neues Mitglied in 
seine Runde aufzunehmen. Dr. Kaufmann hat offensichtlich auch 
schon vorher, ohne an die Folgen zu denken, andere Personen 
eingeladen, dem Treffen in der Südanlage beizuwohnen. 

4. Die offene Atmosphäre und die Gutgliiubigkeit in dem Kreis las- 
sen sich auch soziologisch erkliiren. Die Teilnehmer stammten 
fast alle aus der gehobenen bürgerlichen Mittelschicht, die 
Frauen waren meist akademisch gebildet. Bei manchen sind ge- 
wisse bohhmienhafte Züge unverkennbar (Renate Roese, Kunstma- 
ler Will, Alfred Kaufmann, Emilie "Bobby" S.). 
Einige der Teilnehmer waren auch über den Erfahrungsbereich 
ihres Heimatortes hinausgekommen und hatten den "geistigen 
ProvinzialismusI1 vieler ihrer Mitbürger in dem mittelstädtischen 
Gießen hinter sich gelassen. 

Nach Aussage von Frau S. und Frau H. wurden beide von der Agentin 
Imgart im angeblichen Auftrag von Dr. Kaufmann für den Abend des 6. 
Februar 1942 zu einem Treffen in die Südanlage eingeladen.1 Beiden 
kam das etwas eigenartig vor, und sie wurden mißtrauisch, weil sie 
vorher überhaupt nichts von einem Treffen durch Dr. Kaufmann selbst 
erfahren hatten. Trotz großer Bedenken und zum Teil düsterer Vor- 
ahnungen gingen beide hin. Was überrascht, ist die Tatsache, daß Dr. 
Kaufmann und andere Teilnehmer des Kreises überhaupt nicht erstaunt 
waren, die nicht eingeladenen Damen anzutreffen. Das läßt sich aber 
damit e-rkliiren, daß der Kreis recht legere Umgangsformen hatte. Ein 
weiterer Grund war, daß Dagmar Imgart mitkam. Nicht anwesend wa- 
ren an diesem Abend Pfarrer Steiner und Renate Roese, die am näch- 
sten Tag verhaftet wurden. 

Der ganze Kreis in der Südanlage flog dann am Abend auf, als nach 
den Nachrichten gegen 22.00 Uhr die Gestapo in bekannter Manier alle 
Teilnehmer verhaftete. Recht brutal mutet die Vorgehensweise im Hau- 
se Dr. Kaufmanns, aber auch die Vernehmung im Gestapogebäude in 
der Neuen Biiue 23 an. Mit falschen Geständnissen versuchte man, ein 
Mitglied des Kreises nach dem anderen zu Aussagen zu bringen. Vielen 
aber war diese typische Methode der Diktatur bekannt. Wie auch bei 
anderen Gelegenheiten wurde uns auch hier wieder einmal der Name 
des Gestapo-Chefs Bernhard Wintzer genannt. Die Verhafteten wurden 

1 Siehe Interview mit Frau S. und Frau H. vom 12.11.1982. Kaplan 
Strasser wurde von Emilie S. eingeladen, blieb jedoch miß- 
trauisch (Gespräch vom 2.10.1986). 



dann am nächsten Tage nach Darmstadt gebracht und im Gefängnis 
recht unterschiedlich behandelt. Obereinstimmend sagten sowohl unsere 
InteMewpartner wie auch Rechtsanwalt Köhler, der Anwalt der Renate 
Roese, aus, die Gestapo-Agentin habe in unverfrorener Weise noch 
freundlich getan. Der Verdacht, daß sie von Frau Imgart verraten wor- 
den wären, kam ihnen aber allen sehr früh. 

Der Prozeß vor dem Volksgerichtshof in Darmstadt am 20.121.7.1942 
(nach langer Wartezeit im Gefängnis) verlief in der im Unrechtsstaat 
typischen Weise. Nach Erkenntnis der befragten Zeugen (vor allem von 
Renate Roese und RA Köhler) "drehte es sich nicht darum, Gerechtig- 
keit oder so, hier müssen wir nur sehen, daß wir mit einigermaßen ge- 
linder Strafe" davonkommen.1 - Nach Rechtsanwalt Köhler konnte man 
das Gericht nur "in einem Meer von Tränen1' für sich einnehmen, sach- 
liche Gründe spielten kaum eine Rolle. Das fiel auch beim Durchlesen 
des Urteils auf. Was muß das für ein Regime sein, das für solche re- 
lativ harmlosen Taten solch hohe Strafen verhängt. Ob dies damit zu- 
sammenhängt, daß sich das System zu dieser Zeit bereits nicht mehr 
sicher fühlte, oder ist solche Brutalität, verpackt in formaljuristische 
Exaktheit, systemimmanent ? 

"Gießener Anzeigert1 vom 23. Februar 1943 

ii b i n g e r i 8 t e t  mmkn. - 
Sii bat feit iSrUaiaW i e c i ' r e ~ 1 i g  .urllii. 

biWe &blenBcr ae4art unb aufommn mit onbrren 
Wtfonm eine 4)brgemeinkbrft biibet aird, biele 1 ia pk U m k q  ee* ?&i(.cymifl 
a kmcm 3oik rabrrnb bn ge(lindri~ 6&8* 
,f*loaoic~ k ki @idm J"w Wc 
II-pnma- krvbt =M- 

Mit dem Urteil und seinem Vollzug (Revision oder Berufung nicht mög- 
lich) war es aber noch nicht getan. Die Verurteilten, vor allem die im 
öffentlichen Dienst befindlichen, wurden auch in ihrer bürgerlichen 
Existenz entscheidend getroffen. Die beiden Lehrerinnen bekamen die 
härtere Zuchthausstrafe und Entfernung aus dem Dienst. Selbst nach 
dem Kriege hatten manche noch unter den Vorurteilen ihrer Umwelt 
("die hat gesessenw) zu leiden und wurden in ihrem beruflichen Fort- 

1 Aeskulap & Hakenkreuz, a.a.O., S. 190, und InteMew mit RA 
Köhler vom Dezember 1982. 



kommen gehindert. Renate Roeses Aussagen werden auch durch Prof. 
Dr. Werner Schmidt, dem langjährigen Chefarzt an der Gießener Uni- 
versitatsklinik und zdetzt  Chefarzt in Hanau, bestatigt, der erklarte, 
dai3 ihm von den in die Xmter zurOckgekehrten Nazi-Medizinern "wieder 
die Kn-1 zwischen die Beine geworfen wurden. Der Unterschied zu 
vorher war nur der, daß man mich ja jetzt nicht noch nachtriiglich ver- 
gasen komtel'.l 

Aus dem geheimen Tagebuch des Schriftstellers Eduard Geilfuß, gen. 
Edward, zum Fall Kaufmam-Wd-FWse 

1 Telefon-Interview mit Prof.Dr.Schmidt vom Dezember 1982, auch 
in MOHG 69, 1984. 





Der Kaufmann -Will- Kreis 

Prozen Juli 1942 

geb.1868 geb. 1901 

Stephanie H 

9e6.1911 

Emilie S .. 
Wi Ihelmstr.76 1 .  geb.190 1 

1 Pfarrer Ernst ~teinerl 1 Hausen 
t k  4gaf 

Bergstr. 30 I I 1 geb.1920 1 

- - - W _ -  r ~ in~e laden  für d e J  
I 06.02.1942 I f 

l ~ r .  werner Schmidt I1 



1 ) i o u t n o h o n  V o l k e o  

&i der Strafsoohe gegen 
1.) dcn ciosonachaftliohen Schrlf tatel ler  Dr.phil. g f i e d  Em!J 

K o u f m i n n , geboren am 20. Desember 1868 in Kälb6rtr- 
hnwcn, Amt iiosbaoh {~iidan), 

2.) den Lmtamler Heinrioh X 1 1 1 , geboren tim 27. nugust U 9 5  
in Weis ati det kiad., 

3.) dic Ehoirau ]TllsribeU> Henriettc Sera W J. 1 1 ~oborene Lleitt, 
geboxon M 2. i i o v o a ~ r  1901 in Wien, 

4. ) dic teohnisohe Lehrerin E d l l e  S . , goboten .n 
2. A p r i l  1904 ia IW@O~S, 

5. ) d i e  Pi l l a i lo i t e r i a  Stef anle B , geborsjr rn 
17. JunJ. 19U in r ian,  

6.) die Ehefrau Bildaan?$ Arms Iktkilde T e I o k o n beo r i; 
geborene Allfeld, geboren am 17. Oktober 1891 in Uliuchen, 

7. ) die Studentin der üedisin Benate R o e s e , geboran an 13. 
August 1920 i n  ~ieBan,  

s lb t l ioh nur Gießen iurd in dlerer Oaohe in  gcricht- 
lioher iInter8uchunC.hrit, . 

bogen Vorbereitung cun Hoehverrat U.@. 
hat der ~ o l b ~ e t l c h t s h o f ,  2. Senat, auf Grund der Banptoerhaud- 
1~ von 20. und 21. Juli 1942, an welcher teil6eaoamon haben 

ai$ Bichtort 
Volkogetiehtorat fiortr;snn, Vorritwr; 
Oborlondea~exiohtrrat t'ikd.8, - 
S A O . u p g a n i ~ b x  Han8, 
liClll-Obergruppenführer tieGerl'ea termmn, . . 
SkBrlgedeilllirer Zollet, 

d 8  Vertreter de8 Obat*oiohounaahtai 
Striatannwalt UarZcCM, 

01s UxktuQs'u~r.-~t*r dox C ~ o l S ! X C : , 3 t o l l ' ~ )  
J ~ t i r ; s ~ b o t &  -6. 

Sir Rcoht oxk=nntr 
111 cardon vonuta i r t  r 



dio h g o ~ l y t a n  Alfrad T a u f a ~ n  und Hainrioh a i U  ragan landes- 
verri;terirohor Begünrtigury dar Ioindrr in VarbLidiiirl i i t  01- 
nem Varbrmohen iwh S 1 60% Vorordnq  i h r  8PkrordonUiah. 
HundfunkP.k&nn voi 1. Saptombr 1939 e in  j r6rr  spi M0 

und Ebworlust auf k b o . b t u r ,  
dia Ubrb.i, Airg@khgtOn -6- 0hO. Varbrmohonr Moh ) 1 

dar & o ~ . n  BnadfiarL*uordnuag, aad sru 

Ulaabatb  S u a  W i i l  m aeaha Jnhron Zwhthor ,  
Emllio S su d r r i  Jehrrn Xuoht4ritm und drolnJ.hroa 
Eh lve r lu t*  
Steg.ni. LI Bildogm3 Y'alokanborg und Reluta Roarr 
su  d re i  J8hren hf8agri.. 

O r i i n d r .  

LI. 

Dar Wol-Lyte  Eouimann h.t im Fxi3j.h. 1939'ron ainam .oLa.r 
Sohao e in  wortvollrr RundfrrnYgerEt &erohrnLt arhaltan. Uait 
hext. e r  rahon vor damP;rLego dodr rho l t  mumlUndi8oho Sanduagon 
ab. *ots das duroh dla Verordnung Uboz uißudrdantlibh. Emd- 
f u n l i c p s t a h n  ara.lyonan Varbotoa, bu ihr, .i. e r  s\yibt, k 
kennt gewarao +st, Uor r  e r  d a m  awh nmoh IttSogrbrginri e c h t  
ab r;iid vorlogta rioh insborond8re aa l t  d r i h t a j e ä r  1940 Vor- 
nehalioh auf lachriahten aus london und mum b . r  lohwla (BaZ0- 
miinstar). Hlarru so8 er von 8orb.t 1939 bi. .Anfang 1942 rk- 
derbolt dla An8oUytr  Roorr su, dL."dham Son&a~grn, d a  b a b  
aeLEartohon, etwa 12 b i r  I$ Mal ii-@hart bat. & u f i . ~  M&- 

t r  dabri a t o t r  obfäiligo *rerung& über d i e  Varhl'Stnirra ia 
haiehr. Er beu rk ta  RU& e h l ,  dar Priog rarda riioht r h r  
lange dauern, m 8  wordo ein naoss Raioh k0-n und 8l10 Zu- 
stindo, die e r  L r i t f s i e rO~  w5d.n borei t igt  worden. Bald nich 
Beginn des iirieges Rubrte a r  rioh, o r , e r l e b .  jotct  sohon den 
dr i t ten  ELrIag; nnn dar schuft' und Blilunke niaht w&e, gllbo ar 
keinen E;rleg. 

s e i t  Yd 1941 v a r d . s e t r  Laui~irM awh  d i r  U b r k . ~  -0- 

klagton, gamoinsan m i t  i!m in reiner d i r  1.ahriohtoa w 

Undon und aus dar Sahrmii su hhlron. I r  g0aoh.h d1.r ia der Ir- 
8.1 .n alnom Txoitrg, a l l r r d i n ~ r  nioht rogalmb84 ladan ?Xel ty  
4- -T nieh mirrlioh o f t  auf Vortr.arraiaon b d w .  



1st ferner erriesen, dmre imfiunn 
und aoinxioä bLL1 den hihrer i n  Jex n1edrlgst.n r r l so  bascbinipf 
beton und dass von einom von Unen bemerkt nordra ist, dir low 
marston httton niohts Unr6ohtas (;otan, U t l o r  habe dia cuiur 
Bolt nratGrt1 d u  deutaoha Volk 0.1 ra rokromVorbroahar alt- 
sohuldi&, nil er  ihn nioht J1ohna. Sie bozoiohn.trn dem deut- 
sehr Volk d a  uni*, rndara W k o r  SKI baharrrohou, rordorrn  
LPI d k  b 6 b n d l q  der Polan und äardmann arriehteta hiarrru b 
Inglmd krtando,  r o l l  a r  dlo h a l b  i ~ l t  boharr8oho. 

h 23. J ~ w  1342 awde 8wh LUX den lob d a  G.O@?d,Sald. 
suaohel la  von iielchenui p a p m c h n .  Dtr Senat f o t t  hiu &r 
Elabsaunb dar An@ktgten Aoeso, dle  9ei oo ~1aubsZlrdtU irt, 
nl8 a i .  aloh auoh ro lbr t  iwlmtet .  Be& ih rer  Duatrllnn# 
spzaohen Kauimmm uad Ikinriob 3lii die Verslittny aps, BJahb- 
naa a.1 rwb nbht  oLn.8 nafcltliahoa Tode8 8aatorboa; b or 
elah doa + a ü m ~ o a  k%iinan des MUub nioht fügen rollte Fa4 
der TUh~mr .11@ 1i.m br*~, dl. ihr irlaht &.iuh SO-. 

Aoah Y t l b ~ 8  a.1 iu, LirkE p k ~ u a i ,  ~ i l  ox .iah dm Pl8iwn de 
tilhrars nidhb rnguahloraoa bb.. LU boUa f r u t r n  roiah dl. 
h w s r  a l s  YldL.iiurin, ma a io  von o L u i  BohlagmfJf d.r maa- 
r l le ld8urohai l r  Mt.. 81. orriborta, d u 8  rie a o i i m  Am- 
sehen nseh nloht &ab@, dssa er ma Whlagsnitl1.n 6aaa3& hab . .. . 

Dmn auokl45tea trauen sine nur go le~mt l i aha  ZuBa- 
ln e l n r i  ab t ra l lohen Sinne nmhgeriesan worden. 

Dia Aneaklogto Booae ibt 3berhmupt nur Ubarillhrt, General- 
falbarrrrohnll von .'.eiohanau nla nroh ihrer  Lnsicht nloht su 
5ahlagin.t 'lllen v e r m l ~ t  be.-al'shet zu hnben. 

S i r  haben sioh somit a l l a  o h e s  iort(r.rotit«i Ver- 

broohrnr nioh s 1 dar R ~ n d f ~ r o r d n ~  von 1. 8aptoib.r 1939 
rohuidlg &amaoh), und max, sofarn s i e  geieinrai &ahUrt &M, 
a l s  U t t L t u .  Zufolga dar UttCteraohaft kamt ar  aloht bu.d 
U, ra r  von ihnen ja ta l la  d m  GerLt  o ~ o r o & l t a t  ha t  odar soa 
dloaai bah&t. 



b e l  den Anpeirle~ten IJufcam uad Heinrioh Flll w u  gIi:80 
5 73 SUB. die s t r a f e  dem Q 91 b S ~ G B .  zu entnehmen. Die Vorip- 
setau-.gm dei Absntbe8 2 de8 # 91 b StGB. hat der Senmt v e ~ ~ . l n l  
E s  t r i f f t  s w u  SU, dma der IaObteil. für  des Reiah und der Vortf 
flLr Cis Ireindieohte nur unbedeutend gewesen 8ind. Oyeg.n,ha8 
nioht verneint werben, b a r  d ie  Tat S&~XO?O Irol&~n b.rbOlfüäXc 
konnte. Hiorsu . ~ . a  iUi don &roh muxüoitsoko~a wudoa, dem (li( 
von KeaS- 8ur ~(ittltorrioh.it an dar  BtmUmWorbxe&on VU- 

fUhrton Peraoiun ~ o h I l r . o . ,  auf di., d. riu d a  roil- 60- 
~ O h k n  Boukua&on p~obloa80n WUdW ior8, d10 &Ohm- #.ob- 
r iahten und #tumorlliyea dooh aloht  ohnr U m 8  p b l k b r o  oiuä 
Me S mr k h r o r h ,  U H I r U  J l~ i t r r i n  pii(i 

W e r i n ,  di. 610080 S taäen tb  und 1Ut-d 6.8 B;D.Y. an6 Sto- 
dontenbinidaa. Dloro Anl.Uagton koma otfmdäg m l t  o l n u  gUo- 
ren  Periononboi. in Verbindung, der  dio vuaohkd8nat.a B.rut0 
und Personen Jegii0h.n Aitmro ~ o h h t o n .  



3.7.2. Der Fall Auguste Wagner (geh 1900) 

Zusammenfassende Darstellung: 

Wie uns unsere Unterlagen aus den Akten des Stadtarchivs beweisen, 
wurden im Zusammenhang mit dem Attentat im Juli 1944 verschärfte 
Bestimmungen für sämtliche Gemeindebehörden herausgegeben. Die Su- 
che nach den Sympathisanten oder gar MittHtem begann im ganzen 
Reich. Wenn vorher noch für kritische Außerungen über die Regierung, 
Partei und Zustände relativ geringe- Strafen verhhgt wurden, so änderte 
sich dies schlagartig nach dem 20. Juli 1944. Vor allem ftir Bemerkun- 
gen, die als Schwächung der Wehrkraft ("Wehrkraftzersetzmgt1) angese- 
hen wurden, gab es hohe Freiheitsstrafen und immer ofter die Todes- 
strafe. So erhöhte sich mit zunehmender Kriegsdauer die Zahl der Hin- 
gerichteten. - Nun ließen doch, die Außerungen von Frau Wagner, wie 
sie von ihr berichtet wurden bzw. wie sie ähnlich im Urteil stehen, an 
Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. Das belegt das auf den Seiten - abgedruckte Urteil. 
229 - 233 
Fiir uns stellt sich daher die Frage, wie es Frau Wagner mtiglich war, 
doch noch der Hinrichtung zu entkommen. Einige Aufschlüsse liefern 
das Urteil und auch Frau Wagners Erläuterungen im Interview: S. 27718 

1. Die Person des Richters: 
Hier scheint noch in den letzten Kriegsmonaten ein Richter der 
Inalten Schuleu tiitig gewesen zu sein. Er hielt sich nicht an das 
von den Nazis gesetzte Recht und an die Praxis eines Freisler, 
sondern ließ Menschlichkeit walten. Das Urteil zeigt ganz klar, 
daß der Richter alles, was nur irgendwie zu Gunsten der Ange- 
klagten sprach, für sie verwendete. Dabei scheute e r  auch nicht I 

vor logischen und juristischen Spitzfindigkeiten zurück. (Siehe 
Bemerkungen von Frau Wagner zum 20. Juli 1944.) Es war also 
selbst in dieser schlimmen Zeit möglich, dalS noch ein solcher 
Richter amtieren konnte. Leider war e r  nach dem Krieg für 
Frau Wagner nicht mehr aufzufinden, obwohi sie alle Anstren- 
gungen unternahm. Ob er wohl den Verfolgungen der Nazis noch 
im letzten Augenblick zum Opfer gefallen ist? 

2. Bezeichnend ist auch die Haltung des Rechtsanwalts: 
In diesem Prozeß waren wohl alle Fronten verkehrt: Der Richter 
rettet die Angeklagte vor dem Fallbeil, der Verteidiger, der ei- 
gentlich alles tun müßte, um sie zu retten, unternimmt nichts 
für Frau Wagner, ja im Gegenteil, er destabilisiert sie noch 
psychisch durch Xubrungen beim ersten Treffen wie: "Es ist ja 
wohl klar, dal3 der Kopf abgeht." 

3. Die Situation: 
Das Todesurteil wird zu einem Zeitpunkt korrigiert, als die ge- 
schlagenen deutschen Truppen bereits von der Ostfront zurilck- 
strtimen und alle Teilnehmer an dem P r o d  nur aus dem Fenster 
zu sehen brauchten, um das eindrucksvolle Schauspiel zu sehen. 



Das kann nicht ohne Eindruck auf das Gericht geblieben sein, 
die sahen ja auch, wie erbiirmlich die Kriegslage und wie nahe 
das Ende war. Sollten sie sich vielleicht deswegen noch zum 
SchluB ein Todesurteil auf den Hals laden, ffir das sie vielleicht 
kurz darauf zur Rechenschaft gezogen worden wHren? 

I Gedanken, die wir uns ~ r n  Fall Wagner gemacht habeh. 
I 1. Wie erstaunlich war doch der überblick, den Frau Wagner hatte! 

Wie genau hat sie zwischen den Zeilen lesen kamen, daß es mi- 
1itHrisch und politisch dem Untergang zuging! 

2. Das Bild vom totalen Oberwachungsstaat drängt sich wieder auf. 
Wenn man noch nicht einmal seiner besten Freundin trauen kann 
und befürchten muB, da6 negative Xußerungen zu Politik und 
Wirtschaft jederzeit angezeigt wwden k h e n ,  wird schließlich 
keiner mehr wagen, mehr als Andeutungen zu machen, oder gar 
aktiv Widerstand leisten! 
Vieles, was man heute als Feigheit und UnterwUrfigkeit der ffl- 
teren Generation kennzeichnet, stellt sich nun in einem anderen 
Licht dar, denn W i c h e  Erfahnmgen wie Frau Wagner haben ja 
viele Deutsche damals gemacht. Das soll aber nicht die vielen 
Fälle von Verdrängung entschuldigen, die uns bei unseren Inter- 
views auf Schritt und Tritt begegnet sind. An diesem Beispiel 
geht einem die ungeheure Bedeutung der Freiheit der Meinungs- 
Hußerung auf und wie konstituierend sie für unser demokratisches 
m e m  ist. Mit dem Verlust der Meinungsfreiheit, mit dem 
Oberwacht- und Kontrolliertwerden, sogar in der Intimsphäre, 
mit der Angst, ja nicht aufzufallen, geht auch eine grundlegende 
Verändenmg des einzelnen Menschen einher; sie kann bis zur 
Charakterdeformierung führen. 



iDberlandesxericht i n  Jena. 2. Strafsenat. 

Im Xunen dem Deuteehen Voikeel 

p r t e i 1  
in ber ltraieache 

die An&estellte Auguste V .a g n e r aus @ioseen, geb. 
un 14.4.1900 in Heueenatamn (~rs.Off enbooh) , l a g ,  

wegen 
Wehrkraf'tsereetmurg qnd Feindbbgtips tigang. 

4 .  

Der 2. Streisenst des Oberlandeegerichts &I: Jena 
hat i n  &er Sitauw vom 28.Februar 1945, an ber tei&gen6mmen 
haben: : 

. der hndgerichtsdirektor ?r.Ih..i?eubauer 
als Vorsitsey, 

#d i e  Oberldeager$chtsräte APrendts 
und Dr.Sohwalbe 

als Beisitser, 
der Staatsanwalt Dr . !baut- 

crle, Beamter der Staatsamaltschsit 
i ti r . R  e C h t -  erkannt:. 

Auguste Wagner hat häufig an den H8.rinshpaen 

der Reichsregiemn& laritik geüW,' insbesondere + 

den IlnacNsgI auf den m i r  Pls Propgi%d~fferk 
hingestellt, bie Gesundheit' &ee F'ühmra sn&esnei- 
feit und militärische Yaesnahmen d e  sshn8- be- 
se iohe t  . 
Sie wir& daher wegen Uehrfiaitnersets\uie 2 5 . 5  
Abe.1 Br.1, ~(i.ie~ssonderetra;ilr~chtsveror~ung - 
su 8 Jahren Zuchthuur, verurteilt. Die Ebrenmehte . 
werden auf 8 Jabr;e sberkenaf. Me Eoeten 
Verfahrene trä;f die ängekiagte. 
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f f r U n d e .  

Die hgekiagte ist d ie  Poohter einer, 1911 veretprbenen 
Aretes. Sie hat ein Zyzeum und anechlieasend die Oberreal- 
sohuie besuoht ynd 'naoh &er Reif eprlliung verlasien. Dann 
studierte s i e  Volkswirtschaft und war, um sich dazu d i e  

' 
Mittel eu besohaff., euglelch in  einem Benkgeachäft tä t ig .  
1924 gab s i e  ih r  StuCium auf und war in  verschiedenen Betrie- 
ben, psmentlioh auch i n  Büros des Heeres,.beacheitigt. Se i t  
Rovember 1938 ist e i e  Sekretärin in der Gutsverwaltung des 
Freiherrn Schenk zu Sohweineberg in Fronhausen. Die Ange- 
klagte. wobt in' ffieseen m i t  Ih rer  Llbrtter und ihrem Onkel 
eueammen, die  s i e  m i t  ihrem Verdienst. erhalten muss, In den 
Abendstundgn führte sie. In einer G ~ e h a n d l u n g  die Woher. 

S i e  hat .vok dem. ümbruch, f ü r  die' ~e i t t s ihe  Volksprrtei 
gestimmt, aich ab:r sonst; auch später, nicht polit isch be- 
tä t igt .  ~ i s  gehtirt n G  der .DU sonst keiner. nationalsoziali- 
stischen Organisation an. 

Die bgeklagte  ha t te  a l l e  2 oder 3 Page In der F i l i a l e  
der &birger Kreiasparkasee i n  Pranhaueen geachäitliah eu. 
tun. Sie unterhielt  s ich dabei mit den 3 Angestellten der 
F i l i a l e  auch über polit ische Fragen, soweit s i e  m i t  dem 
n i e g e  eussmmen hingen.. Dabei bfachte s i e  immer wieder zum 
Ausdruck, dass sie nioht an e in  siegreiches Ende glaube. 
Andere Personen waren be i  den Gesprächen nicht Gegen .  

Am 22.Juli 1944 sprach s i e  m i t  dem Angestellten Blatt  
und der ~ i l i a l l e i t e k n  schor&, 'deien lJenn a l s  Offizier an 
der Front steht,  iiber de schlag aui den Führer ' aq 20. P"' Juli. ~ a b e i  sagte s ie :  Sie verstehe nicht, dass die ~ o n b e  
nioht gesessen habe. Die ganze Sache s e i  doch riur Propsgari- 
dawerk, um den Ir'azis wieder ~ u f ' t r i e b  zu gebsn. Venn schon 
ein Oberst eine Bombe gelegt hätte,  dann müsse sie' auch 
i i teen,  Sie k e s e  sich r.undern, d&e. a l i e  hwesenden ver- . 
l e t z t  &den, der Fiihrer aber nicht. Sie eweifle iiberhaupt 
das ganze G t e n t a t  an. 38 s e i  . m i c h  wie. bei van der Lub?ie, 
den man für den Brand des Beichstagsgebäudes ,verantwortlich 
gemacht.up gewisseraari'srn a l s  SünOenbock hingestell t  habe. 

lbd6 A-t 1944 erniderte s i e  aui d i e  Bemerkung der 
Prau ~chorge, dass etwas iiber neue i7affen i n  der Zeitung 
steher Es wird auch höchste 2isenbaW. RumEden i s t  berei ts  
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Aussagen keinen Zweifel hat. nicht bewiesen ist jedoch, 
daas die Angeklagte 5u dem 8uf den -er auch 
gdeagt;:het, es  e e i  s&iade, dass Cie &be nicht geseemen 
habe. Das hat &ur Frau Schcrge bekundet, -end es der  
Lehrling Horst nicbt gehart hat md der Angestellte Blat t ,  
au den die  Angeklagte i h re  Worte kmi t te lbar  gerichtet hatte,  
gerade ii Gegenteil taxegeben hat ,  Bie a e k l a g t e  habe den 
Anschlag verurtei l t .  Ir. clemselbeli Sinne hat eie sich gegen& 
dem zeugen Sammler ausgesprochen, der ihr zuerst die  Lach - 
r i ch t  von .dem Attentat 'brach&. Eine das Illeslingen des 
Amchlaga bedauernde ~ussen idg  würde auch m i t  den weiteren 
Gedankengang der ~emerkiui~,dass die  Angeklagte die Eachrlcht 
als Prop-dawerk aneahe und' den -Anschlag tiberhaupt b e  

I zweifelef nicht: i n  ~inkiang s,u bring& sein. Daes s i e  
' Steuif enberg als Sündeilbcck beseichnet habe, ia t nicht er- 
wiesen. 

h l l e  diese ilussei-uigen eind susmiunen nit entmutigenden 
Bemerkungen, die  die  Angeklagte nach den übereinstimmenden 
AngBben der d re i  Angestellten echon bei  frühereu pclitieohen 
Gesprächen s t e t s  gemacht hat, objektiv geeignet cmh, d ie  
~ i e ~ e s z u v e r e i c h t  und den* Siegeawillen der Hörer zu unter- 
:graben unb daipit ih re  Einsatzbereitschaft au mihdern. Daes 
dieee da8 Geh6rte 'W eich behalten würden, kcimte die  An- 
geklagte nicht e r d t e n .  Vielmehr rmzsste s ie .  damit rechnen, 
dass s i e  es weiter erzählen dirden. Bei ihrer  Intell igenz 
und-ihrer Vorbildung w a r  eich d ie  Angeklagte dessen auch 
bewusst. Sie mss daher wegen 'iiehrkraftzerseteun& bestraf t  
werden (5  5 Xba.1 N r . 1  KSStrVO). Dagegen hat der Senat nicht 
f eets tel len Können, daae die. Angeklagte damit eugleich 
unternommen habe, der Peinamacbt Vorechub zu le i s ten  oder 
der griegsmacht des Reiches einen Nachteil zuzufiigen. !;a- 
mentlich f e h l t  hierzu der innere Tatbestand. Die Angeklagte 
w a r  s ich aber diese möglichen Wirkungeir ihrer  Redereien 
nicht klqr. 

Die Angeklagte l ä s e t  eich von hemurigslosem Pessimis- 
mue hinsicBtlich dee Kriegsauegang8 und unüberwindlichem 
ELsstrauen gegen die  Regierung und ihre-ikasnahmsn beherr- 
schen. Dieeer 2inetellung hat  s i e  durch die angeführten 



uabedaohten ~ueeerungen o f t  Auedruok v e r l i e e n  obwohl s i e  
von . w e r  'Arbeitgeberln und von anderar Sei te  ermahnt horden 
war ,  ih re  eunge im Zawn m halten und. eich das al; Frau m l t  
Hochachuibildung schon eelbet hä t te  sagen müaeen. Zudek ha t  
s i e  ih re  Reden in dem 6ffentliohen Iiasaenraum geführt und 
noch B a n  einer  jungen bbtfieierefrau, deren ?.iann an der - 

.'Front s teh t ,  damit das Here achwer gemacht. Da der Vorwurf, 
daes afe d i e  Tat der Verräter vom 2o.Juli 1944 gebi l l ig t  
'habe, a i ch t  e u t r i f f t  und e i e  bieher ein untadeliges Leben 
geführt und in unermüd1i;cher har ter  Arbeit den iiebensunter- 
ha l t  P& i h r e  Uutter, ihren Onkel und eich eelbst verdient 
hat, eo h a t  der  Senat von der Todeaetrafe abgeeehen. Z h e  
hartß Zuchthauestrafe war aber unerläealioh, um ihr e'elbet . 

die Schwere i h r e r  Verfehlung vor Augen eu, iühren und andere 
,abzuschrecken. Deehalb hat der S e n a t d  8 Jahre Zuchthaus 
erkannt. Nach 5 32 StGB waren die Ehrenrechte abmerkennen. 

I)r.Dr .Neubauer, Ahrendte;' . Dr; Schwalbe. 



a )  Ot toHahn  

Der Gießener "Fuhrunternehmertt Otto Hahn ist ein Beispiel für 
t'verbalen Widerstandtt und, wie auch die Teilnehmer des Kaufmann- 
Will-Kreises, ein Beispiel dafür, wie Tat und Strafe im 3. Reich in 
eklatantem Widerspruch zueinander standen. Seine Straftat  war nichts 
anderes, als daß er  schon 1940 Hitlers Krieg das nannte, was er  wirk- 
lich war: "Ein Verbrechenu. Er beschuldigte Hitler des Größenwahns 
und hielt den Krieg schon damals (1940) für verloren. Da er  diese Au- 
ßerung als Wehrmachtsangehöriger machte, waren die Folgen besonders 
schwerwiegend.1 
Trotzdem: Wie unsicher muß sich das Regime schon damals gefühlt ha- 
ben, da6 es solche harten Strafen verordnete. Otto Hahn wurde wegen 
"staatsfeindlicher Gesinnungw und ttZersetzung der Wehrmachttt in eine 
Strafkompanie versetzt, eine damals schon lebensgefahrliche Angelegen- 
heit. Bekanntlich war ja die Zahl der Toten und Schwerverwundeten 
wesentlich höher als bei vergleichbaren Einheiten. Otto Hahn kam dann 
ins KZ Sachsenhausen/Oranienburg (September 1941 - März 1942), da- 
nach in das Vernichtungslager Groß-Rosen in Schlesien, wo e r  nach 
Aussagen von Wolfgang ~ . 2  aus Gießen bei der Verbrennung von Lei- 
chen von KZ-Insassen helfen mußte. Mehr als zweieinhalb Jahre mußte 
er  in Dachau verbringen und wurde dann erneut einer Strafkompanie 
zugeteilt. In diesem Punkt ist das Schicksal dem des Erich No11 ähnlich. 

Noch kurz vor Kriegsende verlor Hahn seinen linken Arm, was für ihn 
als LKW-Fahrer sehr schlimm war. Wolfgang M. berichtete, daß Hahn 
auch mit dieser Schwierigkeit fertig geworden ist. 

b) Walter K. 

Einen W i c h e n  Fall von verbalem Widerstand scheint der Fall K., von 
Beruf Dachdecker, zu zeigen. Bei einem Gespräch im Zug Gießen- 
Frankfurt im April 1941 äußerte er  sich über den Krieg und die Be- 
handlung der Gefangenen. Er wurde ins Gefängnis Gießen eingeliefert 
und wegen "die Wehrkraft zersetzenden Xußerungen" in das Erziehungs- 
lager Heddernheim (bei Frankfurt), dann in das KZ Sachsenhausen und 
schließlich in das KZ Buchenwald gebracht.3 

Ernst Sch. 

Xhnlich verhält es sich auch bei Ernst Sch., von Beruf Krankenpfleger, 
der im Oktober 1944 beim Abhören des Soldatensenders West erwischt 
und verhaftet wurde. Er wurde vom Sondergericht in Darmstadt zu drei 

1 Alle folgenden Fälle aus den Akten der "Betreuungsstelle für 
rassisch, religiös und politisch Verfolgtew, StAGi Nr. 5057. 

2 Gespräch mit Wolfgang M. vom Januar 1983. 
3 StAGi Nr. 5057. 



Jahren Zuchthaus verurteilt, aber schon am 1. Mai 1945 von den Ame- 
r i h r n  in Butzbach befreit. Sein Fall wurde von der Betreuungffltelle 
anerkannt.1 

d) Gertrud B. 

Auch Gertnid B. aus Gießen wurde 1944 beschuldigt, "auslandische, vor 
allen Dingen englische und russische Senderw gehört zu haben. Sie hatte 
geauSett, die Behauptung, alle Gefangenen in RuBlsnd würden schlecht 
behandelt, sei eine Propaganda der NSDAP. Sie war offensichtlich von 
ihrer Schwilgerin bei der Gießener Gestapo denunziert worden. Sie wur- 
de einige Wochen inhaftiert.2 

e) Heinrich P. 

Auch Hlnrich P., von Beruf Kellner, gab an, vor versammelter Mann- 
schaft in Finnland 1942 XuSerungen gemacht zu haben, die als "Zerset- 
auag der Wehrkraftn ausgelegt wurden. Er habe deswegen von Oktober 
1942 bis Mai 1945 im Zuchthaus Butzbach einsitzen miWen.3 

f) Emil K. 

In den Akten der Betreuungsstelle erscheint Emil K. aus Gießeh Er 
gibt an, im Februar 1944 verhaftet worden zu sein, weil er sich mit 
Ostarbeitern Uber milit arische Angelegenheiten unterhalten hatte. Nach 
der Untersuchungshaft und dem Emiehu3gsIager Neddrrtnheim kam er  
Mr mehr als ein halbes Jahr nach Dachau, wo er  im Januar 1945 ent- 
lassen wurde4 

g) Wilhelmine G. 

Einen problematischen Fall möchten wir zum Schluß behandeln. In Ab- 
wrsanheit von Wilhelmine G. erklHrte deren Mutter, da6 ihre Tochter 
als Angestellte auf dem Auslhderamt dar Polizei in G w n  dnen 
Pranrcwen kenuengelernt habe, den sie 1945 dann heiratete. Ein SS- 
Maai verriet sie der Gestapo, sie wurde verhaftet, kam ies G f e h m r  
Gefbgnb  und dann ins KZ Hirzenhain im Vogelsberg (offidell bis Bade 
Man 1945). Sie war zwor in Wiesbaden wegen "Verkehr mit einem 
Ausl&&rw zu 1 1/2 Jahren Gefängnis verurteilt worden. Diese Tatsache 
hat ihr nach Kenntnis der Vorghge um Hirzenhain das Leben geret- 
tet.5 
Die Vorgänge um Hirzenhain gehören nur im weitesten Sinne zum Un- 
tersuchungsbereich; sie sind in einer eigenen Abhandlung zu klaren6 
Die Di-on um Hirzenhain ist in GieSen und Umgebung immer wie- 

1 StAGi Nr. 5057. 
2 Ebd. 
3 Ebd. 
4 Ebd. 
5 Ebd. 
6 Veröffentlichung der W N .  



der heftig aufgeflammt, weil das Aufstellen einer Gedenktafel (gestif- 
tet von dem ermordeten hessischen Minister Hans Herbert Karry) 
für die 87 Opfer auf dem Ehrenfriedhof in Kloster Arnsburg bei Lich 
von dem VolIrsbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge, dem Besitzer des 
Friedhofs, bis heute verweigert wurde. Inzwischen wurde auf Veranlas- 
sung der Gräfin von Solms-Laubach, der Eigentiimerin des Klosters 
Arnsburg, am äul(eren Eingang des Friedhofs eine Erinnerungspiakette 
angebracht. 

Heinrich K. (geb. 1883) aus Gießen 

In den Akten der Betreuungsstelle fanden wir ein Schreiben von Frau 
K. (Gießen) vom 15.5.1945 an den Oberbiirgermeister der Stadt Gie- 
ßen.1 Darin bittet Frau K. die Stadt dringend, Nachforschungen nach 
dem Verbleib ihres Mannes anzustellen. Sie hatte seit der letzten 
Nachricht vom 5.11.1944 aus dem KZ Buchenwald nichts mehr von ih- 
rem Mann gemrt ,  und Buchenwald war doch seit Mitte April 1945 von 
den Amerikanern befreit worden Der Oberbiirgermeister sondierte bei 
der Militarregierung, konnte aber zunächst keine Auskunft er te i len2 
Wir befragten Werner K., der noch in demselben Haus wie sein Vater 
ein Geschäft unterhalt. Er teil te mit, wie die Amerikaner im Mai 1945 
Heinrich K. nach Gießen zurückbrachten und in welchem erbarmlichen 
körperlichen Zustand e r  war. "Da war nur noch Haut aber den Kno- 
chen". Heinrich K. wurde dann dank der Hilfe eines Arztes der Univer- 
sitatsklinik wieder hochgepiippelt und konnte sein Geschäft bis zu sei- 
nem Tode weiterführen. Werner K. erkltirre uns auch, daß sein Vater 
schon sehr früh verhaftet worden war, weil e r  seine Meinung sehr of- 
fen kundgetan hatte. Er habe zuerst in Osthofen eingesessen, sei dann 
wieder freigekommen und im Kriege erneut verhaftet worden. Insge- 
samt hat e r  etwa drei Jahre im KZ verbracht, davon die letzte Zeit 
1944/45 in Buchenwald. Dort begegnete e r  auch Kurt B. aus Gießen, 
und man half sich gegenseitig, soweit man konnte. Durch den Zeugen 
Prof. Kirchheimer erfuhren wir noch eine satirische Variante der Ver- 
folgung K.: Er hat te  aber die schlechte Magermilch vLeiermannf' g?- 
sagt, war denunziert worden und mußte nun jede Woche auf dem Poli- 
zeibiiro erscheinen und erklären: "Die entrahmte vollwertige Milch ist 
kein Leiermann, sondern gute deutsche Magermilch!" An einzelne Daten 
zu K. konnte sich sein Sohn leider nicht erinnern3 

1 StAGi Nr. 5057. 
2 Ebd. 
3 Das Interview mit Werner K. wurde nicht besonders aufgezeich- 

net, sondern hier eingearbeitet. Heinrich K. wurde danach vom 
selben Theologieprofessor denunziert wie auch Dr. Alfred Kauf- 
mann. Das Interview mit Franz Kirchheimer vom Januar 1983 ist 
abgedruckt in MOHG 6911984. 
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Die einzige politische Kraft, die also schon rot 1933 den Nationalsozia- 
listen Widerpart bieten konnte, war die politische Linke, die in wirklich 
freien Wahlen zwischen 30 und 35 % der städtischen Wählerstimmen er- 
hielt, im Kreis sogar noch mehr, und die sich als konsequente Wider- 
standskraft sogar noch über den 30. Januar 1933 hinaus halten komte. 
Beide Linksparteien, SPD und KPD, waren damals noch viel mehr Ar- 
beiterparteien mit ausgeprägt eigener, in sich geschlossener Kultur und 
Lebensweise, die manchmal Menschen und Familien für ein ganzes Le- 
ben zusammenband. Während der Abstand zwischen SPD und KPD aber 
von 1930 - 1933 bei (RT)Wahlen abnahm und die KPD hoffen ließ, sie 
kbnne eines nicht allzu fernen (Wah1)Tages stärkste organisierte Kraft 
der Arbeiterschaft werden, war dies in Stadt und Kreis nicht so: dort 
war die SPD dreimal bzw. fünfmal so stark wie die KPD, was sich in- 
sofern auswirkte, als die SPD nicht daran dachte, mit der KPD ein 
Volksfrontbiindnis einzugehen. Die Spaltung der Arbeiterparteien ist 
charakteristisch auch für unser Untersuchungsgebiet. 

Beide Parteiführungen, aber auch oft beider Parteien Anhängerschaft 
hatten vor 1933 ungeheure Illusionen sowohl über den Nationalsozialis- 
mus und seinen Massenanhang wie auch über die Dauer des Systems. 
Die Parteimitglieder und Funktionäre hatten aber auch Illusionen bezüg- 
lich der eigenen Rolle und der eigenen Stffrke oder Schwache. Das 
brachten alle Interviews mit Zeitzeugen heraus. Sozialdemokraten wie 
Albin Mann waren der festen Oberzeugung, der "Spuk werde bald ein 
Ende haben", Kommunisten meinten, diese Regierung des Kapitalismus, 
personifiziert in Hugenberg und v.Papen, werde schnell angesichts der 
typischen kapitalistischen Wirtschaftsprobleme am Ende sein, und dann 
wäre die revolutionäre Situation da. 

Illusionen hatten aber auch manche Vertreter der Kirche, die meinten, 
man könne den nationalen Aufbau doch nicht stören, dürfe nicht ab- 
seits stehen, müsse die Größe der Herausforderung begreifen. Typisch 
dafür sind entsprechende öffentliche Reden (erfreulicherweise nur von 
einigen wenigen), &B. von Dekan Sattler bzw. Militärpfarrer Dr.Hem- 
mes. Illusionen gab es schließlich aber auch bei vielen Mitmachern und 
Umfallern, die ihre Posten, ihre Arbeitsplätze nicht verlieren wollten 
und daher schnell umschwenkten. Zwei Gruppen von ihnen, die Gemein- 
debediensteten und die Kriminalbeamten, sollten bald merken, welch 
hohen Preis sie für die Behauptung ihrer Stellung zu zahlen hatten - 
das System machte sie zu abhängigen Vollzugsorganen der Verfolgung 
und Vernichtung der Opposition und der Judenschaft in Stadt und Kreis. 
Nachdem sie einmal dem System den kleinen Finger gereicht hatten, 
wurden sie zu immer schlimmeren Taten gedrängt, verstrickten sich 
immer mehr und, so hat es Stadtarchivassistent Nöhl sprachlich tref- 
fend formuliert, ''sanken immer tiefer, verkamen moralisch ~ o l l e n d s . ~ l  
Manche merkten es am Anfang noch nicht, führten wie gewohnt ihre 
Verhöre gegen die 'Staatsfeinde' durch und die 'Maßnahmen gegen 
Volksschädlinge' aus, trbsteten sich, daß sie ja nur ihre Pflicht erfüll- 

1 Gespräch mit Aloys Nöhl vom 6.10.1986. 



ten. Die Sprache kam ihnen entgegen: "Stets wurde größter Wen dar- 
auf gelegt, da6 nicht gemordet, sondern 'liquidiert ', da6 nicht geplfin- 
dert , sondern beschlagnahmt oder 'organisiert', daB nicht gelyncht, 
sondern inhaftiert und 'konzentriert' wurde in den KonzCntratidagern 
des 'Dritten ~eichs' ."l  

Ein weiterer beherrschender Eindruck von der Opposition und ihren 
Chancen in Gießen vor und kurz nach der Machtergreifung darf nicht 
verschwiegen werden: alle in Frage kommenden Kräfte und Gruppen des 
Widerstandes gegen den Nationalsozialismus lebten vor sich und für sich 
dahin Da waren zum einen die enorm starken s o t i a l d e m d r r a t i ~ n ,  
&T. auch die kommunistischen Wahlerpotentiale in den Randgemeinden 
Gießens und in Gießens Arbeitetvierteln selbst. Schon sie waren 
manchmal nur in losem Kontakt zueinander; geschweige denn zu ande- 
ren Gemeinden und den Stadtgebieten GieSens. W a s  w d t e  &B. die 'ka- 
tholische Welt' um die Bonifatiuskirche von ihren Mitbürgern von jen- 
seits der Lahn? Was hörte oder sah das Mitglied der Luthergemeinde 
von der katholischen oder jUdischen Gemeindearbeit an andrer Stelle? 
Wie verständnislos starrte mancher AngeMrige des akademischen Lehr- 
körpers auf die meist wohltuend friedlich verlaufenden Demonstrationen 
in der Innenstadt, denen das Schild vorangetragen wurde: "Wir haben 
Hungerw? Diese starke gesellschaftliche wie wohnsitzmHBige Abtrennung 
scheint mir kennzeichnend fUr die Jahre der Weimarer Repubtik, ZU- 
gleich auch ein Grund fUr die Zersplitterung der Opposition, und kann 
auch das Geheimnis des nationalsozialistischen Aufstiegs erklären. 
Nichts hat so gewirkt, noch nicht einmal die Wirtschaftskrise, wie die 
Magie von der Einheit des Volkes, die Hitler wiederherzustellen ver- 
sprach. Auch hierffir können zwei Schlagwörter herangezogen werden: 
zum einen "Arbeiter der Stirn und Arbeiter der Faust bauen gleichwer- 
tig am neuen Deutschland" und "Ich werde sie alle aus Deutschland 
hinausfegen, die 38 Parteien!" Das saß, das tat  seine Wirkung und 
stellte die Opposition ins Abseits. 

2. 
Knapp formuliert, l U t  sich sagen: die Machtergreifung der Nationalso- 
zialisten und die Gleichschaltung fand in Hirnen und Herzen schon l a -  
ge vor dem Datum des 30. Januar 1933 statt. Realiter durchgefiihrt 
wurde sie in Hessen und Gießen erst nach der Reichstagswahl vom 
5.3.33. Was vorher nur einzelne Auflösungs- und Liihmungserscheimmgen 
gewesen waren - jetzt wurde die Ohnmacht und damit verbunden die 
Resignation im sozialdemokratischen und auch, so vorhanden, im 
bürgerlichen Lager evident. Man hatte alles auf die Karte Wahlent- 
scheidung gesetzt, hatte die Chance der Massenmobilisierung vertan und 
war ohne Alterative. Auf der andern Seite schlug nun ein unbarmher- 
ziger Gegner, der von keinerlei Skrupeln und Sentimentalität angekrh- 
kelt war, gnadenlos z u  Er hatte hinter sich nicht nur die gesetzlichen 
Machtmittel (die bedeuteten zweifellos viel im Deutschland Kants mit 

1 Dieter Ehlers, Technik und Moral einer Verschwörung - 20. Juli 
1944, Frankfurt/M.-Bonn 1964, S. 14. 



der Pflichtethik des militanten ~reulbntums) ,  sondern jetzt auch die 
durch die Volkswahl gesalbten staatlich-polizeilichen ZwangsmaBnahmen. 
Die SPD-gefiihrte hessische Landesregierung versuchte durch Wohlver- 
halten dem von Berlin entsandten Reichskommissar zu entgehen - es 
war vergeblich, weil Wohlverhalten von diesem Gegner als Schwache 
ausgelegt wurde. Noch am 6. Mitrz wurde der NS-Reichskommissar ein- 
'gesetzt (ohne Widerstand), die Polizei entwaffnet , Gewerkschaftshaus 
und Wohnung des amtierenden Staatsprbidenten in Darmstadt besetzt. 
In der llProvinzw, in Gießen und seiner Umgebung, wurde die Anglei- 
chung des Stadtparlaments begonnen und, nur kurz gestart durch einen 
christlichen ~ r o t e s t l ,  bis Ende Juni zum Abschluß gebracht. Die schon 
verbotenen Kommunisten wurden noch harter verfolgt, der politische 
Gegner iii Stadt wie Kommunen bei sogenannten 'Abwaschaktionen' 
vorgefiihrt, gedemütigt, lacherlich gemacht. Kurz darauf lugte der 
Kniippel nicht mehr nur aus dem Sack, e r  wurde herausgeholt und der 
politische Gegner wie der rassische 'Untermensch' im Parteilokal 
verdroschen. Die Bilder von Abwaschaktion und Durch-die-StraBe-F&- 
ren beweisen es - der Bürger schaute zu, wohlwollend, abwartend, neu- 
gierig, unsicher. Der braune Mob aber war begeistert. Was nun folgte, 
war die Fortsetzung dieser Gewalt an einer großen Zahl von Mitglie- 
dern und Funktiongren von SPD und KPD. Sie wurden zu Hause oder am 
Arbeitsplatz abgeholt, ins bald überbordende Gefängnis am Brandplatz 
gebracht, 'heftig' verhht ,  nach Tagen freigelassen oder ins neu einge- 
richtete KZ Osthofen gebracht (AprilIMai 1933). Die Zeitungen berich- 
teten davon, jeder konnte es lesen und sich seinen Vers auf das 'Um- 
eniehungslager' machen. Dr. Best, der zum hessischen Polizeikommissar 
ernannt worden war, besuchte auch unter entsprechender Anteilnahme 
der Presse dieses offen KZ genannte Lager Osthofen, in dem die durch 
Republik und Arbeitslmigkeit 'verwilderten' jungen Menschen ja nun 
umeqmgen wurden. Wer geglaubt hatte, diese Kommunisten, Sozial- 
demokraten, Anhänger sozialistischer Splittergruppen und biirgerlicher 
Parteien ließen sich durch die zur Abschreckung vor weiterem Wider- 
stand dienende brutale Macht auf den "rechtenu Weg bringen, sah sich 
getauscht, jedenfalls was die erste Gruppe anging. Die meisten Kom- 
munisten trafen sich, kaum dai3 sie Osthofen hinter sich hatten, wieder 
und verteilten Flugblatter, sammelten füt die Rote Hilfe oder reparier- 
ten mühsam ihre zerschlagene Organisationsstruktur. In Gießen ist das 
schon ab Sommer 1933 geschehen. 

Die Gleichschaltung und Selbstgleichschaltung ging in den folgenden 
Monaten weiter voran. Auch in Hessen gab es ein Ermächtigungsgesetz, 
das die Zustimmung aller Parteien bekam, die SPD enthielt sich im 
Gegensatz zum Verhalten im Reichstag der Stimme. Enthalten wurde 
zum Verhalten der meisten SPD-Funktionstriiger in Land und Stadt, 
Staatspräsident Adelung machte es vor, als e r  sich bei der Wahl seines 
NS-Nachfolgers der Stimme enthielt. Vielleicht ist die anpasserische 
Haltung der lokalen und Landes-SPD auch darauf zurückzuführen, dai3 

1 StAGi Nr. 5044 Einsprüche der Stadtratsgruppe 'Nationale Rech- 
t e '  gegen die Beschlüsse des Stadtrats vom 11. Mai 1933. 



viele von ihnen Staats- oder Gemdindebedienstete waren und durch 
politisches Wohlverhalten ihre Stellung nicht gefahrden wollten. Den 
Gleichschaltungsprozeß der Landes- und Lokalbehörden konnte das nicht 
aufhalten, wie die Entlassung von Bürgermeistern, Beamten, Angestell- 
ten und Arbeitern in Ministerien, Stadtverwaltungen, Hochschulen, 
Schulen und Gerichten beweist. Die Liste für die Universitätsstadt Gie- 
ßen, die Mehl aufgestellt hat l ,  ist außerordentlich lang und in mehrfa- 
cher Hinsicht beeindruckend. Sie war es auch für die Zeitgenossen, die 
die Namen in der Zeitung lesen konnten und bangen mußten, auch bald 
dabei zu sein, wenn sie nicht schnell zum "Märzgefallenenv1 wurden. 

Eine Ebene der Gleichschaltung (dh. auch Entfernung politisch oder 
weltanschaulich nicht konformer Menschen) darf nicht vergessen wer- 
den: Vereine, Verbände, Organisationen und der kulturelle Bereich. Auf 
dieser Ebene traf es besonders stark die dörflichen wie auch die 
stadtischen Lebensbereiche von Sozialdemokraten und Kommunisten, 
dann auch bürgerliche und kirchliche Kreise, wenn deren soziale und 
kulturelle Infrastruktur zerstört oder gestört wurde, indem der Vorstand 
der Innung ausgewechselt, der Sportverein verboten bzw. seine Mitglie- 
der 'überführt' oder der Kirchenvorstand mit NS-treuen Christen 
durchsetzt wurde. 

3. 
Diejenigen, die nach dem 5. Miirz 1933 noch Widerstand leisteten, hat- 
ten einen übermächtigen Staats- und Parteiapparat gegen sich. Den Be- 
griff 'Geheimes Staatspolizeiamtl priigten zwar die Preulkn zuerst, es 
gab jedoch noch früher in Hessen die Sonderpolizei, die von Gerichten 
nicht kontrolliert werden konnte. Nach ~ r a c h e r 2  "ließ Himmler unter 
SS-Leitung in den Baracken einer ehemaligen Pulverfabrik zu Dachau 
bei MÜnchen1l das erste Schutzhaftlagerl einrichten. Das war am 
20. MHrz 1933. Osthofen war, wenn man nach den Berichten der 
ersten Haftlinge geht, noch früher, dh. der hessische Unterdrückungs- 
apparat wurde durch Dr. Best eher aufgebaut.' 

Die oben beschriebene Gleichschaltung half vor allem im Bereich der 
Polizei und der Justiz den Unterdrückungsapparat'zu verstärken. Das ge- 
schah durch die neu geschaffenen Sondergerichte, die nun all die klei- 
nen Fälle von politischem Widerstand, meist Außerungen gegen die neue 
Regierung, aburteilten. Die LT. maßlos überzogenen Urteile übten 
ebenfalls eine Abschreckungsfunktion gegen eine potentielle Massen- 
erhebung aus. Unter den Verurteilten waren viele Kommunisten, Sozial- 
demokraten, aber auch aus religiöser Oberzeugung Handelnde, darunter 
viele Zeugen Jehovas. Während des Krieges rückten dann die sog. Rund- 
funkverbrecher in den Vordergrund, also die, die verbotene Feindsender 
gehört, dann noch diejenigen, die Umgang mit ausländischen Kriegsge- 
fangenen und Zwangsarbeitern hatten oder auch einfach diejenigen, die . 
1 Albert Mehl, Die nationalsozialistische Machtergreifung in Gie- 

ßen. Bearbeitet anhand der Berichterstattung der GieBener Ta- 
geszeitungen. Wiss. Hausarbeit, Gießen 1979, vor allem Kap. V11 
und VIII. 

2 Kar1 Dietrich Brachet, Die deutsche Diktatur, Köln-Berlin 1969, 
S. 389. 



unter heimlicher Umgehung der llKriegswirtschaftsordnungll für sich ei- 
nen Vorteil gesucht hatten. 

Neben den Sondergerichten gab es dann ab 1934 Verfahren gegen meist 
kommunistische und sozialdemokratische Widerständler wegen "Vorbe- 
reitung zum Hochverrat" vor dem Oberlandesgericht Darmstadt, ab 1937 
in Kassel. Manchmal urteilte auch - wie im Beispiel WillIKaufmann - 
der in Darmstadt tagende Volksgerichtshof. 

Die Gestapo in Gießen wie auch die Stapo-Leitstelle in Darmstadt wa- 
ren nicht zimperlich bei Verharen, wenn es Informationen zu gewinnen 
oder Widerstand zu brechen galt. Die Vernehmungen in der Neuen Baue 
durch die Beamten Wintzer, Schneider, Kahn, Keiner, Lösch usw. gaben 
einen Vorgeschmack von dem, was dann in Darmstadt im Staatspolizei- 
gefängnis in der Riedeselstraße und im Gestapotrakt des Landgerichts- 
gefängnisses passierte: brutalste Verhöre führten manchmal zum Selbst - 
mord, wobei nicht immer einwandfrei geklart werden konnte, ob die 
Vernehmenden nicht kräftig nachgeholfen hatten. Gegen Kriegsende 
steigerte sich dieser brutale NS-Terror noch und fand seinen sichtbaren 
Ausdruck in der Erschießung von Kriegsgefangenen und politischen 
Häftlingen kurz vor Eint reffen der Amerikaner in ~ ießen .1  

Der gesamte Apparat von Polizei und Justiz sollte jeden aktiven politi- 
schen, religiösen oder humanistisch begründeten Widerstand und jeden 
Versuch einer Opposition im Keime ersticken. Die Bespitzelung im 
Vorfeld des Wirksamwerdens von Gestapo und Justiz schuf ein Klima 
von Angst, ZurUckhaltung und Passivitat, ohne das das System wahr- 
scheinlich schon früher in Schwierigkeiten gekommen wäre. Ob aller- 
dings Aufwand und Ergebnis immer im rechten Verhältnis standen, darf 
bezweifelt werden. Wenn man sich anschaut, wie lange noch z.B. die 
kommunistische Gruppe Rosenbaum tätig sein konnte, nämlich bis 1937, 
obwohl die meisten Mitglieder der Gruppe 'einschlägigf bestraft und 
damit bekannt waren, oder wenn man sich kiarmacht, daß der doch so 
offene WillIKaufmann-Kreis erst durch einen 'agent provocateur' na- 
mens Dagmar lmgart aufflog, dann wird der "Respekt" vor den "Lei- 
stungen" der Verfolger zunehmend kleiner. Oberhaupt nicht geglückt 
scheint ihnen ein Einbruch in die geschlossene katholische Welt von 
Gießen, jedenfalls ist keine Denunziation oder keine erfolgreiche 
Durchsuchung bekannt, die zu längerer Verhaftung, Verurteilung oder 
Tod geführt hätte.2 

1 Siehe Bericht von Wilhelm Loh in: "...und Einigkeit ist Macht, 
Dokumente zur Geschichte der Arbeiterbewegung in Gießen 
1867-1949, Gießen 1985, S. 109 und S. 269 f. Ebenso der Bericht 
in der GFP vom 12. Juni 1948. 

2 Hier stimmt eher das Gegenteil: so erfuhr der damalige Kaplan 
Strasser von einem Informanten der Gestapo, daß Dagmar Imgart 
auf Pfarrer Deuster und auf Pfarrer Metzger, den Begründer der 
Una-sancta-Bewegung, angesetzt war. Deuster konnte e r  warnen, 
Metzger in Berlin nicht mehr. Metzger wurde hingerichtet. Siehe 
Gespräch vom 2.10.1986. 



Was noch von den bür e r  Mitte und der Rechten in 
G i e b n  übrig geblieben war, paßte sich zumeist in den ersten Monaten 
des Jahres 1933 an. Das war immerhin bis Ende März 1933 die klare 
Mehrheit von 25 der 42 Sitze im Stadtrat. Die Angleichung an die Ver- 
hältnisse im Reich machte auch den Gießener bürgerlichen Stadtrat 
zum willenlosen Werkzeug der Nationalsozialisten unter Heinrich Bar- 
tholomäus. Letzterer gewann als Beigeordneter immer mehr Einfluß, so 
daß er einen schüchternen Abänderungsantrag durch Franz North 
(Christlich-sozialer) mit den rüden Worten abschmettern konnte: "Es 
ist eine Dreistigkeit, daß ein Christlich-Sozialer heute noch Anträge 
stellt; e r  soll sich gesagt sein lassen, daß sein Bleiben uns hier schon 
lange nicht mehr erwünscht ist."l Das genügte damals, diesen Ansatz 
von Widerstand zu erledigen, die übrigen drei noch nicht nationalsoziali- 
stischen Stadt ratsmitglieder stimmten dann mit dem Nationalsozialisten. 
Immerhin hielten die beiden Deutschnationalen Prof. Brüning und RA 
Zimmer und der Christlich-Soziale North bis zum 24. Mai 19342 durch, 
db, bis auch der letzte Rest von bürgerlicher Stadtregierung, nämlich 
der langjährige Oberbürgermeister Dr. Keller (DDP) offiziell abtreten 
mußte. Warum er so lange noch (14 Monate) nach der Machtergreifung 
'mitmachte' und allen offiziellen Anlässen der Nazis sein Ansehen lieh, 
wird sein Geheimnis bleiben. Seinen Wiedergutmachungsantrag vom Ja- 
nuar 1950 wollte e r  jedenfalls mit keiner Widerstandshandlung, die ihn 
Freiheit oder Gesundheit kostete, begründen, sondern nur mit der 
schlichten Tatsache, daß er  auf Lebenszeit gewählt war und "ohne die 
nazistischen Gewaltakte noch heute im Amtw wäre, "also in den ver- 
flossenen 15 Jahren s ta t t  des gesetzwidrigen gekürzten Ruhegehalts das 
volle Ruhegehalt bezogen habenw würde.3 
Ein organisierter Widerstand im Bürgertum oder von Mitgliedern frühe- 
rer bürgerlicher Parteien ist nicht bekannt geworden. Vielleicht war 'die 
Einschüchterung zu wirksam, vielleicht genügte auch schon die FlUster- 
propaganda, wenn Einzelfälle vor den Sondergerichten, wie die des 
Heinrich ~ a p p e s 4 ,  des Fuhrunternehmers H.R.~, des Geometers Wilhelm 
~chäfer6 ,  des Fabrikanten Franz ~ 6 b s 7 ,  der Theresia ~aaderhuber8 oder 
des Schriftstellers Dr. hA.9 mit %T. strengen Strafen bedacht wurden. 
Solche Einzelfälle waren meist Außerungen von Menschen, die das Pech 
hatten, dai3 sie denunziert worden waren, wenn ihnen einmal "die Gäule 
durchgegangen warenw oder wenn sie geschwfftzig waren. 

1 GA vom 30.8.1933. 
2 GA vom 25.5.1934. 
3 StAGi NI. 625, Wiedergutmachungsantrag des OB &D. Dr. Keller 

1950151. 
4 GA vom 15.6.1934 und STAD G 27 Nr. 277. 
5 GA vom 23.9.1933. 
6 GA vom 29.10.1935 und OT vom 29.10.1935 sowie STAD G 27, 

NI. 437. 
7 GA vom 29.10.1935, OT vom 29.10.1935. Mobs erhielt fünf 

Monate Gefängnis wegen 'schwerer Beleidigung des Führers1. 
8 STAD G 27, Nr. 416. 
9 GA vom 4.12.1934, ebenso OT vom 5.12.1934. 





Warten auf die Stunde Null, auf den Neuanfang im demokratischen 
Staat. Nicht zufällig sind die "Männer der ersten Stunde" 1945146 
identisch mit jenen, die 1933 aufhören mußten: Albin Mann, Georg 
Rohrbach, Josef Maier, Karl Benner usw. Manche trafen sich noch, 
aber sehr zwanglos im Gesangverein oder in der Gastwirtschaft; man 
besprach die politischen Geschehnisse, aber zu einer entschiedenen, das 
System in Frage stellenden Handlung kam es außer Flugblattverteilung 
und Auslandssenderhören nicht. Diese Haltung wurde noch durch die 
schlimmen Anfangserfahrungen einiger (KZ Osthofen, Polizeihaft, Kon- 
trollen, Entlassungen usw.) gefördert. Viele wurden dann zu Kriegsbe- 
ginn eingezogen und konnten im vertrauten Kreis nichts mehr unter- 
nehmen. In manchen sozialdemokratisch geprägten Ortschaften wie 
Heuchelheim hielt der Widerstand noch länger an als in der Stadt, wo 
e r  schnell beseitigt war. Solche Ortschaften zeigten das demonstrativ 
bei Wahlen. Diese Form des Widerstandes darf nicht zu gering veran- 
schlagt werden, bedeutet sie doch eine freiwillig auf sich genommene 
Gefahr, die für manchen nicht ohne Folgen blieb. Aber wer noch 
in seinem Umfeld an Organisation und Schulung der Widersthdler ge- 
dacht hatte, mit dem Prozeß von 1936 waren alle Versuche zu Ende. 
Erst im Kriege gab es wieder Kontaktaufnahme, wobei Wilhelm 
Leuschner die in Hessen bestimmende Figur war. 

Einzelne Sozialdemokraten brachten ihre Kritik gegenüber dem System 
deutlich zum Ausdruck und mußten dafür auch mit Gefängnis büßen. 
Ein eindrucksvolles Beispiel ist Karl Uhde, der eine treffende Analyse 
der llAufbauleistungen" des NS-Systems in seinen ersten drei Jahren 
gab. Einzelne früher führende Sozialdemokraten der Gegend mußten 
noch nach dem 20. Juli 1944 den Weg ins KZ Dachau antreten, konnten 
aber noch rechtzeitig vor dem schrecklichen Ende des Lagers nach Gie- 
Ben zurückkehren. Insgesamt gesehen bot aber die SPD 1933-1945 nicht 
gerade ein Bild einer Partei von "Helden". 

Was ist nun auf die heftige Kritik am Handeln vieler Sozialdemokraten, 
die vor allem ihr Wegtauchen, ihre Resignation angreift, zu antworten? 
Mir scheint, darauf ist Joseph Rovan eine einfühlsame Antwort gelun- 
gen: 
"Es ist leicht, im nachhinein zu verurteilen. Wer mit offenen Augen die 
krampfhaften Zuckungen des 20. Jahrhunderts miterlebt hat, wundert 
sich nicht über das elend-kümmerliche Schauspiel, das unter Zwangs- 
regimen Schwache, Kleinmut und die Fahigkeit bieten, sich Illusionen 
zu ihachen. Heldentum und Klarsicht, der Entschluß, Folter und Tod 
auf sich zu nehmen, sind notwendigerweise seltene Tugenden. Viele von 
denen, die mutig gegen den Ungeist gekiimpft haben, waren auch zuvor 
einmal der Macht seines Reizes erlegen. Ich bewundere jene, die Leh- 
ren erteilen und wissen, was andere lange vor ihnen hätten tun müssen, 
oder die von der Höhe ihres ideologischen Hochmuts herab wissen, dai3 
nur sie selbst und ihre Anhanger in der Richtung des Marsches der Ge- 
schichte gehen oder gegangen sind. Mir selbst flöBt das Schauspiel der 
Fehlschlage und des jammervollen Endes der Weimarer Republik, der 
SPD und der Gewerkschaften nur Mitleid und Demut ein. Hätten wir an  
ihrer Stelle es besser gemacht, machen wir es jetzt besser, haben ihre 
kommunistischen oder linksextremistischen Verächter es besser ge- 
macht? Am Ende dieder Studie scheint es mir, daß die wesentlichen 
Entscheidungen der Mehrheitssozialdemokraten immer richtig waren, daß 



sie aber nicht mit der nötigen Entschlossenheit, dem notwendigen 
Selbstvertrauen, mit genügend Festigkeit, Intelligenz und Sinn für Macht 
verbunden waren und durchgehalten wurden. Das sind die üblichen Feh- 
ler von 'Reformisten', die mir verzeihlich erscheinen im Vergleich zu 
den Ansprüchen, die oft  die 'Revolutionäre' und ihre Nacheiferer kenn- 
zeichnen. Die 'Reformisten' der Weimarer Zeit hatten unter besonders 
schwierigen, ungünstigen und schrecklichen Umständen zu handeln. Hof- 
fen wir, daß wir niemals ähnliche Zeiten erleben miissen."l 

6. 
Der entschiedenste Gegner der Nazis von Anfang ihrer Herrschaft bis 
zu ihrem Ende war die KPD. Lange wurde von vielen Historikern in der 
Bundesrepublik dem kommunistischen Widerstand die moralische Quali- 
tät abgesprochen, etwa mit dem Hinweis: "Angesichts der doktrinär- 
marxistischen Auslegung des 'Faschismus' unterschied sich der kommu- 
nistische 'Antifaschismus' zweifellos vom liberalen, moralischen und an- 
titotalitären Antinazismus der Nichtkommunisten. Es überrascht daher 
nicht, daß die Frage aufgeworfen wurde, ob der 'Antifaschismus' der 
Kommunisten ohne weiteres der nationalen, antinazistischen Wider- 
standsbewegung eingeordnet werden könne, oder ob e r  nicht vielmehr 
als Variante der weltweiten antibürgerlichen und antiimperialistischen 
Kampagne der Komintern anzusehen sei."2 Dazu ist zu sagen: 
Die Beschreibung der Geschichte der KPD des Reiches hat gezeigt, daß 
in der Führung etwa seit 1924 eine doktrinäre, nach der Pfeife Stalins 
tanzende Gruppe die politischen Weichen gestellt und mit ihrer Diffa- 
mierung der SPD als 'Sozialfaschisten' dazu beigetragen hat, den Wi- 
derstand vor und nach 1933 entscheidend zu schwächen. Sicher gab es 
auch eine Anzahl stalinistischer Führungspersonen, die Deutschland 
schon 1933 am liebsten das Gesicht eines Staates gegeben hätten, der 
in seinen menschlichen Seiten nicht so  wesentlich verschieden gewesen 
wäre von dem, wie ihn die Nazis dann aufbauten. Aber darüber darf 
man nicht vergessen, für was viele Tausende einzelner Kommunisten 
kämpften bis zum Einsatz ihres Lebens: "Kampf für eine bessere sozia- 
l e  Ordnung, Kampf für eigene soziale Rechte, moralische Empörung 
über t$e barbarische Behandlung von Angehörigen und Freunden; zum 
wenigsten offenbar Kampf für eine (abstrakte) Diktatur des Prole- 
tariats.1'3 Haben diese Ziele nicht eine höchste moralische Rechtferti- 
gung? Wer vermag den alten Streit zu entscheiden, ob die Freiheit vor 
der Gleichheit kommt oder umgekehrt? Sicher hat es Kommunisten ge- 
geben, die mit allen wirklichen oder vermeintlichen bürgerlichen Geg- 
nern nach "ihrer" Machtübernahme abrechnen wollten. Aber keiner von 
uns kann dem einzelnen ins Herz oder hinter die Stirn sehen, und 
schriftliche wie mündliche Zeugnisse beweisen, daß viele, unabhHngig 
von Zielen ihrer Parteiführer (zu denen sie ja bald kaum noch Kontakt 

1 Jose h Rovan, Geschichte der deutschen Sozialdemokratie, Frank- 
furtfM. 1980, S. 154 f. 

2 Günther Plum, Vierteljahreshefte f. Zeitgeschichte 1961. 
3 Günther Plum, Widerstand und Resistenz, in: Das Dritte Reich, 

Herrschaftsstruktur und Geschichte, München 1983, S. 271. 



hatten), sich fUr den Aufbau einer besseren, sprich sozial gerechteren 
und sicheren Welt eingesetzt haben. Damit dürfte das Wichtigste zu 
diesem Punkt gesagt sein. 

Was nun die faktische Widerstandstätigkeit der Kommunisten angeht, so 
gingen auch manche Kommunisten anfangs von einer kurzen Dauer der 
nationalsozialistischen Herrschaft aus. "Die KPD sah in der faschisti- 
schen Diktatur die letzte Phase des Kapitalismus und rechnete mit ei- 
nem durch die UnterdrUckung und die wirtschaftliche Krise sich ent- 
wickelnden Widerstand der Arbeiterschaft. Durch die illegalen Kader 
einer zufichst noch im Untergrund operierenden, konspirativ und zentral 
gelenkten 'Massenpartei' sollte eine breite 'Massenbewegung' gegen 
Hitler organisiert werden, die den Zusammenbruch der nationalsoziali- 3 
stischen Herrschaft beschleunigen und eine revolutionäre Entwicklung 
zur Beseitigung des Kapitalismus einleiten sollte. In dieser Orientierung, 
in der entscheidenden Phase vor einer proletarischen Revolution zu ste- 
hen, arbeitete die KPD unter graßten Opfern am Neuaufbau und Ersatz 
ihrer Leitungen und Parteikader. Durch die Herstellung und Verbreitung 
einer Flut von Propagandamaterial suchten die illegalen Kommunisten 
den Kampf ge en den Faschismus und fUr eine revolutionäre Erhebung 
zu entfacheaWf Die KPD hatte sich zwar besser als jede andere Partei 
oder Gruppe auf die Illegalität vorbereitet, aber auch dies nutzte nicht 
viel gegen die schon unmittelbar nach dem 30. Januar 1933 einsetzen- 
den TerrormaQnahmen. Die Druckmaschinen und Abzugsapparate waren 
zwar ausgelagert, und so war eine Zeitlang noch die Herstellung von il- 
legalen Flugbliittern und Zeitungen mögiich Nach dem 5.3.1933 ging 
aber die Terrorwelle so richtig los mit Hausdurchsuchungen, Verhaftun- 
gen, Verhoren, Verurteilungen und Transporten nach Osthofen. Moglich 
war dies auch deshalb, weil viele Kommunisten Gießens und Wiesecks, 
erst recht aber im kleinen Ort, den SA-Hilfspolizisten mit Namen und 
Wohnung bekannt waren. Relativ ftiih schon erkannte man auf örtlicher 
Ebene, daß die These vom 'Massenwiderstand' nicht durchzusetzen war 
und man mit seinen begrenzten Moglichkeiten wie Flugblattverteilung, 
Flüsterpropaganda, Information, Einfluanahme im Betrieb, Rote Hilfe, 
Kassiber in Gefiingnis und KZ gut haushalten mußte. 

Die beiden Ebenen des kommunistischen Widerstandes wurden ausführ- 
lich beschrieben: von 1933 bis 1937 wurde mehrmals versucht, eine ille- 
gale Organisationsstruktur aufzubauen und von au8en herangebrachte 
Materialien zu verteilen. Dabei gelang es der Gestapo immer wieder, 
einzelne wie auch Gruppen zeitweise zu verhaften und die Organisation 
zu schwächen. 1937 flog dann (durch Verrat) die letzte Gruppe auf, 
nachdem noch zwei ihrer Mitglieder vergeblich versucht hatten, mit 
dem Fahrrad ( I )  bei Aachen über die Grenze zu kommen, um von Hol- 
land oder Belgien zu den Roten Brigaden in Spanien zu s t o b ,  wenig- 
stens aber, um Kontakte zur illegalen Reichsleitung zu erhalten.2 Wie 
schwierig es war, nach 1937 bzw. nach Entlassung der meisten Verhaf- 

1 Helmut Beer, Widerstand gegen den Nationalsozialismus in NUrn- 
berg 1933-1945, NQrnberg 1976, S. 303. 

2 Walter Deeg und Heinrich Creter. Siehe Archiv Deeg im StAGi. 



teten um 1940 herum noch eine Organisation aufzubauen, haben Ria 
und Walter Deeg eindringlich klargemacht. Gießen war halt nicht das 
Ruhrgebiet oder Berlin Im Kriege kam als Organisationsschwierigkeit 
hinzu, da6 viele der noch nicht im Gefängnis oder im 'Gießener' KZ 
.Buchenwald einsitzenden Kommunisten zum Kriegsdienst eingezogen 
wurden, obwohl man sie noch vorher für wehrunwiirdig erklärt hatte. 
Die Daheimgebliebenen knüpften noch mitunter Kontakte zu anderen 
Oppositionellen (die Filiale von Grieb in der Bahnhofstraße scheint um 
1941/1942 herum geradem ein Eldorado für Schimpfende, Unzufrie- 
dene und entschieden Oppositionelle gewesen zu sein), aber zu festeren 
Formen führte das nicht. Die Kontakte in den mehr kommunistisch ge- 
prägten Ortschaften wie Wieseck und Trohe scheinen wesentlich inten- 
siver, die Opfer aber' auch htiher gewesen zu se in  

Neben den organisierten Kommunisten im Widerstand gab es eine große 
Zahl einzelner ehemaliger ~ ~ ~ - ~ i t ~ l i e t d e r l ,  die ihre grundsätzliche Op- 
position stets beibehielten und sie durch fCuhrungen am Arbeitsplatz, 
in der Wirtschaft oder i n  der Wehrmacht zum Ausdruck brachten 

Der kommunistische Widerstand kann insgesamt zu den quantitativ wie 
qualitativ bedeutendsten Widerstandsgnippen gezählt werden - das gilt 
trotz seiner dem Kommunismus ungünstigen Sdalstniktur auch für 
Gießen und die unmittelbar angrenzenden Ortschaften. 

7. 
Bei der Beschreibung der Opposition und des Widerstandes darf man die 
beiden grobn Kirchen, Protestanten wie Katholiken, nicht vergessen, 
ebenso nicht die Zeugen Jehovas, deren Opfer fiir ihre religiöse Ober- 
zeugung auhrordentlich hoch war. 
Zunächst aber zeigte sich keine grundsätzliche Ablehnung des NS-Sy- 
stems in evangelischer und katholischer Kirche. Ein Großteil der evan- 
gelischen Kirche begrmte die NS-Machtergreifung, und der Zusam- 
menschluß von Hessischer, Nassauischer und Frankfurter Synode war ein 
altes Ziel vieler Protestanten in unserem Raum. Auch hier wirkte~.also 
die Parole von der Einheit und der Oberwindung des Haders zerstritte- 
ner Gruppen Sehr schnell wurden die Kirchenvorsthde bei den Wahlen 
im Juli von den "Deutschen Christenw überrumpelt, was aber gegen En- 
de des Jahres bereits sehr massiv und erst recht in den Jahren 1934 
und 1935 zur Gegenbewegung der Bekennenden Kirche führte. Ende Juli 

1 Z.B. Heinrich Schmall, der Maler und WeiiSbinder, der mir in 
vielen Gesprächen von Aktionen vor allem fiir Juden erzahlte. 
Schmall scheint auch Kontakt zu der Hilfsgruppe um Kar1 Kerber 
und Willy Meininger gehabt zu habeh Diese Angelegenheit ist 
jedoch noch nicht genügend erforscht. Siehe Brief von Elly Spitz 
vom 3.4.1984 (Onnard, USA) an das Stadtarchiv Giebn, die von 
einer "Untergrundbewegung in der Pilsklause", Lowengasse 20, 
schreibt. Willy Meininger habe unter Gefahr in Dachau fotogra- 
fiert, "wodurch wir erstmals die Wahrheit erfuhrent1 Für Hin- 
weise sind Verfasser und Stadtarchiv sehr dankbar! 



1933 gaben oppositionelle Pfarrer in Wiesbaden ein Rundschreiben her- 
aus, im Dezember 1933, einen Monat nach Gründung des Pfarrer-Not- 
bundes durch Martin Niemöller, erfolgte die erste offentliche Sitzung 
von Pfarrern der BK in Darmstadt. Die zunächst innerkirchliche und 

,%T-; .- r mehr theologisch motivierte Opposition richtete sich manchmal sehr 
.*' massiv gegen den NS-treuen Landesbischof Dietrich, der zahlreiche 

'-L Pfarrer zu maßregeln suchte. Einer der Gemaßregelten, Pfarrer Anthes, 
kam nach Gießen und wirkte nun erst recht im Sinne der BK. Sein 
früher Tod 1937 traf die Bewegung sehr. Der Landesbischof erlebte ein 
Fiasko bei einem Treffen oberhessischer Pfarrer in Gießen, bei dem 
ihm deutlich das Mißtrauen ausgesprochen wurde. Beweise religiöser 
Unabhängigkeit lieferten auch die Bekenntnistage in Hessen im Novem- 
ber 1934 mit Tausenden von Teilnehmern. Besonders Gießen entwickelte 
sich ab  1935 zur oberhessischen Widerstandszentrale, wie %B. der nazi- 
treue Dekan Sattler im April 1935 zugeben mußte, als e r  davon sprach, 
daß es nicht sicher sei, daß der Landesbischof dem Propst Knodt die 
Stelle in der Matthäusgemeinde geben werde, "da er  in dem eben recht 
durchtobten Gießen ganz fest zu ihm stehende Leute haben möchte."l 
Der Landesbischof bzw. der LKA mit Präsident Kipper reagierte auch 
weiterhin mit Strafversetzungen und Entfernungen aus dem Amt, Ver- 
haftungen usw., also den üblichen staatlichen Terrormaßnahmen, die 
Mehrheit der Gemeinden aber hielt ihren Pfarrern die Treue. In Gießen 
zeigte sich ganz unerschütterlich die Luthergemeinde mit Zentrum im 
wKapellchenfl auf dem Alten Friedhof. Seit 1935 hatte sie in den 
Pfarrvikaren Wskerling und Dauth mutige Streiter bekommen, die mit 

- Witz, Phantasie und Kaltschnäuzigkeit, aber auch mit einer guten Por- 
tion Chuzpe drei Jahre den Verfolgungsmaßnahmen der Gestapo trotzten 
und nun auch eine wirkliche inhaltliche Opposition aufbauten, ohne daß 
sie sich dessen immer bewußt gewesen wären. Diese Opposition wurde 
auch noch nach der Austreibung der BK-Pfarrer 1938 fortgesetzt. Für 
die Vorkriegsjahre und Kriegsjahre sind die Pfarrer Steiner (Hausen) 
und Schneider (Hochelheim) ein signifikantes Beispiel für Widerstand, 
der bis zur Opferung des Lebens ging. 

In der katholischen Kirche war am Anfang des NS-Systems nur partiell 
Widerstand zu spüren. Dafür wirkten sich der Beschluß der Bischofs- 
konferenz vom März 1933 und der Abschluß des Konkordats im Juli 
1933 zu lähmend auf viele antinazistische Katholiken aus. Als aber 
mehr und mehr seit 1934 katholische Jugendarbeit und katholische Or- 
ganisationen und Zeitungen angegriffen wurden und Unterdrückung er- 

%. -C 

lebten, wuchs oppositioneller Geist. Der Mainzer Bischof Dr. Stohr, seit 
1935 im Amt, protestierte und wirkte in seinen Hirtenbriefen gegen 
den nationalsozialistischen Ungeist. 

Der Abqualifizierung des katholischen Widerstandes durch Walter ~ i r k s 2  
vermag ich mich nicht anzuschließen, auch nicht der Behauptung, es sei 
eher ein "Kampf um die Aufrechterhaltung des theologischen und or- 

1 Kar1 Dienst (Hrsg.), Dokumentation zum Kirchenkampf in Hes- 
sen, a.aO., in: Jahrbuch der hess. kirchengeschichtl. Vereinigung, 
Bd. 33, Darmstadt 1982, S. 166. 

2 Walter Dirks, Katholiken zwischen Anpassung und Widerstand, in: 
Richard LöwenthalIPat rick von zur Mühlen (Hrsg.), Widerstand 
und Verweigerung in Deutschland 1933-1945, Berlin-Bonn 1982, 
S. 140 ff. 



ganisatorischen F r e i r a u m e ~ ~ ~  gewesen. 1 Die das sagen, sollten einmal 
auf Reichsebene die verschiedenen Erklärungen Pius XI. nachlesen, dazu 
eine Reihe von Hirtenbriefen und Spezialuntersuchungen einzelner Re- 
gionen wie LB. der Bistümer Würzburg, Aachen und ~imburg.2 In Gie- 
ßen wirkte schon sehr deutlich der 1934 gekommene Kaplan Hänlein in 
Jugendgruppen gegen die Nazis, dann LT. sehr vorsichtig die Kapläne 
Dr. Molitor und Strasser und Kaplan Sommer. Angeh6rige des KJMV 
und des ND zeigten eindeutig ihre systemablehnende Haltung und ließen 
sich von den staatlichen Organisationen auch nicht unter Druck verein- 
nahmen, pflegten ihre Gemeinschaft LT. bis zu Kriegsbeginn. Im Kriege 
zeigten viele Gliiubige durch Gottesdienstbesuch und Teilnahme am 
kirchlichen Leben Nonkonformität. Hirtenbriefe und abgeschriebene Pre- 
digten des Bischofs von Münster ließen sie auch Dinge wissen, die die 
offizielle NS-Propaganda gern verschwiegen hätte. Man darf also ka- 
tholischen Widerstand nicht nur an den grokrtigen Elogen der Bi- 
schofe zum Kriege und zu Neujahrsbeginn messen, sondern muß, gerade 
wenn man Mikrountersuchungen in einer Region mit nur 10 % katholi- 
schem Bev6lkerungsanteil macht wie in Gießen oder 17,s % in Darm- 
stadt-Stadt (5 % im ~andkreis) i ,  genau auf die Aussagen der Zeitzeu- 
gen achten. 

Gegen die sog. Ernsten Bibelforscher (Zeugen Jehovas) gingen die Son- 
dergerichte sehr schnell und mit manchmal harten Strafen vor. Es gibt 
zahlreiche Beispiele, die der Presse bis 1937 zu entnehmen s ind Viele 
von ihnen gerieten wegen der Ablehnung des Wehrdienstes und dem 
ständig weitergehenden Vertrieb ihrer Schriften mit dem System in 
Konflikt und nahmen selbst langjähriges KZ in Kauf, wie in Gießen 2.B. 
die Familie Godglück. 

8. 
Wenn man nun sämtliche Widerstandsformen und Widerständler in unse- 
rem Untersuchungsgebiet noch einmal rfickblickend betrachtet, muß 
man doch anerkennend bemerken: es waren viele einzelne und viele 
Gruppen, die zum "anderen Deutschland" gehorten. Es sind Zeugnisse 
von außerordentlichem Mut und vorbildhafter Denk- und Verhaltenswei- 
se darunter. Es gibt aber natürlich auch Beispiele, die nach dem Sinn 
der Aktion fragen lassen oder nur Räsonieren, Querulantentum oder 
Trotz bzw. Abenteuerlust demonstrieren. Aber wer von uns will das 
heute und unter ganz anderen staatlichen und sozialen Verhältnissen zu 
beurteilen wagen? So vielfaltig die Widerstandshandlungen waren, so 

1 Heinrich Pingel-Rollmann, Widerstand und Verfolgung in Darm- 
stadt, a.a.O., S. 294. 

2 Dazu die ausgezeichnete Untersuchung von Armin Hildebrandt, 
Das Limburger Domjubiläum 1935 in der Auseinandersetzung zwi- 
schen Kirche und NS-Staat, Sonderdruck aus "Archiv f. mittel- 
rheinische Kirchengeschichte", Jg. 32, Speyer 1980, oder zu Aa- 
chen: Thea Winandy, Der schwarze Parteitag von Aachen, FAZ 
vom 11. August 1979, Beilage. 

3 Heinrich Pingel-Rollmann, Widerstand und Verfolgung in Darm- 
stadt, a.aO., S. 24. 



vielfaltig waren auch Ziele und Beweggründe. Wer kann es wagen, die 
einen besser, die andern schlechter zu nennen? Zweifellos bestand auch 
ein un eheures Mißverhaltnis zwischen Aufwand (sprich: Risiko und 
Strafen! und Erfolg (sprich: Erschütterung des Systems). Aber darf man 
so krfimerhaft rechten, so beckmesserisch urteilen? Gut, der Widerstand 
scheiterte, vielleicht wegen seiner Vielfalt, seiner Unterschiedlichkeit 
der Motive und Ziele, seiner regionalen und sozialen Abkapselung. Aber 
um ihn zu beurteilen, darf man sich nicht nur auf die Resultate beru- 
fen. Der Weg, das Verhalten, die Methoden müssen moralisch gewogen 
und beurteilt werden. Und da gab es hier keinen, der bedenkenlos das 
Leben Unschuldiger geopfert hatte, um seine politischen Ziele der 
Verwirklichung näherzubringen. 
Erreichten die Menschen im Widerstand etwas? In der Praxis wohl 
nicht. Hitler blieb, jeder aufgedeckte Widerstand machte die Verfolger 
noch grausamer, Aufrüstung und Krieg waren nicht zu ändern, auch 
nicht das schreckliche Ende, viel Leid kam über die Familien, Mitwis- 
ser und Gesinnungsfreunde. Die Feindmachte nahmen so gut wie keine 
Notiz von all diesen großen und kleinen Widerstan&aktionen, ihre schier 
grenzenlose Unkenntnis nach dem Kriege beweist es. Aber dennoch kor- 
rigierten diese mutigen Menschen das Bild von Deutschland in der Welt 
und vielleicht auch nach langer, langer Zeit bei ihren deutschen Lands- 
leuten. 
Mit dem Problem des Erfolges haben sich bestimmt viele geplagt, vor 
allem, wenn sie wieder einmal vom Erfolgsmenschen Hitler scheinbar 
widerlegt waren. Da stellte sich manchmal auch bei den Hartgesotten- 
sten Mutlosigkeit ein, wollte man mehr als einmal aufgeben. Aber es 
gibt Situationen, in denen man auf den Erfolg nicht achten darf. Sicher 
wollten viele keine Helden sein, gingen aber Risiken ein, die vielleicht 
zu groß waren Aber was ist, wenn jeder so denkt? Dann genau nHm- 
lich kann ein solches System wie das von 1933-1945 erst voll zur Wirk- 
samkeit gelangen. Brecht sagt im "Galilei": Unglücklich das Land, das 
Helden nötig hat! War das nicht die Situation ab  19331 

Obwohl der Widerstand in unserer Stadt, im ganzen Lande scheiterte, 
kann nichts die Hochachtung vor den in ihm tatigen Menschen schmä- 

F lern. Sie gehören zum Besten, was ein Volk in seiner dunkelsten Zeit 
aufzuweisen hat. Noch heute, im Abstand von über vierzig Jahren nach 
Kriegsende, ist man erschüttert und angerührt, wenn man die Akten 
durchliest oder mit den Beteiligten spricht. Ihr Kampf und ihre Opfer 
müssen wachgehalten und weitergegeben werden, weil hier Zeugnis ab- 
gelegt wurde für ein Streben nach humanitfirer Gesellschaft. Das 
Scheitern und die Ohnmacht des Widerstandes gegen das etablierte 
NS-System "zeigt letztendlich die Notwendigkeit, politische und gesell- 
schaftliche Entwicklungen und Bewegungen, die eine terroristische und 
autoritare Krisenlösung anstreben, so frühzeitig wie moglich mit allen 
Mitteln zu bekampfen und ihr Vordringen und ihre MachtausÜbung zu 
verhindern."l 

1 Helmut Beer, Widerstand gegen den Nationalsozialismus in Nürn- 
berg 1933-1945, Nürnberg 1976, S. 305. 



5 iN'lERWüWS UND BERiCHTE 

Interview mit Ria d Waiter D- zum Thema Widerstand (la121982) 

F r a w  Wann sind Sie zum ersten Mal in den dreißiger Jahren verhaftet 
worden? Wann ist die Gestapo zum ersten Mal bei Ihnen aufgetaucht? 
Frau D- Die Gestapo ist gleich nach 1933 bei uns aufgetaucht. Sie 
suchten nach Beitragsmarken für die Rote Hilfe. Wenn man an Flug- 
blättern beteiligt war, dann wurden Haussuchungen gemacht. 
F: Was war die Rote Hilfe? 
Frau D e w  Eine Organisation der Kommunistischen Partei zur Unter- 
stützung politischer Häftlinge. Die internationale Rote Hilfe arbeitete 
in der Sowjetunion, in Frankreich etc. 
F: Wie wurden die Flugbliitter verteilt? 
Frau D- Für die Verteilung der Flugblätter wurde ein Zeitplan fest- 
gelegt. Verteilt wurde in Dbrfern und Städten, vorwiegend abends, da 
man nicht erkannt werden wollte. Ein bestimmter Zeitraum mußte ein- 
gehalten werden, da die Schutzpolizei sonst aufmerksam wurde. Anfang 
1933 gab es ein Parteiverbot, es gab keine Zeitungen mehr. Die Haupt- 
a u f g a b  unserer Bewegung war die Flugblattverteilung zur Information 
der Mitbürger. Die Gesetze und Verordnungen der NSDAP wurden 
kommentiert und Schilderungen von Verhaftungen gegeben. 
F: Ich habe 1957 zum 350. Jubilllum der Universitiit Georg Meyer, den 
"Säbelmeyerl', kennengelernt. Er war Gründungsrektor der Universität 
Leipzig. Ich habe etwas mehr über seine Tätigkeit erfahren anläßlich 
einer Ausstellung im Landgraf-Ludwig-Gymnasium. Auch dort wurde 
das Bild gezeigt, wie 11Säbelmeyer18 Anfang 33 abgeführt wird. Haben 
Sie s e h t  gesehen, wie e r  durch G i e k n  geführt worden ist? 
Frau D- Den llSäbelmeyerlt nicht, aber die Abwaschkolonne habe ich 
gesehen. 
F: Was ist denn mit dem "Säbelmeyerl1 später geschehen? 
Herr D- llSäbelmeyer" wurde nach der Machtübernahme 1933 drei- 
mal verhaftet. Das erste Mal im März, dann im April, und am 9. Mai 
wurde e r  dann durch die Stadt geführt. Doch dies war nur eine Pre- 
stigehandlung der Nazis. Er wurde spiiter dann freigelassen Es kam zu 
einer Gerichtsverhandlung, wo e r  nach dem Heimtückegesetz zu drei 
Monaten Gefängnis verurteilt wurde. Er legte jedoch Berufung ein, und 
die Gefhgnisstrafe wurde in eine Geldstrafe verwandelt. Trotzdem 
stand e r  unter Bewachung. "Säbelmeyer" ging dann in die freie Wirt- 
schaft. Später zog man ihn wegen seiner Russischkenntnisse ein. Im 
Rußlandfeldzug wurde e r  Offizier. Man setzte ihn bei der Wehrmacht 
hauptdchlich als Dolmetscher ein. Nach 1945 wohnte e r  in Lich. An 
der Universität hat man Meyer nicht mehr eingestellt. Später war e r  in 
Frankfurt beim Wirtschaftsrat beschäftigt. 1948/49 ging e r  dann nach 
Leipzig und wurde 1952/53 offiziell Rektor der Universität. Vor 1933 
bestanden an der Uni G i e k n  mehrere Studentengruppen In der roten 
Studentengruppe war Meyer aktiv. Er ist mit anderen Hochschullehrern 
in die Sowjetunion gefahren und hat sich die Entwicklung des Fünfjah- 
resplans angesehen. Harnack, ein Kommunist und ebenfalls Hochschul- 
lehrer, hat sich nach 1933 gegen die Faschisten betätigt. Er wurde 



1933 Mitglied der NSDAP und war so qualifiziert, um von Göring im 
Wirtschaftsministerium der Nazis eingesetzt zu werden. Alle Vorgänge 
in diesen Ministerien funkte Harnack nach Moskau. 1942 wurde er mit 
noch etwa 130 Personen der sogenannten "Roten Kapelle" verhaftet... 
Zurück zu 1933. Da so viele Verhaftungen hier im Stadtgebiet Gießen 
erfolgt waren, wurden viele Familien mittellos. Unsere Hauptaufgabe 
bestand also auch darin, Geld und Lebensmittel zu sammeln und den 
Familien zu bringen. 
F: Waren das viele Familien hier in Gießen? 
Herr D- Ich habe alle Namen und Adressen derer, deren Männer in 
Haft waren. 
F: Wann sind Sie zum ersten Mal zur Gestapo bestellt worden? 
Frau D- Das war im November 1934. Da wurde ich verhaftet. Wir 
hatten die Verbindung zur Zentrale verloren. Ein Kurier kam nicht 
mehr, und so versuchte ich die Verbindung wieder herzustellen, zusam- 
men mit noch einem Genomen. Wir fuhren in die Nähe von Hanau, 
wurden jedoch beobachtet und dann verhaftet. Ich war acht Monate in 
Untersuchungshaft. Man hat versucht, mir noch mehr anzuhängen, da 
ich keine Aussage machen wollte. Ich hat te  von meinen älteren Genos- 
sen gelernt, nie zu reden anzufangen. Denn wenn man etwas verraten 
hatte, dann ging es einem an den Kragen. Man wurde ausgequetscht 
und so lange nicht in Ruhe gelassen, bis man alles gesagt hatte. 
F: Aber Sie sind in Gießen vernommen worden? 
Frau Nein, ich war ein Vierteljahr hier in Gießen in Untersu- 
chungshaft, dann kam ich nach Mainz. Dort wurde ich in der Sakristei 
vernommen. Ich leugnete alles, grinste aber kurz, da ich die Sache 
recht ulkig fand, in einer Kapelle vernommen zu werden. Ich ließ es 
aber gleich, weil der Gestapobeamte einen schweren Eichenschemel vor 
mir auf die Erde dotzte und sagte: "Wenn Sie glauben, das hier lacher- 
lich machen zu können, werde ich mal mit Ihnen reden, wie man mit 
Verbrechern zu reden gewohnt ist!" Ich bin furchtbar erschrocken von 
diesem Gebrüll und auch von dem Krach mit dem Schemel. Ich dachte: 
llWas machst Du jetzt?" Ich wollte mich nicht einfach von dem nieder- 
schlagen lassen. Aber ich hatte gar keine M8glichkeit, mich zu wehren, 
es waren ja zwei, und ich war allein. Ich habe dann angefangen zu zit- 
tern, versuchte aber trotzdem ruhig zu bleiben. Ich erkiärte ihm, daß 
er mit diesem Gebriill gar nichts erreichen Wrde, und daß ich nichts 
weiß Er schien überzeugt. Sie fingen dann mit der anderen Tour an, 
von wegen, ich wäre doch ein intelligenter junger Mensch, und was ich 
überhaupt mit diesen Leuten zu tun hatte. Ich hat te  mich in Gefahr 
begeben und wifrde nun meine Strafe bekommen. Das w&re doch nicht 
notig. Das habe ich später noch bfter gehort, habe mich aber dann 
nicht mehr darum gekümmert. Noch zwei Monate war ich dort, dann 
fünf Monate in Darmstadt und danach, im Juli 1935, bekam ich 2 112 
Jahre Zuchthaus. Die acht Monate Untersuchungshaft wurden wegen 
Leugnew nicht anerkannt. Es wurde mir also sehr übelgenommen, da13 
ich nichts gesagt hatte. Inzwischen war eine andere Kette von Wieseck 
hochgenommen worden. Da war so ein schwaches Kettenglied. Dieser 
Mann kannte mich persönlich gar nicht, doch e r  hatte von mir erzählen 
horen. So wußte e r  von mir, und das, was e r  w a t e ,  hat er erzählt. 
Deshalb konnten sie mir nachweisen, dai3 ich sie belogen hatte. Doch 



damals hatte ich noch Gliick. Die Strafen waren noch human, wurden 
aber dann barbarisch, als es auf 1942 zuging. Für das Rundfrmkhoren 
gab es manchmal das Todesurteil. Als ich zur Verhandlung ging, habe 
ich genau gewu&, da6 ich. etwa drei Jahre kriegen würde. 
F: Es Mtte mich interessiert, -ob Sie hier in GieSen im heutigen Burg- 
bof, im Gestapokeller, verhört worden sind? 
Fna W Ja, dort bin ich auch vernommen worden. 
F: War damals schon der ttWintzer" hier? 
Fna DeslC: Nein, der ttWintzerw kam spiiter. Seit wann er da war, weiß 
ich nicht. Mit ihm hatte ich spiiter zu tun. 
Herr W Das war der Leiter der damaligen Kriminalpolizei, Janz. 
Frau D* Ich kenne den "Wintzertl von späteren "Unterhaltungentt je- 
denfalls gut. 
F: Und dann sind noch 1946 im Zusammenhang mit dem Imgart-PrmeB 
die Namen Lösch und Weber vor der Spruchkammer erwahnt. Kennen 
Sie die wfiillig? 
Fna D- Die Gestapobeamten, zu Anfang war es ja die Kripo, haben 
vorrangig bestanden, als die politischen Verhaftungen durchgeführt 
wurden, die Transporte nach Osthofen und die Hausdurchsuchungen. 
Herr Die GieSener Polizei war zahlenmHBig gar nicht in der La- 
ge, die Verhaftungen, die Transporte und die Haussuchungen durchzu- 
führen. Am 9. Mätz 1933 haben der Reichmatthalter Sprenger und der 
Polizeikommissar Müiler im Hof des Kreisamtes, wo heute das Arbeits- 
amt steht, 205 GieQener Faschisten vereidigt und als Hilfspolizei einge- 
setzt. Das waren ca. 105 SA-Leute, 75 Stahlhelmleute und 20 SS-Leu- 
te. Nachdem sie vereidigt waren, war die Polizei um 205 Mann ver- 
stilrkt. Ab nun begannen die Verhaftungen, die Transporte und die 
Hausdurchsuchungen erst richtig. 
F: Wann sind Sie dann entlassen worden? 
F m  D- 1938. Ich stand aber noch zwei Jahre unter Polizeiaufsicht. 
Das wurde schon bei der Strafe bestimmt. Ich mußte mich zweimal in 
der Woche melden und wurde in die Liste eingetragen. Dann konnte ich 
wieder gehen. Von abends 10 Uhr bis morgens 6 Uhr durfte ich das 
Haus nicht verlassen. Auch mußte ich meine Hausschlüssel abgeben, 
damit ich jederzeit kontrolliert werden konnte. Aber es hat sich nie 
einer blicken lassen. Außerdem durfte ich den Stadtkreis Gielben nicht 
verlassen. Einmal stellte ich einen Antrag, mit Bekannten eine Wande- 
rung in den Taunus machen zu dürfen. Aber es wurde nicht genehmigt. 
F: Haben Sie dann versucht, mit früheren politischen Freunden wieder 
in Kontakt t u  treten? 
Frau Ja, aber man hat oft Enttiiuschungen erlebt. Die Menschen 
standen sehr unter Druck. Außerdem hatte ich bei der Entlassung un- 
terschreiben müssen, daS ich den Verkehr mit Gleichgdnnten aufgeben 
udirde. Wenn ich ,das nicht eingehalten hätte, wiire ich sofort in ein 
KZ überstellt worden. Man hat zwar hier und da noch Kontakt gehabt, 
aber illegal arbeiten, das war nicht mehr drin. 
F: Haben Sie von anderen gehört oder gelesen, die aus G i e b  und 
Umgebung verhaftet oder abt ransport iert wurden? 
Fna Dew Ja, ich habe davon gehört. Vor allen Dingen, wie die letzte 
Gruppe 1937 hochgegangen ist. 
Herr Bis 1937 konnten wir in unserer Gruppe weitermachen, weil 
sie geschwiegen hatte. 



Ich betrachte das eigentlich nickt slar Ver&-, 
tea haben. Dabei mu6 man noch sag* 
EIgjelt wurdwa. So blieb ihwn gar ni&s 

ab w r& Bei mir war das nicht det Fall. 
Irs We ww das nun mit Ihrer Btmhaftigung? 

ich amb rrur kurz. 
Fr Wgsn d d  Sia dort weggegangen? 

1, als ich geheiratet habe. 
r &J in ein A r b e i m r w t n i  
nach 1945 atbeittte ioh W &W 
, dafJ mein Maan swet K k h r  

bracht* Wit  tnicbeameti dann noch dns, hatten &so drei ili-der~ 
gimg hatt &&, absr es hat auch W i r  versucht, in Ar- 
beit , obwohl das d a d s  so üblich war. I c h  nekme M, W 
das m warar, weil sich kaum einer mit mir e i n i d  wellte, 
denn i& war ja ein Strtiflinl~, 
P: Sie wurden als fOr unehenhaft angesehen, so daß man I b n  in M- 
ner Weise gartust hat? 
Frra Beqp Die Wie von den Nads war nicht meine Ehre. E8 hat mir 

e i p s l i d  aiahta mtqpmacht. 
d r  m Ihnen, Herr Deeg. Sie sind also schon & früb 



F: Das war aber noch nicht so, wie es Anna Seghers im "Siebten 
Kreuz1' besclyeibt ? 
Herr Sie nennt es Westhofen, weil es ja ein Roman ist. Sie 
meint aber Osthofen. 
F: Haben Sie so etwas erlebt, wie es Anna Seghers in dem Buch ge- 
schildert hat ? 
Herr D- Nein Doch zum Buch .von Anna Seghers: Ich wurde am 1. 
Dezember 1942 zur Strafdivision 999 eingezogen. Dort waren sehr viele 
Sozialdemokraten, Kommunisten und Juden. Sie wurden wegen Hochver- 
rats gerichtlich bestraft und dann später in Afrika und im Balkan 
eingesetzt. Ich kam nach Afrika und dann nach Amerika. Dort war ich 
dann 1944. Wir Antifaschisten hatten Kontakt mit dem Komitee "Frei- 
es Deutschland1# in Mexiko. Deshalb haben wir Literatur bekommen. 
Die mexikanische Regierung war links eingestellt. 1944 haben wir das 
Buch von Anna Seghers gelesen In unserem Lager lebten einige, die in 
Osthofen gewesen waren. Wir waren dann wie wild auf das Buch Was 
schreibt Anna Seghers über Osthofen? Wir waren über eines sehr er- 
staunt: Anna Seghers ist 1933 abgehauen. Wie ist es also mtiglich, dai3 
sie so wahrheitsgetreu das Buch schreiben konnte? Wie war das mög- 
lich, daß sie die Einzelheiten h t e ?  Das Buch hat uns sehr beein- 
druckt. Die Nachfrage war auch sehr grolk Ich habe es aus Amerika 
mitgebracht, an einen Studenten verliehen und leider nicht wiederbe- 
kommen. 
F: Aber die Verhiiltnisse, wie sie von ihr beschrieben wurden, bestiltig- 
ten viele. Das war wirklich so? 
Herr D- Als ich in Osthofen war, lag neben mir ein Rechtsanwalt 
aus Mainz, der noch vor 1933 Sozialdemokraten und auch Kommunisten 
vor Gericht verteidigt hat. Der ist eines Tages in Osthofen abgehauen. 
Es gab noch keinen elektrischen Stacheldraht, und nur durch mehrere 
Verbindungen drauSen konnte e r  entkommen Dieser Anwalt ist dann im 
Saargebiet gelandet. Es ist also möglich, daß er  Anna Seghers über 
Osthofen informiert hat. Alle Antifaschisten, die abgehauen sind, hat- 
ten Kontakt mit Frau Seghers bekommen, und sie hat auch zugegeben, 
von KZ-Hiiftlingen informiert worden zu sein. Das war das Buch Anna 
Seghers. 
F: Wie lange waren Sie in Osthofen? 
Herr D- Mein Bruder war als erster in Osthofen. Im Durchschnitt 
blieben die Gefangenen 6-8 Wochen dort. Osthofen war kein Konzen- 
trationslager, so wie später Dachau oder Buchenwald, sondern ein 
Schutzhaftlager, wo die Nazis Antifaschisten festhielten, damit sie ihre 
Position im Reich festigen konnten, Und zur Einschüchterung. Die Nazis 
nannten Osthofen auch Umschuiungslager. 
F: Ist dort geprügelt worden? Ist dort gefoltert worden? 
Herr D- Ich habe da in einer Bude mit C& 60 Männern gewohnt. In 
Osthofen waren ausschließlich Männer. Im Schnitt waren dort zwischen 
200 und 300 nur aus Hessen Vom Stadtkreis Gießen waren vom' März 
1933 bis April 1934 über 100 Nazigegner in diesem Lager. Im ersten 
Transport war mein Bruder. Er war vier Wochen dort. Dann i c h  Ich 
war im Juni und Juli dort. Anschließend wurde mein Vater 1933 auch 
ins Lager eingeliefert. Er war vier Wochen dort. Es waren Transporte 
von c a  15-20 Mann, im "Gieliener Anzeiger" von 1933 ist das alles 



nachzuiesen. Bis 1935 konnte man das noch alles nachlesen, dann haben 
die Nazis keine Informationen mehr gegeben, damit nichts ins Ausland 
gelangen konnte. Bei der Mißhandlung war folgendes: Der Sturmführer 
Heinz Horn hat meinen Transport nach Osthofen geleitet. Die Busse 
fuhren erst über die SA-Kaserne in Worm? Dort wurden die Gefange- 
nen abgeladen, kamen in die SA-Kaserne und wurden vertrimmt und 
schwer mißhandelt. Danach wurden sie dann wieder aufgeladen und ins 
Lager gebracht. Dort wurde allerdings nicht mißhandelt. Das war zu 
gefährlich für die Nazis. Deshalb erst in die Kaserne. Ich habe die Ge- 
fangenen gesehen. Grün und blau geschlagen waren sie. In Osthofen 
wurde nur folgendes gemacht: Unten im Maschinenraum wurden zwei 
Juden verprügelt, die waren Volljuden und mußten jeden Morgen um 10 
Uhr 'runter. Weshalb diese beiden Brüder so behandelt wurden, habe 
ich nie erfahren. 
F: Wurden Sie geschlagen? 
Herr D- Den Transport nach Osthofen hat der Sturmführer Heinz 
Horn geleitet. Auch ich befand mich bei dem Transport. Heinz Horn 
kannte mich persönlich, wir sind zusammen in die Schule gegangen, 
vielleicht wurde ich deshalb nicht verprügelt. Der Transport wurde mit 
dem Unfallwagq der Butzbacher Polizei durchgeführt. Nach Osthofen 
kamen Transporte aus Mainz, Worms, Darmstadt, Frankfurt und Gießen. 
Einen Transport von ca. 10-15 Antifaschisten habe ich beobachten kön- 
nen. Sie wurden im Lager Osthofen abgeladen, mußten sich ausziehen 
und wurden in einen 'Waschraum' (der Waschraum bestand aus einem 
Wasserhahn) gebracht. Ihre Körper waren schwarz und blau von den 
Schlägen. Der Pressechef der letzten hessischen Regierung, Carlo Mie- 
rendorff (SPD), war zu meiner Zeit im Lager. Er war in den ehemali- 
gen Pferdeställen untergebracht. Eines Nachts wurde e r  von SS-Leuten 
in Zivil brutal zusammengeschlagen. 
Ein bekannter jüdischer Arzt aus Mainz wurde sehr stark gedemütigt. 
Er mußte eine Jauchegrube, die sich innerhalb des Lagers befand 
(Osthofen war vorher eine Papierfabrit Als Transportmittel dienten 
Pferde), mit einer Blechdose entleeren. Die entleerte Jauche wurde je- 
doch wieder in die Jauchegrube gefüllt. Diese Demütigungen waren 
manchmal schlimmer als Schläge. 
Einige hundert Meter vom Lager entfernt stand eine al te  Mühle. Auf 
ihrem Dachboden wurden Käfige aus Stacheldraht gebaut. Hat ein Ge- 
fangener im Lager etwas Falsches gesagt oder getan, so wurde e r  in 
diese Käfige gesteckt. Außerdem erhielt man dort Schläge. 
F: Nachdem Sie in Osthofen entlassen wurden, konnten Sie bis 1937 
noch aktiv im Widerstand tätig sein. Wie sind Sie 1937 aufgeflogen? 
Herr Deeg: In unserer Gruppe befanden sich zwei Brüder R. aus Gie- 
ßen, die sich an der illegalen Arbeit beteiligten. Diese hatten einen 
mißratenen Bruder, der in der SS war. Dort hat er krumme Geschäfte 
gemacht und wurde deshalb 1937 verhaftet. Seine Eltern, die Mitglieder 
der KPD waren, und seine Brüder haben sich nicht um ihn gekümmert. 
Aus Rache hat er dann in der Haft seine Brüder verraten, weil er 
glaubte freizukommen. Er wurde aber zu Zuchthaus verurteilt. Beim 
Transport ins Zuchthaus Butzbach versuchte e r  auf dem Gießener Bahn- 
hof zu flüchten und wurde dabei erschossen. 
F: Welche Strafe erhielten Sie und Ihre Widerstandsgruppe? 



Herr D- Wir sind zu acht verhaftet worden und nach Darmstadt ins 
Gestapo-Untersuchungsgefängnis gekommen. Einer von uns, dem man 
nichts nachweisen konnte, wurde entlassen. Ich und die sechs anderen 
wurden nach Kassel gebracht und vom Oberlandesgericht am 13. Juli 
1937 zu insgesamt 29 Jahren und 6 Monaten verurteilt. Meine Strafe 
betrug 3 Jahre. Ich kam ins Gefängnis nach Butzbach und wurde 1940 
wieder entlassen. 
F: Wie waren dort die Verhältnisse? 
Herr D- Bei meiner Einlieferung 1937 wurde das Gefängnis zum 
größten Teil noch von den alten Beamten geführt. Die waren sehr zu- 
rückhaltend Diese Beamten wurden jedoch nach und nach durch Nazis 
ersetzt. Danach wurde die Haft unangenehmer. Ich befand mich in Ein- 
zelhaft. Meine Zelle war 1,2 m breit, 3,s m lang und 3,s m hoch. 
Durch ein kleines Fenster konnte ich von meiner Zelle aus 1939 zwei 
Hinrichtungen beobachten. Die Guillotine hat bis 1939 in Butzbach ge- 
standen und wurde dann abgebaut. ... Nach unserer Verhaftung im 
April 1937 waren fast alle aktiven Widerstandskämpfer in Haft. Unsere 
Widerstandsgruppe war die letzte organisierte Widerstandsgruppe. Die 
Inhaftierten wurden jedoch nach und nach entlassen. Menschen, die 
1935 inhaftiert wurden, entließ man in den Jahren zwischen 1938 und 
1941. 
F: Wie waren die Haftbedingungen, die Arbeitsmöglichkeit? Waren Kon- 
takte mit Gesinnungsgenossen möglich? Wie sahen die Zwangsarbeit, die 
Verpflegung und die Kassiber aus? 
Herr D- Das Zuchthaus Butzbach bestand zum größten Teil aus Ein- 
zel- oder Drei-Mann-Zellen. Während meiner dreijährigen Inhaftierung 
befand ich mich in Einzelhaft. In der Zelle befand sich ein an der 
Wand befestigtes Klappbett, das am Tage festgemacht werden mußte. 
Man durfte sich tagsüber nicht hinlegen. Das Essen war sehr schlecht, 
so daß man gerade so eben am Leben erhalten wurde. Auch waren die 
hygienischen Verhältnisse furchtbar. Jeden Morgen um 7 Uhr wurden 
die Zellen aufgeschlossen und man erhielt eine Kanne mit frischem 
Wasser. In jeder Zelle befand sich ein Kübel, der als Toilette diente. 
Dieser Kübel wurde jeden Morgen von den Gefangenen entleert und 
nach einer halben Stunde wiedergebracht. Auch die wenigen 10-Mann- 
Zellen besaßen nur Kübel, die als Toilette dienten. 
Durch die Einzelhaft hatte ich nur Kontakt mit den Menschen, die 
tagsüber zusammen mit mir in der Werkstatt waren. Im Haus gab es  
eine Schreiner-, eine Schlosser- und eine Polsterwerkstatt. Bei der Ar- 
beit, die ich ausübte, sie bestand im Flechten von Körben, konnte man 
schon miteinander reden. Jedoch war dies nicht immer möglich, 
In der Gefängniswerkstatt arbeiteten unter anderem auch politische 
Gefangene und Kriminelle. Jedoch mußte man bei Kriminellgn stark 
differenzieren, da die Nazis alle zu Kriminellen gemacht haben. 
P: Wie war es dazu gekommen, daß Sie in einer Widerstandsgruppe tä- 
tig waren? 
Frau D e e s  Nach meiner Schulentlassung bin ich durch eine Mitschiiie- 
rin in die sozialistische Arbeiterjugend gekommen. Das war eine Ju- 
gendorganisation der SPD: Ich habe dort 7 Jahre lang begeistert mitge- 
arbeitet und bin dann in die SPD übergetreten. Nach einigen Ereignis- 
sen, die mir mißfallen haben, bin ich ausgetreten und zur KPD über- 





Waschküche, wo jeder eine Decke hatte und etwa 3-4 Wochen nachts 
auf dem nassen Fullboden liegen m d t e .  
F: Welche Arbeiten hatten Sie? 
RN& Bäume entfernen, Werkstätten bauen usw. Alles mußte im 
Laufschritt gemacht werden, nur bei schweren Lasten nicht. 
F: Wie war das Essen? 
RN& Da werden Sie staunen - im Anfang gar nicht schlecht, ja 
manchmal sogar gut. Wir hatten viel fe t tes  Fleisch Es gab auch Kar- 
toffelsuppe mit Fisch Viele faule Kartoffeln waren manchmal im Es- 
sen. Die waren einfach zu lange gelagert. Wir bekamen ein halbes Brot 
(1  112 Pfund), einen Becher schwarzen Kaffee ohne Zusatz, 60 g Käse, 
20 g Margarine am Tag, einmal wtkhentlich Sirup. Einen über den an- 
deren Tag komte  man Nachschlag bekommen. Nachdem es auch für die 
Zivilbevölkerung knapp wurde, vor allem ab Kriegsanfang, wurde es 
auch bei uns schlecht. 
Wir durften alle 14 Tage eine Karte, alle 4 Wochen einen Brief nach 
Hause schreiben. Wem was l'Verkehrtes" geschrieben worden war, 
gab's den Brief zurück und Stockschläge obendrein. Ich hat te  mit mei- 
ner Frau ausgemacht: "Wem ich schreibe, mir geht's gut, dann geht's 
mir schlecht. Wem ich schreibe, mir geht's sehr gut, dann geht's mir 
zum Verrecken.'' 
Ich bekam nur wenige Male Geld geschickt. Ich hielt mich mit 
Schwarzhandel aufrecht. Ich war also auf das Geld, das meine Familie 
nötig hatte, nicht angewiesen. Mir ging's auch relativ gut, weil ich ei- 
nen Kapo kennengelernt hatte. Die meisten der Kapos waren ja Berufs- 
verbrecher. Einer war Charly, Sohn eines alten Militaristen und Apo- 
thekenbesitzers. Er wurde von Heinz, einem Mitgefangenen, mi t .  einem 
Schemelbein erschlagen. Leider konnte ich nicht die Angehörigen 
ermitteln. 
F: Haben Sie noch in Erinnerung, als die Juden nach der sogen. 
Reichskristallnacht kamen? 
RN& 1938 war das, da  kam eine größere Anzahl Juden. Sie werden 
entsetzt sein, aber wir waren froh, denn damit wurde die SS von uns 
abgelenkt. Juden, die humpelten, wurden vom Wachturm herunter er- 
schossen. 
F: W a t e n  Sie etwas von einer Untergrundbewegung? 
RN& Davon w d t e n  nur wenige, die kam auch erst 1940141 auf. Ich 
habe durch Charly davon erfahren. Ich kannte den Lorenz Hahn und 
Wilhelm Lenz, den ehemaligen Landtagsabgeordneten. Lenz verdanke ich 
in gewisser Weise mein Leben. Ich hat te  einmal Ruhr und sollte Ta- 
bletten nehmen. Lenz sagte: "Noll, nimm' von denen keine Tablette, 
spuck' sie sofort aus!" 
F: Wie war es mit den sanitären VerMltnissen, mit der Hygiene? 
RN& Ich komte mich im ersten Jahr kaum einmal waschen. Das 
Wasser mußte man wer weiß wie weit herholen. Es gab dauernd Tote. 
Wer ans Wasser wollte, wurde erschossen. 1938139 hat sich das geän- 
dert. Das Lager war nun auch größer geworden. Das große Lager war 
das Hauptlager mit Baracken und Steinhäusern. Im kleinen Lager waren 
Polen usw. Es wurde der "Rosengarten" genannt. 
F: Haben Sie einmal den Versuch gemacht zu fliehen? 
RN& Das war aussichtlos. Als der Krieg ausbrach, wollte ich mich 



freiwillig melden, um herauszukommen. Ein SS-Mann sagte: "Da muß es 
schon sehr schlecht stehen, ehe wir so welche nehmen mUssen.ll 
Als ich dann am 18.12.1943 aufgerufen wurde, hätte ich das beinahe 
wiederholt. Ich unterließ es aber, da ich sonst im KZ geblieben ware. 
Der Lagerkommandant sagte: "Sie gehen jetzt nach Hause. Unterschrei- 
ben Sie, da8 Ihnen kein Leid geschehen ist!" Das mußte man ja wohl. 
Ich dachte mal daran, zu Hause zu bleiben, ich 1942 zur Beerdigung 
meines Vaters durfte. Ich wurde zur Effektenkammer geschickt und 
hatte schon meine Privatsachen. Ich dachte, ich wUrde entlassen. "Wer 
sagt etwas von Entlassung? Die Gestapo gibt Sie frei, weil Ihr Vater 
gestorben ist! Machen Sie uns ja keine Schande und kommen Sie zu- 
rück. Sie wissen ja, wir fackeln nicht lange!" 

bis 1942 in GieSen; Philister des GieSener Wingolf, geb. 20.12.1868, 
frUher im Dienst der badischen Landeskirche, in J e r d e m  und- Ale- 
xandrien als Pfarrer und Director der Deutschen Schule, später wissen- 
schaftl. Geograph in Giessen, Uber seine Erlebnisse als politisches Op- 
fer der Nazis. Aufgestellt in Willsbach bei Heilbronn (WUrtt.) im pe- 
zember 1945 fUr den Wingolf. 

1) Vorgeschichte meines politischen Leidensweges 

Ich lebte in Gießen seit 1929, vorher in Weinheim (Bergstr.) und war 
mit geographischen Studien beschaftigt, in Verbindung mit dem Geo- 
graph. Institut der Utiiversitat auch literarisch tatig. Mein Spezialge- 
biet ist Länder- und VCIlkerkunde des Vorderen Orients. 
Gleichzeitig hielt ich Jahr fUr Jahr Vortrage in ganz Deutschland, von 
Aachen bis K6niaberg und Wien, von Flensburg bis Freiburg und Kon- 
stanz, in Vereinen aller Art, Geographischen Gesellschaften, Kauf m h  
Vereinen, Bildungsvereinen um. Besonders oft sprach ich bei dem Mari- 
nestationen der Nord- und Ostsee, wami mich die Bildungsi~~~pection 
der Marine immer wieder einlud. Der Gegenstand meiner Vortrtige war 
Mensch und Land im Orient, Islam, Auslanddeutschturn ua Durch di- 
erfolgreichen Vortrage war ich im Laufe der Zeit weithin bekannt ge- 
worden. 
Als das glorreiche, für tausend Jahre berechnete Dritte Reich ausge- 
brochen war, wurde meine VortragstHtigkeit im Laufe der Zeit immer 
mehr erschwert, schon durch die *Gleichschaltung1', die das alte blü- 
hende VereinsWesen weithin erschlug und zu in Berlin konzentrierten 
Nazi-Organisationen zu machen bestrebt war. Grundsiitzlich hielt ich 
mich vtm ailen Veranstaltungen der hrlturell so tiefstehendem netlen 
Zeit, wie danen von Kdf ua fern. Dies wurde "obenm bald &I ver- 
merkt, mmal die Nazibonxan klug genug waren zu verstehen, daS meine 
rein d i c h e  Darstellungsweise unter strenger Vermeidung aller 
Blubo-Rassen- und sonstiger NatischlagwCIrter gefiel und vide Zuhörer 
auch aus ihren Kreisen anzog. Sie fühiten, da8 ich ihnen gefährlich 
wurde, und es begann baid die Uberwachung meiner Vortrage durch 



Gestapo-Agenten während der Vorträge und sogar bei den Nachsitzun- 
gen. Jedes Wort, das ich dabei sprach, mußte ich vorsichtig auf die 
Waagschale legen, um nicht vorzeitig ein Opfer dieser Kulturschänder 
zu werden. 
Durch mein langes Auslandsieben, zumal unter englischer Herrschaft in 
Xgypten, war ich weitblickender geworden in politischer und geistiger 
Hinsicht als der Durchschnittsdeutsche. Ich war daher von Anfang an 
absoluter Gegner des Systems, das, wie ich damals schon einsah, 
Deutschland ins Unglück stUrzen mußte und unbedingt zu einem Krieg 
hinsteuerte. Seine fanatische Verblendung, Kulturlosigkeit, Verlogenheit, 
Unmoral, Religionsfeindschaft waren offensichtlich Ich habe mich dar- 
Uber manchmal auch mit Rudolf Heß, meinem einstigen Schüler von 
Alexandrien her, oft ausgesprochen, auch über das Unrecht der Zerstö- 
rung der studentischen Corporationen, die von jeher in hohem Mai3 va- 
terländisch eingestellt waren und im Frieden wie im Krieg in hervorra- 
gender Weise ihre Pflicht getan hatten. 
Die Einladungen zu Vorträgen gingen allmählich zuruck, weil manche 
Vereine, trotzdem sie zu mir hielten, es nicht mehr wagten, einen so 
anders eingestellten Mann reden zu lassen. Im Laufe der Jahre wurden 
mir als Vortragsredner immer mehr Steine in den Weg geworfen, Vor- 
tragseinladungen infolge eheimer Wühlereien der Partei wieder rück- 
gängig gemacht, einmal ?in Sachsen) ein Vortrag eine Stunde vor Be- 
ginn polizeilich verboten. Im Jahre 1938 sollte ich das Orientinstitut an 
der Universität Frankfurt, wo ich oft Vorlesungen gehalten habe, ver- 
treten beim Internation. Orientalistenkongreß in Brüssel. Es bestand im 
dritten Reich die demütigende Bestimmung, dass ein Gelehrter, der an 
einer Tagung im Ausland teilnehmen wollte, die Genehmigung des Un- 
terr. Ministeriums haben mußte. Zu diesem Zweck wurden über meine 
"politische Z ~ e r l ä s s i g k e i t ~ ~  Nachforschungen angestellt vom Ministerium 
über die Gauleitung zur Kreisleitung. Der Kreisleiter von Gießen gab 
dabei nach Befragen von Ortsgruppenleitung und Blockwart das folgende 
Gutachten Uber mich ab, das, wie ich neulich erfuhr, noch heute bei 
den Akten der Univers. Frankfurt liegt: lfKaufmann ist nicht Mitglied 
der Partei. An Spenden beteiligt er sich nur gezwungen. (Nb. wegen 
des zweifelhaften Zwecks). Dem Nationalsozialismus steht er absolut 
ablehnend gegeniiber. Alle Parteimassnahmen werden von ihm kritisiert. 
Die Erweisung des deutschen Grußes verweigert er, wo es irgend mög- 
lich istf1. Daraufhin wurde mir die Teilnahme an dem Kongreß verbo- 
ten. Von diesem Schlag konnte ich mich nicht mehr erholen. Es folg- 
ten, besonders vom Kriegsbeginn an, Oberwachungsposten vor meiner 
Wohnung, die Tag und Nacht jeden bei mir verkehrenden Menschen be- 
obachteten, Oberwachen meiner Post und andere beliebte Methoden des 
Dritten Reiches. 
Meine letzte Vortragsreise, die einen Monat dauerte, unternahm ich im 
NovemberIDezember 1941 nach Norddeutschland. Während meiner 
Abwesenheit, (ich wohnte allein und hatte niemanden zu Haus) wurde 
von der Gestapo in meine Wohnung eingebrochen und ein Abhörapparat 
eingebaut, der es der Gestapo ermöglichte, nach meiner Rückkehr jedes 
in meiner Wohnung geführte Gespräch abzuhören und zu protokollieren. 
Ich hatte keine Ahnung von dieser Tatsache. 



Am 6. Febr. 1942 hatte ich abends einige Gäste in meiner Wohnung, 
ein Kunstmaler-Ehepaar, Pfarrer Steiner von Hausen bei Gießen (Win- 
golfsphilister) mit Frau, eine Univ.Prof.Frau, die Frau Imgart und zwei 
andere Damen. Unvorsichtigerweise horten wir dabei den englischen 
Sender. Währenddem klingelte es, und es kamen Beamte der Gestapo 
und verhafteten uns alle, führten uns zum ersten Verhör ab ins Ge- 
stapoquartier, von da ins Gießener Gefängnis, und am nächsten Tag per 
Auto ins Gestapogefängnis nach Darmstadt, von wo Frau Pfr. Steiner 
und Frau Imgart gleich wieder entlassen wurden. 
Die gemeine Person, die mich denunziert hatte und nur zum Schein mit 
verhaftet worden war, war die Frau Dagmar Imgart, ausgerechnet die 
Frau des StucLRats a.D. Otto Imgart vom Wingolfshaus, eine geborene 
Schwedin. Also eine Judastat aus dem allernächststehenden Kreis! Diese 
Person trieb den Verrat gewerbsmäßig. Sie hatte viel Gastfreundschaft 
in meinem Haus genossen, liebte es, in der Unterhaltung in groben 
Worten auf Hitler und die anderen Parteibonzen zu schimpfen und lud 
mich zusammen mit Pfr. Steiner mehrmals zum Nachmittagstee ein, 
wobei sie sich stets als politische Gesinnungsgenossin ausgab. Sie t a t  
das, wie sich nachher herausstellte, nicht nur bei mir und meinem 
Kreis, sondern verriet in ähnlicher Weise noch eine Reihe anderer Per- 
sönlichkeiten von Gießen. In der Unterhaltung forschte sie mich aus 
über meine Vortragspläne, wußte immer wohin ich reiste, in welcher 
Stadt ich an jedem Tag war, und verriet alles an die Gestapo. Wie 
konnte ich ahnen, daß aus dem Wingolfhaus mein Verderben kommen 
sollte! Ich hatte keine Spur von Mißtrauen. 
Mit ihr im Bund bei diesem gemeinsamen Planen stand ohne Zweifel 
ihr Mann, der zwar nicht mit Geistesgaben gesalbt, aber strammer 
SA-Mann war und, wie ich hörte, später auch der SS angehört haben 
soll, und ferner sein Freund, der Wingolfsphilister und Prof. der Theo- 
logie Frh. V. Gall, ein notorischer Säufer und Taugenichts, der ein 
stadtbekanntes und weithin Ärgernis erregendes Verhältnis zu Frau Im- 
gart unterhielt. So stand es um den Geist im Wingolf in Gießen! Das 
Schandweib I. und ihre Komplizen sind schuld an meiner Verurteilung 
zum Tod und allen meinen folgenden grausamen Leiden, am Tod des 
vortrefflichen Pfarrers Steiner, an der Hinrichtung meines edlen Freun- 
des, des Kunstmalers Will und seiner Frau, die in Auschwitz endete, 
und an den schweren Zuchthausstrafen, die die anderen Damen erhiel- 
ten, die in meinem Haus verkehrt hatten! 
In Darmstadt begannen nun die quälenden, durch Wochen fortgesetzten 
Verhöre durch die Gestapo, Geständniserpressungen, Fälschungen von 
Protokollen, Drohungen, Unmenschlichkeiten aller Art, wie sie zu den 
Methoden dieser Verbrecherclique gehörten. Unser unvorsichtiges und 
harmloses Abhören des engl. Senders wurde als ein staatsfeindliches 
Komplott hingestellt, Hochverrat und Landesverrat. Wie "gerecht" und 
unparteiisch dieses Vorgehen war, beweist die Äußerung des Chefs der 
Gestapo zu mir gleich zu Beginn des ersten Verhörs: "Wenn Sie ein 
einfacher Mann aus dem Volke wären, könnten wir uns mit 3 Monaten 
Gefängnis begnügen wegen Heimtücke. Da Sie aber der sind, der Sie 
sind, werden Sie etwas Furchtbares erleben, jedenfalls nicht den Ab- 



bruch (?) des 4. Reiches." Also, mein Todesurteil war beschlossene Sa- 
che! 
Im Gestapogefängnis in Darmstadt nahm sich mein Freund und Win- 
golfsbruder Pfarrer Steiner, ein geistig tiberaus hochstehender idealge- 
sinnter Mensch, das Leben durch Erhängen So heißt es. Ich glaube 
aber nicht daran, denn ich habe ihn oft  in der Nachbarzelle schreien 
hören, und die Drohungen gegen den "Pfaffen" waren alltäglich Für 
mich steht es fest, da6 e r  von den SS-Wärtern totgeschlagen wurde 
und nachher erhängt oder da6 er  direkt von ihnen in der Zelle erhangt 
worden ist. Das war das erste Opfer dieser llJustizw. Nach Abßchld 
der Gestapoverhöre wurden wir in das staatliche Untersuchungsgefängnis 
in Darmstadt überführt, wo wir es besser hatten. Ich m d t e  dort auf 
Anordnung des Unterrichts-Ministeriums sogar eine wissenschaftliche 
Arbeit machen ftir ein Sammelwerk des Geogr. Instituts der Ttibinger 
Universitat. Unterdessen wurde vom Untersuchungsrichter, jedenfalls auf 
Befehl der Gestapo, unser Fall bis zum Volksgerichtshof gebracht. Die 
Anklageschrift, etwa 40 Seiten umfassend, war ein einzigartiges Doku- 
ment von Ltige und Verdrehung der Tatsachen. Sie war "streng geheimv 
und m d t e  nach der Verhandlung abgeliefert werden. 
Eine Woche vor der Verhandlung wurde meinem Rechtsanwalt, einem 
alten Freund von mir aus Kaiserslautern, das Recht zu meiner Vertei- 
digung entzogen. Wer mir nun als lvOffizialverteidigerll beigegeben wer- 
den sollte, w d t e  ich nicht. Beim Eingang zur Hauptverhandlung stellte 
sich mir ein junger Mann vor, e r  sei mein Verteidiger, ein Mann, der 
mich noch nie gesehen hatte, nichts von mir d t e  und, da e r  erst 
zwei Tage vorher ernannt war, auch keine Moglichkeit gehabt hatte, 
Einblick in meine Akten zu nehmen. Ich sollte bei diesem ernstesten 
Gang meines Lebens ohne. Verteidiger sein, das war die Absicht des 
Gerichtshofes! 
Die zweitagige Verhandlung vor dem Gerichtshof am 20. und 21. Juli 
1942 in Darmstadt war ein Schauprozeß ersten Rangs. Mehr als 500 
Personen waren als Zuhörer zugegen aus allen Kreisen Hessens und Ba- 
dens, hohe Beamte, Oberbürgermeister, Richter, Parteifunktionäre, viele 
Persönlichkeiten aus Gießen und llVolkll, kichernde junge Madchen an 
einem Ort, wo es sich um Leben und Tod handelte. Der Ton Tier 
"Richter" und Beisitzer in SS-Uniform dieses 11. Senats des Vdksge- 
richtshofs war von Anfang an brutalste Gehassigkeit. Hohe Richter und 
Rechtsanwalte, die als Zuhörer dem Prozei3 beigewohnt hatten, sagten 
mir nach meiner Befreiung, sie hatten nie etwas gemeineres erlebt als 
diese raffinierte Scheinjustiz Der Vors. verkündete gleich zu Beginn: 
"Verdienste aus dem Weltkrieg zählen nicht". Wohl deswegen, weil ich 
a u b r  dem E.K.1 acht Orden hatte, darunter auch auslhdische. Aus 
meiner langen ehrenvollen Wirksamkeit im In- und Ausland durfte 
nichts angeführt werden, was etwas mildernde Umstände hätte bringen 
können. Das traurige Schauspiel endete, wie es enden sollte, mit dem 
Todesurteil für mich und meinen Freund Will wegen I1landesverdteri- 
scher Feinduntersttitzung" und 3-6 Jahren Gefängnis bzw. Zuchthaus für 
die beteiligten Damen. Wie sehr dies alles auf Propaganda hinausging, 
beweist auch dies, daß, wie ich später harte, das Urteil auf großen ro- 
ten Plakaten mit der Oberschrift "TodesurteiI ftir Rundfunkverbrecherl' 
an allen Straßenecken in Gießen angeschlagen wurde. Es geschah aber 



noch mehr. Alle Gießener Schulen bekamen sogar einen Tag frei, damit 
die Direktoren vor versammelter Schaerschar das Urteil verlesen und 
erlgutem konnten. Wie zu einem vaterländischen Festtag! Der badische 
Oberkirchenrat mußte mich auf Anweisung der Gestapo cum infamia 
aus dem Pfarrstand ausstoßen unter Aberkennung des geistlichen Titels 
und Entziehung der Ruhestandsbezüge. 
Was nun folgte, war furchtbar, die tiefste Tiefe meines Lebens, eine 
grausige Kulturschande, Oberführung in das beriichtigte Strafgefhgnis 
Frankfurt-Preungesheim, wo die Hinrichtungen stattfanden. Mit Will und 
mir waren damals 54 Todeskandidaten dort. Jeder in Einzelhaft in der 
ITodeszelletl, die gar nichts enthielt, keine Sitzgelegenheit, keine Bett - 
statt, nichts als eine dünne Matratze auf dem Steinboden. Jedes Spre- 
chen war verboten. Zum Essen wurde der Blechnapf und ein Löffel 
hereingebracht und gleich nachher wieder hinausgetragen. Fünf Monate 
lang waren wir mit schweren Eisen an Händen und Füßen bei Tag und 
Nacht gefesselt. Ich im Alter von damals 74 Jahren! Man ließ uns fast 
verhungern. Ich war schließlich zum reinsten Skelett abgemagert, am 
ganzen Körper mit Eitergeschwüren bedeckt, mit Wasser in den Beinen 
bis über die Knie, ohne jede ärztliche Behandlung. Es war die zweifel- 
lose Absicht, mich auf diese Weise umzubringen, auch falls ich begna- 
digt werden sollte. Bei den Akten war, wie ich später erfuhr, ein 
Schriftstiick der Gestapo: "Im Fall des Ablebens des Sträflings Kauf- 
mann darf seine Leiche der Familie nicht ausgeliefert werden aus 
Gründen der Staatssicherheit1'! Da.$ ich diese unmenschlichen Qualen 
der Fesselung und des Hungers, verbunden mit den dauernden Be- 
schimpfungen durch die als Gefangenenwärter fungierenden SS-Bestien 
bei meinem hohen Alter überstanden habe, war das reinste Wunder. 
Von den seelischen Qualen gar nicht zu reden. Nur wer es  durchge- 
macht hat, kann sich vorstellen, was es  heifit, monatelang jede Nacht 
die Henkersknechte erwarten zu müssen, die einen zur Hinrichtung ab- 
holen sollten! Da schreit die Seele zu Gott, da erscheint es einem un- 
faßbar, daß Menschen andere Menschen so quälen können und daß diese 
Menschen Deutsche sein sollten, Glieder des eigenen Volkes, das man 
geliebt hat, für das man sich im Frieden und Krieg im In- und Ausland 
eingesetzt hatte! 
Unterdessen war von der Familie unter Fiirsprache von mehreren Uni- 
versitHten und hochgestellten Perdnlichkeiten das Gnadenverfahren ein- 
geleitet worden. Und endlich, endlich - vielleicht zwei Wochen später 
hätte mich die Kunde nicht mehr am Leben erreicht - am 13. Febr. 
1943 kam die Nachricht von meiner Begnadigung zu 8 Jahren Zucht- 
haus. In der gleichen Nacht wurde mein Freund Will hingerichtet, mit 
sieben anderen Leidensgenossen. 
Es folgte meine Oberlieferung ins Zuchthaus zu Butzbach (Oberhessen). 
Das war meine Rettung. Bei der ersten Untersuchung erschrak der 
Arzt, als er meine Jammergestalt erblickte, und dachte, wie er mir 
später erzählte, dal3 ich vielleicht noch 2-3 Wochen lebensfahig wiire. 
Dies war das Ergebnis der Mißhandlung durch die Unmenschen von 
Frankfurt-Preungesheim! In Butzbach war man barmherziger gegen mich 
als politischen Gefangenen. Ich kam zuerst ins Anstalts-Lazarett, wo 
ich in drei Monaten mich ganz langsam erholte und wieder zu neuer 
Lebenshoffnung kam. Auch später wurde ich anständig behandelt und 





Interview mit Stefanie H., geb. 17. Juni 1911 in Wien, und 
Emilie S, geb. 2. April 1904 in Mannheim, am 1211.1982 

Frage: Sie waren im sogenannten Will-Kaufmann-Kreis? Wie sind Sie 
dazugest oßen? 
Frau S: Ich habe Wills gekannt. Herr Will hatte sein Atelier in der 
Goetheschule. Sie wohnten in der Friedrichstraße. Wills kannte ich 
schon von früher. Als ich 1937 wieder nach Gießen kam, wurde die Be- 
kanntschaft aufgefrischt. Eines Tages war eine Bekannte von Wills da, 
und man unterhielt sich über Herrn Kaufmann. Sie sagten, daß ich ihn 
auch kennenlernen müßte. Er war in Xgypten gewesen, und mich inter- 
essierten andere Länder. Und so kam ich zu dem Kreis. 
F: Haben Sie Herrn Will auch als Kunstmaler kennengelernt? 
Frau S: Ja, aber die Bilder, die ich hatte, habe ich in der Zwischen- 
zeit wieder verschenkt. 
F: Frau H., wie kamen Sie dazu? 
Frau H.: Ich hatte in der Bahnhofstraße eine Filiale der Firma Grieb. 
Vorher war ich 15 Jahre in einem jüdischen Geschäft in Wien, und als 
Hitler 1938 in Osterreich einfiel, wollte mich keiner mehr. Ich habe 
Zeugnisse vorgelegt, aber es war damals eine wirtschaftliche Krise in 
Osterreich, bevor Hitler kam. Und so wurde ich nirgends angenommen. 
Ich hätte jede Arbeit angenommen, aber es war nicht möglich, etwas 
zu bekommen. Da schrieben mir Bekannte aus Wetzlar, ich solle sie 
besuchen. So bin ich nach Wetzlar gefahren. Das erste, was mich emp- 
fing, war die Sirene. Deshalb wollte ich nicht bleiben. Ich dachte, es 
gäbe Krieg. Es waren aber Sirenen einer Fabrik. Ich dachte, daß ich 
dort Möglichkeiten hätte zu arbeiten, denn wenn ich wieder zurückge- 
fahren wäre, hätte ich wieder keine Arbeit gehabt. Mir war egal, was 
kam. Ich habe versucht, bei Leitz oder Hensoldt in den optischen Wer- 
ken Arbeit zu bekommen, aber dort nahm man mich nicht. Dann habe 
ich in Gießen annonciert, um eine Stelle, zum Beispiel eine als Filial- 
leiterin, zu bekommen. Und dann konnte ich bei Grieb anfangen. Das 
war in der Bahnhofstraße im Haus Kübel. Dort war eine Milchfiliale, 
die ich führte. In Wetzlar hatte ich zuerst eine Stelle, aber dort ver- 
diente ich nur 12 Mark in der Woche. Und das kostete schon das Zim- 
mer... 
Von Griebs wurde ich, nachdem ich mich vorgestellt hatte, genommen. 
Und ich war sehr glücklich, daf3 ich Arbeit hatte. Zuerst war ich 3-4 
Wochen im Büro, wahrscheinlich, damit sie sehen konnten, wer und was 
ich bin. Das fand ich sehr gut. Bis die Kündigung meiner Vorgängerin 
ausgesprochen war, mußte ich noch warten. In Wetzlar am Bahnhof 
hatte ich ein österreichisches Ehepaar kennengelernt. Das war alles an 
Freunden und Bekannten. Ich war hier sonst mutterseelenallein. Ins Ge- 
schäft kamen dann Frau Will, Herr Will, Dr. Kaufmann, Bobby S. ein- 
kaufen. Sie waren alle meine Kunden, die auch nett zu mir waren und 
mich aufforderten, sie zu besuchen. Und ich war froh, mal Freund- 
schaften knüpfen zu können. Mit Frau S. habe ich mich sehr bald 
angefreundet. An Dr. Kaufmann kam ich so: Er lud mich mal zu einem 
Radioabend e i n  Das war immer Freitags abends. Wir harten Nachrich- 
ten aus der Schweiz. So haben wir immer gewußt, wie es mit dem 



Krieg stand. Die wußten genau, wie Deutschland nach dem Krieg auf- 
geteilt werden sollte. Das Horen der auslhdischen Sender hat te  fiir 
uns einen gewissen Reiz, obwohl ich damals nicht so viel von Politik 
verstand. Man wollte, daß der Krieg zu Ende iSt. Und welches Ende es 
ist, das hat uns interessiert. 
Ich habe mich mit Frau Will mal verabredet, habe sie mal besucht. Da 
hat sie mir das Atelier ihres Mannes gezeigt. Und Dr. Kaufmann hat 
gesagt: "Ach, das ist aber nett. Da kommen Sie doch mal mit zu mir. 
Die Wills sind öfters bei mir eingeladenm So bin ich an die Leute ge- 

, kommen. Vom Geschäft her. Ich war a l le in  Frau Will war Wienerin, 
das hat mir gefallen, da8 ich auch mal eine Landsmännin treffe. Eine 
ganz reizende Frau war das. Ein ganz unglaublich guter Mensch 
F: In welchem Jahr sind Sie zum ersten Mal zu diesem Kreis dazuge- 
kommen? 
Frau H.: Das war, als der Krieg ausbrach Vorher nicht. Erst als es so 
scheußlich zuging: da wurde einer geholt, da war einer weg und da 
kam der nicht mehr zurtick. Ich meine die Juden. Die wurden alle ab- 
geholt, durften nur ein Kafferchen mitnehmen. Da dachte man dann, 
hoffentlich ist der Krieg bald zu Ende. Man durfte mit den Juden 
nichts reden und nichts mit ihnen zu tun haben. Hatte man doch mit 
ihnen zu tun, lebte man immer in Angst und Spannung. 
Ich bin mal in den "Bayrischen Hof" gerufen worden in Gießen. Das 
war ein sehr btirgerliches Restaurant nebenan. Da fragte mich ein 
Herr, ob ich nicht in die Partei eintreten wolle. Ich sagte, daß ich zu 
kurz hier sei und .nichts vom Nationalsozialismus wisse. Ich wolle mich 
erst einmal einleben. Ich bin ehrlich gesagt ein Gegner Hitlers gewe- 
sen, weil ich ja gesehen habe, wie sie in Wien die Juden abgeholt ha- 
ben. In Lastautos sind die eingefangen worden und abtransportiert. Und 
an dem Geschäft, in dem ich in Wien arbeitete, waren jeden Morgen 
Hakenkreuze und Parolen wie "Arisches Schwein, kauf nicht beim Juden 
einu. Und lauter solche Parolen, so  sind wir morgens schon empfangen 
worden. Das hat im Gemtit gesessen. Man war deprimiert. 
F: Haben Sie neben Herrn Kaufmann und dem Ehepaar Will auch Frau 
Falckenberg und Frau Roese kennengelernt? 
Fraa i-k Ja, die waren bei mir Kunden. Renate Roese kam seltener, 
sie wohnte mit ihren Eltern in der Goethestraße. Renate habe ich ein- 
mal bei Dr. Kaufmann gesehen, und zwar am Abend, bevor die Gestapo 
kam und uns abholte. War sie an dem Abend, an dem wir verhaftet 
wurden, auch da? 
F m  S: Nein, die war nicht dabei. Nur Frau Falckenberg, Frau Will, 
Herr Will und Herr Kaufmann. Die beiden Steiners haben sie N t e r  
abgeholt. 
F: Seit wann war Frau Imgart denn bei Ihrem Kreis dabei? 
Fraa S: Frau Imgart wohnte in der Wilhelmstraße, im Wingolfhaus. 
Und die Alten Herren hatten immer noch Zusammenkhfte, die, die 
noch nicht im Krieg waren. Kaufmann, der auch dabei war, hat immer 
versucht, die Leute zu "konfirmierenN. So haben wir das genannt. Er 
erzählte da auch von seinem Kreis. Eines Tages ist dann Frau Imgart 
gekommen und hat gesagt: "Sie haben doch diesen netten Kreis. Wissen 
Sie, meine Ehe, die ist so schlecht." Sie hat ihm vorgejammert noch 



d aacb. So hat e r  sie eingeladen, und er  war begeistert, w#&r je- 
m d e n  tu bekommen. Sie kam nach Neujahr 42 und war hiWWm 4- 
birsardda. 
Fnu HI Frau Imgsrt hat Dr. Kaufmann doch schosi im 
amdwrcbt .  Sie hat sich als fuichtbarer Gegner Hitlers 
Mdta W i t k l f M t  war sie Geaqlo-Spitzel, 
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P3 Hat &e bei dsir Zuammsnkihftm irgend etwas gesagt? 
Fiat His S b  Bst nur zugehört, damit sie der Gaefapo dies 

ZreWttem I& d B  elierdlngs nicht, ob auch etwr  &- 
war, odsr ob wu die G s q , r W  Bik,tairao&t wwd6a F& 

es w ~ ~ ,  die LdEqb #W We hat EIIRPIL, da) 
schh sage, die Warmer aus der Nase gemgm, wem rria et7ted 
wellte. 
P: Haben Sie nach der Verhaftung schon pdt, da8 Sie ron ihr 
verxataa worden waren? 
Fta ta. Ich d e  ga Als ich das 1. inrd 2. W w>n der Cetstrrpo ver- 
aomaiem W&, fiel ihr Name niemals. Da W' ich mir gaasgt, die & 
es. Iht Name fM t!berbmpt b d  keiner Ve&andiuog, A b  wir 
Dbmem#b im Kdler eingr#perrt waren, da Bat nidr Fnwi 
ard bbDDmm%a, Qia war so g41 ni&t rnitgemmmm. Ich B.bas in 
Na& LJo Atige zageuch, ieL habe dcbu gef.frß.<W U &clma~ 
Tqg Das nrr ain Sarartag, uad meEn Laden au sich wf;,Oia W e  
in der Firma haben ndil @was Scbows voa mir g d d ~ .  btk d r  

nieirrdr etrUrnn WOI& 
P: Wie sind die Abends W Herrn Kaufmatuf verlaufen? Er wohnte dooh 

Haus. 
P: Sls kbsR doch benimmt nicht nur Radio gehört? In der A-e 

drdw Dsr habm sie ihm r rg  h m  genogimtm. Abbr es ~riru su b 
misch. 
Air ich nrch ZiegeaWn ins Zuchhaw kam, Met3 es, ich 
&r Hort Raglerwqsrat. d da. Du, wsr der Leitar 
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Mumm, Mlennr- isrd Pr-- Dsr arrr ma. 
inrerewilett. Er w u  in Gb&m in ehw S W u a m e  

er mir kelawi St er . Dis Obsttsi, Bte d* 
bört trad rdcht richtig. Wir sprrcbsn v!m 
Polltüc, soMfern nur noch von Gidbn. In Ziegsaihain war es ,oa t r  IZ \~ ,  ch 



die Oberin katholisch war. Die Leitung hatten drei. Von den zwei war 
eine katholisch und die andere evangelisch. Die haben sich für die Ge- 
fangenen eingesetzt, soweit es in ihrer Macht stand. Die konnten auch 
nicht alles tun. 
F: Wie flog nun der ganze Kreis auf? 
Frau i-k Wir wurden an einem Freitag geholt, am 6. Februar 1942. Ich 
wollte an dem Abend ins Kino gehen. Ich bekam von Frau G. immer 
Freikarten, weil ich Plakate im Geschifft ausgehängt hatte. Im Laufe 
des Nachmittages kam Frau Imgart ins Geschäft und sagte, daß Herr 
Kaufmann mir ausrichten lie$e, ich solle am Abend kommen. Ich sagte, 
da8 ich etwas anderes vorhätte und wollte wissen, warum Dr. Kauf- 
mann mir nicht selbst Bescheid sage. Sie erzahlte mir, Kaufmann habe 
sie beauftragt, mich zu informieren. Aber das war gar nicht wahr. Ich 
war gar nicht eingeladen. Sie hat mich mitgenommen, weil sie wußte, 
die Gestapo würde an diesem Abend kommen. Damit wir alle zusam- 
men waren und auf einmal abgeholt werden konnten. 
Frau S: Ich wollte da nicht hin. Zu uns ist sie ins Haus gekommen 
und hat mich geholt. Unterwegs wollte ich ausrücken. Ich hatte vorher 
ein Schachspiel gekauft. Die Verkäuferin hatte es mitgenommen, ich 
kannte sie gut. Aber Frau Imgart hat auf mich gewartet. Herr Kauf- 
mann hörte unser Klingeln erst beim dritten Mal. Es war schon eine 
unheimliche Sache. Als es dann nachts klingelte, haben wir uns gewun- 
dert, wer jetzt noch kam. 
Frau i-k Das war um 10 Uhr, nach den Nachrichten. Herr Will machte 
auf. Dr. Kaufmann hat hinten in seinem Zimmer noch an einem Buch 
gearbeitet. Das hat e r  noch vernichtet. Er muß irgend etwas über das 
Dritte R6ich geschrieben haben. 
Frau S: Auf jeden Fall ist e r  nicht mehr gekommen. Dann ging die 
Tür auf, und ein ganzer Schwung Leute kam rein, lauter Gestapoleute. 
F: Frau H., ist Ihnen an dem Abend denn .nicht aufgefallen, daß Sie 
gar nicht eingeladen waren? 
Frau i-k Ich hat te  immer das Gefühl, was willst du hier, du bist ja 
gar nicht eingeladen heute a b n d  Ich habe mich richtig unglücklich 
gefühit, ich gehe doch nicht zu Leuten, wenn ich nicht eingeladen bin. 
Aber ich hatte auch nicht den Mut, ihn zu fragen, ob ich eingeladen 
war. Dr. Kaufmann hat auch nichts dazu gesagt. So oft war ich auch 
gar nicht dort. Vielleicht 2- oder 3mal, mit allen oder einigen Leuten 
des Kreises. An diesem Abend fiel mir auf, daß Frau Imgart darauf 
beharrt hatte, daß ich mitkam. Ich war unruhig und hatte Herzklopfen, 
als hat te  ich schon gespürt, daß da etwas im Kommen ist. Ich habe es 
wirklich gespürt. Ich hat te  eine Todesangst und wußte nicht, woher die 
kam. Da hat uns die Gestapo schon im Visier gehabt, um uns abzuho- 
len. Sie haben uns rausgerufen, wir mußten hintereinander gehen. Sie 
drohten, sie würden von der Schußwaffe Gebrauch machen, wenn einer 
mit dem anderen sprechen würde. Das fand ich am gemeinsten. Nur im 
Gänsemarsch durften wir rausgehen. 
Frau S: Es ging immer einer der Gestapoleute dazwischen. 
F:' Haben sie Ihnen Fesseln angelegt? 
Frau H.: Nein. 
F: Hat ein Wagen vor dem Haus gestanden? 
Frau H.: Nein, wir sind zu Fuß in die Diezstraße gebracht worden. 

i 



F- Si: Da ist heute der Burghof drin. Früher war da ein jndisches 
Bankhaus. Die Juden waren hinausgeschmissen worden, dann setzte sich 
die Gestapo hinein 
F: In das ganze Gebäude? 
Frau S: Ja, das ganze. Jeder von uns kam in einen anderen Raum. 
Dann wurden wir verhart. Da haben sie mich furchtbar angelogen. Sie 
lasen mir vor, was der Herr Kaufmann gesagt hat. Aber das war gar 
nicht er gewesen. Das hat te  Frau Imgart gemacht, sie hat die Unter- 
schrift nachgemacht. 
Frau H.: Der Leiter, Wintzer, hat zu mir gesagt: "Frau S. hat schon 
ausgesagt. Sagen Sie aus. Es tut  uns ja leid um Sie. Aber mitgegangen, 
mitgehangen. Wir mußten Sie mitnehmen. Es hat ja keinen Wert, da8 
Sie lügen, geben Sie es auch zu." 
Frau S: Vor Wintzer ha t t e  ich Angst. Er kam ins Zimmer, sagte 
nichts, ging wieder. Nach einer Zeit kam er  wieder und sagte: "Sie 
brauchen sich gar nicht zu zieren. Hier, wir haben die ganze Aussage." 
Er hat te  zwei oder drei Bögen mit der Unterschrift von Herrn Kauf- 
mann. Aber die war gefälscht. 
F: Das war vorgetäuscht ? 
Frau H.: Ja, damit wir recht viel aussagen. 
F: Sind Sie auch noch von anderen Gestapo-Beamten vernommen wor- 
den ? 
Frau H.: Erst in Darmstadt. 
F: Frau H., haben Sie dann unterschrieben, nachdem Ihnen das vorge- 
täuschte Geständnis von Frau S. vorgelegt worden war? 
Frau H.: Ich habe nichts unterschrieben. Das weiß ich genau. Denn 
dieselbe Methode haben sie in Darmstadt dann wieder angewandt. Sie 
sagten, ich solle aussagen und nichts abstreiten. Das würde meine Lage 
nur verschlechtern. Frau S. hät te  auch ausgesagt. Ich solle mich besin- 
nen und die Wahrheit sagen. Das war ja auch die Methode der Rechts- 
anwälte und Staatsanwälte. 
F: Wie lange dauerte die Vernehmung hier in Gießen? 
Frau H,: Wir sind gleich am nächsten Morgen nach Darmstadt gebracht 
worden. Nachts waren wir im Gefängnis. 
Frau SC: Und am nächsten Morgen sind wir mit einem offenen Auto, 
nach Darmstadt gebracht worden. Vor manchen Häusern sahen wir Ju- 
den, die kehren mußten. Die haben ganz scheu geguckt. 
Frau Hu Die Juden hat te  man ja auch zur mir in die Bahnhofstraße 
geschickt zum Einkaufen. Sie durften nur von 16-18 Uhr kommen. Au- 
ßerdem mußten sie den Judenstern tragen. Viele haben dann die Hände 
oder eine Tasche davorgehalten. Die haben auch mal etwas bei mir ge- 
sagt, weil ich ja auch gegen Hitler war. 
F: Wie lange wurden Sie dann in Darmstadt festgehalten? 
Frau H.: Es dauerte ein halbes Jahr, bis wir vor Gericht kamen. Das 
war ja die größte Strafe. Die wollten uns ein bißchen kochen lassen. 
Auf mich haben sie in der Zelle einen Spitzel angesetzt. Ich hat te  das 
große Glück, daß ich zwei sehr nette Wachtmeisterinnen hatte. Die 
Langsdorf und die ältere, die die Vorgesetzte war. Bei denen habe ich 
dann den Haushalt gemacht. 
Frau S: Aber die Kühn war auch sehr nett. Vor der habe ich zuerst 
solche Angst gehabt. 



Frau Hu Es war für mich ein großes Glück, daß ich da den Haushalt 
machen durfte, denn ich brauchte so nicht immer drinnen zu sein. Die 
hätten das ja nicht maohen dürfen, aber die haben ja auch gesehen, 
wieviel Unrecht da  geschehen ist. Sie sagte: "Wir machen Sie aufmerk- 
sam, wann eine kommt und Sie aushorchen will, geben Sie keine Ant- 
wort." Und da war eine da, der sagte ich. "Ich will Ihre Sache nicht 
wissen und bitte fragen Sie mich nicht nach meiner Sache, denn ich 
sage nichts. Aus mir können Sie nichts herausbekommen." 
Frau S: Was mich sehr beeindruckte, war eine Frau, die sagte: "Ich 
komme ins Lager." Ich fragte: "Wie können Sie das wissen? Hatten Sie 
eine Verhandlung?" "Nein, ich bekomme keine Verhandlung." Sie bekam 
wirklich keine und kam direkt ins Lager. 
Frau tt: Wenn man zum Beispiel mit Juden gesprochen hatte oder 
wenn junge Mädchen mit Ausländern poussiert hatten, kamen alle 
gleich ins Lager. 
Frau S: Das war verschieden. Wenn sie sich mit Polen oder Russen 
einliekn, oder mit anderen Kriegsgefangenen, dann sofort ins Lager. 
Sonst Zuchthaus. Wir haben im Zuchthaus genau g e w d t ,  wenn eine 
kam: Franzosenverhältnis. E s  kam darauf an, wo sie verurteilt war. Die 
Strafen schwankten zwischen 2, 3 und 4 Jahren für die gleiche Tat. 
F: Um auf Ihre Erfahrungen zurückzukommen, Sie waren ja nicht zu- 
sammen im Gefängnis? 
Frau S: Ich war Beamtin, darauf stand Zuchthaus. Das war der einzige 
Grund für die unterschiedlichen Strafen. 
Frau tt: Aber ich habe Gefängnis gehabt. Wissen Sie, was ganz 
schrecklich für mich war? Wir sind doch auf Schub, nennt man das, ins 
Zuchthaus gekommen. Das war, wie man früher die 3.-Klasse-Wagen 
hatte. Auf der einen Seite war immer für eine und auf der anderen 
Seite immer für zwei Personen Platz. Diese Platze waren dann durch 
Gitter abgeteilt, man konnte aber miteinander sprechen. 
F: Und dann sind Sie nach Frankfurt gekomme L..? 
Frau tt: Da hatten sie nirgends mehr Platz. Da haben sie gesagt, daß 
bei den Juden noch Platz sei, und da haben wir gesagt, dalJ wir zu den 
Juden gehen. Die waren furchtbar verängstigt. Also, das kann man sich 

, ehrlich nicht vorstellen. Da war unter anderem eine ungarische Jüdin, 
wieso die dahin gekommen ist, weiß ich nicht. Und die hatten auch ei- 
nen Spitzel da. Das war eine Halbjüdin, und die war so  niedertrachtig, 
der hät te  ich die Gurgel rumdrehen können. Ehrlich, die war so hunds-. 
gemein, die hat alle verraten Also, diese ungarische Jüdin, die hat ge- 
heult, die heulte wirklich wie ein Hund. Und damit sie still war, haben 
sie ihr einfach zwei Eimer Wasser über den Kopf geschüttet. 
Frau S: Wer hat das gemacht? 
Frau Hu Die Beamtin. Wenn die sich nur rührte, dann fing diese Halb- 
jüdin an: "Halt's Maul, oder willste wieder Wasser über'n Kopf haben!" 
Und dann kam die Beamtin. An eine ältere Jüdin, deren Heimat ich 
kannte, kann ich mich auch noch erinnern. Und was hat die sich ge- 
freut. Also glauben Sie, die drei Tage, wo ich mit den Juden da  zu- 
sammen war, das war für die ein Fest. Wir konnten überhaupt nicht 
über die Lage sprechen. Raus kamen wir auch nicht, weil die Juden 
besondere Leute waren, die brauchten angeblich keinen Spaziergang. Es 
war dauernd ein Halbdunkel, die Fenster waren ganz oben, und es wa- 



ren Gitter davor wie in einem Käfig. Die Zellen waren vielleicht zwei 
Meter lang, und es gab ein Bett zum Herunterklappen. In Frankfurt 
war das, und da mußten wir warten, bis der Schub weiterging. Als wir 
in Frankfurt ausgestiegen waren, waren da Polizeibeamte, und alle mit 
Hunden; es war grhusam, wie die gebellt haben. Dann habe ich gese- 
hen, da8 auch noch von Limburg her Züge kamen. Einen Zug später 
wurden wir wieder aufgeladen und zur Bahn gefahren. Dann kam wieder 
die Polizei mit den Hunden, und da sah ich auch diese Bella wieder, 
die ich vorher kennengelernt hatte. Wir kamen nicht in dasselbe Abteil, 
aber in denselben Wagen. Da war auch eine Jüdin dabei, es war eine 
bildschöne Frau. Die hat te  ein Kind in det Schweiz, und sie hat gesagt: 
"Ich gebe alles her, ich will bloß mein Kind wiederhaben, ich will wie- 
der frei sein." Die haben damals noch nicht gewußt, was mit ihnen ge- 
schieht. Wir alle waren in der Hinsicht v6llig unbefangen. Und ich habe 
dann mit denen gesprochen, und da haben sie gesagt, daß sie Tsche- 
chen sind. 15000 l'Intelligenzlerw waren in der Tschechoslowakei ver- 
haftet worden. Die kamen von Diez, wo das Zuchthaus ist. Das waren 
lauter "Garderobenständer". Die waren nur noch Haut und Knochen. 
Die sind ausgenutzt worden bis zum Letzten. Bei uns im Zuchthaus wa- 
ren an Ausländern da: eine Polin, zwei Zigeunerinnen (Mutter und 
Tochter) und noch mehr. Die kamen Samstags und Sonntags regelmäßig 
in den Bunker. 
F: Was ist der Bunker gewesen? 
Frau W Der Bunker ist ein Keller, sie kriegen eine Decke, und der 
Unterbau ist aus Ziegelsteinen, dann ist ein Zwischenraum, vielleicht 
10-20 cm hoch, und da ist ein Brett. Sie mußten abends ihre Kleider 
abgeben und hatten nur noch ihr Hemd und eine Decke, und es war 
saukalt. Dann kriegten sie auch noch Essensentzug. Sie kriegten, glaube 
ich, Wasser und ein Stück Brot für den ganzen Tag. Frau Will hat te  
ihrem Mann einen Brief zugeschoben mit einem Haarbiischel von ihr. Er 
hat es einfach bei sich behalten. Wie e r  nachher weggekommen ist von 
Darmstadt, da haben sie es gefunden, und da war es weg. 
F: Was hat sie geschrieben? 
Frau H.: Eine Nachricht, mehr weiß ich nicht. 
F.: Sie sind von Frankfurt aus nach Ziegenhain gekommen? 
Frau HI J a  Nach einigem Hin- und Herfragen sagte jemand, e r  würde 
nach Breslau kommen. In meinem kindlichen Einfall sagte ich: "Ach, 
wie schön, vielleicht können Sie dann Ihre Frau sehen, vielleicht sogar 
Ihr Kind.'' Da hat e r  mich voller Entsetzen angeguckt und hat gesagt: 
"Aber nein.'' Da habe ich gesagt: "Aber wieso, das ist doch nicht so 
weit, derweil kann Ihre Frau doch kommen." Da hat e r  gesagt: "Nein, 
wir werden in Breslau hingerichtet." Da habe ich meine Fassung verlo- 
ren und habe geheult. Da hat e r  zu mir gesagt: "Wo kommen Sie denn 
hin?" Da habe ich gesagt: "Nach Ziegenhain." Da hat e r  zu mir ge- 
sagt: "Aber weinen Sie nicht, in Ziegenhain ist es gut, da haben Sie 
viel Glück." Dann sind wir ausgestiegen und sind zu Fuß ein Stück ge- 
gangen. Es war natürlich für uns ein großes Glück, mal wieder richtig 
gehen zu können. Dann hat der Beamte eine geholt, die kannte der und 
die mußte scheinbar tifters nach Marburg. Wir sind also los. Auf einmal 
hat der zu uns gesagt: "Rennt doch nicht so. Ihr müßt noch lange ge- 
nug sitzen. Wir sind gleich da." Der war anständig. Und dann sind wir 



hingekommen. Da drinnen lehnte ich mich dann gegen eine Wand, und 
da kam eine Beamtin und brüllte mich an: "Stellen Sie sich mal gerade 
hin, meinen Sie vielleicht, Sie brauchen die Wand zu stützen?" Das war 
die Umgangsform dieser Aufseherinnen So haben die einen behandelt, 
zwei Jahre lang. Nur in diesem Ton wurde mit uns gesprochen. 
Frau S: Ich hatte ja das Glück Mir ging es gut, ich brauchte mich 
nicht zu beschweren. Aber den ganzen Tag hörte ich nur diesen Ton. 
F: Sie waren zwei Jahre in Ziegenhain? 
Frau H.: Ja, sogar 14 Tage länger. Die schlimmste Zeit war die letzte, 
das letzte Vierteljahr. 
Frau S: Was geschieht mit Dir, wenn Du rauskommst, die Angst davor. 
Frau H.: Kommst Du raus, oder mußt Du noch ins Lager? Diese Angst, 
das war das Grausamste. Die hat sogar den Hunger überbrückt. Abends 
hatte ich gedacht: "Heute biste nicht geholt worden, wie wird es mor- 
gen sein?" Wenn man dann geholt wurde vor der Entlassung, dann wuß- 
t e  man, jetzt mußt Du ins Lager gehen. Wir waren ja mit allen zu- 
sammen, mit den Kriminellen und so weiter. Das hat da gar keine 
Rolle gespielt. Eine ganz große Bewunderung habe ich den Kommuni- 
stenfrauen entge enbringen müssen. Die hatten eine Haltung, die war 
gronirtig. Eine k o r e  Wolf) hatte eine sehr g r o k  Rolle gespielt. Ich 
war auch mit einer zusammen, aber nur während der Arbeit. Erwischen 
lassen durften wir uns nicht, sprechen durften wir nämlich nicht, und 
dabei sind wir immer untergetaucht. Wir mußten fürs Militär nähen, 
wissen Sie, da gab's doch so Dreiecksplanen, die in der Mitte einen 
Schlitz haben, und die nahmen die Soldaten teilweise als Cape. Drei 
oder vier zusammen gaben ein Zelt. 
F: Wußten Sie, was mit Ihnen passieren würde in den Lagern? 
Frau i-k Ja, das hab' ich gewußt. Wir haben vieles gewußt. Jeder, der 
neu reinkam, wurde natürlich bestürmt. 
Frau S: Die Frau Kühn hat mir immer Brot besorgt, und das mußte 
ich so versteckt in die Zelle bringen, und dann abends, wenn wir alle 
im Bett lagen, haben wir verstohlen unser Stück Brot gegessen. Die hat 
uns öfters einmal Brot besorgt. Ich mußte das mitbringen, weil ich bei 
den zwei Wachtmeisterinnen im Haushalt war und auch mal aus der 
Zelle rauskam. Die anderen mußten ja jahrelang drinbleiben. Abends 
haben wir dann, damit die anderen es nicht sahen, unser Brot unterm 
Bett gegessen. Das war etwas Besonderes. Die Wachtmeisterinnen ha- 
ben uns geholfen. Es ist gut zu wissen für Sie, damit Sie dankbar sind, 
was Sie heute alles haben. 
F: Wie war denn das Essen bei Ihnen in Ziegenhain? 
Frau i-k Von dem Augenblick an, als die Edertalsperre bowbardiert 
wurde, haben wir hungern müssen. Wir haben nie mehr eine Kartoffel 
bekommen. Es gab so  Bohnenschalen, gemahlen, das war ein Festessen. 
Auch an Feiertagen wie Weihnachten oder so gab es immer trocken 
Brot und schwarzen Kaffee. 
Frau S: Bei uns gab es manchmal was anderes, das war kein Kaffee. 
Zuerst habe ich das gar nicht gemerkt, aber wenn Du Hunger hast, 
schmeckt alles gleich gut, da hab ich das Zeug auch getrunken. Wir 
mußten jeden Tag zuerst acht Decken nähen, dann kam plötzlich ein 
Tausch, die jungen kamen an die neuen Nähmaschinen, und wir mußten 
an die alten. Da mußten wir 12 Decken nähen. Wir haben natürlich be- 



trogen. Ich zum Beispiel konnte das überhaupt nicht. Wir haben einfach 
daneben genaht, ganz bewußt natürlich, haben dann die Decken abgege- 
ben und sie wieder zurückgekriegt, weil Fehler drin waren. Diese waren 
natürlich angekreidet, aber wir haben es  einfach wieder ausradiert. 
Dann haben wir das zweite Mal nur die Hälfte abgegeben und die an- 
dere Halfte untergeschmuggelt. Dafür kriegte man in der Woche ein 
Stück Sülze, oder so  etwas Ahnliches. Wir haben uns sehr gefreut, daß 
wir es bekamen. Butter oder Margarine gab es überhaupt nicht. An 
Sonn- und Feiertagen kriegten wir ein bißchen Marmelade. Wenn man 
mit welchen in der Zelle war, die drinbleiben mußten, wenn Du selbst 
raus mußtest, dann aßen die Dir Deine Marmelade weg. 
F: Wieviel waren Sie denn in der Zelle? 
Frau H.: Das war sehr unterschiedlich. Ich möchte fast sagen, daß ich 
bevorzugt behandelt wurde. Normalerweise waren wir zu dritt in der 
Zelle, aber es kam auch vor, daß wir zu elft waren. 
F: Sie haben gearbeitet. Haben Sie auch Freizeit gehabt? 
Frau H.: Niemals! Wir durften 2.B. nichts lesen. Nach der Arbeit haben 
die Wachtmeisterinnen ihre Privatsachen zu uns gebracht, und wir 
konnten denen alles nähen und flicken. Wir haben praktisch noch nicht 
einmal Sonntags frei gehabt. Jeden Sonntag war Kirche. 
F: Sie konnten jeden Sonntag in die Kirche gehen? 
Frau H.: J a  Ich bin jeden Sonntag in die Kirche gegangen. Dadurch bin 
ich glaubig geworden. Als die zwei Wachtmeisterinnen mich zu sich in 
den Haushalt genommen hatten, habe ich auch genug zu essen bekom- 
men. Ich habe denen gebügelt und immer mitgegessen, wenn die auch 
gegessen hatten. 
F: Da waren Sie zwei Jahre? 
Frau H.: Ja! Das Schlimmste war natürlich die letzte Zeit. Weil ich 
jetzt dachte, wenn Du jetzt rauskommst, was wird wieder in Gießen 
sein... Ich hat te  ja auch keine schönen Erlebnisse. Es hat Leute gege- 
ben, die haben gesagt: "Was, Sie sind wieder da? Ich bring' Sie aber 
hin, wo Sie hingehören, wo Sie waren." Das ist mir auch passiert, als 
ich draußen war. Aber damit habe ich schon gerechnet, als ich noch 
drinnen war, daß das eventuell kommt. Als ich dann das Lädchen in 
der Licher Straße hatte, kam diese Frau, die das zu mir gesagt hat te  
und da habe ich gesagt: "Ihnen verkauf1 ich nichts." - "Ja, warum 
denn nicht?" - "Sie haben damals gesagt, Sie bring1 ich wieder dahin 
zurück, wo Sie schon mal waren. Das hab1 ich nicht ~ergessen.'~ Das 
war die einzige Rache, die ich verübt habe, sonst habe ich alles mit 
Geduld hingenommen und ertragen. Aber das war mir dann doch zuviel. 
Als ich d r a u k n  war, 1944, bin ich gleich zu Griebs (fromme evang. 
Christen), und die haben mich auch auf Anhieb wieder genommen. 
Zuerst habe ich natürlich im Büro gearbeitet. Aber vorher die Sorgen, 
was wird aus Dir, wenn Du wieder zurückkommst! Ich hat te  kein El- 
ternhaus und war auf eigene Initiative angewiesen. Herr Grieb hat ge- 
sagt, wir lassen Sie jetzt im Büro, so  lange, bis da ein bißchen Gras 
drüber gewachsen ist. Dann können wir Sie auch wieder verkaufen las- 
sen, aber eben haben wir Angst. Was das für Nachwirkungen noch mit 
sich bringt! Nicht nur, daß man viele Jahre gelitten hat und dann noch 
die Angst, was wird aus Dir, wenn Du draußen bist. Ich bin ein ganzes 
Jahr zum Nervenarzt gegangen. Ich habe die Hinrichtungen von Herrn 



und Frau Will, sie wurde vergast und er wurde g e h g t ,  einfach nicht 
verwinden können. Ich konnt' gar nicht froh über meine Freiheit wer- 
den, die Wills haben ja genauso wenig getan wie i c h  
Frau S: Ich habe davon im Gefhgnis erfahren. Ober manche Sachen 
waren wir besser unterrichtet als die draußeh 
F: Haben Sie auch politische Nachrichten erfahren können? 
F m  ik Wir haben keine Zeitungen und nichts gehabt. 
Frau S: Wir bekamen das Kasseler Sonntagsbliittchen. Da stand ein 
bikhen was drin. Man erfuhr aber so zwischendurch doch ein bikhen. 
F: Haben Sie von der Invasion der Alliierten in Frankreich erfahren? 
Frau ik Wir haben so gehofft, W ,sie kommen. Da sind sie auf ein- 
mal am Rhein stehengeblieben. Ich bin bald verrückt geworden. Das 
Schlimmste war, alle, die weniger als so und soviel Strafzeit nach hat- 
ten, sollten entlassen werden, die anderen sollten alle ins KZ kommen. 
Da war ich allerdings schon entlassen. Die, die ins KZ kommen sollten, 
standen drei Tage oder noch l h g e r  davor, weil da irgendeine Epidemie 
ausgebrochen war und sie nicht reinkamen. Eine Bekannte hatte mir 
geschrieben, dai3 sie keine Mbglichkeit hatten, sich zu erleichtern. Sie 
nahmen dazu teilweise das EBgeschirr und aBen daher zu zweit aus ei- 
nem Topf. Sie haben sich furchtbar vor dem Essen geekelt, denn es 
wurde aus Dreckeimern gebracht. Da hat die Lore Wolf gesagt: "Ich 
halte es nicht mehr aus, ich habe so ein Körperjucken." Sie hatte ihre 
Decke ausgeschüttelt, und dafür ist sie dann von einem SS-Mann mit 
dem Gummilmüppel bearbeitet worden. 
F: Haben Sie vom 20. Juli 1944 was erfahren? 
Frau S: Da war ich schon draullen, ich bin im Februar schon rausge- 
kommen - > 

Frau ik Wir hatten Informationsquellen, wenn Neue kamen. 
F: Als Sie nach GieSen zurückkamen, hatten Sie da sofort eine Unter- 
kunft gefunden? 
Frau ik Ich war bei meinen alten Wirtsleuten. Das waren sehr sehr 
gute Menschen, die haben mich auch wieder aufgenommen. Genauso 
der Grieb. In dieser Beziehung hatte ich ein großes Glück. 
F: Sie kamen im Februar raus, Sind Sie nach G i e h  zurück? 
Frau S: Ja, mein Vater und die Martha Mendel haben mich geholt. Ich 
war restlos ausgehungert. Mich haben die Leute nicht mehr gekannt. 
Der Metzger Kunz hat mir Schinken mitgegeben, und dann hat e r  von 
irgendwoher auch ein Brot gehabt und eine kleine Flasche Kognak. Das 
habe ich mit einem Heißhunger verzehrt. Das köyen Sie sich gar nicht 
vorstellen. Dann kamen wir hier an. Dann habe ich gesehen, dai3 die 
Liebigstraße verbombt war. Das hat mich alles nicht mehr bertihrt. Ich 
war so glücklich über meine Freiheit. Ich hatte das eine Jahr auf Be- 
wahrung. Ich brauchte mich deswegen aber nicht zu melden. Aber als 
ich nach Haus kam, habe ich die ganze Zeit geguckt, ob irgendwo ein 
Gestapo-Mann ist. 
Frau ik Ich hatte auch immer Angst. Nachts habe ich's immer klin- 
geln hören. Es war ja spät abends, als die geklingelt hatten und uns 
geholt haben. 
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lung war ein aus Posen geflüchteter Jurist, der wohl auf Grund der ei- 
genen Erfahrung und unter dem Eindruck der den ganzen Tag auf der 
Flucht vor den Russen vorbeimarschierenden deutschen Truppen, die 
sich in einem sehr abgerissenen Zustand befanden, die Beschuldigung 
gegen mich als Lappalie empfand und aus diesem Grund die Verhand- 
lung sehr korrekt führte und die Beschuldigungen der Hauptbelastungs- 
Zeugin in ironischer Weise herunterspielte. 

Die Verimnäiw~bl im Jauaar/Febnmr 1945: 

In der ersten Verhandlung sagten die Denunzianten Frau Sch. und ein 
junger Mann gegen mich aus, während Herr Semmler und eine andere 
Person für mich aussagten. Als der junge Mann verhört wird, schaltet 
sich Frau S c k  immer wieder dazwischen, wird aber von dem sehr kor- 
rekten Präsidenten zurechtgewiesen. Dann zieht sich der Gerichtshof 
zurück, um über das Urteil zu beraten. Zwor sagt der Präsident noch 
zusammenfassend: "Die Angeklagte macht einen durchaus serii5sen und 
intelligenten Eindruck. Ich kann mir nicht vorstellen, da6 sie so 
unüberlegt gehandelt haben sollte, aber wir haben ja die Aussagen ge- 
hi5rt." 
Ihr Pflichtverteidiger, ein schwerer Nazi, sagt daraufhin: "Mh, es sieht 
nicht gut aus!" 
Er hat also mit der Todesstrafe gerechnet. Auf dem Gang steht e r  die 
ganze Zeit neben mir, "damit ich nicht durchgehe" und sagt: "Bitte 
keine Gespräche mit der Angeklagten!'*, als einer der Zeugen, der bei 
mir zu Hause wohnt, Grüße von meiner Mutter bestellen will. Im Ge- 
richtssaal verkündet der Präsident, daß die Todesstrafe nicht aufrecht- 
erhalten werden kann, "bei 2 zu 2 Eiden, wobei sich 2 mit der Version 
der Angeklagten, die zwar nicht vereidigt werden kann, decken". Der 
Urteilsspruch lautet v'nur" acht Jahre Zuchthaus. fm Gefängnis haben 
sich dann alle mitgefreut. Dann bin ich in ein sehr großes Zuchthaus 
nach Waldheim in Sachsen gekommen. Dort waren 4000 Frauen und 
7000 Männer untergebracht. Später habe ich versucht, den Präsidenten, 
der mir das Leben gerettet hat, ausfindig zu machen, was jedoch un- 
möglich war. Vielleicht ist e r  von den Nazis wegen seiner Korrektheit 
liquidiert worden. 

interview mit dem Rechtsanwait der Renate Roese im P r d  mr dem 
Volksgerichtsbof am 2OJ21.7.1942, Herrn Wiihelm Köhier 

Zeit: Dezember 1982 
Inteiviewer: Kurt Heyne (abgek. KH) 
Ort: Gießen, Asterweg (Kanzlei der RAA Hirschmann, Köhler U.&) 

KH: Wie kamen Sie denn zu der Verteidigung der Renate Roese? 
Kahler: Ich kannte die Eltern, und ich war Zwangsverwalter des Grund- 
stücks, das gerade frei geworden war. 
KH: Aus welchen Verhältnissen kam Renate Roese? 
Kahler: Der Vater war Musikpädagoge. Er war in gewisser Weise ein 
Sonderling. Die Eltern lebten getrennt. Die Mutter hat te  wohl auch 
etwas mit Musik zu tun. Sie war auch kunstgewerblich und handwerk- 



lich tätig. Sie zog sich wie auch ihre Töchter anders an und betonte 
die deutsche Frauenkultur. Auch die Frauen, die um sie waren, beton- 
ten diesen Stil. 
KH: Wie hat te  Renate Roese Bekanntschaft mit den anderen bekom- 
men? 
Köbief: Durch andere, die am Kreis beteiligt waren. Ich glaube, durch 
Pfarrer Steiner und dessen Tochter. Renate hat te  eine etwas eigenarti- 
ge Freundin, die Ecke SchanzenstraiKe in GieSen wohnte. Die. scheint 
mit der Imgart bekannt gewesen zu sein. 
KH: Kam die Gestapoagentin Imgart auf diese Weise in den Kreis? 
K8hief: Wahrscheinlich Die in dem Kreis kannten sich alle irgendwie. 
KH: Wie waren die Möglichkeiten der Verteidigung fftr Sie? 
Koa1ef: Sehr begrenzt. Politisch war der Spielraum sehr eng. Schon die 
Anklageschrift war besonders eingepackt. Es durfte keine Abschrift 
gemacht werden, alles war schrecklich geheim. Der Ton war scharf, 
die Durchführung war aber nicht so wie bei Freisler in Berlin. Die 
Verhandlung wurde formal korrekt, in gesetzlioh vorgeschriebener Form 
durchgefiihrt. Ein Verteidiger damals mußte in der Partei sein, sonst 
konnte e r  seinen Beruf nicht ausüben. 
KH: Wie verlief nun die Verhandlung? 

3 a 
KWlef: Die war vor dem Volksgerichtshof in Darmstadt und dauerte 
mehrere Tage. Alle waren auf der Anklagebank, einer nach dem andern 
kam dran. Der stellvertretende Vorsitzende beging zu Anfang einen 
faux pas, als e r  sagte. llDa ist ja doch auch das Fräulein Imgart." Der 

1 
7 

Vorsitzende wimmelte sofort ab, sonst wäre die Situation anders ge- 0 
worden. 
Die unschuldigste von allen war die Frau Will. Die hat sich eigentlich 
nur um den Haushalt gekümmert und am Gespräch keinen Anteil. Aber 
sie bekam 6 Jahre, was für sie als Jüdin den Tod bedeutete. Ich mach- 
te die Verteidigung sehr persönlich, gefühisbetont, beinahe tränenrie- 
selnd. Das war die einzige Möglichkeit. Renate Roese bekam drei Jah- 7 

re. Ich stell te ein Gnadengesuch Sie wurde vorzeitig entlasse? 1 
:j 

KH: Haben Sie später noch etwas von einem aus dem Kreis erfahren? 
Köbief: Nein, ich habe nichts mehr erfahren. Mit Bobby Schmidt sind 
wir öfter zusammen, vor kurzem noch  Ich glaube nicht, daß sie noch 1 
weii3, da8 ich der Verteidiger von Renate Roese war. 
KH: Haben Sie wegen der Verteidigung nachher politischen Druck be- 2 
kommen? 
Koblef: Nein. 

i 

Interview mit Dr. Hans Zahn, GieSen, vom 30.9-1986 4 

Hans Zahn, geb. 1922, kam mit 10 Jahren im Jahre 1932 zum ND, dem 
1919 gegründeten Bund katholischer höherer Schüler. Etwa 1934135 er- 

9 
folgte die Auflösung des Bundes in Gießen Das geschah in einem .3 

3 
feierlichen Akt am Marienaltar in der Bonifatiuskirche. Man hat te  den 
ND-Angehörigen versprochen, daß sie geschlossen in die HJ überführt 
würden, aber sie wurden in einzelne Jungenschaften versetzt. Darauf 
t ra t  ein Teil aus, worauf es zu heftigen Auseinandersetzungen und 4 



Kiimpfen mit HJ-Angehörigen kam. Diese fanden hauptsächlich im Be- 
reich Liebigstraße, Wilhelmstraße, Ebels t rah statt.1 
Einmal wurde Hans Zahn mit seinen Freunden von der HJ im Berg- 
werkswald Uberfallen und mit Ketten und Brennesseln geschlagen. Er 
zog es schließlich vor, in einer Organisation unterzutauchen, dh er  
t ra t  dem Vinzenz-Verein bei und kilmmerte sich um Hltere Kranke bzw. 
sozial schlecht gestellte Menschen. Vor und während der Zeit der Aus- 
einandersetzungen mit der HJ war der Kontaktpartner der ND-Angehö- 
rigen ein evan elischer Bibelkreis in der Gartenstraße. Hans Zahn nennt 
es die erste 8 h m e n e  in Gießen. Zweimal wurde Hans Zahn zu einem 
christlichen Jugendlager geschickt (Göttingen 1937138). Mit ihm reiste 
damals Gisela Fischer, Tochter von Prof. Fischer. Sie t ra t  später in ei- 
nen Orden e i n  Sie starb in der Missionstatigkeit in Rhodesien. In den 
Ferien war Hans Zahn einmal in Offenbach bei den GroBeltern, ließ 
sich auch beim dortigen ND sehen und erfuhr, daB die Burg Breuberg 
im Odenwald inzwischen von der SS vereinnahmt worden war. Der ka- 
tholische Geistliche Albert MUnch (auch Abb6 MUnch genannt), Hans 
Zahn und ein dritter Junge verkleideten sich als SS-Mann und HJler, 
gingen in die Kapelle Breuburg hinein, holten das Allerheiligste heraus, 
aßen die Hostien und nahmen den goldenen Kelch mit, um ihn nicht in 
die H h d e  der SS fallen zu lassen. 
Im Medizin-Studium wurde Hans Zahn einmal vom Vater des jungen 
Sch angezeigt, vom Kreisleiter Backhaus verhört und als "unwürdigster 
Student von Gießen" bezeichnet, weil e r  immer noch der katholischen 
Kirche verpflichtet war. Der Standortkommandant zog ihn deshalb 
schnell ein, e r  kam nach Mühlhausen, also weit weg vom Schuß Hans 
Schütz konnte bestiitigen, dai3 etwa im Jahre 1941 die Abschriften der 
Predigten des Bischofs von MUnster in Gießen bekannt und sogar von 
Hand zu Hand weitergereicht wurden. Die in den Predigten gemachten 
Aussagen und Anklagen gegen das NS-System wegen der Euthanasie- 
Aktion wurden von einem Pfleger der Heil- und Pflegeanstalt, Eduard 
Schneider,*bestiitigt. Er berichtete von Geisteskranken, die von Gießen 
(Landesheil- und Pflegeanstalt) nach Hadamar abtransportiert wurden. 
In einem kleinen Kreis, dem neben Hans Zahn U& noch Eduard Schnei- 
der (er war inzwischen wegen Unzuverlässigkeit ins Lazarett versetzt 
worden), Eduard Kleinschnitz, der Vater von Hans Zahn und K. Weiß- 
bäcker angehorten, wurden diese Geschehnisse diskutiert und sog. 
Feindsender geh6rt. 
Hans Zahn hat noch lebhaft in Erinnerung, da6 der 1934 nach Gießen 
gekommene Kaplan Hanlein, der ja wegen 'labfiilliger Bemerkungen über 
den Staat und die nationalsozialistische Bewegun und deren Einrichtun- 
gen' in Lorsch bereits vom Religionsunterrichtf ausgeschlossen worden 
war, in Gießen deutliche Worte auch vor Jugendlichen gegen den Natio- 
nalsozialismus sagte. 
Ebenso waren die Kap lhe  Martin Kremm und Hans Werner Strasser 
(geb. 1910) Kritiker des Systems. Von der Verhaftung Kaplan Sommers 

1 Von den Auseinandersetzungen und LT. blutigen Kiimpfen mit 
der HJ in Zeltlagern bei Wickstadt und Gernsheim soll hier nicht 
naher berichtet werden. 

2 StAGi Nr. 1823, Stadtschulamt 
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1 Siehe Schreiben des Reichsstatthaltets an drs K r e i d a m t  €JO- 
treffs Genshmfgung sur Erteil- voa Katechetenumterdcht &d~ 
~ a p l r n  Dr. ~etanaroi ~ o l i t o r  vom 10.4.1940, NC. k823 

2 Die Promdb ist Liscrlotte I8wrlo: 0- cwm 38.9.1+ 
3 Telafoa. Zitat du& dm Brodar WS Pfrr Jep~f Dau- 

ster in Laqgenbh Ttou mshrmdiger , huqi~ .*ori 
kirdiücbftr Saite, war eine EinsichtMkme in diesms ' w e r t d i e  
Zeitdokumant nicht mtbglich. I 



vatbüro, das die durchsuchenden Beamten nicht fanden. Später wurde 
Strasser zur Gestapo geladen, weil er polnische Fremdarbeiter betreut 
hatte und angezeigt worden war. "Die jungen Leute", sagte er, 
I1schleppten mir sogar russische Gefangene in die Jugendversammlung. 
Ich unterhielt mich selbstverständlich mit ihnen." Erst nachher ging 
Strasser auf, was e r  alles gewagt hatte, %B. auch, als e r  von Herrn M. 
den sog. MBlders-Brief bekam, den vorzulesen verboten war. 
Die Geistlichen riskierten oft Kopf und Kragen, wenn sie sich in ihrem 
Zimmer im 11. Stock des Pfarrhauses unterhielten. Gegen ih r  waren 
zwei SS-Männer einquartiert, zwei Mediziner, die sie jederzeit hätten 
verraten k8nneh Der eine schwadronierte, wie Rd l and  einmal in naher 
Zukunft aufgeteilt werden würde... Hans Werner Strasser war auch mit 
Emilie (Bobby) Schmidt bekannt, die zum Kaufmann/Will-Kreis gehörte 
und ihn eines Tages dazu einlud. Strasser traute der Sache aber nicht 
und ist so schlimmster Verfolgung und Bestrafung entgangen. 
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